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Erſte Sitzung

verhandlungen
Die Landesſynode hat ihre Verhandlungen durch die von ihr beſtellten Schriftführer und durch eine Stenographin auf⸗
zeichnen laſſen . Außerdem wurden die Anſprachen der Plenarſitzungen auf Tonband aufgenommen . Hiernach erfolgte die

nachſtehende Bearbeitung der Verhandlungen .

Die Landesſynode tagte in den Räumen der Evang . Akademie in der „ Charlottenruhe “ in Herrenalb . Der Eröffnungs⸗
gottesdienſt fand am 26. Oktober in der Kapelle der Evang . Akademie in Herrenalb ſtatt . Die Predigt hielt der Herr

Landesbiſchof .

Erſte öffentliche Gitzung

Herrenalb , Dienstag , den

Tagesordnung

J.
Bekanntgabe der Entſchuldigungen .

8
Bekanntgabe der Eingänge und Beratung über ihre ge⸗
ſchäftliche Behandlung .

ER
Wahl von zwei ſynodalen Mitgliedern des Landeskirchen⸗

rats und deren Stellvertreter .

IV .

Bericht des Vorſitzenden des Kleinen Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes über den Stand der Ausſchußarbeiten .

Berichterſtatter : Synodale D. Dr . Dietze .

*.

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung .
Abgeordneter Hauß ſpricht das Eingangsgebet .
Präſident Dr . Umhauer : Meine ſehr verehrten Herren !

Liebe Konſynodale ! Ich heiße Sie zu der letzten Tagung
in unſerer Amtsperiode herzlich willkommen und freue mich ,
daß ſoviele es möglich gemacht haben , hierher zu kommen . Wir
haben wie bei den letzten Tagungen den Württembergiſchen
Landeskirchentag eingeladen , einen Vertreter zu entſenden .
Herr Präſident Lechler hat mir hierfür gedankt und bedauert ,
dieſes Mal niemand entſenden zu können . Weil gerade vor⸗

her der Landeskirchentag zuſammen geweſen war , ſei es ihm
nicht möglich , einen Delegierten zu ſtellen . Er hat aber dieſe
Mitteilung verbunden mit dem Wunſche , daß künftig die
beiderſeitige Zuſammenarbeit noch enger werde , und er hat
auch den Wunſch ausgeſprochen , daß wir , er und ich, uns per⸗

ſönlich kennenlernen und beſprechen , da er unterſtelle , daß ich,
wie auch er , mich für die künftige Synodalperiode zur Ver⸗
fügung ſtellen werde . Ich konnte ihm leider dieſe Zuſage nicht
geben; denn ich glaube genötigt zu ſein , den Herrn Landes⸗
biſchof zu bitten , von meiner Wiederberufung Umgang zu
nehmen mit Rückſicht auf mein Alter . Ich bin der Meinung ,
es müßten nun jüngere Leute an die Spitze . Ich bin im
Sommer 75 geworden , das reicht — und außerdem aber auch
mit Rückſicht auf meine Geſundheit . Mein Arzt meinte , ich
müßte die Kraftreſerven , die in mir ſtecken , vorſichtig und
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unter Ausſchaltung von Ehrenämtern verwenden . — Dies
nur nebenher .

Seit unſerer letzten Tagung ſind zwei unſerer Konſyno⸗
dalen heimgegangen . Es ſind das die Herren Pfr . Günther
und Pfr . Specht . Herr Pfarrer Günther iſt am 4. Oktober
Herr Pfarrer Specht am 12. Oktober verſtorben . Herr Pfarrer
Günther war ſeit 1946 Mitglied der Vorläufigen Landes⸗
ſynode und anſchließend im Jahre 1947 von den Kirchen⸗
bezirken Neckargemünd und Sinsheim in die Landesſynode
gewählt worden . Herr Pfarrer Specht war ſchon 1932 —1934
und wiederum ſeit 1945 Mitglied der Landesſynode . Seit 1945
war er ſtellvertretendes Mitglied des Erweiterten Evang .
Oberkirchenrats und ſeit 1946 Mitglied des Erweiterten
Evang . Oberkirchenrats bzw. des Landeskirchenrats . Die
beiden Herren ſind uns lieb und wert geweſen als Menſchen

und als Mitarbeiter . Wir haben gern auf ihren Rat gehört ,
und wir verdanken insbeſondere dem Herrn Pfarrer Specht
in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des Hauptausſchuſſes
außerordentlich viel . Ich habe Anlaß genommen , den Hinter⸗
bliebenen die herzliche Teilnahme der Landesſynode auszu⸗
ſprechen . Und ſpeziell angeſichts der beſonderen Verdienſte des
Herrn Pfarrers Specht als Vorſitzenden des Hauptausſchuſſes
habe ich im Benehmen mit meinem Stellvertreter , Herrn
Dekan Hauß , geglaubt , im Namen der Synode einen Kranz
an ſeinem Grabe niederlegen laſſen zu ſollen . Mein Stellver⸗
treter , Herr Dekan Hauß , hat dieſe Funktion übernommen .
Wir werden den beiden heimgegangenen Konſynodalen ein
ehrendes Gedächtnis in Dankbarkeit bewahren . — Sie haben
ſich zum Zeichen des Mitempfindens und der Trauer von
Ihren Sitzen erhoben . Ich danke Ihnen .

Und nun kann ich außerhalb der Tagesordnung der
Synode noch eine erfreuliche Feſtſtellung treffen . Herr
Pfarrer Bär aus Eubigheim , der ſo lange in Kriegsgefangen⸗
ſchaft gehalten war , und über deſſen Schickſal hier in der
Synode ſchon mehrfach mitfühlende Außerungen getan wur⸗
den , iſt erfreulicherweiſe zurückgekehrt . Wir begrüßen ihn und
freuen uns ganz beſonders darüber , daß , wie ich höre , ſein
Geſundheitszuſtand nicht weſentlich Not gelitten hat . Die
Landeskirche bzw. der Herr Landesbiſchof haben ihn und ſeine
Gattin zu einem Erholungsaufenthalt auf einige Wochen hier⸗
her in die „ Charlottenruhe “ eingeladen . Wir freuen uns über
dieſen Akt der Teilnahme und der Freude .



I.

Nun habe ich einige Entſchu ldigungen bekanntzu⸗

geben . Es haben ſich entſchuldigt die Synodalen Hauptlehrer
Schäfer , Schloſſer Reutner , Schriftleiter Dr . Fiſcher , Inge⸗

nieur Siegel . Herr Dr . Lüdemann⸗Ravit hat ſich von Montag

bis Mittwoch entſchuldigt , und Herr Profeſſor D. Dr . Ritter ,

den wir ja zu unſerer Freude bereits zu Beginn der Tagung

hier begrüßen konnten , hat geſchrieben , er müſſe leider die

Synode bereits am 29. Oktober verlaſſen , weil er dienſtliche

Verpflichtungen übernommen habe .
Die erbetenen Beurlaubungen ſind erteilt . Wir wünſchen

denjenigen Herren Konſynodalen , die aus geſundheitlichen
Gründen fernbleiben mußten , recht baldige Geneſung .

II

Der Präſident gibt die Vorlagen und Eingänge

bekannt . Sie werden den zuſtändigen Ausſchüſſen überwieſen.
1II .

Umhauer : Wir kommen zu Punkt III der

„ Wahl von zwei ſynodalen Mit⸗

gliedern des Landeskirchenrats und deren Stell⸗
vertreter . “ Es iſt durch den Tod des Herrn Pfarrers Specht

eine Stelle eines Synodalmitgliedes des Landeskirchenrats

frei geworden . Wir ſind im Alteſtenrat zu dem Beſchluß ge⸗

kommen , Ihnen vorzuſchlagen , daß der bisherige Stellvertreter

des Herrn Pfarrers Specht , Herr Pfarrer Hammann , zum

ordentlichen Mitglied des Landeskirchenrats beſtellt werde ,

und als Erſatz für Herrn Pfarrer Hammann ſoll Herr Dekan

Dürr Stellvertreter werden .

Abgeordneter Hammann : Ich möchte darauf hinweiſen , daß

in wenigen Monaten ja die neue Synode die Wahl der ordent⸗

lichen Mitglieder und der Stellvertreter für den Landes⸗

kirchenrat vorzunehmen haben wird . Im Blick auf dieſe Situa⸗

tion halte ich perſönlich es für tunlicher , wenn man für dieſe

wenigen Monate Abſtand von der Wahl nimmt , da der Ver⸗

treter ſowieſo verpflichtet iſt , an den Sitzungen des Landes⸗

kirchenrats vertretungsweiſe teilzunehmen . Es dürfte ſich

keine Schwierigkeit im Blick auf die Geſchäftsordnung er⸗

geben .
Präſident Dr . Umhauer : Es iſt nicht ganz zweifelsfrei , Herr

Pfarrer Hammann , ob Sie nicht doch nur für den Fall der

Verhinderung des Herrn Pfarrer Specht für ihn eintreten,
oder ob Sie , wenn er wegfällt , einfach einrücken . Und um dieſe

Schwierigkeit , da die Rechtsfunktion des Landeskirchenrats
immerhin von Bedeutung ſein könnte , zu vermeiden , hat der

Alteſtenrat vorgeſchlagen , einen Nachfolger auch für dieſe be⸗

ſchränkte Zeit zu beſtellen . Es tritt im Effekt der Zuſtand ein ,

den Sie auch haben wollen . Wenn wir Sie nur als Stell⸗

vertreter auftreten laſſen , und Sie einmal verhindert ſind —

es findet ja nicht nur eine Sitzung ſtatt bis zur Konſtitution
der neuen Synode , ſondern mehrere — dann würden auch

wieder Zweifel darüber entſtehen , ob der Landeskirchenrat

ordnungsmäßig zuſammengeſetzt iſt .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich möchte den Antrag des

Alteſtenrates unterſtützen . Es iſt doch ſo, daß die letzten Ver⸗

handlungen der Synode die Aufmerkſamkeit auf einen ord⸗

nungsmäßigen Landeskirchenrat mit ſeinen Laien⸗ und kleri⸗

kalen Mitgliedern ganz beſonders gerichtet haben . Deswegen

halte ich es für erforderlich , daß wir hier nicht etwa , weil es

nur noch verhältnismäßig kurze Zeit bis zu einer Neuwahl
geht , die Wahl unterlaſſen . Es ſpielt ja auch eine Rolle die

Wahl eines anderen Mitglieds in dieſem Zuſammenhang .
Darum halte ich es für erforderlich , daß wir heute die Mit⸗

glieder wählen .

Bei der anſchließenden Abſtimmung wird Pfarrer Ham⸗
mann zum ordentlichen Mitglied des Landeskirchenrats und
Dekan Dürr zu ſeinem Stellvertreter gewählt . Die Wahl er⸗

folgte einſtimmig bei jeweiliger Stimmenthaltung der Ge⸗
wählten .
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Präſident Dr . Umhauer : Wir haben im Geſetz über die

Präſident Dr .

Tagesordnung :

Erſte Sitzung

Kirchenleitung die Beſtimmung , daß ebenſo viele ſynodale

Mitglieder des Landeskirchenrats vorhanden ſein ſollen , wie

Oberkirchenräte . In der letzten Zeit iſt ein weiterer geiſtlicher

Oberkirchenrat berufen worden ; er hat ſein Amt noch nicht

angetreten , das ſoll erſt am 16. 11. geſchehen . Das iſt Herr

Kreisdekan Hof , dem wir zu dieſer Berufung unſere herz⸗

lichen Glückwünſche ausſprechen . Aber dieſe Berufung hat nun

die Folge , daß wir einen weiteren Synodalen in den Landes⸗

kirchenrat entſenden ſollen . Während wir bei der vorhin

wiederbeſetzten Stelle der Meinung waren , es müßte ein

Geiſtlicher ſein , ſind wir im Alteſtenrat der Meinung geweſen,

in dieſem Falle ſollte es ein Laie ſein . Der Alteſtenrat macht

Ihnen den Vorſchlag , als ordentliches Mitglied Herrn Ober⸗

ſtudiendirektor Dr . Uhrig und als ſeinen Stellvertreter Herrn

Rechtsanwalt Dr . Kuhn zu wählen .
Bei eigener Stimmenthaltung der jeweils Vorgeſchlagenen

werden einſtimmig Oberſtudiendirektor DPr. Uhrig zum ordent⸗

lichen Mitglied des Landeskirchenrats und Rechtsanwalt
Dr. Kuhn zu ſeinem Stellvertreter gewählt .

IV .

Präſident Dr . Umhauer : Nun haben wir noch einen Punkt

auf der Tagesordnung : „ Bericht des Vorſitzenden

des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes über

den Standder Ausſchußarbeiten “ Herr Profeſſor
D. Dr . von Dietze will bis nach dem Mittageſſen ſeinen Be⸗

richt fertigſtellen . Ich ſchlage Ihnen deshalb vor , daß wir jetzt

unſere Sitzung unterbrechen . Fortſetzung um 44 Uhr .
*

Präſident Dr . Umhauer : Die heute morgen unterbrochene
Sitzung wird fortgeſetzt . Ich darf zunächſt noch eine Eingabe
bekanntgeben . Das Evang . Altersheim Hornberg hat eine Ein⸗

gabe gemacht wegen Unterſtützung . Die Eingabe geht an den

Finanzausſchuß .
Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Hohe She⸗

node ! Im Auftrage des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes habe

ich den auf der Tagesordnung angekündigten Bericht zu er⸗

ſtatten .
Zunächſt einiges im Anſchluß an das im Mai von der Lan⸗

desſynode angenommene Kirchenleitungsgeſetz. Der Vor⸗

ſitzende des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes hat auf der da⸗
maligen Tagung der Landesſynode ſeine Abſicht mitgeteilt ,
alsbald nach der Verabſchiedung des Kirchenleitungsgeſetzes
durch die Landesſynode an jeden der 68 Unterzeichner der

gedruckten Eingabe zur Anderung des Leitungsgeſetze emm

Stück des Berichtes zu ſenden , den er im Namen des Ver⸗
faſſungsausſchuſſes der Synode gegeben hatte , und in einem
Begleitſchreiben zum Ausdruck zu bringen , daß dieMitglieder
des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes ſich nicht verſagen wollen,
wenn die Unterzeichner eine Beſprechung ihrer Eingabe

wünſchen .
Dieſe Abſicht iſt noch im Mai dieſes Jahres ausgefühtt

worden . Das Begleitſchreiben hatte folgenden Wortlaut :

„ Sehr geehrte Herren ! ö
Hiermit überſende ich jedem von Ihnen den Berich,

den ich im Auftrage des Verſaſſungsausſchuſſes der Lan

desſynode erſtattet habe , ehe ſie das Kirchenleitungsgeſeh
endgültig annahm . Darin iſt auch enthalten , was 5

275 Verfaſſungsausſchuß über Ihre Eingabe berichel
at. 5

Ich teile ſehr lebhaft das Bedauern darüber , daß
nicht vor der Verſendung Ihrer Eingabe eine Beſprechund
mit uns verſucht haben , und daß uns Ihre Eingobe ö

ſpät zuging , um von uns aus noch vor der Tagung der

Landesſynode eine Beſprechung mit Ihnen anzuregen. 3
Ich nehme beſonders Bezug auf den letzten Abſaz de

anliegenden Berichtes . Wenn Sie eine Beſprechung 15

erwünſcht halten , ſo laſſen Sie es mich , bitte , wiſſen .
Mit freundlicher Begrüßung

Ihr ergebener . “



Von keinem der Empfänger iſt eine Antwort eingegangen .
Daher konnten keine Beſprechungen mit den Unterzeichnern
der Eingabe ſtattfinden .

Der Kleine Verfaſſungsausſchuß iſt im Juli und im Ok⸗
tober d. J . zuſammengetreten . Er hat den Entwurf eines
Kirchengeſetzes , die Gliedſchaft in der Landeskirche , die
Kirchengemeinde und das Pfarramt betr . , beraten , alſo ein
neues , wichtiges Stück der Grundordnung . Die Arbeiten ſind
noch nicht hinreichend ausgereift , um der Landesſynode auf
der jetzigen Tagung einen fertigen Geſetzentwurſ vorzulegen .
Es ſchien uns auch weder erforderlich noch ratſam zu ſein , die
Arbeiten ſtärker zu beſchleunigen ; denn wir ſahen keine bren⸗
nenden Notſtände , die einer alsbaldigen geſetzlichen Regelung
bedurft hätten , und wir hielten es für angebracht , ein ſo
wichtiges Stück der neuen Grundordnung nicht eilig auf der
letzten Tagung dieſer Synode zu verabſchieden . Ich habe den
Auftrag , über den weſentlichen Inhalt des ausgearbeiteten
Entwurfes ſchon heute zu berichten , damit er von den Syno⸗
dalen bedacht und beſprochen werden kann .

Der erſte , nur vier Paragraphen umfaſſende Abſchnitt iſt
der Gliedſchaft in der Landeskirche gewidmet .
Er lautet :

81
Die Landeskirche iſt Gemeinde Jeſu Chriſti in ihrem

Lande Sie baut ſich auf in den örtlichen Kirchengemeinden .
82

1. Glied der Landeskirche iſt ,
a) wer in der Landeskirche getauft iſt ;
b) wer als Glied aus einer andern der EKiD ange⸗

hörenden Landeskirche oder als Glied einer luthe —
riſchen , reformierten oder unierten Kirche des Aus⸗
landes zugezogen iſt , falls er nicht innerhalb von
ſechs Monaten dem für ſeinen Wohnort zuſtändigen
Pfarramt Gegenteiliges erklärt ;

c) wer in die Landeskirche aufgenommen wird .

2. Vorausſetzung für die Gliedſchaft iſt dauernder Auf⸗
enthalt im Bereich der Landeskirche .

3. Die vollen kirchlichen Fähigkeiten und Pflichten er⸗
werben die Glieder der Landeskirche mit der Konfirmation
und entſprechend der kirchlichen Wahlordnung .

83
Wer nicht Glied der Landeskirche iſt , kann auf ſeinen

oder ſeines geſetzlichen Vertreters Wunſch zur kirchlichen
Unterweiſung zugelaſſen werden .

84
1. Die Gliedſchaft in der Landeskirche erliſcht

a) durch Beendigung des dauernden Aufenthaltes im

Bereich der Landeskirche ;
b) durch Austritt aus der Landeskirche ;
c) durch Ausſchluß , der als kirchliches Zuchtmittel nach

den Beſtimmungen der kirchlichen Lebensordnung aus —

geſprochen werden kann .
2. Die Gliedſchaft kann im Falle b) nur durch Aufnahme ,

im Falle c) nur durch Aufhebung des Ausſchluſſes wieder
erworben werden ; beides erfolgt allein nach der Ordnung
der Landeskirche .

Der erſte Paragraph ſoll das kirchlich Weſentliche , nicht

nur das Juriſtiſche im Verhältnis zwiſchen Landeskirche und
örtlichen Kirchengemeinden feſtlegen .

Die Beſtimmungen über die Gliedſchaft in der Landeskirche
ſollen in erſter Linie auf bibliſcher Grundlage den kirchlichen
Erforderniſſen gerecht werden , aber auch dem überkommenen
Charakter einer Landeskirche als Volkskirche entſprechen .

Den Abſchnitt , der die Gemeinde , die Pfarrgemeinde und die

Kirchengemeinde behandelt , werde ich nicht verleſen ; denn er
iſt im Hauptſtück bereits 18 Paragraphen lang , und dazu
kommen noch weitere 7 Paragraphen , die von der Kirchen⸗

gemeinde mit mehreren Pfarrgemeinden , von der Filial —
kirchengemeinde und dem kirchlichen Nebenort und ſchließlich
von der Diaſporagemeinde handeln .

Erſte Sitzung 3

Das Hauptſtück geht aus von „der Gemeinde “ . Es ſucht ihr
Weſen folgendermaßen zu faſſen :

„1. Die Gemeinde lebt davon , daß der Herr durch Wort
und Sakrament in ihr gegenwärtig und wirkſam iſt . Die
Gemeinde erweiſt ſich dadurch als lebendig , daß ihre Glie⸗
der auf Gottes Wort hören und die Sakramente gebrau⸗
chen, anhalten am Gebet und Chriſtus vor der Umwelt
bekennen und in der tätigen Gemeinſchaft der Liebe zu⸗
einander und zu allen Nächſten ſtehen .

2. Die Gemeinde iſt Kirche Jeſu Chriſti für den ihr zu⸗
ſtehenden Bereich .

3. Die öffentliche Verkündigung des Wortes und die Ver⸗
waltung der Sakramente geſchieht durch das Pfarramt . “

Das Pfarramt iſt hier ſchon erwähnt worden , da es ja mit
der Gemeinde untrennbar verbunden iſt .

Der Entwurf geht dann über zur Pfarrgemeinde .
Dieſe beſtellt aus ihrer Mitte nach den Beſtimmungen der
Kirchlichen Wahlordnung Alteſte . Die Alteſten bilden zuſam⸗
men mit dem Pfarrer und unter ſeinem Vorſitz den Alteſten⸗
kreis . Pflichten der Alteſten und die Art der Zuſammenarbeit
im Alteſtenkreis werden in mehreren Paragraphen geregelt ,
die keine weſentliche Abweichung von dem bringen , was heute
ſchon gilt . Nachdem die Pfarrgemeinde behandelt iſt , wird ſie
als juriſtiſche Perſon geregelt , als Körperſchaft des öffentlichen
Rechtes , als Kirchengemeinde . Als ſolche hat ſie ein

beſtimmtes Gebiet , das Kirchſpiel . Der bisherige Beſtand
dieſer Kirchengemeinden wird in Geltung gelaſſen . Ande⸗

rungen im Beſtande der Kirchengemeinden dürfen — wie bis⸗

her — nur durch kirchliches Geſetz , Anderungen der Grenzen
eines Kirchſpiels durch den Evang . Oberkirchenrat vorgenom⸗
men werden , ſtets nur nach Anhörung der Beteiligten .

Die Alteſten und der Pfarrer bilden für die Kirchengemeinde
den Kirchengemeinderat . Es beſteht alſo Perſonalunion zwi⸗
ſchen dem Alteſtenkreis der Pfarrgemeinde und dem Kirchen⸗
gemeinderat der Kirchengemeinde . Das iſt keine Neuerung .
Nur wird die verſchiedene Natur der Aufgaben , denen Alteſte
und Pfarrer gemeinſam dienen , deutlich unterſchieden und
dabei ausgegangen von der Gemeinde als Kirche Jeſu Chriſti ,
und auf dieſem bibliſch gegründeten Verſtändnis von der Ge⸗
meinde wird ihre Stellung im öffentlichen Leben des Landes

geregelt , ihre Tätigkeit in der Welt .

Beſondere Beſtimmungen , die auch in den Hauptpunkten
dem bisherigen Zuſtande entſprechen , regeln die Verhältniſſe
in großen Kirchengemeinden , die mehrere geiſtliche Stellen
oder mehrere Predigtſtellen zählen . Hier wird das Kirchſpiel
in mehrere Pfarrgemeinden eingeteilt und zwar durch Be —

ſchluß des Kirchengemeinderates . Den Kirchengemeinderat bil⸗
den die Alteſten der Pfarrgemeinden . Er darf aber nicht mehr
als dreißig Alteſte zählen ; in größeren Kirchengemeinden ent⸗

ſenden die Pfarrgemeinden nach dem Verhältnis ihrer Seelen⸗

zahl Alteſte in den Kirchengemeinderat . Nicht mehr als ein
Drittel der Mitglieder des Kirchengemeinderates dürfen

Pfarrer ſein . Die Alteſtenkreiſe der Pfarrgemeinden ſind auch
da, wo nicht ſämtliche Alteſte im Kirchengemeinderat ſitzen , vor

Entſcheidungen , die die Pfarrgemeinde betreffen , zu hören .
Aufnahmen in die Landeskirche und Überlaſſungen kirchlicher
Räume dürfen nicht gegen den Rat des zuſtändigen Alteſten⸗

kreiſes erfolgen .
Der Kirchengemeinderat trägt die Verantwortung für die

Erfüllung des Auftrages der Kirche , unbeſchadet der dem

Pfarramt zukommenden Aufgaben . Insbeſondere obliegen
dem Kirchengemeinderat : rechtliche Vertretung der Kirchen⸗
gemeinde , Haushaltsplan , Vermögensverwaltung , Über⸗

laſſung kirchlicher Räume und Gerätſchaften , Aufnahme in
die Landeskirche , — wenn wir erſt einmal eine Lebensord —

nung haben werden — Kirchenzucht ( nach Maßgabe dieſer zu
erlaſſenen kirchlichen Lebensordnung ) . Der Kirchengemeinde⸗
rat iſt anzuhören , wenn ein Pfarrer gottesdienſtliche Feiern
vermehren , verlegen oder vermindern will .



Die Beſtimmungen über die Einberufung der Sitzungen
des Kirchengemeinderates , über die Protokollführung , über

den nichtöffentlichen Charakter der Sitzungen und das Zu⸗

trittsrecht der Mitglieder des Landeskirchenrates bringen

keine bedeutenden Neuerungen . Für den Vorſitz im Kirchen⸗

gemeinderat großer Gemeinden wird eine von der bisherigen

übung etwas abweichende Regelung vorgeſchlagen : Wo zur

Kirchengemeinde zwei oder drei Pfarrſtellen gehören , wech —

ſelt der Vorſitz alle zwei Jahre unter den Pfarrern nach

ihrem Dienſtalter . Bei mehr als drei beſetzten Pfarrſtellen
wählt der Kirchengemeinderat aus ſeiner Mitte den Vor⸗

ſitzenden und ſeinen Stellvertreter auf drei Jahre , und zwar
entweder einen Gemeindepfarrer oder einen Alteſten . Wird

ein Pfarrer zum Vorſitzenden gewählt , ſo ſoll ſeine Wieder⸗

wahl nach Ablauf der drei Jahre nicht zuläſſig ſein .
Das Verhältnis der Kirchengemeinden —ſowohl der großen

wie der kleinen — zur Landeskirche kommt namentlich in der

Beſtimmung zum Ausdruck , daß der Evang . Oberkirchenrat
aus wichtigen Gründen den Kirchengemeinderat auflöſen

kann ; er muß dann innerhalb zweier Monate die Neuwahl
anordnen . Dieſe Regelung bringt keine Neuerung .

Neu und wichtig iſt ein Paragraph über Gemeindever —

ſammlungen . Wir ſchlagen vor , daß in jeder Pfarrgemeinde
in jedem Jahre mindeſtens zweimal eine Gemeindeverſamm —

lung einzuberufen iſt , in der die Gemeindeglieder ihren Rat

vorbringen , Gemeindeangelegenheiten beſprechen und mit den

Entſchließungen und Plänen der Landeskirche ſowie mit den

wichtigſten Vorgängen in der EKiD und in der Okumene
bekannt gemacht werden ſollen . Wir ſind darauf gefaßt , daß
Gemeindeverſammlungen , wo ſie bisher nicht üblich waren ,
wahrſcheinlich nicht von Anfang an fruchtbar verlaufen wer⸗
den . Wir erwarten aber , daß ſie , wenn auch vielleicht erſt nach
Jahren , ſegensreiche kirchliche Arbeit leiſten werden .

Die vorgeſchlagenen Beſtimmungen über die Filialkirchen —
gemeinde und den kirchlichen Nebenort ſowie über die Dia⸗

ſporagemeinde meine ich, hier nicht im einzelnen vortragen zu
ſollen . Sie ſollen dazu dienen , den Grundzügen der entworfenen
Gemeindeordnung für die genannten Sonderfälle Geltung zu
verſchaffen .

Der Entwurf des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes iſt , wie
ich bereits eingangs bemerkte , noch nicht ſo weit ausgereift ,
daß wir ihn jetzt ſchon im Wortlaut empfehlen könnten . Wir
wollten aber die ſpäteren Beratungen , die ja der neuen
Synode obliegen werden , durch dieſen Bericht ſchon vor —
bereiten helfen . Wir beabſichtigen , im Laufe dieſes Winters
den Entwurf noch abzuſchließen , ſowohl durch die Ausfeilung
der bereits verarbeiteten Teile , als auch durch die Hinzu⸗
fügung des Abſchnittes über das Pfarramt . Wir bitten die
Landesſynode , uns zu beauftragen , die Ergebniſſe unſerer
weiteren Arbeit dann dem Evang . Oberkirchenrat mitzu⸗
teilen . Da der Kleine Verfaſſungsausſchuß ja mit dem Zu⸗
ſammentritt der neuen Synode aufhören wird zu beſtehen ,
wird er der neuen Synode keinen Bericht erſtatten können .
Die neue Synode ſoll es dann in der Hand haben , ob ſie ſich
die Ergebniſſe unſerer Arbeiten vom Evang . Oberkirchenrat
vorlegen laſſen will . Sie wird völlig frei darüber zu befinden
haben , ob ſie einen neuen , kleinen Verfaſſungsausſchuß ein⸗
ſetzen will , und , wenn ja , mit welchem Auftrage und in
welcher Zuſammenſetzung .

Wenn die neue Synode von unſeren Arbeiten Gebrauch
macht und durch Kirchengeſetz die Gliedſchaft in der Landes⸗
kirche , die Kirchengemeinde und das Pfarramt regelt , ſo wer⸗
den für die geplante neue Grundordnung unſerer Landes⸗
kirche die ſchon fertiggeſtellten Stücke — Wahlordnung , Kreis —⸗
dekane , Pfarrerwahl , Dekanatsbeſetzung , Kirchenleitung
Gliedſchaft in der Landeskirche , Gemeindeordnung und Pfarr⸗
amt — zuſammenfaſſen und durch Allgemeine Beſtimmungen
zu ergänzen ſein , wahrſcheinlich auch durch eine Präambel .
Im Hinblick auf dieſe Aufgabe hat der Kleine Verfaſſungs⸗
ausſchuß mit Einwilligung der Landesſynode von der Theo—
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logiſchen Fakultät der Univerſität Heidelberg ein Gut⸗

achten über mehrere Fragen erbeten , die den Bekenntnis⸗

ſtand unſerer Landeskirche betreffen . Dies Gutachten , von

deſſen Inhalt ich auf der Frühjahrstagung der Landes⸗

ſynode erſt ganz allgemeine Angaben machen konnte , haben
wir im Juni erhalten . Es wird noch während dieſer Tagung
allen Synodalen ausgehändigt werden . Da dieſer Bericht un—

erwartet ſchon auf den erſten Sitzungstag angeſetzt wurde

und die Vervielfältigung noch ein bis zwei Tage erfordert ,

mußten wir den Nachteil in Kauf nehmen , daß Sie , ver⸗

ehrte Konſynodale , den Wortlaut des Gutachtens beim An⸗

hören dieſes Berichtes noch nicht in Händen haben .
Wir wollen beantragen , der heutigen Sitzung vorzuſchla⸗

gen , der Theologiſchen Fakultät der Univerſität Heidelberg

durch ein beſonderes Dankſchreiben zu danken . Ich möchte

Ihnen über den wichtigſten Inhalt des Gutachtens jetzt kurz

berichten , und Sie werden dann die Pöglichkeit haben,

beſſer über das beantragte Dankſchreiben urteilen zu können.

Die im Gutachten beantworteten Fragen lauten :

I. Welche Faſſung der Confeſſio Auguſtana iſt für die

Vereinigte Evang . ⸗prot . Landeskirche Badens maß⸗

gebend ?
II. a) In welchen Stücken ſtimmen CA und Heidelberger

Katechismus überein ?

b) In welchen Stücken ſtimmen der Kleine Katechis⸗

mus Luthers und der Heidelberger Katechismus

überein ?
In welchem Verhältnis zu § 5 der Unionsurkunde ſteht

die Abendmahlslehre in EA Artikel 10, im Kleinen

Katechismus Luthers , im Heidelberger Katechismus ?

IV. a) Iſt es lehrmäßig möglich , daß in derſelben Kirche

CA, Luthers Kleiner Katechismus und der Heidel⸗
berger Katechismus unverkürzt in Geltung ſtehen ?

b) Iſt durch die Unionsſynode und durch den Beſchluß
der Generalſynode von 1855 die Frage genügend
geklärt , inwieweit in derſelben Kirche CA, Luthers
Kleiner Katechismus und der Heidelberger Katechis⸗

mus nebeneinander in Geltung ſtehen können ?

V. Falls die Fragen 4a ) und 4b) negativ zu beantworten

ſind :
In welcher Weiſe iſt etwa eine Klärung und Inter⸗

pretation des Bekenntnisſtandes der Landeskirche denk⸗

bar , welche die beſtehende Union nicht aufhebt und
doch einer möglichen Gefährdung der Eindeutigkeit
und damit der Einheit und Reinheit der Lehre be⸗

gegnet ?
Und ſchließlich

VI. Enthält der gegenwärtige Katechismus der Landes⸗

kirche Sätze , die vom Bekenntnis her zu beanſtanden

ſind ?
Aus den Antworten und ihren eingehenden Begründungen

( das Gutachten füllt fünfzehn eng beſchriebene Seiten ) iſt

folgendes mitzuteilen : 5
Zur erſten Frage : „ Welche Faſſung der Confeffio

Auguſtana iſt für die Vereinigte Evang . ⸗prot . Landeskirche
Badens maßgebend ? “

„ Der Text der Auguſtana , der urſprüngliche Text von 1530,
iſt für die Badiſche Landeskirche gültig , in der Auslegüng
des Abendmahlsartikels durch die Unionsurkunde .

Zu Ila , alſo „ in welchen Stücken ſtimmen EA und Heidel⸗
berger Katechismus überein ? “

werden 19 Punkte behandelt . Bei den meiſten wird die

Übereinſtimmung von Confeſſio Auguſtana und Heidelberger
Katechismus feſtgeſtellt . Abweichungen werden vermerkt bei

der Lehre von den Sakramenten . Zwar beſteht in der Lehre
von den Sakramenten auch Übereinſtimmung darin , daß nur
Taufe und Abendmahl als Sakramente im eigentlichen Sinne

anerkannt werden . Aber die EA ordnet die Sakramente als
bewirkende Gnadenmittel mit dem Wort zuſammen , währen
der Heidelberger Katechismus ſie als Beſtätigungsmittel der

II —



wirkenden Kraft des Wortes nachordnet . Im einzelnen be⸗
ſtehen ſowohl in der Tauflehre wie in der Abendmahlslehre
ſowohl wichtige Übereinſtimmungen als auch wichtige Unter⸗
ſchiede .

Zu der Frage IIb , alſo „ In welchen Stücken ſtimmen der
Kleine Katechismus Luthers und der Heidelberger Katechis⸗
mus überein ? “ :

Zu dieſer Frage werden , da ſchon vorher ein vollſtändiger
Lehrvergleich zwiſchen der EUA und dem Heidelberger Kate⸗
chismus durchgeführt wurde , nur noch fünf Punkte zur
Unterſtreichung und Ergänzung aufgeführt . Beide Katechis⸗
men haben dieſelbe Stoffauswahl , in beiden ſind die Aus⸗
ſagen des Apoſtolikum anerkanntes Dogma . Die Katechis⸗
men unterſcheiden ſich in der Anordnung des Stoffes : Der
Dekalog ſteht im Kleinen Katechismus Luthers am Anfang ,
im Heidelberger Katechismus nach dem Credo und den Sakra⸗
menten unter dem Titel „ Von der Dankbarkeit “ . Doch iſt
hierin allenfalls eine Verſchiedenheit der Akzentuierung , aber
eigentlich kein ſachlicher Gegenſatz in der Lehre vom Geſetz
zu erkennen .

Zu der dritten Frage : „ In welchem Verhältnis zu 8 5
der Unionsurkunde ſteht die Abendmahlslehre in EA, im
Kleinen Katechismus Luthers , im Heidelberger Katechis —
mus ? “

wird zunächſt vermerkt , daß der Heidelberger Katechismus
inſofern nicht ganz auf derfelben Vergleichsebene mit der

Confeſſio Auguſtana und dem Kleinen Katechismus Luthers
ſteht, als er viel ſtärker als die beiden lutheriſchen Bekennt⸗
niſſe theologiſch⸗dogmatiſch entfaltet iſt . Während jene das
Ganze der lutheriſchen Abendmahlslehre zwar im Anſatz,
aber nicht in entfalteter Form enthalten , bietet der Heidel⸗
berger Katechismus einen voll entwickelten reformierten
Lehrtypus vom Abendmahl .

Das Ergebnis der ausführlichen Darlegungen zu dieſer
Frage wird folgendermaßen zuſammengefaßt :

„ Die Abendmahlslehre des § 5 der Unionsurkunde
kommt in der entſcheidenden Frage nach dem Verhältnis
des Leibes und Blutes Jeſu zu den Elementen der Abend⸗

mahlslehre von Confeſſio Auguſtana und Kleinem Kate⸗
chismus ſehr nahe . Zu der Abendmahlslehre des Heidel⸗

berger Katechismus ſteht ſie nicht in demſelben nahen Ver⸗
hältnis . Indem die Unionsurkunde in § 5 das Wort „zu⸗
geſichert “ bewußt in „ gegeben “ abgeändert hat , wurde
vielmehr auch die Abendmahlslehre des Heidelberger
Katechismus korrigiert . “

Zur Frage IVa ) : „ Iſt es lehrmäßig möglich , daß in der⸗
ſelben Kirche Confeſſio Auguſtana , Luthers Kleiner Katechis⸗
mus und der Heidelberger Katechismus unverkürzt in Gel —
tung ſtehen ?“ heißt es :

„ Da zwiſchen Confeſſto Auguſtana und Kleinem Kate⸗
chismus einerſeits , Heidelberger Katechismus anderer⸗

ſeits faktiſch in beſtimmten Punkten ein Diſſenſus vor⸗
liegt , iſt Frage Wa ) in der Form , in der ſie geſtellt iſt ,
zu verneinen . Die hier vorliegende Schwierigkeit wurde

auch von der Unionsſynode anerkannt . . . Sie war be⸗
ſtrebt , ihn durch eine poſitive Darlegung des in den frag⸗
lichen Punkten verbindlich zu Lehrenden zu überwinden .
Ihre Bemühung erſtreckte ſich allerdings nur auf die
Abendmahlslehre und blieb inſofern unvollſtändig , als
die der Union zugrundegelegten Bekenntniſſe über dieſe
hinaus noch weitere Differenzen aufweiſen . “

Solche Differenzen werden feſtgeſtellt
1. in der Lehre von der Taufe ,
2. in der Chriſtologie ,
3. in der Lehre vom Syllogismus practicus .

Ich werde gleich beim nächſten Punkt zu vermerken haben ,
daß das Gutachten die beiden letztgenannten Punkte , alſo die
Differenz in der Chriſtologie und im Syllogismus practicus
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nicht mehr als aktuell oder erheblich anſieht , und ich brauche
deshalb auf dieſe Differenz hier nicht näher einzugehen.

Die Frage IVb ) : „ Iſt durch die Unionsſynode und durch
den Beſchluß der Generalſynode von 1855 die Frage genü⸗
gend geklärt , inwieweit in derſelben Kirche CA, Luthers
Kleiner Katechismus und der Heidelberger Katechismus
nebeneinander in Geltung ſtehen können ? “

wird folgendermaßen präziſiert :
„ Sind die Schwierigkeiten , die einem einmütigen Ver⸗

ſtändnis des Evangeliums und der Sakramente durch
jenes Nebeneinander der drei genannten Bekenntnis⸗
ſchriften etwa erwachſen , durch die maßgebenden Soku⸗
mente des Selbſtverſtändniſſes der Evang . Kirche Badens
in vollem Umfange behoben ? “

Dazu ſagte das Gutachten :
„J. Im Verſtändnis des Evangeliums , nämlich der Recht⸗

fertigung des Sünders durch Chriſtus im Glauben , beſteht
zwiſchen den drei zugrundeliegenden Bekenntniſſen Über⸗
einſtimmung .
Die Differenz im Verſtändnis des Abendmahles iſt durch
§5 der Unionsurkunde beſeitigt .

3. Von einigen der in der Unionsſynode noch nicht geklärten
Differenzen wird man ſagen dürfen , daß ſie teils nicht
mehr aktuell , teils unerheblich ſind . Das erſtere gilt von
dem IVa )2 dargelegten chriſtologiſchen Streitpunkt , der
inſofern bedeutungslos geworden iſt , als heute von refor⸗
mierter Seite die Bindung des erhöhten Herrn nach ſeiner
menſchlichen Natur an einen beſtimmten himmliſchen Ort
kaum mehr als Argument gegen die lutheriſche Abend⸗
mahlslehre verwandt wird . Das zweite gilt bezüglich der
IVa )3 erwähnten Lehre vom „ Syllogismus practicus “ .
Man wird die Andeutung dieſer Lehre in HK 86 inſofern
als unerheblich übergehen können , als dieſes Theologu⸗
menon innerhalb des Heidelberger Katechismus ſelbſt nur
ſehr am Rande ſteht und die typiſch reformierte Geſtalt
der Prädeſtinationslehre , mit der es ſachlich zuſammen⸗
gehört , im Heidelberger Katechismus überhaupt fehlt .
Es bleibt der Unterſchied zwiſchen Confeſſio Auguſtana
und Kleinem Katechismus einerſeits , Heidelberger Kate⸗
chismus andererſeits , im Verſtändnis des Sakramentes
der Taufe . Daß der Diſſenſus an dieſer Stelle von der
Unionsſynode nicht ebenſo geſehen und geklärt wurde wie
derjenige in der Abendmahlslehre , iſt ein Verſäumnis , das
an einer für die Einheit der kirchlichen Verkündigung
weſentlichen Stelle im Bekenntnisſtand der Evang . Kirche
Badens eine gewiſſe Unklarheit beſtehen läßt . Es wäre
anzuſtreben , daß in Fortſetzung und Vertiefung des in
der Unionsſynode begonnenen Werkes auch im Verſtänd —
nis dieſes Sakramentes eine Klärung erreicht wird , die
den Diſſenſus der zugrundegelegten Bekenntniſſe auf⸗
hebt . “

Und zu Frage V: „ In welcher Weiſe iſt etwa eine Klä⸗

rung und Interpretation des Bekenntnisſtandes der Landes⸗

kirche denkbar , welche die beſtehende Union nicht aufhebt und
doch einer möglichen Gefährdung der Eindeutigkeit und damit
der Einheit und Reinheit der Lehre begegnet ? “

ſagt das Gutachten :
Dieſe Frage betrifft vor allem die Lehre von der Taufe .

Ein Weg zur Klärung kann vielleicht durch folgende Erwä —

gung angebahnt werden : Nach § 2 der U. U. und noch mehr
nach der Auslegung , die die Generalſynode von 1855 ihm
gegeben hat , betrachtet unſere Landeskirche die Confeſſio
Auguſtana als das beiden evangeliſchen Konfeſſionen gemein⸗
ſame Grundbekenntnis . Wenn die Confeſſio Auguſtana aus⸗

drücklich als Lehrnorm im inhaltlichen Sinne priziſiert
würde , ſo würde das bedeuten :

„ In der Frage der Abendmahlslehre bleibt §S 5 U. U.
in normativer Geltung . In allen übrigen Fragen , vor
allem im Verſtändnis des Taufſakramentes , iſt die Con⸗

feſſio Auguſtana und die Lehre der beiden Katechismen ,
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das Material nicht da. Ich bin davon vollſtändig überraſcht ,
daß jetzt überhaupt darüber geſprochen werden ſoll .

Zweitens : Sowohl mein Kollege Hahn wie ich ſind an der
Ausarbeitung dieſes Gutachtens nicht beteiligt . Ich habe es
vor vielen Wochen durchgeleſen und habe an einer ganz be⸗
ſtimmten Stelle auch Fragezeichen gemacht . Aber ich weiß
nicht mehr an welcher . Das liegt ſchon ſo weit zurück , daß ich
darüber nichts ſagen kann . Zu den Fragen , die eben ange⸗
ſchnitten worden ſind , würde man natürlich nur Stellung
nehmen können , wenn man das Material vor ſich hätte . Da
ich den Heidelberger Katechismus nicht auswendig kann —
ich bin im Lutheriſchen Katechismus unterrichtet — ſo bin
ich ſchlechterdings nicht imſtande , darüber heute etwas Gül⸗
tiges zu ſagen . Ich möchte nur im allgemeinen folgendes
ſagen :

Der Heidelberger Katechismus iſt unter allen Katechismen ,
die für die reformierte Kirche von Bedeutung geweſen ſind ,
der dem Luthertum nächſt ſtehende Katechismus , und die
Theologen , die an ihm gearbeitet haben , waren Schüler
Melanchthons . Wir kommen bei dieſer Erörterung auf die
ſehr ſchwierige Frage , inwieweit der Melanchthonianismus
des Heidelberger Katechismus nicht in einer gewiſſen Diſtanz
ſteht zu dem, was urſprünglich in der Confeſſio Auguſtana
auch von Melanchthon formuliert worden iſt . Denn wir
wiſſen alle , daß Melanchthon ſelbſt an der Auguſtana auch
korrigiert hat , und ſeine Schüler haben in mancher Weiſe
dieſen veränderten Melanchthonianismus übernommen .

Aber ich möchte darum bitten , daß wir darüber jetzt nicht
weiter ſprechen . Das muß auf der künftigen Synode be⸗
ſprochen werden ; da muß man das Material bei der Hand
haben , ſonſt geht die Sache ins Leere hinein .

Landesbiſchof D. Bender : Der Zweck meiner Ausführungen
war, unſere Synodalen darauf hinzuweiſen , daß die Theo —
logie für das Leben der Kirche eine große Bedeutung hat .
Das Gerede von Theologumena als von abſtrakten theologiſchen
Sätzen , die für das Chriſtenleben nichts bedeuteten , ſollte
unter uns keinen Raum haben . Es iſt für einen Nicht⸗
theologen gewiß nicht immer leicht , ja oft unmöglich , in die

theologiſche Begriffswelt einzudringen , aber es iſt auch nicht
jedermanns Aufgabe , Theologe zu ſein . Aber die Meinung ,
daß die Theologie ſich als eine Art von Geheimwiſſenſchaft
auf einem Nebengeleiſe neben dem eigentlichen geiſtlichen
Leben des Einzelnen wie der Kirche bewege , und daß nur ab
und zu ein Verbindungsweg hinüber und herüber führt , iſt
völlig verkehrt . Hätten die Verächter der Theologie Recht, ſo
müßte ich bereuen , Theologie ſtudiert zu haben , und müßte
jedem jungen Menſchen vom Studium der Theologie abraten ,
weil ſie zur Seligkeit nicht nur nichts nütze , ſondern geradezu
ſchädlich wäre . Es ſollte aber eine rechte Kirche wiſſen , daß
ihre Theologen für ſie ſtellvertretend den Dienſt tun , alle
Fragen des chriftlichen Glaubens immer wieder zu durch⸗
denken , denn wir ſind als Chriſten zur Wahrheit erlöſt und
darum auch zu ihr angehalten . Dieſe Arbeit iſt dem Theo⸗
logen innerhalb der Kirche in einer beſonderen Weiſe auf⸗
getragen , weil er dafür auch einer beſonderen Ausrüſtung
bedarf .

Wenn uns im Verlauf der nächſten Synodalperiode Fragen
vorgelegt werden , die den Theologen auf den Plan rufen ,
dann ſollen und wollen wir uns hüten , gleich von „ unnötiger
Theologiſiererei “ oder gar von altem Theologengezänk 3
reden , das für uns heute keine Bedeutung mehr habe ; ich
denke an Fragen des Bekenntniſſes , an die Frage , in welchem
Verhältnis unſere Kirche heute zu den Sätzen ſteht , die
unſere Väter 1530 auf dem Reichstag von Augsburg bekannt
haben . Es gibt Leute , die meinen , daß die Kirche bei dem
Suchen nach Antworten auf ihre entſcheidenden Fragen nicht
in die Vergangenheit zurückſchauen dürfe , es auch nicht
brauche , weil der Hl. Geiſt heute wie geſtern in der Kirche
wirkſam ſei . Wir ſind mit denen , die ſo denken , darin eins ,
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daß der Hl. Geiſt nicht aufhört , die Chriſtenheit zu erleuch⸗
ten und zu ſammeln , aber wir meinen , daß wir gerade des⸗
halb nach den Vätern fragen dürfen und ſollen , die uns das
Wort Gottes geſagt haben , weil es derſelbe Geiſt iſt , der an
ihnen wirkſam war . Nur der Rückwärtsſchauende muß ſich
erinnern laſſen , daß Jeſus Chriſtus auch heute und morgen
iſt ; der „ Gegenwartschriſt “ ſoll bedenken , daß auch das
Geſtern der Kirche unter der Leitung Chriſti ſtand .

Wenn unſere Väter das „sola fide “ —allein durch Glau⸗
ben —ſo betont haben , ſo war das nicht etwas , was wir
heute nicht mehr ſo ſtark betonen müßten . Dazu nur einen
Hinweis auf die Predigt , wie ſie heute weithin herrſchend iſt .

Fragt man heute unſere jungen Theologen — und nicht
nur unſere jungen ! — was nach Gen . 3 das Weſen der
Sünde iſt , dann lautet gemeinhin die Antwort : Sünde iſt
Ungehorſam , Übertretung der Gebote Gottes . Das iſt auch
die Sünde , aber nicht zuerſt und in ihrer Wurzel . Der Über⸗
tretung des Wortes Gottes iſt der Zweifel an der Wahr⸗
heit und Güte Gottes vorausgegangen , das Sich - beeindrucken⸗
laſſen von der Schlangenfrage : „Sollte Gott geſagt haben ? “
Der eigentlichen Urſache der Sünde , dem Unglauben , ent⸗
ſpricht das Heilmittel : Der Glaube . Darum im Neuen Teſta⸗
ment der Glaube ſo hoch geprieſen wird . Wo aber Glaube
iſt , kommt auch der Gehorſam des Glaubens . Es iſt aber für
die Predigt und Seelſorge von entſcheidender Bedeutung ,
daß man um die wahre Wurzel der Sünde und um das
wahre Heilmittel weiß . Es wird heute in unſerer Predigt
den Menſchen immer wieder geſagt , daß ſie zum Gehorſam
Gottes ſich wenden müßten , aber es wird ihnen nicht mit
derſelben Klarheit geſagt , wie es zur ÜUberwindung des Un⸗
gehorſams kommt . Es iſt aber die größte geiſtliche Not , wenn
ein Menſch ſeufzen muß : „ Ich bin ein kleines Kindelein und
meine Kraft iſt ſchwach ; ich möchte gerne ſelig ſein und weiß
nicht , wie ich ' s mach . “

Profeſſor D. Hupfeld : Ich muß noch einmal etwas ſagen
und die Theologiſche Fakultät in Schutz nehmen . ( Zuruf :
Landesbiſchof D. Bender : Ich habe nicht gegen die Theo⸗
logiſche Fakultät geredet ! ) Doch , verzeihen Sie , Sie haben
es doch ſo dargeſtellt , als ob die Theologiſche Fakultät ſelbſt
den Unterſchied gemacht hätte zwiſchen — ſagen wir —

Evangelium und Theologumenon , das heißt alſo , daß das
Gutachten als mehr oder minder irrelevant anzuſehende
dogmatiſche Ausſage anzuſehen iſt .

Landesbiſchof D. Bender : Ich habe an die Theol . Fakultät
zwei Fragen geſtellt . Was ich über den unaufgebbaren Dienſt
der Theologie und wider ihre Verächter geſagt habe , das
hat ſich wirklich nicht an die Adreſſe der Fakultät gerichtet ,
denn eine Theol . Fakultät würde ſich ja ſelbſt aufgeben ,
wollte ſie ſich der Skepſis gegenüber der theologiſchen Arbeit
öffnen .

Zu der ganzen Frage möchte ich zuletzt noch ſagen : Es
gehört zu den großen kirchengeſchichtlichen Beobachtungen ,
daß und wie die Heilige Schrift dort korrigiert und bewahrt ,
wo ſie geehrt wird . Ich habe das an meinem verehrten
Lehrer Schlatter geſehen , der mir immer ein Wegweiſer in
die Bibel bleibt , auch wenn ich ſpäter manches anders habe
ſehen lernen müſſen als er es geſehen hat .

Es geht bei den Fragen , die zwiſchen den verſchiedenen
reformatoriſchen Bekenntniſſen und Bekenntniskirchen ſtehen ,
nicht darum , daß eine der andern den ſeligmachenden Glau⸗
ben abſpricht , ſondern ganz einfach darum , daß wir jedes
Bekenntnis — auch das eigene — meſſen an den Ausſagen
der Hl. Schrift . Hier aber darf keine falſche Großzügigkeit oder

Ungründlichkeit Platz greifen . Die Predigt der Kirche würde
dadurch in verhängnisvoller Weiſe geprägt werden . Das war
und iſt mein Anliegen .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Als Nichttheologe möchte ich
ein paar Worte ſagen zu dem, was der Bericht des Herrn
Dr . v. Dietze gegeben hat und wie er auf uns gewirkt hat .

Wir ſind dankbar dafür geweſen , daß uns der Bericht
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eines ſo reſpektablen Gremiums , wie das die Theologiſche
Fakultät der Univerſität Heidelberg iſt , gegeben worden iſt ,
und daß ſie dieſes Geſpräch nun führt in der Hoffnung eines

poſitiven Ausganges . Was die konfeſſionelle Auseinander⸗
ſetzung auch für die daran intereſſierten Laien manchmal ſo
wenig annehmbar macht , iſt die Art , in der das Geſpräch
geführt wird , der man es ſchon anmerkt , daß es eigentlich
kein Ergebnis haben wird , das ein echtes Geſpräch doch
haben ſoll . Ein echtes Geſpräch ſoll dazu dienen , daß einer
vom anderen noch mehr an die Sache herangeführt wird .
Wenn ich recht gehört habe , dann hat der Bericht der Fakul —
tät dieſes Ergebnis , daß hier keine unüberſteiglichen Hinder —
niſſe für ein ſolches Geſpräch ſind , das unſerer Landeskirche
aufgegeben iſt durch die Grundlage ihrer Verfaſſung . Die
Worte des Herrn Landesbiſchofs habe ich auch ſo nehmen
wollen . Er gab damit einen erſten Beitrag zur Weiterfüh⸗
rung , auch ſicher mit dem Ziel , daß dieſer Verſuch poſitiv
endigen müßte , wobei allerdings das und das zu beachten
ſei . Und nun möchte ich, daß wir mit dieſem Eindruck auch
in die Zukunft hineingehen und nicht etwa der Gefahr an⸗
heimfallen , daß wir vielleicht durch eine nicht genügende
Fundamentierung des Geſprächs und dadurch , daß wir keine
Unterlagen bei uns haben , und daß wir ſchon jetzt eingehen
auf einen ſolchen erſten Geſprächsbeitrag des Herrn Landes⸗
biſchofs — daß wir damit in die Gefahr kommen , die ich in
dem Fakultätsgutachten ſo gut vermieden ſehe .

Alſo zuſammenfaſſend : Ich will nicht etwa mit meinem
Wort dahin wirken , daß nun das Geſpräch oberflächlich wei —
tergeführt wird — nicht nur das iſt die Furcht des Herrn
Landesbiſchofs — ſondern ich bin durchaus der Meinung ,
daß das ganz ernſt weitergeführt wird . Aber mein Eindruck
von dem Gutachten war , daß das ein guter Anfang iſt . Das
darf man uns Nichttheologen nicht verübeln , daß wir es für
möglich , für nicht ganz ausgeſchloſſen halten , daß auch Theo —
logen einmal voneinander lernen ! Nicht wahr , das wäre doch
denkbar ! — und daß wir auf Grund dieſes Fakultätsgut⸗
achtens nun dieſe Hoffnung haben . Und deswegen ſchlage
ich vor — ich glaube auch im Sinne von Profeſſor Hupfeld —
daß wir im Augenblick das Geſpräch abbrechen und daß wir
warten , bis das Gutachten in unſeren Händen iſt , und in
der kirchlichen Preſſe weitermachen mit der Hoffnung im
Herzen , daß auch dieſe ſchwierigen Fragen zu einem poſitiven
gegenſeitigen Verſtändnis führen können .

Abgeordneter Zitt : Ich gebe die Anregung , daß das Gut⸗
achten vielleicht vorher ſchon in der „ Handreichung “ gedruckt
wird und wir es bald in die Hand bekommen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wer zu
einer ſo bedeutungsvollen und gehaltvollen Sache , wie es
dieſes Gutachten der Theologiſchen Fakultät iſt , das Wort
nimmt , der ſteht immer in der Gefahr , entweder zu viel oder
zu wenig zu ſagen . Ich habe wahrſcheinlich in manchen Punk⸗
ten zu wenig geſagt . Ich habe vielleicht nicht deutlich genug
ausgeſprochen , daß ich — ich möchte beinahe ſagen —ſelbſt⸗
verſtändlich der Auffaſſung bin : über dieſes Gutachten und
ſeinen Inhalt iſt in unſerem Kleinen Verfaſſungsausſchuß ,
im Lande , in der Synode , an unzähligen Stellen noch ſehr
ausführlich nachzudenken und zu beraten . Ich habe dieſes
Gutachten hier in ſeinen weſentlichen Zügen wiederzugeben
verſucht , gerade im Hinblick darauf , daß ich ja hier in der
heutigen Tagung den Antrag vorlegte , ein Dankſchreiben an
die Theologiſche Fakultät der Univerſität Heidelberg ergehen
zu laſſen , — alſo zur Begründung eines beſtimmten Vor⸗
ſchlages . Für den Inhalt dieſes Dankſchreibens glaubte ich,
zum Ausdruck bringen zu dürfen , daß wir durch das Gut⸗
achten in unſerer Zuverſicht beſtärkt wurden , daß wir be⸗
rechtigt und verpflichtet ſind , an der neuen Grundordnung
der Landeskirche zu arbeiten . Und ich habe weiter in Bezug
auf das Gutachten die Ausdrücke gebraucht : eine mühevolle ,
verantwortungsbewußte , uns ſehr wertvolle Arbeit . Ich
habe abſichtlich dabei von jeder Zuſtimmung oder Kritik an
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dem Gutachten abgeſehen , weil ich meinte , das ſei im Augen⸗
blick nicht die Aufgabe . Ich wollte nur die Synode ſoweit
in Kenntnis ſetzen , wie es erforderlich iſt , um über meinen

Vorſchlag , ein ſolches Dankſchreiben ergehen zu laſſen , zu
befinden . Und ich habe ſelbſtverſtändlich aus dem Gutachten
nur ganz kleine Ausſchnitte gegeben und habe dadurch viel —
leicht dazu beigetragen , daß der Eindruck entſtehen konnte ,
als ob dieſes Gutachten nun über ſchwierige Dinge etwas
leicht hinweggegangen oder Schwierigkeiten aus dem Wege
gegangen wäre . Und ich möchte gerade zu dem einen Punkt ,
an dem ſich die Beſprechung entzündete , an den der Herr
Landesbiſchof beſonders anknüpfte , zum Syllogismus prae⸗
ticus , doch noch hervorheben : das Gutachten nimmt keinerlei
Stellung zu der Lehre vom Syllogismus überhaupt , ſondern
beachtet nur die Frage , ob ſeine Lehre im Heidelberger
Katechismus enthalten iſt oder nicht . Und da es zu der Mei⸗

nung kommt , daß es im Heidelberger Katechismus nur ſehr
am Rande ſteht , und daß die typiſch reformatoriſche Geſtalt
der Prädeſtinationslehre , mit der dieſer Syllogismus prae —
ticus zuſammenhängt , im Heidelberger Katechismus über⸗
haupt nicht vertreten wird , ſo kam es zu dem Ergebnis : Für
die ganz konkrete Frage , die der Kleine Verfaſſungsausſchuß
mit Zuſtimmung der Synode der Theologiſchen Fakultät
vorgelegt hat , wie denn nun hier das Verhältnis des Heidel —
berger Katechismus zur Confeſſio Auguſtana und zum
Kleinen Lutheriſchen Katechismus ſei , für dieſe Frage iſt die
Lehre vom Syllogismus practicus unerheblich . — Das iſt
der Inhalt des Gutachtens , und das glaubte ich jetzt noch
einmal hervorheben zu müſſen , um nicht den Eindruck auf⸗
kommen zu laſſen , als ob das Gutachten den Schwierigkeiten
und ernſten Problemen aus dem Wege gegangen wäre .

Ich bitte nunmehr die Synode , über die drei Dinge , die
ich angeregt oder beantragt habe , zu befinden :

J. dem Kleinen Verfaſſungsausſchuß den Auftrag zu geben ,
über den Abſchluß ſeiner Arbeiten einen Bericht an den
Evang . Oberkirchenrat zu liefern und das ganze Material
dorthin zu leiten . ( Dafür , daß es an den Evang . Ober —
kirchenrat gehen ſoll , ſpricht ein rein praktiſcher Grund ,
er iſt nämlich die kontinuierliche Stelle , und wir ſind
nicht in der Lage , noch an die alte Synode oder an die
neue zu berichten . Die neue Synode kann ſich dann vom
Oberkirchenrat alles geben laſſen ) ;

2. dieſes Gutachten der Theologiſchen Fakultät der Univerſi⸗
tät Heidelberg als Anlage zu dem jetzigen Verhandlungs⸗
bericht drucken zu laſſen , vielleicht ergänzt durch das ,
was der Konſynodale Zitt ausgeführt hat . Und

das Dankſchreiben an die Theologiſche Fakultät der
Univerſität Heidelberg etwa in der von mir vorgeſchla —
genen Faſſung zu beſchließen .

Präſident Dr . Umhauer : Es ſind alſo drei Beſchlüſſe zu
faſſen . Ich möchte zunächſt zur Diskuſſion und Abſtimmung
ſtellen die Frage , ob der Theologiſchen Fakultät in Heidel⸗
berg der Dank der Synode ausgeſprochen werden ſoll in der
Form , wie ſie der Berichterſtatter vorgeſchlagen hat . Wider⸗
ſpruch hiergegen erhebt ſich nicht . Es iſt alſo entſprechend
beſchloſſen .

Der zweite Beſchluß betrifft die Veröffentlichung des Gut⸗
achtens . Ich habe Verſtändnis dafür , daß Herr Pfarrer Zitt
möglichſt bald in den Beſitz einer Veröffentlichung des Gut⸗
achtens kommen will . Aber ich bitte zu erwägen , ob es nicht
richtiger iſt , daß dieſes Gutachten , das ja ſchließlich auf Ini⸗
tiative und im Auftrag der Synode erſtattet iſt , erſtmalige
Publikation erfährt in dem gedruckten Sitzungsprotokoll . Ich
perſönlich möchte ſagen , es iſt gewiſſermaßen eine Preſtige⸗
frage für die Synode , daß ſie auch dieſes Gutachten publi⸗
ziert , und daß es nicht in irgendeiner anderen Zeitſchrift
oder Korreſpondenz erſtmalig erſcheint . Ich frage Herrn
Pfarrer Zitt , ob er auf ſeinem Antrag beharren wird . Dann
würde ich zuerſt über dieſen Antrag abſtimmen laſſen .

ν
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Abgeordneter Zitt : Ich kann nicht eine Preſtigefrage der
Synode darin ſehen , ſondern ich ſehe darin eine Preſtigefrage
unſerer Kirche . Ich bin ſchon von ſo vielen Amtsbrüdern
nach dem Wortlaut dieſes Gutachtens gefragt worden , daß
ich bei meinem Antrag bleiben möchte . Und ich meine , wir
haben gerade als Synode ein Intereſſe daran und eine
Freude darüber , daß die Pfarrer ſo nach dieſem Gutachten
fragen und es ihnen ein wirkliches Anliegen iſt .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wir haben
Anlaß anzunehmen , daß dieſes Gutachten , ſobald es bekannt
wird , an anderen Stellen gedruckt wird . Wir können uns
über dieſe Abſicht freuen , weil das Gutachten Intereſſe be—
gegnet . Aber es würde doch —ich will nicht von Preſtige
unſerer Synode reden —kein glückliches Bild ergeben , wenn
nun irgend eine andere Informationsquelle bald dieſes Gut⸗
achten veröffentlicht , ehe es da veröffentlicht wird , wo es
hingehört , im Verhandlungsbericht unſerer Synode . Es wird
aus dieſem Gutachten ja vor dem Zuſammentritt der neuen
Synode beſtimmt keine Konſequenz gezogen werden . In⸗
folgedeſſen glaube ich, daß die Pfarrer , die mit großem Inter⸗
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eſſe auf dieſes Gutachten nun erpicht ſind , unſchwer beruhigt
werden können , wenn man ihnen ſagt : es paſſiert jetzt noch
nichts , und in wenigen Wochen habt ihr es im Verhand⸗
lungsbericht unſerer Synode .

Es wird beſchloſſen , daß das Gutachten als Anlage zum
Bericht über die Verhandlungen der Landesſynode genommen
wird und daß die Drucklegung vorweggenommen wird in
einer vergrößerten Auflage .

Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen zu dem dritten An⸗
trag , die Synode möge dem Kleinen Verfaſſungsausſchuß
den Auftrag geben , in ſeinen Arbeiten , wie vom Herrn Be⸗
richterſtatter angedeutet , fortzufahren bis zum Zuſammen⸗
tritt der neuen Synode und das Ergebnis ſeiner Arbeit dann
dem Evang . Oberkirchenrat zur ſachlichen Weiterbehandlung
vorzulegen .

Gegen dieſen Antrag erheben ſich keine Bedenken . Er iſt
demnach angenommen . — Damit ſind wir am Ende unſerer
Tagesordnung angelangt .

Kreisdekan D. Maas ſpricht das Schlußgebet .

Zweite öffentliche Gitzung

Herrenalb , Donnerstag , den 29 . Oktober 1953 % 150 üher

Tagesordnung :

*
Bekanntgabe von Eingängen .

Berichte des Finanzausſchuſſes über
a) den Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr . die Hinter —

bliebenenverſorgung der Geiſtlichen
Berichterſtatter : Synodale Zitt ;

b) die Eingabe der Verwaltungen der im Kaiſerswerther
Verband vereinigten Diakoniſſenhäuſer Freiburg , Beth⸗
lehem⸗Karlsruhe , Karlsruhe - Rüppurr , Mannheim ,
Nonnenweier , Frankenſtein⸗Wertheim , über die Gewäh⸗
rung eines laufenden Zuſchuſſes

Berichterſtatter : Synodale Zitt ;
e) den Antrag des Evang . Pfarramtes Villingen auf Ge⸗

währung eines Zuſchuſſes für Kirchenbauvorhaben
Berichterſtatter : Synodale Schneider ;

d) das Geſuch des Evang . Altersheims in Hornberg um Ge⸗
währung eines Zuſchuſſes

Berichterſtatter : Synodale Schneider ;
e) das Geſuch der Evang . Kirchengemeinde Bad Krozingen

um Gewährung eines Zuſchuſſes zum Bau eines Sana⸗
toriums

Berichterſtatter : Synodale Schneider .

I
Bericht des Hauptausſchuſſes über

5a) die Eingabe der Pfarrbruderſchaft Hornberg betr . An
derung der Perikopenordnung

Berichterſtatter : Synodale Dürr ;
b) die Eingabe des Mitarbeiterkreiſes der Evang . Volks⸗

miſſion betr . die hauptamtliche Beauftragung von
Evangeliſten

Berichterſtatter : Synodale Dürr ;
e) die Eingabe der Bezirksſynode Lörrach zur Frage der

Beſetzung der Kreisdekanate
Berichterſtatter : Synodale Dürr ;

d) die Eingabe des Mitarbeiterkreiſes der Volksmiſſion
betr . Schaffung des Diakonats und einer diakoniſchen
Ausbildungsſtätte in der Evang . Landeskirche

Berichterſtatter : Synodale Frank ;

e) den Vorſchlag für ein Wort der Synode zur Lehrer⸗
bildungsfrage

Berichterſtatter : Synodale Dürr .

IV .
Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über
die Eingabe des Evang . Pfarramts Münzesheim wegen
Einführung der Dienſtbezeichnung eines „Alteſten “ für
bewährte , aus dem Amte geſchiedene Alteſte

Berichterſtatter : Synodale D. Dr. von Dietze.
V.

Gemeinſamer Bericht des Hauptausſchuſſes , des
Verfaſſungsausſchuſſes und des Finanzaus⸗
ſchuſſes über

den Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr . die Anſtellung
und die Dienſtverhältniſſe der Kirchenmuſiker ( Kirchen —
muſikergeſetz )
Berichterſtatter : Synodale Eiſinger ,

Synodale Dr . Kuhn ,
Synodale Schneider .

*

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung .
Abgeordneter Mäller ſpricht das Eingangsgebet .

15
Präſident Dr . Umhauer : Ich habe noch einige Ein⸗

gänge bekanntzugeben . Frau Pfarrer Günther hat eine
Dankſagung für die Bekundung unſerer Teilnahme an dem
Heimgang ihres Mannes überſandt . Frau Pfarrer Specht
hat ein Schreiben an mich gerichtet , worin ſie der Landes⸗
ſynode ihren Dank ausſpricht für das Wort der Anerkennung
und den Kranz , womit ihr Mann am Grabe geehrt wurde .

Nun habe ich noch ein Entſchuldigungsſchreiben des Herrn
Oberſtudiendirektor Dr . Lampp bekanntzugeben , das bei mir
ſchon am 23. Oktober eingegangen iſt und worin er mitteilt ,
daß er leider wiederum um Beurlaubung bitten muß , da ſein
Arzt von der Teilnahme auch an der diesmaligen Sitzung
dringend abgeraten hat . Schließlich habe ich noch beſonders
zu erwähnen , was ſchon vorgeſtern hätte geſchehen müſſen ,
daß der Antrag der Städtekonferenz auf anderweitige Ver⸗
teilung des Anteils der Kirchengemeinden am Aufkommen
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der Kirchenſteuer vom 19. Oktober bei mir am 23. Oktober

eingegangen iſt . Uber den Antrag iſt ja im Finanzausſchuß
bereits beraten worden .

115
Wir gehen über zu Punkt II der Tagesordnung : Ver⸗

ſchiedene Berichte des Finanzausſchuſſes ; zunächſt über den

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr . die Hinter⸗
bliebenenverſorgung der Geiſtlichen .

Berichterſtatter Abgeordneter Zitt : Der Finanzausſchuß

hat den Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , die Hinter⸗

bliebenenverſorgung der Geiſtlichen betr . , den der Landes⸗

kirchenrat der Synode vorgelegt hat , beraten . Die vorge⸗

ſchlagene Regelung will der witwengeldberechtigten Witwe

den Entſchluß zu einer Wiederverheiratung erleichtern , ſo⸗
weit ſie durch die Sorge gehemmt würde , daß im Falle des

Todes des zweiten Ehemannes ihre fernere Verſorgung ge—
mindert oder überhaupt in Frage geſtellt iſt . Wird der Ent⸗

wurf Geſetz , ſo iſt damit auch eine Angleichung an den Rechts⸗

zuſtand in den anderen Landeskirchen und nach dem Deut⸗

ſchen Beamtengeſetz in § 133 Abſ . 3 vollzogen . Außerdem iſt
laut Begründung zu dieſem Geſetz , wie ſie der Landeskirchen⸗
rat vorlegt , damit die Vorausſetzung geſchaffen für eine ent⸗

ſprechende Verſorgung wiederverheirateter Oſtpfarrerwitwen
nach Auflöſung der Ehe durch den Tod des Ehemannes . Der

Finanzausſchuß konnte ſich die rechtlichen und ſittlichen In⸗

tenſionen des Entwurfes vollinhaltlich zu eigen machen . Die

finanziellen Auswirkungen ſind angeſichts der Seltenheit der

eintretenden Fälle gering und dürften u. U. ſogar durch Ein⸗

ſparungen infolge der Einſtellung der Bezüge der Witwe im

Falle der Wiederverheiratung mehr als ausgeglichen werden .

Der FͤA empfiehlt der Synode die Annahme des Geſetz⸗

entwurfs mit Rechtskraft vom 1. 10. 1953 , was in 8 2 des

Entwurfes einzufügen wäre .

Zur Klarſtellung muß noch feſtgeſtellt werden , daß Witwen ,

auf die der im Geſetz ins Auge gefaßte Tatbeſtand bereits zu⸗
trifft , mit dem genannten Datum in den Genuß der genann⸗
ten finanziellen Auswirkung des Geſetzes kommen ſollen .

Präſident Dr . Umhauer : Da der Geſetzentwurf nur
einen ſachlichen Paragraphen hat , darf ich vorſchlagen , daß
wir die allgemeine Beratung mit der Spezialberatung ver⸗

binden . Ich eröffne die Ausſprache . Es meldet ſich niemand

zum Wort . Ich darf daraus ſchließen , daß gegen den Vor⸗

ſchlag des Ausſchuſſes Bedenken nicht erhoben werden .

Ich bringe das Geſetz zur Abſtimmung . Wer dem Geſetz

zuſtimmen will , den bitte ich, die Hand zu erheben . — Ich
bitte um die Gegenprobe . — Wer enthält ſich ? — Das Geſetz

iſt einſtimmig angenommen .
Wir kommen zu b) der Tagesordnung : die Eingabe

der Verwaltungen der im Kaiſerswerther
Verband vereinigten Diakoniſſenhäuſer

Freiburg , Bethlehem⸗Karlsruhe , Karlsruhe - Rüppurr , Mann⸗

heim , Nonnenweier , Frankenſtein⸗Wertheim , über die Ge—

währung eines laufenden Zuſchuſſes .

Berichterſtatter Abgeordneter Zitt : Dem FA lag ein Ge⸗

ſuch der Verwaltungsräte der im Kaiſerswerther Verband

vereinigten Diakoniſſenmutterhäuſer Freiburg , Bethlehem⸗
Karlsruhe , Karlsruhe - Rüppurr , Mannheim , Nonnenweier ,
Frankenſtein⸗Wertheim , auf einen jährlichen Zuſchuß in

Höhe des Grundgehalts des oder der in jedem der Mutter⸗

häuſer angeſtellten Pfarrer vor . Bei der Beratung wurde

Konſynodale Hammann zur Begründung des Antrages aus —

führlich gehört . Er führte aus , daß ein konkreter Anlaß die

badiſchen Mutterhäuſer zu dieſer Bitte zwingt . Die durch die

Lohnerhöhung der letzten Fahre notwendig gewordenen Mehr⸗
ausgaben ſind in den Mutterhäuſern nicht mehr oder kaum

noch zu tragen , weil die Träger der Schweſtern - bzw. Kinder⸗

pflegeſtationen im Lande , ſoweit ſie Kirchengemeinden dar⸗

ſtellen , ſich weithin außerſtande ſehen , eine Erhöhung der

Schweſternvergütung aufzubringen . In den letzten Jahren
unternommene Verſuche um Beſeitigung dieſer Notlage ſowie
mehrere Beſprechungen mit dem Evang . Oberkirchenrat
brachten bis zur Stunde keinen weſentlichen Erfolg . Der

Finanzausſchuß überzeugte ſich, daß eine Erhöhung der

Kindergarten - oder Krankenvereinsbeiträge , die ſelbſtredend
weithin ſchon durchgeführt worden iſt , keine entſcheidende
Hilfe in dieſer Sache ſein kann .

Da die Mutterhäuſer den Grundſatz beibehalten wollen ,

für ihre Diakoniſſen nur das Exiſtenzminimum zu erbitten ,

muß die unausbleibliche Folge ſein , daß ſowohl die wirt⸗

ſchaftliche Verſorgung wie auch die Sicherſtellung der Alters⸗

verſorgung der Diakoniſſen angeſichts der Überalterung des

geſamten Standes von Jahr zu Jahr ſchwieriger wird .

Gleichzeitig ſehen ſich die Mutterhäuſer außerſtande , nicht
wenige dringende Aufgaben , die heute von ſeiten der Kirche

gerade an die Mutterhäuſer herangetragen werden , zu über⸗

nehmen und durchzuführen . Vor allem ſind es die durch

Krieg und Kriegsfolgen beſonders ſchwer getroffenen Mutter⸗

häuſer Karlsruhe - Bethlehem , Mannheim und Wertheim⸗
Frankenſtein , die in aller Kürze vor ganz großen Sorgen in

dieſer Richtung ſtehen . Aber auch die anderen Mutterhäuſer
ſind bereits in dieſes Gefälle zunehmender Verſchuldung ein⸗

bezogen .

Die Verwaltungsräte der Mutterhäuſer haben mehrfach
die Möglichkeiten erwogen , auf welche Weiſe die Landes⸗

ſynode Abhilfe ſchaffen könnte , ſoweit überhaupt auf dem
Sektor der Finanzen den Mutterhäuſern Hilfe geboten werden
kann . Damit jedes Mutterhaus in Zukunft mit einem Fixum
rechnen könnte , hielten die Verwaltungsräte übereinſtim⸗
mend es als das für alle Mutterhäuſer günſtige Vorgehen , wenn
die Synode ſich dazu entſchließen würde , einen regelmäßigen
Zuſchuß zu gewähren . Dieſer Zuſchuß ſollte nach dem vor⸗
liegenden Geſuch die Höhe eines Pfarrergrundgehaltes be⸗

tragen .

In den badiſchen Mutterhäuſern befinden ſich acht Pfarr⸗
ſtellen ( Freiburg eine , Karlsruhe - Bethlehem eine , Karlsruhe⸗
Rüppurr zwei , Mannheim eine , Nonnenweier zwei , Wertheim
eine ) . Dieſe Aufteilung entſpricht in etwa auch der Größe der

Schweſternſchaften . Die Mutterhauspfarrer werden unmit⸗
telbar von der Mutterhauskaſſe bezahlt entſprechend ihrem
Dienſtalter als landeskirchliche Pfarrer . Sie erhalten die für
dieſe Stellen z. Z. übliche Stellenzulage von jährlich 500 DM .

In der Ausſprache erkannte der Finanzausſchuß einmütig
an, daß eine Verpflichtung der Landeskirche ſowohl gegen⸗
über den Mutterhauspfarrern beſteht , die zwar de jure „als
vom Dienſt der Landeskirche beurlaubte Pfarrer “ gelten ,
aber de facto der Landeskirche in vielerlei Weiſe Dienſte tun ,
als auch gegenüber dem Diakoniſſenwerk ſeloſt , das ſeit über

hundert Jahren ſehr weſentliche Aufgabe der Kirche wahr —
nimmt . Es entſtand eine längere Debatte über die Frage ,
in welcher Weiſe die Kirche dieſer ihrer Verpflichtung ge⸗
recht werden könne . Da bereits von einigen Mutterhäuſern
( Freiburg , Karlsruhe⸗Bethlehem , Mannheim ) Geſuche dem

Oberkirchenrat vorgelegt worden ſind , die über den hier vor⸗

liegenden Antrag hinausgehen und um weitergehende Unter⸗

ſtützung für die dringlichſten Bauaufgaben bitten , hielt es
der Finanzausſchuß einſtimmig für tunlicher , unter Abſehen
von dem durch die Verwaltungsräte vorgeſchlagenen Modus
der Synode zu unterbreiten :

Es wolle den ſechs badiſchen Mutterhäuſern eine Unter⸗
ſtützungsbeihilfe aus landeskirchlichen Mitteln gewährt
werden . Auf begründeten Antrag können aus dieſer im

Zuſammenhang mit den Etatberatungen noch feſtzu⸗
ſetzenden Summe den einzelnen Mutterhäuſern Zuſchüſſe
gewährt werden .

Mit dieſer Regelung glaubte der Fu , allen juriſtiſchen
Fragen , die mit der Orientierung des Zuſchuſſes an den



Pfarrgrundgehältern entſtehen müßten , aus dem
gehen .

Abgeordneter Hommann : Hohe Synode ! Zunächſt ein Wort
herzlichen Dankes an die Mitglieder des Finanzausſchuſſes
dafür , daß ſoeben berichtet werden konnte , daß die Landes⸗
kirche ihre Verpflichtung anerkennt , ſowohl gegenüber den
Diakoniſſenhauspfarrern wie gegenüber dem Geſamtwerk
der Mutterhausdiakonie . Von dieſer Baſis her wird ſich, ſo
hoffen wir Mutterhauspfarrer und Vertreter unſerer Schwe⸗
ſternſchaften , ein Weg für die Regelung dieſes Anliegens
finden laſſen .

Wenn nun von dem Herrn Berichterſtatter ein anderer
Vorſchlag für unſer Anliegen gemacht wurde , ſo glaube ich,
im Namen der badiſchen Mutterhäuſer ſchon ſprechen zu
dürfen , wenn ich ſage , daß auch diefer vorgeſchlagene Modus
teilweiſe unſerem Anliegen entſprechen kann .

Ich möchte das Anliegen etwas weiter ausführen , als es
eben geſchehen konnte . Zum Grundſätzlichen : Es bedarf wohl
keiner langen Ausführungen , liebe Brüder und Konſyno⸗
dale , darauf hinzuweiſen , daß die Regelung dieſes Anliegens ,
alſo die Gewährung eines jährlichen Zuſchuſſes nicht das
Hauptanliegen und nicht etwa die entſcheidende
Abhilfe der notvollen , zum Teil ſchon kataſtrophalen Loge
der Mutterhausdiakonie ſein kann .

A und O bleibt bei uns , ob unſere liebe Landeskirche zu
der Lebendigkeit in den einzelnen Gemeinden ſich führen läßt .
daß dieſes über 100 Jahren geſegnete und im Blick auf die
vielen hundert Aufgaben dringend notwendige Werk der
Mutterhausdiakonie erhalten bleiben kann . Hier liegen ja
viel größere Schwierigkeiten vor , als ſie jetzt kurz geſchildert
werden können . Ich darf daran erinnern , daß wir ſchon ein⸗
mal auf der letzten Sitzung der Synode darüber einiges ge⸗
hört haben . Auch die Geldfrage ſteht nicht etwa jetzt mit
einem Male auch wie bei manch anderen Aufgabengebieten
der Landeskirche im Vordergrund . Wir möchten bei Löhes
Diakoniſſenſpruch , wenn gleich er nicht eingeengt verſtanden
werden darf , doch nach wie vor verbletben : „ Wir dienen nicht
um Lohn , ſondern aus Dank und Liebe . “ Und deshalb iſt
es ganz ſelbſtverſtändlich , daß wir bei dem Grundſatz der
Mutterhausdiakonie verbleiben müſſen und nur das Exiſtenz⸗
minimum , das die Werke eben zur Bewältigung der
Aufgaben benötigen , erbitten und erwarten .

Aber wie ſieht es nun auf dieſem Gebiet aus ? Die Opfer⸗
bereitſchaft unſerer Gemeinden im Blick auf die Mutterhaus⸗
diakonie iſt auch ſehr ſtark zurückgegangen . Während jedes
badiſche Mutterhaus in den Jahren zwiſchen den beiden

Weltkriegen im allgemeinen eine hohe Summe als freie
Liebesgabe vereinnahmen konnte , iſt dieſe Summe in den

letzten Jahren um das Zehnfache kleiner geworden . Eine
Selbſtkoſtenrechnung einer Diakoniſſe hat ergeben , daß wir
für die badiſchen Mutterhäuſer bei unſeren ſüddeutſchen Ver⸗
hältniſſen ſchon im Betriebsjahr 1952 unter knappſter An⸗
etzung aller Bedürfniſſe auf den Satz zwiſchen 120 und 130
DM gekommen ſind . Das ſind monatliche Selbſtkoſten für
eine Diakoniſſe , ſoweit das Mutterhaus als Ganzes dieſe
Diakoniſſe zu verſorgen hat . Nicht iſt damit gemeint die
Lebenshaltung mit dem Wirtſchaftsgeld , das im allgemeinen
unmittelbar von den Stationsträgern einer Schweſter monat⸗

lich ausgezahlt wird . Es iſt aber damit gemeint alles , was zu
dem Lebensunterhalt gehört : Kleidung , Ausrüſtung zum

Dienſt, Ausbildung , Altersverſorgung bis zum Ende . Wir
erhalten aber bis zum heutigen Tag nur den Satz von 100
DM monatlich . Warum haben wir bis jetzt noch nicht auf
120 oder 130 DM erhöht ? Dieſe Frage , die ſelbſtverſtänd⸗

lich geſtellt werden muß , iſt dahingehend zu beantworten :

Wir werden in den nächſten Monaten wahrſcheinlich eine
kleine Erhöhung erbitten müſſen . Da wir aber ſchon ſeither ,
um überhaupt auf 100 DM zu kommen , im Laufe der letzten
Jahre ſeit der Nachkriegszeit einige Male Erhöhungen er⸗
bitten mußten , müſſen wir befürchten , daß es nicht wenige

Wege zu
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Kirchengemeinden geben wird , die außerſtande ſind , recht⸗
zeitig oder in einem Jahr unſerer Bitte zu entſprechen.

Die Kirchengemeinden ſind auch deshalb weithin außer⸗
ſtande , dieſer Bitte zu entſprechen , weil in vielen Gemein⸗
den noch katholiſche Schweſtern ſind , die bis zum heutigen
Tag für eine Monatsvergütung von 40 —50 SM ean deren
Ordensmutterhäuſer geſtellt werden . Nicht wenige melden
dann ihre Kinder an den katholiſchen Kindergarten ab oder
holen die katholiſchen Schweſtern . Unſere Amtsbrüder er⸗
klären , daß man dieſe Diaſporaarbeit dadurch unterſtützen
müſſe , daß man eben nicht allzu ſchwere und unmöglich zu
tragende Laſten auf die evangeliſchen Gemeindeglieder lege ,
ſondern da müſſe die Geſamtkirche helfen . Verſchiedene
Verſuche und Vorſchläge , die in den letzten Fahren mit dem
Herrn Landesbiſchof und Oberkirchenrat Dr . Bürgy durch⸗
dacht und angegriffen worden ſind , haben noch nicht zu
einem ſpürbaren Ergebnis bis jetzt geführt .

Neben dem Rückgang der Opfer und der Unmöglichkeit ,
dieſes Minimum der für uns notwendigen Einnahmen über⸗
haupt hereinbringen zu können , haben die Mutterhäuſer in
den letzten Jahren , abgeſehen von dem in der Berichterſtat⸗
tung erwähnten Zuſtand der Baulichkeiten in einigen Häu⸗
ſern , allerlei Aufgaben bekommen , die natürlich nicht mit
dieſen minimalen Einnahmen bewältigt werden können .
Aber die kirchliche Sffentlichkeit erwartet dies , und mit Recht ;
denn unſere Mutterhäuſer haben wohl die Räumlichkeiten ,
müſſen aber auch einen Perſonalbeſtand haben , um die
Räumlichkeiten für Freizeiten der kirchlichen Werke gewähren
zu können . Das Perſonal muß tarifmäßig wie in anderen
Berufen bezahlt werden können . Dieſe Zeiten ſind vorbei , in
denen wir unſere Schreiner etwa bis zum Küchenperſonal
hin anſtellen konnten unter der Vorausſetzung , daß ſie in
dieſem Werk der barmherzigen Nächſtenliebe bereit wären ,
auf monatlich 30 —50 DM zu verzichten , als wenn ſie An⸗
geſtellte eines ſtädtiſchen oder ſtaatlichen Betriebes wären !
Wir haben da auch Entwicklungen in unſeren Häuſern ,
die wir nicht aufhalten konnten . Das hat nun zur Folge , daß
wir nun Sie bitten müſſen : Helfen Sie uns auch einmal
auf dieſe Weiſe !

Die andere Hilfe , die wir von Ihnen auch heute wieder
erbitten möchten , iſt die Fürbitte und ein barm⸗
herziges Sprechen über den Stand der

Schweſter , die ja eigentlich dem Herrn Chriſtus zuliebe
bereit iſt , dieſen Weg zu gehen .

Die Frage , die im FA diskutiert wurde , ob durch eine

etwaige Fuſion einiger oder mehrerer Mutterhäuſer weſent⸗
liche Geldeinſparungen erreicht werden könnten , mußte bis⸗

her von den Verwaltungsräten der Mutterhäuſer einſtimmig
abgelehnt werden . Aber es iſt nicht ausgeſchloſſen , daß in
kommenden Jahren in irgendeiner zweckentſprechenden Weiſe
auch dieſer Gedanke weiter verfolgt werden kann , und ſeien
Sie überzeugt , daß die dafür verantwortlichen Mitglieder in
den einzelnen Verwaltungsräten , in denen ja weithin Män⸗
ner und Frauen unſerer Kirche ſitzen , dieſe Fragen ſehr ernſt
beſprechen werden und wenn ſich wirklich daraus eine weſent⸗
liche Hilfe ergeben ſollte , dieſe Fragen bejahen würden . Aber

ſo iſt die Lage zur Zeit nicht . Ein Mutterhaus iſt ein Werk ,
das durch Jahrzehnte hindurch getragen iſt durch beſtimmte
Freundeskreiſe der Kirche . Zu dem Mutterhaus gehört gleich —
ſam eine größere kirchliche Offentlichkeit , die dieſes Werk

trägt , und es hat ſchon ſeinen Sinn , wenn auch auf dieſem
Gebiet nicht alles reglementiert und durchorganiſiert wird
bis ins letzte hinein .

Es iſt nun in Ihre Hände , in Ihre Entſcheidung gelegt ,
ob Sie , liebe Herren und Brüder , dieſes Anliegen ſo ent⸗

ſcheiden können , daß unſeren badiſchen Mutterhäuſern wenig⸗
ſtens anfangsweiſe und wenigſtens teilweiſe geholfen werden
kann . Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich , daß auf einen beſon⸗
deren Antrag hin , wie es vorhin vom Herrn Berichterſtatter
vorgetragen wurde , dieſe zur Verfügung geſtellten Gelder zu
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geben wären . Es iſt mir klar , daß neben den vielen anderen

Verpflichtungen , die gerade in dieſen Tagen unſere Landes

ſynode vor ſich ſieht , nun auch dieſe Bitte als eine vielleicht
ſehr ſchwer zu erfüllende Bitte hinzukommen wird . Aber be
denken Sie , wir haben in den Mutterhäuſern bisher einfach
aus Rückſicht und in der Erkenntnis , daß die anderen
Werke der Kirche ebenfalls dringend ihre Aufgabe er —

ledigen müſſen , geſchwiegen , weil es die Art der Mutter —

häuſer iſt , die ganze Frage der Finanzierung nicht in den

Vordergrund zu rücken . Wenn wir das jetzt in dieſem Jahr
zum erſten Male in dieſer deutlichen Weiſe getan haben ,
dann bitte ich Sie , daran zu denken : wir haben das nur
getan , weil wir Ihrer Hilfe bedürfenl Viele
hundert Schweſtern warten in dieſen Tagen auf Ihre Ent⸗
ſcheidung !

Abgeordneter Bernlehr ! Liebe Herren und Brüder ! Un—
ſere Gemeindeglieder wiſſen weithin , was ſie dem geſegneten
Dienſt ihrer Schweſtern , ihrer Kinderſchweſtern und ihrer
Krankenſchweſtern , zu verdanken haben . Aber es wird oft viel⸗
leicht nicht geſehen , was für eine große Bedeutung unſere
Schweſtern auch haben für das geſamte kirchliche Leben , für
die Stärkung des Glaubenslebens in unſeren Gemeinden .
Und das werden wir vielleicht erſt in den nächſten Jahren
oder Jahrzehnten erkennen , wenn in den einzelnen Gemein⸗
den keine Krankenſchweſtern mehr ſein können , und die Kin⸗
derſchulſtationen nicht mehr beſetzt werden können . Und
darum , weil die Schweſtern auch Unſagbares tun für das
geſamtkirchliche Leben , darum glaube ich, iſt es eine Ver⸗
pflichtung der Landeskirche , auch der Diakonie , ſoweit ſie
kann , finanziell zu Hilfe zu kommen . Auch jeder Kirchengemein —
derat und jeder Vorſtand hat die Verpflichtung , für die wirt —
ſchaftliche Verſorgung ſeiner Schweſtern nach beſtem Wiſſen
und Gewiſſen zu ſorgen und jeder Schweſter auch wirklich ein
angemeſſenes Wirtſchaftsgeld zu geben . Ich glaube , da kann
in den einzelnen Kirchengemeinden noch manches getan wer⸗
den . Bruder Hammann ſprach im FA davon , daß die finan⸗
zielle Baſis der Diakonie in den einzelnen örtlichen Gemein⸗
den zu ſchmal und zu ſchwankend wäre , nämlich daß nur ein
Teil der Gemeindeglieder dem Krankenpflegeverein ange —
hören . Darf ich da kurz der Synode das Beiſpiel von einer
kleinen Gemeinde anführen , wie da verantwortungsbewußte
Gemeindeglieder ſich zuſammentaten , um dieſe Baſis zu ver⸗
breitern , und um es zu erreichen , daß ihre Krankenpflege —
ſtation nicht eingehen mußte . In dieſer kleinen Gemeinde
wurde immer wieder geſagt , wir können unſere Kranken⸗
pflegeſtation nicht mehr durchtragen , es geht nicht mehr , wir
müſſen ſie aufgeben . Und da hat ein kleiner Kreis von ver —
antwortungsbewußten Gemeindegliedern ſich zuſammen —
getan , hat ſich die Beitragsbüchlein geben laſſen und dann
feſtgeſtellt , welche Gemeindeglieder noch nicht zum Kranken⸗
pflegeverein gehören . Und daraufhin haben ſie ſyſtematiſch
das ganze Dorf durchbeſucht und eine ſyſtematiſche Mit⸗

gliederwerbung betrieben , die auch Erfolg gehabt hat . Da
kann vielleicht noch manches geſchehen , und wir haben als
Synodale , als Kirchengemeinderäte , als Vorſtände da eine
große Verantwortung und Verpflichtung , auch das Unſere
und Entſprechende zu tun , damit unſere Schweſtern auch ein
anſtändiges und angemeſſenes Exiſtenzminimum erhalten
und eine gewiſſe wirtſchaftliche Grundlage .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Meine lieben Herren und Brü⸗
der ! Ich fühle die Pflicht eines Verwaltungsratsmitgliedes
eines Hauſes der Diakonie , Ihnen und darüber hinaus den
Gemeinden noch ein Wort über eine beſondere Not unſerer
Häuſer zu ſagen . Viel mehr als die finanzielle Not beſchäf⸗
tigt uns die Not des nicht genügenden Nachwuchſes an
Schweſtern . Das iſt zunächſt einmal eine Not , die uns von
den Verwaltungsräten und von der Leitung und unſere
Schweſtern ſelber bedrückt . Wir fragen uns , was liegt an
uns , daß dieſe Not uns getroffen hat , daß wir ſtatt dreißig
oder vierzig Schweſtern , die in einem Jahr zu uns kommen

ſollten , nur zehn , fünfzehn oder vielleicht , wenns hoch kommt ,
zwanzig aufnehmen können . Und ſeien Sie überzeugt , daß
das eine ganz ernſte Frage iſt , die wir immer wieder an uns
ſtellen . Wir werden ja gewiſſermaßen genötigt , uns zu fragen ,
welche Fehler haben wir etwa uns vorzuwerfen , daß es zu
dieſem nun nicht neuen , ſondern ſchon ſehr lang geltenden
Zuſtand gekommen iſt , und daß dieſer Zuſtand anhält . Aber
es muß bei jeder Gelegenheit geſagt werden , daß es die Ge—⸗
meinden draußen hören und wiſſen . Ich geſtehe , daß ich dem
Landeswohlfahrtspfarrer — er hat neulich beim letzten Feſt
der Inneren Miſſion in Lahr gepredigt —gleich nach der
Predigt geſagt habe : Herr Pfarrer , Sie haben vergeſſen , auf
dieſe Not unſerer Häuſer hinzuweiſen , unſere Gemeinden
müſſen um ſie wiſſen . Denn die Gemeinden ſind ja die

erſten , die davon betroffen werden . Ich hatte gehofft , unſer
Bruder Bernlehr werde als Mitglied desſelben Verwal⸗
tungsrats über dieſen Punkt ausführlich reden und mir
damit erſparen , nun auch das Wort zu ergreifen . Er hat es
nicht getan , ſondern er hat als Gemeindepfarrer geredet .
Dafür bin ich ihm natürlich ſehr dankbar . Aber nun iſt es
ſo, daß eben unſere Gemeinden auch das erkennen müſſen .
Viele Gemeinden haben ihre Verbundenheit mit unſeren
Häuſern früher dadurch bekundet , daß in ganz regelmäßigen
Abſtänden junge Mädchen zu uns gekommen ſind . Es wird
natürlich künftig ſo ſein müſſen bei der Entſcheidung über
die Beſetzung von Gemeindeſtationen , daß unſere Vorſtände
ſich fragen , können wir dieſer Gemeinde noch eine Schweſter
ſchicken , nachdem ſeit Jahren oder Jahrzehnten aus dieſer
Gemeinde keine junge Schweſter mehr zu uns gekommen iſt .
Das wird alſo die notwendige Folge ſein , daß wir vielen
Gemeinden , viel mehr als uns lieb iſt — das heißt , das
iſt gar nicht das richtige Wort — wir möchten natürlich
gerne allen Gemeinden Schweſtern ſchicken , wir werden es
aber nicht mehr können . Es wird dazu nicht mehr kommen ,
wir werden unſeren Wirkungsbereich in den nächſten Jahren
und Jahrzehnten ſo einſchränken müſſen , daß es auch das
letzte Gemeindeglied ſieht . Wir müſſen rechtzeitig auf dieſe
Gefahr aufmerkſam machen . Bitte , ſehen Sie dieſe Gefahr
und bitte , tragen Sie ſie mit , daß wir in den Stand geſetzt
werden , möglichſt wenig Stationen eingehen zu laſſen , mög⸗
lichſt wenig Schweſtern verſagen zu müſſen .

Die Gemeinden müſſen ihre Liebe , ihre Verbundenheit
mit unſeren Häuſern dadurch zeigen . Es iſt zweifellos der

Erweis , daß noch lebendige Gemeinden vorhanden ſind , die
auch mit den Werken der Kirche verbunden ſind , nicht wahr ,
und daß die Gemeinden um ihre Verantwortung wiſſen . Es
muß die Gemeinde wiſſen , daß aus ihr in regelmäßigen Ab⸗
ſtänden junge Theologen hervorgehen müſſen ; es muß die
Gemeinde wiſſen , daß andere Kräfte , die zur Arbeit in
den Werken unſerer Kirche berufen ſind , zu dieſen Werken
ſich finden ; und es müſſen unſere Gemeinden auch wiſſen ,
aus unſeren Reihen müſſen Diakoniſſen den Häuſern un⸗
ſeres Landes beitreten . Es iſt ſo, darüber darf die Gemeinde
des Landes und die einzelnen Gemeinden vollkommen ruhig
ſein , unſere Diakoniſſenhäuſer machen keinen Wettlauf um
den Nachwuchs , machen ſich nicht etwa Nachwuchs ſtreitig ,
ſondern ſie empfinden dieſe Not als eine gemeinſame , wir

tragen ſie gemeinſam und bemühen uns , gemeinſame Wege
zu finden , ihr zu begegnen . Aber die Gemeinden ihrerſeits
müſſen wiſſen , an dieſer Not haben wir mitzutragen , wir
haben dann auch die Folgen ſelber auf uns zu nehmen . Und
die einzig mögliche Folgerung aus dieſer Notlage iſt , wenn
die Erkenntnis in den Gemeinden wüchſe , unſere Werke ſind
in Gefahr , wir müſſen helfen . Der Ruf , der an unſere jungen
Leute ergeht zur Arbeit in der Kirche , der hat ein ganz
anderes Gewicht , wenn junge Leute wiſſen , wenn ich dieſen
Ruf nicht höre , dann hört jemand in meiner Gemeinde
dieſen Ruf nicht , aber der Ruf müßte in der Gemeinde
gehört werden . Daß dieſer Ruf in der Gemeinde gehört
werde , dazu bitte ich Sie , liebe Herren und Brüder , an



Ihrem Teil beizutragen , damit unſere Werke weiterhin den
Dienſt tun können , zu dem ſie ſich berufen wiſſen , zu dem
Dienſt des Herrn der Kirche !

Abgeordneter Dr . Bier : Liebe Herren und Brüder ! Nach
dieſem ausführlichen Bericht möchte ich nur eines ſagen :
Wir wollen die Bitte unſerer Mutterhäuſer nach beſten
Kräften wärmſtens unterſtützen .

Berichterſtatter Abgeordneter Zitt : Es wäre noch hinzu⸗
zufügen , daß wir noch über die Höhe im Zuſammenhang
mit der Etatberatung ſprechen und ſie endgültig feſtlegen
müſſen .

Präſident Dr . Umhauer : Wollen Sie , bitte , den Antrag
nochmals verleſen .

Berichterſtatter Abgeordneter Zitt : Der FA unterbreitet
folgenden Antrag :

„ Es wolle den ſechs badiſchen Mutterhäuſern eine
Unterſtützungsbeihilfe aus landeskirchlichen Mitteln ge
währt werden . Auf begründeten Antrag können aus dieſer
im Zuſammenhang mit den Etatberatungen noch feſtzu⸗
ſetzenden Summe den einzelnen Mutterhäuſern Zuſchüſſe

gewährt werden . “
Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen nunmehr zu dem

Punkt 1e) der Tagesordnung : den Antrag des Evan g.
Pfarramtes Villingen auf Gewährung eines Zu —
ſchuſſes für Kirchenbauvorhaben .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Hohe Synode !
Eine Eingabe des Evang . Pfarramtes Villingen , Paulus⸗
pfarrei , bittet um Gewährung einer großzügigen Unter⸗
ſtützung für den Bau einer Kirche , verbunden mit Ge—
meindehaus , Kirchendienerwohnung , Räumen für Jugend⸗
arbeiten und dergleichen . Der erſte Bauabſchnitt , den man
ohne Kindergarten durchführen will , ſoll rund 350 000 DM
koſten. Da es ſich um eine neuerrichtete zweite Pfarrei handelt ,
welche laut Eingabe über tauſend heimatvertriebene Ge⸗
meindeglieder umfaßt , und welche dringend nun einen Ge—⸗
meindemittelpunkt braucht , iſt die Notwendigkeit dieſes Bau⸗
vorhabens wohl begründet .

Das Geſuch warf die grundſätzliche Frage auf , ob Bau⸗
vorhaben größerer feſtgefügter Gemeinden in das „ Diaſpora⸗
bauprogramm “ aufgenommen werden ſollten . Der Finanz⸗
ausſchuß war der Meinung , daß im Falle Villingen der
Diaſporacharakter durchaus noch gegeben ſei und daß eine
Berückſichtiſung der Gemeinde durch zinsgünſtige Dar⸗
lehenshingabe bis zu 50 % der Baukoften empfohlen werden
kann . Es wird daher folgender Antrag geſtellt :

„ Die Synode wolle beſchließen , der Evang . Kirchen⸗
gemeinde Villingen zum Zwecke des Kirchbauvorhabens
für die dortige Pauluspfarrei Darlehen aus dem Dia⸗
ſporaprogramm bis zur Höhe von 50⸗7 der Baukoſten
zu gewähren . “

Abgeordneter Frank : Ich möchte die Synode bitten , dem
Antrag des Finanzausſchuſſes das Ja zu geben . Die Paulus⸗
gemeinde Villingen weiß der Synode gewiß Dank für die
Bereitſchaft zur Hilfe , damit die Gemeinde zu einer Kirche
kommt. Gerade in der Diaſpora iſt es wichtig , daß der Vogel
ſein Neſt findet , den Ort , wo die Frohe Botſchaft von Jeſus
Chriſtus in bibliſcher Ausrichtung verkündet wird inmitten
der uns Evangeliſchen fremden Welt der römiſchen Kirche .

Präſident Dr . Umhauer : Wünſcht noch jemand das Wort ?
—Das iſt nicht der Fall . Dann kommen wir zur Abſtim⸗
mung . Ich nehme an , daß der Antrag des Ausſchuſſes Ihnen
noch in Erinnerung iſt . — Das ſcheint der Fall zu ſein .

Der Antrag des Finanzausſchuſſes wird einſtimmig an⸗
genommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Das Evang .
Altersheim Hornberg hat ſich an den Evang . Ober —
kirchenrat gewandt , um für ein außergewöhnliches Bau⸗
vorhaben eine namhafte Unterſtützung zu erhalten . Dieſes
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Evang . Altersheim iſt aus dem früheren Schwarzwälder
Rettungsheim hervorgegangen und gehört zu den älteſten
Einrichtungen der Inneren Miſſion in Baden . Es hat über⸗
wiegend Fürſorgeempfänger in ſeiner Betreuung und nur
wenige Selbſtzahler . Träger des Altersheimes iſt ein ein⸗
getragener Verein , Verw . Ratsvorſitzender iſt Herr Pfarrer
Kehrberger vom Diakoniſſenhaus Nonnenweier . Die Wirt⸗
ſchaftlichkeit des Heimes iſt bei der jetzigen Größe kaum ge⸗
geben . Es iſt vorbildlichen Hauseltern zu danken , daß durch
ihre bisherige aufopferungsfreudige Tätigkeit das Alters⸗
heim überhaupt durchgehalten werden konnte .

Dieſes Altersheim befindet ſich nun in einer großen Not⸗
lage , weil das Haus derart baufällig geworden iſt , daß Ein⸗
ſturzgefahr droht . In dieſem Zuſammenhang muß geſagt
werden , daß es ſich ſeinerzeit auch nicht um einen Neubau
gehandelt hat , ſondern um die Übernahme eines beſtehenden
älteren Bauernhauſes , das dann im Laufe der Jahrzehnte
ausgebaut wurde . Eine gründliche Renovierung wird von
Fachleuten auf rund 140 000 DM berechnet . Dieſe Tatſache
legte den Gedanken nahe zu prüfen , ob nicht ein Neubau
das Billigere und Zweckmäßigere ſei . Bei dieſem Neubau
könnte die Belegzahl auf 60 Perſonen mit einem größeren
Selbſtzahleranteil erhöht werden , wodurch die Wirtſchaft⸗
lichkeit beſſer geſichert wäre . Ein ſolcher Neubau dürfte auf
rund 400 000, — DM ſich ſtellen . Inaugenſcheinnahme des
jetzigen Baues auch durch Mitglieder der Synode ( darunter
Fachleute wie unſer Freund Dr . Schmechel ) hat ergeben ,
daß eine Reparatur des Hauſes ſich wohl kaum lohnen
würde , ſo daß tatſächlich die Frageſtellung lautet : Neubau
oder Schließung der Anſtalt . Die verantwortlichen Herren
des Verwaltungsrates des Altersheimes Hornberg glauben ,
50 % der etwaigen Neubaukoſten ſelbſt beſchaffen zu können ,
und bitten , die andere Hälfte in das Diaſporaprogramm ein⸗
zubeziehen .

Der FA war nach eingehender Beſprechung der Meinung ,
daß , obwohl es ſich nicht um ein Bauvorhaben einer Kirchen⸗
gemeinde handelt , und nur indirekt kirchliche Intereſſen be⸗
rührt ſind , eben in dieſer Diaſporagemeinde dieſer Stütz⸗
punkt evangeliſchen Lebens und evangeliſcher Diakonie er⸗
halten werden ſollte und ſomit doch eine Pflicht zur Hilfe
vorliege . Im Falle eines Neubaues könnte doch ein gedie⸗
genes Altersheim für evangeliſche alte Leute der weiteren

Umgebung geſchaffen werden . Es iſt kein Zweifel , daß hier⸗
für ein Bedürfnis beſteht . Man hat auch die Abſicht , daß
man einen Teil des Heimes als Pflegeheim einrichten und

organiſieren will , d. h. daß Leute , die einer leichten Pflege
bedürfen , zu einem erhöhten Satz dann dort aufgenommen
und betreut würden .

Der Finanzausſchuß beantragt deshalb :

„ Dem Altersheim Hornberg ſoll im Fall eines Neu⸗
baus aus Mitteln des Diaſvorafonds ein zinsverbilligtes
Darlehen bis zu 50 % der Bauſumme unter üblichen Be⸗

dingungen gegeben werden . “

Abgeordneter Bernlehr : Ich möchte die Synode bitten ,
dem Antrag des FA ſtattzugeben . Aus einem Brief möchte
ich nur zwei Sätze vorleſen : „Jetzt ſind die alten Häuſer ,
d. h. die alten Gebäude , die zudem durch den Hornberger
Bombenangriff ſchwer gelitten haben , dem Zuſammenbruch
nahe . “ Und der andere Satz : „ Entweder geht dieſes reine
Liebeswerk ein , oder es wird geholfen . “

Die Situation iſt alſo die , daß dieſes Schifflein der Inne⸗
ren Miſſion ſinken muß , wenn Kirche und Innere Miſſion
nicht zu Hilfe kommen . Der Verwaltungsrat des Hornberger
Altersheim wird , wie wir eben gehört haben , ſich bemühen ,
Mittel aufzubringen , damit der Neubau zuſtandekommt , und
die Innere Miſſion wird auch Mittel beibringen . Aber ich
finde , wenn nun ein ſolches altes Werk der Inneren Miſſion
ſo in Gefahr ſteht , daß die Kirche dem SOS - ⸗Ruf ſich nicht
verſagen darf und dieſem ſinkenden Schifflein zu Hilfe
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kommen und ſich an der Rettungsaktion beteiligen muß . Und
darum bitte ich die Synode herzlich , dem Antrag des FA
zuzuſtimmen .

Abgeordneter Frank : Auf zwei Dinge darf noch kurz in
dieſem Zuſammenhang hingewieſen werden :

Erſtens dient dieſes Altersheim nicht nur dem Kirchen —
bezirk Hornberg , ſondern weit darüber hinaus im Raum der

ganzen Schwarzwalddiaſpora ; ſoweit ich ſehe , befindet ſich
von Offenburg bis gegen Konſtanz und hinüber gegen St .
Blaſien —Titiſee uſw . kein Altersheim evangeliſcher Prägung .
Und darum erſcheint es ganz beſonders wichtig , daß dieſes
Haus und gleichzeitig auch dieſes Bollwerk evangeliſchen
Glaubens im Raum der Diaſpora erhalten bleibt .

Und nun zum andern : Die Alterskurve iſt ja in den
nächſten Fahren immer noch ſehr im Steigen , die Über —
alterung im Wachſen begriffen , ſo daß die Zahl der Alters —⸗
heime in den kommenden Jahren und Jahrzehnten nicht
vermindert werden wird und kann . Es werden vielmehr
immer wieder da und dort auch noch neue Heime geſchaffen
werden müſſen , um auch unſeren Alten ein Heim für ihren
Feierabend zu gewähren . Aus dieſem doppelten Grund möchte
ich auch an dieſer Stelle den Antrag des FA warm befür⸗
worten und die Synode auch hier um ihre Zuſtimmung
bitten .

Der Antrag des Finanzausſchuſſes wird einſtimmig an⸗
genommen .

Präſident Dr . Umhauer : Nun kommt der Bericht des FA
über das Geſuch der Evang . Kirchengemeinde
Bad Krozingen um Gewährung eines Zuſchuſſes zum
Bau eines Sanatoriums .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Durch Herrn
Oberkirchenrat Dr . Bürgy wurde im Zuſammenhang mit
der Beſprechung des Diaſporaprogramms dem FA vorge⸗
tragen , daß der Kirchengemeinderat Bad Krozingen beab⸗
ſichtige , ein größeres Sanatorium für in den dortigen Bädern
Heilung ſuchende evangeliſche Menſchen zu bauen . Es ſei in
Krozingen als Heilbadgemeinde ein echtes Bedürfnis hier⸗
für vorhanden , nachdem von katholiſcher Seite ein großer
moderner Sanatoriumsbau erſtellt worden ſei . Die Gemeinde
habe einen Verſuch mit einem kleinen evangeliſchen Pen⸗
ſionsheim , welches in einem ſchenkungsweiſe überlaſſenen
Hauſe eingerichtet wurde , gemacht , und es habe ſich ergeben ,
daß ein ſolches Heim ſehr erfolgreich und wirtſchaftlich nutz —
bringend ſich bewähre . Der FA war aber der Meinung , daß
dieſes Vorhaben , das an ſich durchaus erwägenswert ſei ,
nicht im Rahmen des Diaſporaprogramms finanziell geför⸗
dert werden könne , denn es handle ſich doch nicht um die
Förderung eines kirchlichen Baues im engeren Sinn . Außer⸗
dem ſeien die Bedürfniſſe der zentralen kirchlichen Diaſpora⸗
arbeit ſo groß , daß ſie die zur Verfügung ſtehenden Mittel
voll in Anſpruch nehmen . Es müſſe auch das ganze Projekt
nach der wirtſchaftlichen und perſonellen Seite hin gründlich
überprüft werden . MWan war im FA auch der Meinung ,
daß der Träger eines ſolchen Sanatoriumsunternehmens
nicht die KG ſelbſt , ſondern ein eingetragener Verein oder
eine Wirtſchaftsgeſellſchaft ſelbſt ſein ſollte , bei der ſelbſt⸗
verſtändlich evangeliſche Perſönlichkeiten tragend und führend
ſein müſſen . Wenn die Vorausſetzungen der Überprüfung
der Geſtaltung und Form dieſes Wirtſchaftsunternehmens
eines Sanatoriums erfüllt ſeien , dann empfiehlt der FA
eine Darlehenshingabe bis zu 20 % der Bauſumme nicht aus
dem Diaſporaprogramm , ſondern aus allgemeinen Fonds⸗
mitteln .

Der Antrag des Ausſchuſſes wird einſtimmig angenommen .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Im Zuſammen⸗

hang mit dieſen Anträgen , die irgendwie in Beziehung zum
Diaſporaproblem ſtehen , ergab die Ausſprache , daß der FA
der Auffaſſung iſt , es ſollen etwa zu erwartende Überſchüſſe
aus dem jetzt laufenden Haushaltsjahr 1953/54 wiederum

für Neubau - und Aufbauzwecke möglichſt zu den Bedingun⸗
gen des letztjährigen Diaſporaprogramms und nach dem
gleichen Verfahren eingeſetzt werden . Dabei wurde darauf
hingewieſen , daß eine Ausweitung des zu berückſichtigenden
Gemeindekreiſes in der Weiſe erfolgen ſoll , daß nicht nur
Diaſporagemeinden im engeren Sinne in Frage kommen ,
ſondern auch neugegründete Gemeinden oder ſtädtiſche neue
Teilgemeinden , welche im Aufbau begriffen ſind und drin⸗
gend eines Gemeindemittelpunktes bedürfen , die aus eigener
Kraft aber einen Neubau noch nicht wagen können , zu be—⸗

rückſichtigen wären . Es iſt alſo — wenn wir nun einen An⸗

trag ſtellen — deſſen Zweck dahin ausgerichtet , daß wir auch
für dieſes Fahr noch einmal die Mittel , die aus den Über⸗
ſchüſſen zu erwarten ſind , — bekanntlich waren es im letzten
Jahr 2,2 Millionen ; dieſes Jahr wird bei weitem nicht
dieſe Summe erreicht werden können — zur Verfügung
ſtellen . Dieſe Mittel gelten für ein zweites Diaſpora - und

Aufbauprogramm .
Wir möchten vom FA alſo beantragen , daß

im Haushaltsjahr 1953/54 zu erwartende Überſchüſſe dem
beſtehenden Fonds für das Diaſporaprogramm zuge —
führt werden und ein zweites Diaſporabauprogramm
entſprechend dem Aufkommen ausgearbeitet werde . In
demſelben ſollen auch Bauvorhaben junger im Aufbau
begriffener Gemeinden nach den beſtehenden Richtlinien
eingegliedert werden , und über dieſes Diaſporaprogramm
möglichſt auf der Frühjahrsſynode ein Bericht und Über —
blick gegeben werden .

Ferner kamen bei der Ausſprache über das Diaſpora⸗
programm die Erfahrungen , welche aus der bisherigen
Handhabung des letztjährigen Diaſporaprogramms geſam⸗
melt worden ſind , zur Beſprechung , und es wurde dabei
durch Herrn Oberkirchenrat Dr . Bürgy darauf hingewieſen ,
daß es abſolut notwendig ſei , vielen kleinen , armen Diaſpora⸗
gemeinden neben dem zinsverbilligten Darlehen auch Bei—⸗
hilfen , d. h. verlorene Zuſchüſſe zu gewähren . Sonſt wären
ſie effektiv nicht in der Lage , auch bei entgegenkommendſter
Darlehensunterſtützung ſolche Bauvorhaben zu beginnen .
Als Beiſpiel wurde etwa der Pfarrhausneubau der
Gemeinde Oſterburken angeführt , einer Gemeinde , die
einfach nicht in der Lage ſei , irgendwelche weſentlichen eigenen
Mittel aufzubringen . Die Ausſprache ergab , daß der FA ſich
der Notwendigkeit ſolcher Beihilfen nicht verſchließen will ;
ſie ſollen aber auf dringendſte Notfälle begrenzt werden .
Außerdem iſt der FA der Auffaſſung , daß dieſe Beihilfen
nicht aus den Überſchüſſen , welche für das Diaſporaprogramm
reſerviert ſind , genommen werden ſollten , ſondern daß ein
entſprechender Betrag im ordentlichen Haushalt einzuſetzen
ſei . Als Richtlinien für die Finanzgliederung in einem
ſolchen Notfall oder Notſtandsgemeinde wurde folgende
Gliederung anerkannt :

1020 % Eigenkapital ,
20 % Beihilfe als verlorener Zuſchuß und der Reſt mit
60 —70 %, je nach der Höhe des Eigenkapitals zinsver⸗
billigtes Darlehen .

Der Fu macht entſprechende Vorſchläge fur Einſparung
im Haushaltsplan , um ſo und ſo viel DM für Beihilfen im
ordentlichen Haushalt 1954/56 einſetzen zu können .

Ganz wollten wir nicht davon abgehen , daß auch eine
relativ arme Gemeinde etwas an Eigenbeihilfe mit auf⸗
bringen müſſe .

Der FaA macht morgen bei der Haushaltsberatung Vor⸗
ſchläge , wie eine Summe von möglichſt 200 000 DM , die wir
einmal für Beihilfen angenommen haben , im ordentlichen
Haushalt 1954/55 eingeſetzt werden kann . Es ſind alſo zwei
Anträge , über die wir hier abſtimmen müſſen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich frage zunächſt die Synode ,
ob ſie damit einverſtanden iſt , daß über dieſe Frage , die in
der Tagesordnung nicht aufgenommen iſt , weil ich vom FA



keine entſprechende Mitteilung erhalten hatte , heute beraten
und abgeſtimmt wird .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Zur Geſchäftsordnung ! Ich
glaube , daß ich mich zu dieſem Antrag bekennen kann . Ichbin allerdings überraſcht dadurch , daß er jetzt zur Ausſprache
geſtellt wird , und ich bin unſicher , ob er nicht eingreift in
Erwägungen, die wir auch über Beihilfen an große Kirchen⸗
gemeinden , über Stadtrandſiedlungen angeſtellt haben . Wird
damit nicht etwas vorweggenommen , was doch in einem
anderen Zuſammenhang auch noch erwogen werden müßte ?

Ich ſtelle das einmal zur Ausſprache . Wenn man meint ,
daß das unbeſchadet der morgigen Beſprechung jetzt geſchehen
kann , will ich dem nicht widerſprechen . Aber ich habe zunächſtein etwas unſicheres Gefühl , ob wir recht daran tun , jetzt
zu verabſchieden .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich habe gewiſſe Bedenken , meine
Zuſtimmung zu dieſer Geſchäftsordnungsfrage zu äußern ,
und zwar deswegen , weil wir doch über dieſe Frage zuvor
eingehend uns Gedanken machen ſollten . Das iſt in dieſer
gedrängten Zeit wohl nicht möglich . Ich bin dafür , daß
dieſer Punkt nicht in die Tagesordnung aufgenommen
werde , und daß er zum Gegenſtand einer beſonderen Tagung
gemacht werde .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Es iſt tatſäch⸗
lich nur ein Verſehen , daß ich das nicht auch noch mit auf⸗

geſchrieben habe . Der fachliche Zuſammenhang zum mindeſten
des erſten Antrags , daß wir uns zu einem zweiten Diaſpora⸗
programm bekennen , iſt ohne weiteres gegeben geweſen durchdie drei Einzelfälle , die ich vorgetragen habe .

Zum zweiten habe ich Bedenken , daß wir morgen das
machen. Einmal weil die Beratung des Haushalts morgen
ſowieſo zuſammengedrängt iſt auf eine Zeit von vier Stun⸗
den, und die werden wir vermutlich brauchen . Zum andern
möchte ich nicht morgen in Gegenwart der Regierungsver⸗
treter auch ſolche Teilfragen behandeln , ſondern dort ſoll der
große Wurf des Geſamthaushaltes zur Darſtellung kommen .
Ich halte es für unzweckmäßig , wenn wir dann Teilfragen
mit einſchieben , die im einzelnen nicht intereſſieren .
Des weiteren iſt auch die Frage der Beihilfen eine Grund⸗
ſatzfrage , die ich heute gern klären möchte . Denn wenn Sie
dem Antrag zuſtimmen , brauchen wir bei den Beratungendes Haushaltes , die wir heute abend im Finanzausſchuß
noch führen werden , die Erhöhungen der etwa 500 000 DM ,
die jetzt ſchon drin ſtehen und die , wie Herr Oberkirchenrat
Dr. Bürgy uns ſagte , vor allem für die Großſtadtgemeinden
gedacht ſind , nur um 200 000 DM vornehmen . Wenn Sie
ablehnen , daß wir für Diaſporaaufbau auch Beihilfen geben
werden, dann iſt dieſer Punkt gegenſtandslos geworden für
unſere Beratung heute abend und morgen .

Aus dieſem Grund möchte ich bitten , die formale Unter⸗
laſſung , daß dieſer Punkt nicht auf der Tagesordnung ſteht ,
zu entſchuldigen . Sachlich iſt der Zuſammenhang ohne Zwei —⸗
fel mit der jetzigen Beratung gegeben und nicht in dem Haus⸗
halt morgen .

Präfident Dr . Umhauer : Mir ſcheinen die Gründe , die der
Herr Berichterſtatter geſagt hat , dürchſchlagend zu ſein .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich habe meine Pflicht getan
durch den Hinweis auf die Aufgaben , die wir am Stadtrand
der großen Städte haben . Aber ich möchte meinen , daß das
nicht zu kollidieren braucht mit einem ſolchen Antrag . Ich
habe die Hoffnung , daß auch die Großſtadtgemeinden mit
ihren Notwendigkeiten doch noch zu ihrem Rechte kommen ,
und deswegen werde ich mich dem Antrag anſchließen .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode ! Herr Abgeordne —
ter Schneider ſprach eben davon und regte an , daß die Über⸗
ſchüſſe für das Diaſporaprogramm und einen gewiſſen
Aufbau Verwendung finden ſollen . Ich kann nun bei den
gedrängten Worten , in denen Herr Abgeordneter Schneider
ſprach, nicht überſehen , in welchem Umfang dieſe Überſchüſſe
für das Diaſporaprogramm einerſeits und einen gewiſſen
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Aufbau andererſeits in Frage kommen ſollen . Und deswegen
darf ich bitten , daß uns vielleicht hierüber noch Aufſchlüſſe
gegeben werden , und zwar insbeſondere im Zuſammenhang
mit dem Gedanken , daß nicht nur in der Diaſpora ein ge⸗
wiſſer Aufbau notwendig iſt , ſondern auch in den Stadtrand⸗
ſiedlungen .

Aus dieſem Grunde darf ich hier um einige erläuternde ,
zuſätzliche Aufklärungen bitten .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich habe ja in
meinen Ausführungen darauf hingewieſen , daß das gerade
die Anderung in meinem zweiten Diaſporaprogramm iſt ,
daß neben den eigentlichen Diaſporaaufgaben im engeren
Sinne nun auch die Aufbaugemeinden berückſichtigt werden
ſollen . Es iſt alſo die von Ihnen gewünſchte Erweiterung
ſchon feſtgelegt .

Zum zweiten möchte ich ſagen , der Antrag bezweckt nur
das Eine , daß unſere Synode noch beſtimmt , was in dieſem
laufenden Haushaltsjahr an Überſchuß erreicht wird , ſoll für
ein zweites Diaſporaprogramm verwendet werden , ſonſt
laufen wir Gefahr , daß u. U. eine neue Synode , die die
geſamten Zuſammenhänge aus den letzten zwei Jahren über
dieſe Bauaufgaben noch nicht kennen kann , weil ſie wahr⸗
ſcheinlich eine weſentlich veränderte Zuſammenſetzung haben
wird , über dieſe Überſchüſſe verfügt in einer Weiſe , die nach⸗
her die Gewährung der jetzt ſchon geplanten und in Rech⸗
nung befindlichen Vorhaben vielleicht nicht mehr ſicherſtellt .

Alſo , das iſt der einzige Sinn , und ich habe ja beigefügt ,
das Programm in ſeiner einzelnen Gliederung ſoll dann
entſprechend dem Geldvolumen , das zur Verfügung ſteht ,
—ſagen wir 1 oder 1,2 Millionen — vorgelegt werden . Die
Zweckbindung aber , die grundſätzliche , an Diaſpora und Auf⸗
baugemeinden , das ſoll jetzt feſtgelegt werden . Darum geht
es mir nur . Das liegt durchaus im Sinne Ihrer Anregung ,
Herr Abgeordneter Kuhn .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Die Anfrage von Herrn
Dr . Kuhn iſt verſtändlich . Sie kam aus derſelben Sorge , die
ich äußerte , und da wir beide es nicht für zweckmäßig hal⸗
ten , daß morgen dieſe Frage erörtert wird , halte ich es doch
für gut , daß darüber noch ein paar Worte geſagt werden .
Vielleicht beruhigen ſie Herrn Dr . Kuhn .

Man könnte zunächſt ſagen : Gehen dieſe 200 000 DM , die
wir nun vorſehen für Unterſtützung bedürftiger Gemeinden
im Zuſammenhang mit der Diaſpora , nicht den Großſtadt⸗
gemeinden verloren , und wäre es nicht wichtiger , für dieſe
Stadtrandſiedlungen zu ſorgen . Wenn das der Fall wäre ,
hätte ich Bedenken . Aber es iſt nicht der Fall , ſondern ich
glaube , daß das ſogar eine Unterſtützung des Gedankens iſt .
Ich will jetzt nicht viel vorwegnehmen von dem, was uns
geſtern im FA beſchäftigt hat und was wir morgen im
Plenum noch erörtern müſſen . Aber ich will auf das eine
hinweiſen : die Schwierigkeit des Etats trotz der verhältnis⸗
mäßig großen Steuereinkünfte liegt darin , daß die großen
Städte gezwungen ſind , ordentliche Haushaltsmittel für
außerordentliche Aufgaben — das ſind nämlich die Bau⸗
aufgaben — zu verwenden . Und wenn jetzt anerkannt wird ,
daß , wie die Dinge heute im Bauweſen liegen , hier etwas
Beſonderes geſchehen muß , dann bedeutet die Vorwegnahme
heute eine Unterſtützung des Geſichtspunktes , der uns mor⸗
gen beſchäftigen wird : Wie iſt den Großſtadtgemeinden zu

elfen .
235 glaube alſo , daß wir ruhig zuſtimmen können . Die

Synode wird gerecht ſein und nicht nur die Unterſtützung
von Diaſporagemeinden in Betracht ziehen , ſondern auch den
Großſtädten geben , was ihnen zukommt .

Abgeordneter Frank : Die Abſicht , den kleinen Gemeinden
und den wachſenden Gemeinden am Rande der Großſtadt zu
helfen , begrüße ich nicht nur aus dem einen Grunde , daß
dieſen Gemeinden geholfen ſei , ſondern aus noch einem an⸗
deren , der mir ganz weſentlich erſcheint . Es ſoll dadurch auch
ſichtbar werden , daß die Kirche nicht nur ein Geldverleihungs⸗
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inſtitut iſt , das Geld gibt und Geld wieder auch zurück —

nimmt , ſondern daß die Kirche auch auf einem anderen

Wege , eben auf dem Wege des Gebens und des Schenkens

dieſen Gemeinden eine weſentliche Hilfe darreicht .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf perſönlich noch auf eine

Frage aufmerkſam machen , zu der der Herr Berichterſtatter
vielleicht Stellung nimmt . Wir müſſen uns hüten , durch

unſere Beſchlüſſe in die Kompetenz der kommenden Synode
einzugreifen , und es könnte jemand ſagen , dadurch , daß wir

jetzt einen Beſchluß darüber faſſen , was mit den Überſchüſſen
des laufenden Jahres im nächſten Jahr geſchehen ſoll , hatten
wir die Kompetenz der kommenden Synode vorweggenom⸗
men . Vielleicht wird ſich der Herr Berichterſtatter zu dieſer
Frage noch äußern .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich würde ſolche
Bedenken teilen , wenn die Überſchüſſe ganz oder teilweiſe aus
einem Zeitramu , in dem die neue Synode bereits zuſtändig
iſt , ſtammen würden . Da ſie aber ausſchließlich aus dem

Zeitraum der Haushaltsperiode dieſer Synode , die bis zum
31. März beſtimmt noch läuft , ſtammen , habe ich keinerlei

Bedenken , daß wir über das , was aus den von uns geneh⸗
migten alten Haushaltsvoranſchlägen heraus anfällt , auch
verfügen .

Präſident Dr . Umhauer : Wenn Sie , Herr Bürgermeiſter
Schneider , noch ſagen , nicht bloß beſtimmt bis zum 31. März ,
ſondern beſtimmt noch in den April hinein , dann ſind die
Bedenken hinfällig ; denn wenn wir auch nur noch einen
Teil dieſes neuen Haushaltsjahres im Amte ſind , ſo können
wir mit Fug und Recht ſagen : Was wir bis zum 31. Pearz
erübrigt haben , ſoll in der und der Weiſe verwendet werden .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich würde ſolche

daß die Frühjahrsſynode früheſtens im April einberufen
werden kann .

Präſident Dr . Umhauer : Ich nehme das auch an . Viel⸗
leicht kann vom Oberkirchenrat in dieſer Hinſicht eine Be⸗

ruhigung gegeben werden .
Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Vielleicht kann ich Ihnen dieſe

Frage von einer anderen Warte aus beleuchten . Der Ober⸗

kirchenrat muß ja die Bauvorhaben , um die es hier geht ,

weiträumig und langfriſtig planen . Und da iſt es notwendig ,

daß er bereits jetzt weiß , wie die Synode , die letzten Endes

über dieſe Ertragsüberſchüſſe zu beſtimmen hat , über die

Verwendung denkt . Ich halte es alſo aus etatrechtlichen
Gründen für notwendig , daß in dieſer letzten Sitzung vor

Ablauf des Rechnungsjahres über die Frage der Verwendung
der Ertragsüberſchüſſe ein richtunggebender Beſchluß gefaßt
wird .

Präſident Dr . Umhauer : Meine Bedenken , die ich nur zur

Sprache bringen wollte , ohne damit zu ſagen , daß ich ſie

für durchſchlagend halte , werden dadurch zerſtreut , daß ich mir

ſage , die neue Synode wird allemal bei ihrem erſten Zu⸗

ſammentreten ſchon , wenn ihr dieſer Beſchluß nicht gefallen
ſollte , Gelegenheit haben , ihn abzuändern oder aufzuheben .
Und aus dieſem Grunde ſcheinen mir alſo etatrechtliche Be⸗
denken dagegen , im Sinne der beiden Anträge des FA zu
beſchließen , nicht gegeben zu ſein .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich glaube , daß
das wohl nicht ganz zutreffen kann , daß die neue Synode
allemal den Beſchluß , wenn wir ihn faſſen , ändern könne .
Gerade aus den Ausführungen des Herrn Oberkirchenrat
Bürgy iſt hervorgegangen , daß wir jetzt ſchon einen gewiſſen
Plan durchführen müſſen , daß wir weiter dieſen Gemeinden

auch eine Antwort etwa in der Weiſe geben müſſen : jawohl ,
es kommt ein zweites Diaſporaprogramm , und ihr werdet
darin aufgenommen werden können , wenn die und die Vor⸗

ausſetzungen erfüllt ſind . Wenn man alſo dieſe Verhand —
lungen führt , dann muß man ſchon m. E. beſtimmte Zuſiche⸗
rungen geben , die zur Vorausſetzung haben , daß der jetzige
Beſchluß auch durchgeführt wird .

Es iſt richtig , es kann eine neue Synode Beſchlüſſe , neue —
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Beſchlüſſe faſſen . Aber in der Sache ſind ſie nicht mehr
möglich , weil der heutige Beſchluß eine Ausplanung vor⸗

ſieht und das Recht dazu dem Oberkirchenrat erteilt , der eine

Rückgängigmachung ſolcher gegebener Zuſagen nicht mehr
zuläßt .

Präſident Dr . Umhauer : Herr Bürgermeiſter Schneider ,
ich bin der Auffaſſung , ein Plan iſt noch keine Beſchluß⸗
faſſung . Planen können wir natürlich für das kommende

Jahr , wir können auch dem Oberkirchenrat ſagen , nach un⸗

ſerer Auffaſſung ſtehe ihm für Diaſpora - und Stadtrand⸗

ſiedlungszwecke eine beſtimmte Summe aus Überſchüſſen zur
Verfügung . Er könne entſprechend vorbereiten . Aber wir
können nicht erzwingen , daß in dieſem Sinne dann nach
Erlöſchen unſerer Mandatsdauer beſchloſſen wird . Aber das

iſt ja eine cura poſterior . Darüber brauchen wir uns den

Kopf nicht zerbrechen . Ich habe ſchon geſagt , ich perſönlich
habe keine Bedenken , entſprechend den Anträgen des Finanz⸗
ausſchuſſes zu beſchließen .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich ſehe die Situation fol⸗
gendermaßen an : Den Herrn Präſidenten bewegt die Frage ,
ob mit einem Beſchluß heute etwas in die Wege geleitet
wird , was rückgängig gemacht werden kann . Da bin ich der

Meinung , es kann nicht rückgängig gemacht werden dieſer
Beſchluß , ſoweit er zur Ausführung gekommen iſt . Und er
iſt zur Ausführung gekommen damit , daß beſtimmten Ge⸗
meinden Zuſicherungen gemacht werden und ein Plan in

Gang geſetzt iſt . Es könnte aber ſein , daß in den nächſten
Monaten dieſer Überſchußbetrag nicht aufgebraucht wird und

daß er verfügbar bleibt . Ich könnte mir denken , daß die
Synode ſich berichten läßt , wie es damit ſteht . Und die
Synode könnte einen weiteren Beſchluß herbeiführen , aber
damit könnte nicht rückgängig gemacht werden , was wir
heute beſchließen .

Dieſe Aufklärung wollte ich geben , damit wir ruhig dieſen
Beſchluß faſſen .

Landesbiſchof D. Bender : Es muß uns allen ein Anliegen
ſein , daß das Verhältnis der kommenden Synode zu ihrer
Vorgängerin ein rechtes iſt . Dies Verhältnis wäre aber
gleich von vornherein geſtört , wenn die neue Synode das
Gefühl hätte , es wäre ihr durch die Verabſchiedung des Haus⸗
haltsvoranſchlags in der letzten Sitzung durch die alte

Synode ein Recht weggenommen worden . Selbſtverſtändlich
wird ſich dieſe Synode an ihre Befugniſſe halten und nicht
unnötige Vorgriffe ſich erlauben . Aber wir wollen nicht ver⸗

geſſen , daß die Kirche in einer inneren und äußeren Konti⸗
nuität ſteht , deren wir uns freuen wollen , und daß nicht
mit jeder neuen Synode eine „ neue “ Ara in der Kirche be⸗

ginnt .
Es kommt mir darauf an , daß dieſe Synode ihrer Nach⸗

folgerin im Frieden das Steuer in die Hand gibt , und die
neue Synode mit Dank und Ehrerbietung auf die Arbeit
ihrer Vorgängerin ſieht .

Präſident Dr . Umhauer : Herr Berichterſtatter , ich darf
Sie bitten , die beiden Anträge nochmals zu verleſen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der erſte Antrag
lautet :

„ Im Haushaltsjahr 1953/54 zu erwartende Überſchüſſe
ſollen dem beſtehenden Fonds für das Diaſporaprogramm
zugeführt werden und ein zweites ſolches entſprechend
dem Aufkommen ausgearbeitet werden . Demſelben ſollen
auch Bauvorhaben junger , im Aufbau begriffener Ge⸗
meinden nach den beſtehenden Richtlinien eingegliedert
werden . “

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der zweite An⸗

trag hat folgenden Wortlaut :
„ Im ordentlichen Haushaltsplan ſollen für Beihilfen

an Diaſporagemeinden möglichſt 200 000 DM eingeſetzt
werden . Als Richtlinien für die Finanzgliederung für



Bauvorhaben notleidender Gemeinden , bei denen eine
Beihilfe in Frage kommt , wird vorgeſchlagen :

10 —20 % Eigenkapital ,
20 % Beihilfe ,

der Reſt 60 —70 Darlehen . “
Abgeordneter Kühlewein : Ich möchte fragen , kann man

das jetzt im voraus ſchon vor dem ganzen Haushaltsplan
beſchließen und damit ein Stück des Haushaltsplanes vor⸗
wegnehmen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Wir haben in
den Beratungen im FA mit dieſen 200 000 DM , die wir
ſchätzungsweiſe einfügen ſollten , bereits gerechnet . Es iſt
uns geſagt worden , daß tatſächlich das Diaſporaprogramm
gerade bei den ſehr armen und notleidenden Gemeinden
ſcheitern müßte , wenn wir keine Beihilfen als verlorenen
Zuſchuß gewähren können . Ich finde , das iſt eine ſolch
zwingende Schuld , daß dieſe 200 000 SM eingeſetzt werden
müſſen . Und ich glaube , ſagen zu dürfen , wir können ' s auch .

Auch der zweite Antrag des Finanzausſchuſſes wird ein⸗
ſtimmig angenommen .

I .
Präſident Dr . Umhauer : Wir gehen über zu den Berichten

des Hauptausſchuſſes , zunächſt über die Eingabe der Pfarr⸗
bruderſchaft Hornberg betr . A nderung der Peri⸗
kopenordnung .

Berichterſtatter Abgeordneter Dürr : Der Landesſynode
lag bei ihrer Sitzung am 6. Januar 1953 ein Antrag der
Pfarrbruderſchaft des Evang . Dekanats Hornberg vor . Er
lautet :

„ Die Landesſynode wolle beſchließen , unſere badiſche
Perikopenreihe aufzugeben zugunſten einer Vereinheit⸗
lichung der Perikopen in der Evang . Kirche in Deutſch⸗
land ( alte Evangelien und Epiſteln ſowie Eiſenacher
Reihe ) . “

Dem Dekanat Hornberg wurde vom Herrn Präſidenten
unterm 29. 1. 1953 folgende Antwort gegeben :

„ Die Landesſynode hat in ihrer Sitzung vom 6. 1. 1953
zu dem Antrag der Pfarrbruderſchaft des Dekanats Horn⸗
berg vom 3. 11. 1952 beſchloſſen , dieſen Antrag an die
liturgiſche Kommiſſion zu überweiſen mit dem Bemer⸗
ken, daß dieſes Anliegen unter Berückſichtigung der im
Hauptausſchuß der Landesſynode gemachten Ausführun⸗
gen weiter bearbeitet werde

Es war die einmütige Auffaſſung des Hauptausſchuſſes ,
daß die Behandlung dieſer Frage nicht ohne gründliche
Vorbereitung in Angriff genommen werden kann . Des⸗
halb mußte ſich die Ausſprache auf einige grundſätzliche
Bemerkungen und auf einige Einzelheiten beſchränken .
Folgendes wurde herausgeſtellt :

An einer Perikopenordnung ſoll unbedingt feſtgehalten
werden . Wie weit aber das Bedürfnis nach Vereinheit⸗
lichung einer ſolchen Ordnung für dringlich und für eine
geordnete Verkündigung innerhalb der EKiD als nötig
bezeichnet werden kann , und wie weit unſere bisherige
badiſche Perikopenreihe des erſten bis vierten Jahrgangs
dieſem Bedürfnis nicht mehr entſpricht , das zu prüfen , iſt
Aufgabe der liturgiſchen Kommiſſion . Im einzelnen wurde
ſchon feſtgeſtellt , daß manche badiſche Perikopen , vielleicht
auf Grund früherer dogmatiſcher Bedenken und Über⸗
legungen , anſcheinend willkürlich im Zuſammenhang des
Textes abgeſchnitten worden ſind . Auch paſſen manche
Perikopen mit Wochenſpruch und Wochenlied nicht oder
nur ſchwer zuſammen . Eine innere Übereinſtimmung
von Perikopen , Wochenſpruch und Wochenlied ſollte
wenigſtens in Bälde für die beiden erſten Fahrgänge der
badiſchen Perikopenordnung bearbeitet werden . “

Soweit die Antwort des Herrn Präſidenten an das Deka⸗
nat Hornberg .

Die liturgiſche Kommiſſion hat durch Herrn Oberkirchen⸗
rat Heidland dem Hauptausſchuß das Ergebnis ihrer Be⸗
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zatung mitgeteilt . Es ergeben ſich nach ihrer Meinung drei
Möglichkeiten der Stellungnahme zu dem Antrag der Pfarr⸗
bruderſchaft Hornberg :

1. Die Perikopenordnung der VEsK D, das heißt der Ver —
einigten Evang. ⸗Lutheriſchen Kirchen Deutſchlands , wird
übernommen . Dieſe iſt auch in nicht lutheriſchen Landes⸗
kirchen in Gebrauch , z. B. in Weſtfalen , Rheinland ,
Kurheſſen und Heſſen . Sie kann alſo für die Perikopen⸗
reihe der Ex angeſprochen werden . Sie hat neun
Perikopenreihen , die auf einen Zeitraum von zehn
Jahren verteilt ſind . Die altkirchliche Evangelien - und
Epiſtelreihe in ihrer urſprünglichen Form beſtimmt je
zweimal in dieſem Zeitraum von zehn Jahren die Texte .
Die übrigen Reihen werden in den reſtlichen ſechs
Jahren verwendet und zwar ſo, daß die in ihnen ge⸗
gebenen Perikopen jeweils durch eine Kommiſſion ge⸗
miſcht für jedes der ſechs Jahre vorher feſtgelegt werden .
Dabei ſind keine konfeſſionellen Motive maßgebend , es
arbeiten in dieſer Kommiſſion auch Vertreter der
unierten Kirchen mit , und es könnte beſtimmt auch ein
Vertreter unſerer Landeskirche an dieſer Arbeit beteiligt
werden .

Für die Übernahme der Perikopenordnung der VExKD
ſprechen folgende Geſichtspunkte :

a) Die ſo ſehr erwünſchte Einheitlichkeit innerhalb der
EKid , zu der wir durch das neue Geſangbuch und die
Liturgie ſchon beigetragen haben , würde weiter geför⸗
dert .

b) Dem Prediger ſtünden dadurch reichlichere Arbeitshilfen
zur Verfügung , da faſt alle einſchlägigen Zeitſchriften
Meditationen über die Perikopen der VELKD bringen.

c) Die Zahl der Schriftabſchnitte iſt um ein Viertel bis
ein Drittel größer als in unſerer Ordnung . Dadurch
wird der Reichtum der Bibel mehr ausgeſchöpft .

d) Die Perikopen der VEskK D nehmen Bezug auf die
Wochenſprüche und Wochenlieder . Dieſe Übereinſtimmung
der Perikopen und Wochenſprüche wurde in der vor⸗
letzten Tagung der Synode als beſonders wünſchens⸗
wert bezeichnet .

Zu bedenken iſt freilich , daß die Perikopenordnung der
VEsͤKd noch nichts Endgültiges iſt , ſondern erſt einen Ver⸗
ſuch darſtellt , der noch geändert werden kann .

2. Die zweite Möglichkeit wäre damit gegeben , daß die
erſte und zweite Reihe unſerer Perikopenordnung über⸗
arbeitet wird und zwar ſo, daß die Perikopen , in denen
ſich die altkirchliche Evangelien - und Epiſtelreihe von
unſeren beiden erſten Reihen unterſcheiden , bei uns in
Klammer zugeſetzt werden und ihre Verwendung dem
Pfarrer freigeſtellt wird . Bei der Epiſtelreihe ſollte es
ihm überlaſſen bleiben , die Texte abzugrenzen .

Als dritte Möglichkeit könnte der ſtatus quo erhalten
bleiben . Unſere Ordnung enthält doch auch einen großen
Reichtum an Schriftſtellen . Praktiſch haben wir nicht
nur vier , ſondern mindeſtens ſechs Reihen dadurch , daß
in der dritten und vierten Reihe für jeden Sonntag
mehrere Texte angegeben ſind .

Die Mehrheit der Mitglieder des Hauptausſchuſſes neigt
zu der Annahme der Perikopenordnung der EKiD bzw. der
VERKD . Doch hält es der Ausſchuß nicht für angebracht ,
ſchon auf dieſer Synode eine Entſcheidung zu treffen . Wenn
auch der Antrag auf Anderung der Perikopenordnung den
Bezirksſynoden nicht vorgelegt zu werden braucht , da es ſich
ja nicht um Neueinführung eines Lehrbuches handelt , ſo
ſollte er doch zuerſt auf den Pfarrkonferenzen beſprochen
werden . Würde das auf den Frühjahrspfarrkonferenzen ge⸗
ſchehen , dann könnte ſich nach Eingang der Meinungen der
Pfarrkonferenzen die neue Landesſynode auf ihrer Herbſt⸗
tagung entſcheiden .

Mit dem erſten Advent 1954 beginnt die Perikopenordnung
der VEsKD mit der altkirchlichen Evangelienreihe . Unſere
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Ordnung beginnt mit dieſer Reihe bereits am erſten Advent

dieſes Fahres . Um bei der eventuellen Annahme der Peri⸗

kopenordnung der VEsK den Anſchluß an dieſe zu finden ,

müßte in dem kommenden Kirchenjahr bei uns eine andere

Perikopenreihe Verwendung finden . Es wäre ratſam , un⸗

beſchadet der Entſcheidung der Pfarrkonferenzen und der

Landesſynode , ſchon in dieſem Jahre die für 1953/54 feſt⸗

gelegte Reihe der Perikopenordnung der VELͤKD zu be⸗

nutzen . Die Gefahr , daß dann Texte vorlägen , über die

bereits in dem jetzt zu Ende gehenden Kirchenjahr gepredigt

wurde , beſteht nur zu ganz geringem Teil . An fünfundfünf⸗

zig Sonntagen enthält die Perikopenordnung der VEsKRD

andere Texte , nur an ſechs Sonntagen ſtimmt ſie mit der

derzeitigen Reihe überein .
Der Hauptausſchuß ſchlägt deswegen der Synode vor , fol⸗

gendes zu beſchließen :
1. Die Frage der Anderung unſerer Perikopenordnung ſoll

den Frühjahrspfarrkonferenzen mit dem Bericht der

Liturgiſchen Kommiſſion und des Hauptausſchuſſes zur
Beſprechung vorgelegt werden , damit die neue Landes⸗

ſynode auf ihrer Herbſttagung über dieſe Frage ent⸗

ſcheiden kann .
„ Der Oberkirchenrat wird gebeten , umgehend den Pfarr⸗

ämtern mitzuteilen , daß am 1. Advent dieſes Jahres
nicht die erſte badiſche Evangelienreihe beginnt , ſondern
die betreffende Perikopenreihe der EKiD . Dieſe iſt den

Pfarrämtern bekanntzugeben und zur Benutzung zu
empfehlen .

Als Schriftleſung ſoll die altkirchliche Evangelienreihe
( die erſte badiſche Evangelienreihe ) in der von der EKiD

feſtgelegten Weiſe verwendet werden . Auch dies wäre
den Pfarrämtern mitzuteilen .

Der Antrag wird ohne Ausſprache angenommen .

Präſident Dr . Umhauer : Wir gehen über zu dem Bericht
des Hauptausſchuſſes über die Eingabe des Mitarbeiterkreiſes
der Evang . Volksmiſſion betr . die hauptamtliche Be⸗

auftragung von Evangeliſten .
Berichterſtatter Abgeordneter Dürr : Der Antrag lautet :

„ Die in Nonnenweier verſammelten Mitarbeiter der

Volksmiſſion ſtellen an die Landesſynode den Antrag , die

rechtliche Grundlage dafür zu ſchaffen , daß das bibliſche
Amt des Evangeliſten in unſerer Landeskirche wieder

Wirklichkeit wird . “
Die ſchriftliche Begründung lautet :

„ Die Heilige Schrift kennt nicht nur ein Amt
in der Gemeinde . Zur miſſionariſchen Durchdringung der

Gemeinden halten wir es für dringend notwendig , daß
neben den freiwilligen Mitarbeitern auch hauptamtliche
Evangeliſten in größerer Zahl zur Verfügung ſtehen . Da⸗

her erbitten wir , für dieſe Arbeit Pfarrer und andere

geeignete Männer kirchlich mit dem Dienſt der Evangeli —
ſation zu beauftragen . “

Mündlich wird dieſer Antrag noch weiter damit begründet ,
daß die Zahl der Evangeliſationen ſtark zurückgegangen iſt .
Der Grund liegt beſonders darin , daß infolge der ſtarken
dienſtlichen Fnanſpruchnahme in ihren Gemeinden Pfarrer
zu dem Dienſt der Evangeliſation ſich nicht mehr zur Ver⸗

fügung ſtellen können . Außerkirchliche Kreiſe ſind dagegen
in der Abhaltung von Evangeliſationen und Zeltmiſſionen
ſehr eifrig . Dadurch werden leicht treue Gemeindeglieder der

Kirche entfremdet .
Gegen den Antrag wird eingewendet , daß durch die alte

Form der Evangeliſation die Außenſtehenden heute nicht mehr
gewonnen werden . Die volksmiſſionariſche Arbeit muß in

unſerer Zeit geſchehen von Mann zu Mann . Dazu bedarf es
der Aktivierung der Gemeinde . Einen ſehr wertvollen Dienſt
leiſten auf dieſem Gebiet heute die Akademien . Ihre Arbeit

ſollte viel mehr , als es der Fall iſt , die Unterſtützung der

Pfarrer finden .
Der Wert der Evangeliſationen für die Kerngemeinde wird
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nicht beſtritten . Es iſt aber deshalb nicht nötig und wohl auch
nicht möglich , ein neues Amt zu ſchaffen . Sind Männer vor⸗

handen , die das Charisma zu dieſer Art der Wortverkündi⸗

gung haben , dann iſt der Oberkirchenrat gerne bereit , dieſen
einen Auftrag zu erteilen .

Präſident Pr . Umhauer : Die Ausſprache iſt eröffnet . Es
meldet ſich niemand zum Wort . Ich darf deshalb annehmen ,
daß die Auffaſſung des Ausſchuſſes auch die der Synode iſt .

Wir kommen zu dem Bericht über die Eingabe der Bezirks⸗

ſynode Lörrach zur Frage der Beſetzungder Kreis⸗
dekanate .

Berichterſtatter Abgeordneter Dürr : Der Antrag der Be⸗

zirksſynode Lörrach , der mit 58 Stimmen dafür , einer Ent⸗

haltung und 2 Stimmen dagegen geſtellt wird , lautet :

„ Die Bezirksſynode bittet im Hinblick auf den kataſtro⸗
phalen Mangel an Geiſtlichen und die Ungeklärtheit des

Amtes ſelbſt , die Frage der Kreisdekanate noch einmal

grundſätzlich zu durchdenken und u. U. die Beſetzung der

freiwerdenden Stellen einſtweilen nicht durchzuführen . “
Nach eingehender Beſprechung des Antrages kann der

Hauptausſchuß nicht umhin , die Stellung dieſes Antrages zu
bedauern , zumal ihm eine ausreichende Begründung fehlt .
Da ſich die Landesſynode auf ihrer letzten Tagung über das
Amt des Kreisdekanats ausgeſprochen hat , bittet der Aus⸗

ſchuß die Synode , ohne Debatte über dieſen Antrag in ihrer
Tagesordnung fortzufahren .

Präſident Dr . Umhauer : Die Ausſprache iſt eröffnet . Wird
von jemand das Wort gewünſcht ? — Das iſt nicht der Fall —
Ich ſtelle feſt , die Synode iſt der Meinung , es ſoll über dieſen
Antrag zur Tagesordnung übergegangen werden .

Es kommt der zweite Bericht über die Eingabe des Mit⸗

arbeiterkreiſes der Volksmiſſion betr . Schaffung des
Diakonats und einer diakoniſchen Ausbil⸗

dungsſtätte in der Evang . Landeskirche .
Berichterſtatter Abgeordneter Frank : Dem Hauptausſchuß

lag folgende an die Landesſynode gerichtete Eingabe der zur
Arbeitstagung in Nonnenweier verſammelten Mitarbeiter
der Volksmiſſion vom 4. 6. 1953 vor :

„ Die in Nonnenweier zur Arbeitstagung verſammelten
Mitarbeiter der Volksmiſſion bitten die Organe der

Kirchenleitung herzlich und dringend , angeſichts der immer

drohender werdenden Überlaſtung der Pfarrer die Frage
der Schaffung des Diakonats und der Ausbildung von
Diakonen in Baden zur Verwendung in der Gemeinde —
arbeit ins Auge zu faſſen und Sofortmaßnahmen zu er⸗

greifen , um dieſe Ausbildung in eigene Hand zu nehmen .
Jahr für Jahr müſſen prächtige junge Männer aus Ba⸗
den ihre diakoniſche Ausbildung und Tätigkeit im Bereich
anderer Landeskirchen ſuchen , weil ſie in Baden nicht die

entſprechenden Möglichkeiten haben . Bei dem immer

größer werdenden Mangel an geiſtlichen Mitarbeitern
und Hilfskräften erſcheint dies als eine ganz vordring⸗
liche Notwendigkeit .

Als Ausbildungsſtätte könnte z. B. Beuggen in Frage
kommen . “

Die Eingabe trägt 46 Unterſchriften : Renner , Schweik⸗
hart , Weber uſw .

Der HA hat ſich in einer eingehenden Ausſprache mit der

genannten Eingabe beſchäftigt . Dabei wurden im weſent⸗
lichen folgende Geſichtspunkte herausgeſtellt :

Die Pfarrer und Vikare unſerer Landeskirche ſind weit⸗
hin dienſtlich überlaſtet . Notwendig erſcheinende Arbeiten
müſſen liegen bleiben . Es iſt nicht anzunehmen , daß dieſem
Notſtand durch einen verſtärkten Zugang von Vikaren und
Gemeindehelferinnen in nächſter Zeit abgeholfen werden
kann . Gleichzeitig iſt feſtzuſtellen , daß nach einem unvoll⸗
ſtändigen Überſchlag mindeſtens 20 —25 junge Männer aus
dem Bereich unſerer Landeskirche in außerbadiſchen Dia⸗
konenanſtalten ausgebildet werden und auch außerhalb unſerer
Landeskirche ihre dienſtliche Verwendung finden .



Was könnte nun geſchehen , um dem Notſtand abzuhelfen ?
Einerſeits könnte durch erneute Verhandlungen mit Rum⸗

melsberg zu erreichen verſucht werden , daß die aus Baden
zur Ausbildung kommenden Kräfte für den Dienſt in un⸗
ſerer Landeskirche verwendet werden . Die Notwendigkeit
einer weſentlichen finanziellen Verpflichtung der Landes⸗
kirche gegenüber Rummelsberg für dieſen Fall wird geſehen
und würde auch zu bejahen ſein . Andererſeits könnte die
Schaffung einer eigenen Ausbildungsſtätte im Raum unſerer
Landeskirche in Erwägung gezogen werden . Für letzteren
Fall würde ein ſtärkerer Zugang von Leuten erhofft ; denn
es wird angenommen , daß eine Ausbildungsſtätte im eigenen
Lande und verwurzelt in unſerer Heimatkirche ſtärker für
ſich werben würde als eine ſolche im ( in Anführungszeichen ! )
„ Auslande “ . Die Werbung dafür könnte auch intenſiver ſein .

Während die Diakone in Rummelsberg , Treyſa , Bethel
und anderen Häuſern vornehmlich in pflegeriſcher Hinſicht
als „ Diener mit der blauen Schürze “ ausgebildet werden ,
ſchwebt dem HA der Typus eines Gemeindehelfers vor . Als
Sparten ſeines Dienſtes wurden u. a. genannt : Werksarbeit
im Männerkreis , Frauenkreis , Jugendkreis , Religionsunter⸗
richt in Knabenſchulen und Fachſchulen , Beſuchsdienſt , Lager⸗
beſuch, ſoziale Tätigkeit ( Schutzaufſicht , Unterſtützungsfälle ,
Spendenverteilung uſw. ) , berufsſtändiſche Arbeit , kirchliche
Fürſorge unter Fabrikarbeitern .

Weſentlich erſcheint dem HA, daß für eine gründliche und
fachgemäße Ausbildung geſorgt , das Arbeitsfeld des Ge⸗
meindehelfers klar umriſſen und der Dienſt des Gemeinde⸗
helfers in rechter Weiſe in die Reihe der kirchlichen Dienſte
eingeordnet würde .

Als Ort der Ausbildung des Gemeindehelfers wurde von
einer Seite Mannheim genannt . Dort könnte in einem der
großen im Bau befindlichen Lehrlingsheime der erforderliche
Raum geſchaffen werden . Auch ergebe ſich in einer großen
Stadt die Möglichkeit , für die Ausbildung der Gemeindehelfer
neben ein bis zwei hauptamtlichen Lehrkräften einige neben⸗
amtliche einzuſetzen . Von anderer Seite wurde zur Erwä⸗
gung gegeben , ob die Ausbildungsſtätte nicht in die Stille
und Abgeſchiedenheit von der lauten Stadt gelegt werden
könnte , wie ſie etwa ein Diaſporaort wie Görwil mit dem
dort zum Verkauf angebotenen Hauſe und gegebenenfalls
in Verbindung mit der Anſtalt Beuggen darſtelle .

Es fehlte auch nicht an der warnenden Stimme , die die
Kirche vor der Illuſion einer ſchnellen Hilfe , vor einer halben
Sache , vor der Gefahr eines geiſtlichen Dilettantismus durch
eine ungenügende Ausbildung , vor einer zunehmenden Ver⸗
beamtung der kirchlichen Dienſte und ſchließlich vor einer
finanziellen Überbürdung in Zeiten wirtſchaftlichen Rück —
ganges bewahrt wiſſen möchte . Eine weſentliche Aufgabe in
der Kirche bleibt die Mobiliſierung freiwilliger Kräfte .

Der HA ſah ſich nicht in der Lage , der Synode feſtum⸗
riſſene Vorſchläge zur Beſchlußfaſſung über eine Ausbildungs⸗
ſtätte , den Ausbildungsgang und das Arbeitsfeld des Ge—
meindehelfers zu machen .

Aus der Notwendigkeit heraus , daß in dieſer Sache etwas
geſchieht , empfiehlt aber der HA der Synode , die an ſie
gerichtete Eingabe mit warmer Befürwortung an den Evang .
Oberkirchenrat mit der Bitte zu überweiſen :

Der Evang . Oberkirchenrat wolle dieſe Eingabe einer
baldigen , eingehenden Prüfung unterziehen und bei Er⸗
kenntnis der Notwendigkeit , den Dienſt des Gemeinde⸗
helfers einzurichten , der kommenden Synode eine ſach—⸗
entſprechende Vorlage zur Beratung und Beſchlußfaſſung
unterbreiten .

Abgeordneter Zitt : Ich möchte zu dem Bericht des Haupt⸗
ausſchuſſes noch auf eine weitere Verwendungsmöglichkeit

dieſer diakoniſch vorgebildeten Leute aufmerkſam machen .
Dieſe in dem Sinne , wie es der Berichterſtatter vorgeſehen
hat, ausgebildeten Diakone könnten u. U. auch als quali⸗
lizierte Kirchendiener Verwendung finden . Es iſt eine mehr
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und mehr fühlbare Not in unſeren Großſtadtgemeinden , daß
wir kirchlich qualifizierte Kirchendiener kaum noch finden .
Wenn ich mir vorſtelle , daß dieſe Gemeindehelfer zunächſt
einmal eine Grundausbildung , z. B. als Handwerker oder in
einem kaufmänniſchen Betrieb haben , dann iſt das auch eine
erwünſchte Zurüſtung für das Amt des Kirchendieners . Und
ich glaube , daß wir auch von dieſer Sicht her in keine Ver⸗
legenheit kommen , wie dieſe Leute , die ſich für dieſen Dienſt
melden , verwendet werden können .

Profeſſor D. Hupfeld : Ich möchte nur dem Oberkirchenrat
ſagen , daß wahrſcheinlich die Erfahrungen anderer Landes⸗
kirchen hier noch irgendwie fruktifiziert werden könnten . Ich
habe geſehen , daß z. B. im Preetzer Predigerſeminar , in dem
jetzt mein Schwiegerſohn geweſen iſt , neben den Kandidaten ,
wie es da heißt , auch „ bewährte Männer aus der kirchlichen
Arbeit “ durch den Direktor dieſes Seminars , Herrn D. Ger⸗
hard Kunze , geſchult und dann auch ordiniert werden . Es iſt
mit meinem Schwiegerſohn zuſammen ein Mittelſchullehrer
dort , der in den kirchlichen Dienſt tritt und der ordiniert
wird , nicht zum Paſtor , ſondern zum Pfarrverweſer . Es wird
hier ein Verſuch gemacht , um in der Gemeindearbeit bewährte
Männer zur Unterſtützung der pfarramtlichen Arbeit heran⸗
zuziehen und ſie vorzuſchulen . Aber nun nicht in einer
Diakonenanſtalt , ſondern in einem Predigerſeminar . Und in
dem Maße , als unſer nun allmählich ſchon zum Phantom
gewordenes Predigerſeminar , das freilich jetzt ein Haus , aber
noch keinen Betrieb hat , Wirklichkeit wird , wäre u. U. die
Möglichkeit auch bei uns gegeben , beide Ausbildungen mit⸗
einander zu kombinieren . Sie ſind vollſtändig gleichartig .
Der betreffende Studiendirektor würde vermutlich eine in
mancher Beziehung geteilte Arbeit hier zu betreiben haben .
Aber in entſcheidenden Dingen können die beiden Sparten
zuſammengenommen werden , z. B. in den homiletiſchen
Übungen uſw .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich will ein paar Worte in
einer ganz beſtimmten Richtung , nicht zur Ausbildung der
Diakone , ſondern zur Notwendigkeit der Diakone und zwar
im naheliegenden Zuſammenhang ſagen . Es geht um die
Frage , wie wir der zunehmenden Verbeamtung in der Laien⸗
arbeit entgehen . Nach dem Vortrag von geſtern abend liegt
es nahe , ſuh mit ſolchen Gedanken zu befaſſen : Ja , müßte
die Entwicklung nicht völlig anders von uns beeinflußt wer⸗
den als in der Weiſe , wie jetzt hier aufgezeigt iſt ?

Gerade geſtern abend habe ich mich gefragt , was mag der
Grund ſein , warum das , was in Amerika an der Tagesord⸗
nung iſt , bei uns ſo ſchwer zu verwirklichen iſt , wobei ich die
Männer ins Auge faſſe , die den Willen zur Mitarbeit haben ,
nicht die , die wir erſt mobiliſieren müſſen . Und da ſehe ich,
daß wir in Deutſchland unter ganz beſtimmten Voraus⸗
ſetzungen leben , die wir nicht ohne weiteres ändern können .
Man ſagt dem Deutſchen nach , daß er arbeitswütiger ſei als
andere Nationen . Daran iſt ſicher etwas wahres . Aber er
hat es auch nötig , mehr zu arbeiten als andere . Es iſt das
nicht nur ein angeborener Heißhunger nach Arbeit , ſondern
es hängt mit einem verlorenen Krieg zuſammen , wenn wir
ſchuften , wie es z. B. in England nicht an der Tagesordnung
iſt . Ich beobachte mich ſelber , was abends noch übrig bleibt
an Möglichkeiten der kirchlichen Mitarbeit . Dieſe Mitarbeit
iſt möglich , aber ſie wird unſelbſtändig . Z. B. im Männer⸗
kreis ; die Arbeit des Landesbmanns im Männerwerk iſt ,
wie auch Oberkirchenrat Dr . Heidland betonte , nur möglich
in Anlehnung an die Männer , die es hauptberuflich machen .
Und ich glaube nicht einmal , daß dieſes Verhältnis darunter
leidet .

Denn , das wollen wir feſtſtellen , echte Laienarbeit darf
nicht getragen werden von Berufsbehinderten oder an einem

Beruf nur halb Intereſſierten , ſondern der Schwerpunkt der
Laienarbeit muß im Beruf liegen . Ich bin der Überzeugung ,
daß der geringſchätzige Hinweis auf einen Klerus minor nicht
die Situation trifft . Wir möchten noch ſo viel rufen nach
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der Mitarbeit der Laien , da helfen bei den beruflich ſtark
Angeſpannten alle Attacken nichts . Ich meine , wir ſollten
Möglichkeiten wie Diakonenarbeit in Betracht ziehen , ohne
in einer falſchen Sentimentalität auf Amerika zu ſchauen .

Landesbiſchof D. Bender : Man muß die Frage der Dia⸗
kone und die von Profeſſor Hupfeld angeſchnittene Frage der

Pfarrhelfer auseinanderhalten . Wenn die Synode dem An⸗

trag des Hauptausſchuſſes ſtattgibt , wird der Oberkirchen —
rat ernſthaft prüfen , was in der Frage der Diakonenaus —

bildungsſtätte getan werden kann . Dazu müßte einmal die

ungefähre Zahl der in Frage kommenden Diakonenſchüler
ermittelt und zum andern feſtgeſtellt werden , ob bei der er —

rechneten Durchſchnittszahl die Wirtſchaftlichkeit einer Aus —

bildungsſtätte gewährleiſtet iſt . Bei unſerer Ausſprache iſt
von ſo vielen Aufgaben der Diakone geſprochen worden , daß
ich mich im ſtillen gefragt habe , wie lange die Ausbildung
für alle dieſe verſchiedenen Aufgaben dauern müßte .

Es wäre eine Illuſion , zu meinen , daß mit Diakonen die
Not an Arbeitskräften in unſerer Kirche beſeitigt werden
könnte . Der Zugang an Diakonen entſpricht nach einem geiſt⸗
lichen Geſetz der Kirche dem Zugang an Theologen , Gemeinde —
⸗helferinnen , Diakoniſſen und Religionslehrern . Aber wenn
wir jährlich 20 Diakone ausbilden könnten , dann würde ſich
die Einrichtung einer Ausbildungsſtätte rechtfertigen laſſen .

Was den FPfarrhelferſtand betrifft , ſo ſind wir darüber
unterrichtet , was andere Landeskirchen in dieſem Punkt tun .
Wir haben aber das beſtimmte Gefühl , daß wir abwarten
ſollten , welche Ergebniſſe die Verſuche anderer Landeskirchen
zeitigen . Schon jetzt zeigen ſich gewiſſe Schwierigkeiten . Der
Stand des Pfarrhelfers , wie er bis jetzt definiert wurde , iſt
ein problematiſcher ; entweder wird der Pfarrhelfer grund⸗
ſätzlich dem Diakonen - oder dem Pfarrſtand angehören müſſen .
Man kann einen Mann nicht lebenslang Pfarrverweſer ſein
laſſen .

Ich bitte die Synode , daß der Kirchenleitung im jetzigen
Zeitpunkt noch kein beſtimmter Auftrag erteilt wird .

Abgeordneter Hauß : Hohe Synode ! Ich möchte ein warmes
Wort für den wohlabgewogenen Vorſchlag des Hauptaus⸗
ſchuſſes einlegen . Das , was Bruder Zitt geſagt hat , Aus⸗
bildung von beſonders qualifizierten Kirchendienern , das
unter ſchreitet das , was wir wollen , ſehr mächtig . Alſo ich
bin ſehr dafür , daß Kirchendiener eine Ausbildung bekommen .
Aber das , was wir wollen , liegt auf einer anderen Ebene .
Und das , was Herr Profeſſor Hupfeld geſagt hat von der

Ausbildung eines derartigen Mannes für einen Hilfs —
predigerſtand , über ſchreitet das , was wir wollen .

Wir wollen den Gemeindehelfer . Das Inſtitut des Ge—
meindehelfers iſt in weiblicher Form ſo anerkannt und be—

währt , daß wir darüber kein Wort zu verlieren brauchen . Ich
weiſe nur auf die Voranſchlagspoſition von 700 000 DM für
dieſen Stand hin . Wir hören nun , daß die Gemeindehelfe —
rinnen zahlenmäßig ſehr zurückgehen . Zur Zeit ſind nur
zwei mal vier in Ausbildung . Wir hören weiter , datz ſie
vielfach heiraten , und daß ſie körperlich den Anſtrengungen
ihres Dienſtes nicht gewachſen ſind . Die Krankheitsquote iſt
ſehr groß unter den Gemeindehelferinnen . Wenn uns nun
geſagt wird , daß etwa zwanzig — ich glaube ſogar nach
meiner Rechnung oder Erkundigung ſind es dreißig — junge
Männer z. Zt . in auswärtigen Diakonenanſtalten zur Aus⸗
bildung ſind , dann iſt hier etwas geſchehen , was uns nun
Anlaß gibt , ſehr zu bedenken : Unſere Gemeinden bitten den
Herrn um Arbeiter in die Ernte . Hier iſt nicht die Einſchrän —
kung gemacht , daß das nur akademiſche Arbeiter ſind . Und
wenn es nun Gott gefällt , uns Arbeiter zu ſchicken , die nicht
die Möglichkeit haben , Abitur zu machen und zu ſtudieren ,
müſſen wir überlegen , ob wir dieſe Leute nicht auch brauchen
können . Und wahrhaftig in dem Amt eines Gemeindehelfers
könnten wir ſie ſehr nötig brauchen , weil der Gemeinde —
helfer das , was die Gemeindehelferin tut , noch beſſer und

jedenfalls mit größerer Stabilität und Ausdauer und Ver⸗
wendbarkeit machen kann .

Ich möchte deshalb ſehr bitten , das zu bedenken , wenn

junge Leute gegenwärtig in ſolcher Anzahl zum Dienſt ge⸗
rufen ſind — das iſt dann von dem Herrn geſchehen — und

ſie nun ſelber auszubilden . Das iſt doch auch ſehr naheliegend .
Wir haben ja auch alle möglichen Ausbildungsſtätten , die
uns ſehr viel Geld koſten , über die man doch manchmal auch
geteilter Meinung ſein kann bezüglich ihrer Notwendigkeit .
Warum ſollten wir nicht auch eine Ausbildungsſtätte für
ſolche Gemeindehelfer ſchaffen ?

Aber das ſind nun Erwägungen , die die Synode anſtellen
muß . Ich möchte ſie nur einmal vorausnehmen . Es iſt klar ,
daß in einer eigenen Ausbildungsſtätte unſerer Landeskirche
die Liebe zu unſerer Landeskirche viel mehr beſtärkt werden
kann in den jungen Leuten als in auswärtigen Landes⸗

kirchen . Wir können ſie viel mehr für unſeren Bedarf aus⸗

bilden , während , ſoviel ich ſehe , die Ausbildungsmöglichkeit
in den beſtehenden Diakonenanſtalten mehr ins Pflegeriſche
geht . Wir ſuchen den Gemeindehelfer und müſſen ihn nach
unſeren Bedürfniſſen ausbilden . Und in den Gaben , die

uns mit dieſen jungen Männern gegeben ſind , wird uns auch
ein Hinweis geſchenkt werden , in welcher Weiſe ſie verwendet
werden können in unſerem Dienſt .

Ich möchte ſehr warm empfehlen , dem Antrag des Aus⸗

ſchuſſes , der , wie geſagt , ſehr wohl erwogen und ausgewogen
iſt , zuzuſtimmen .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode ! Diakone bzw. Ge⸗

meindehelfer ſind wohl notwendig . Auf der Frühjahrstagung
unſerer Landesſynode , auch auf der kürzlichen Tagung der

Landesſynode der benachbarten Pfälziſchen Landeskirche ,
wurde wiederholt auf den Mangel an theologiſchen Kräften
hingewieſen . Wenn nun aber Herr Abgeordneter Zitt vorhin
darauf hinwies , daß Diakone auch als Kirchendiener Ver⸗

wendung finden können , ſo habe ich hier die erheblichſten
Bedenken , und ich möchte davor warnen , von den von Herrn
Abgeordneten Zitt vorgetragenen Geſichtspunkten ſich leiten

zu laſſen , da es zwiſchen einem Pfarrer und ſeinem Kirchen⸗
diener , der eine diakoniſche Ausbildung erfahren hat , prak⸗
tiſch zu unangenehmen Komplikationen kommen könnte .

Im übrigen prüfen wir auch die Frage , wie der Zugang
an Theologieſtudenten verbeſſert werden und auch , wie es
wieder zu einem Zugang von Theologieſtudenten aus dem

Kreiſe unſeres Bauernſtandes kommen kann !

Abgeordneter Dr . Barner : Ich würde nicht zur Frage der

Gemeindehelfer ſprechen , wenn ich nicht unter dem Eindruck

ſtünde , den ich bei der letzten Viſitation des Heidelberger
Kirchenbezirks empfangen habe . Dort wurde aus größter
Beſorgnis um eine ausreichende Seelſorgearbeit in den Ge⸗
meinden nach ſolchen Gemeindehelfern verlangt . Es waren
vor allem die beiden Amtsbrüder aus den Altſtadtpfarreien ,
die ſehr dringend nach Gemeindehelfern oder auch nach Ju⸗

gendleitern gerufen haben . Wir ſtehen nun in der Gefahr ,
daß wir vielleicht durch ein zu langes Abwägen , welchen Typ
von Gemeindehelfer wir ausbilden wollen , andern Landes⸗
kirchen gegenüber ins Hintertreffen kommen und geeignete
Leute unſerer Landeskirche verloren gehen , weil dieſe zu
andern abwandern . Es kann natürlich auch ſo ſein , daß wir
durch vorſichtiges Vorgehen in dieſer Frage vor ungünſtigen
Erfahrungen bewahrt bleiben . Doch wäre es noch bedauer⸗
licher , wenn wir in der Sache der Gemeindehelfer hinter
andern Landeskirchen zurückblieben . Es war daher für uns

ſehr beruhigend , als bei der oben genannten Viſitation Herr
Oberkirchenrat Katz uns mitteilte , daß die Kirchenleitung zu
der Ausbildung von Gemeindehelfern bzw. Diakonen bereits

grundſätzlich „ Ja “ geſagt habe . Wir haben nun aber auch
die weitere Bitte an die Kirchenleitung , ſobald als möglich
die dienſtlichen und rechtlichen Verhältniſſe der Gemeinde⸗
pfleger zu regeln und mit ihrer Ausbildung zu beginnen .



Vielleicht könnte dieſe in kleineren Gruppen von 5 Schülern
an durchgeführt werden , wofür ſich auch die Marienhütte in
Heidelberg unter der Leitung von Diakon Sponagel eignen
würde .

Abgeordneter Rücklin : Liebe Brüder ! Bei der Frage des
Diakonats möchte ich doch den Rat geben , nicht den zweiten
Schritt vor dem erſten zu tun . Ich höre immer nur von
der Ausbildung reden . Die Ausbildung wird ſich ſehr ſchnell
regeln laſſen , wenn wir erſt wiſſen , was für ein Amt da
geſchaffen werden ſoll . Wollen wir ein wirkliches Gemeinde —
diakonat mit einem genau umriſſenen und in gewiſſem Maße
ſelbſtändigen Tätigkeitsbereich , oder wollen wir nur einen
Handlanger des Pfarrers ? Wenn das Letztere gemeint iſt ,
dann gebe ich der Sache keine großen Zukunftsausſichten . Wenn
wir feſtlegen : Das wird von dem Diakon erwartet in ſeiner
Tätigkeit und das gibt ihm die Kirche an Vergütung,
Altersverſorgung uſw. , — denn dieſe Leute wollen eine Fa⸗
milie gründen — wenn das alles feſtſteht , dann werden wir
auch Diakone bekommen , ſei es von anderen Bruderhäuſern
oder aus einer eigenen Ausbildungsanſtalt .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Wenn es ſich hier auch um
eine Frage handelt , die den Finanzreferenten nur mittelbar
berührt , möchte ich doch einiges dazu ſagen :

In erſter Linie ſchließe ich mich dem an , was der Herr
Landesbiſchof ſagte . Wir ſind z. Zt . noch dabei , unſer Pre⸗
digerſeminar in Heidelberg aufzubauen . Der Aufbau dieſes
Predigerſeminars wird uns in verſchiedener Hinſicht außer⸗

ordentlich ſtark belaſten . Ich glaube , es iſt ſchon aus dieſem
Grunde gar nicht möglich , noch eine andere ähnliche große

Aufgabe in Angriff zu nehmen wie die, eine Ausbildungs⸗
ſtätte für Diakone zu ſchaffen . Und ich glaube auch , es iſt
möglich , hier Geduld zu haben . Ich erinnere mich , daß in
einer Ausſchußſitzung davon die Rede war , daß der Zugang
an jungen Theologen in einem der nächſten Semeſter vierzig
ſein wird , und es iſt möglich , daß die Kurve in abſehbarer
Zeit anſteigt , ſo daß in kurzer Zeit die Nöte , die uns jetzt
veranlaſſen könnten , einen neuen Zweig kirchlicher Arbeit
zu ſchaffen , gar nicht mehr ſo groß ſind .

Woher kommt denn nun eigentlich der Ruf nach dem Dia⸗
kon ? Daher , daß unſere Pfarrer überlaſtet ſind . Sie ſollen
entlaſtet werden . Und nun komme ich auf Vorſchläge , die mit
meinem Amt zuſammenhängen . Was ich hier erlebe , meine
Herren , das iſt ſo, daß ich Ihnen eine Reihe von Wegen
aufzeigen könnte , wie ſich unſere Pfarrer entlaſten können .
Einfach dadurch , daß ſie ſich für den Zweig ihres Amtes ,
der ſie ſtark belaſtet , dadurch entlaſten , daß ſie ſich Mühe
geben , geeignete Laienkräfte für den oder jenen Zweig ihrer
Arbeit , der ſich auf Verwaltungsangelegenheiten erſtreckt ,
heranzuziehen .

Beiſpiele : Ein Pfarrer muß ſich nach den beſtehenden Vor⸗
ſchriften um die Verwaltung des örtlichen Kirchenvermögens
kümmern . Das iſt gar nicht ſo einfach , die Verantwortung
für die Verwaltung eines oft recht erheblichen örtlichen
Kirchenvermögens zu tragen . Wenn man das gewiſſenhaft
machen will , dann braucht man viel Zeit . Unſere Pfarrer
ſind für dieſen Zweig ihrer Arbeit wenig vorgebildet . Sie
gehen deswegen mit einer gewiſſen Abneigung an dieſe
Dinge heran . Die Folge iſt , ſie laſſen ſie liegen und haben
immer ein ſchlechtes Gewiſſen . Weil die Arbeiten liegen
bleiben, werden ſie nicht getan , ſondern ſie werden immer
komplizierter . Wenn der Pfarrer , der ſeine Steuerliſte über⸗
prüfen und ſeinen Rechner und Erheber überwachen ſoll und
muß, der die ganze Verwaltung , die Poſt zu erledigen hat ,
die damit in Zuſammenhang ſteht , das alles ſorgfältig machen
will , braucht er hierfür viel Zeit . Ich bin nun der Meinung ,
um dieſe ganzen Dinge bräuchte ſich ein Pfarrer , der ſich
nach Kräften umſieht , überhaupt nicht zu kümmern . Ich
kenne aus eigener Erfahrung viele Kirchengemeinderäte , die
Mitglieder haben , von denen der eine z. B. in der Lage wäre ,
die Veranwortung für den guten Zuſtand der kirchlichen Ge —
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bäude zu übernehmen . Es bräuchte nur ein Beſchluß im
Kirchengemeinderat gefaßt werden , Herr à iſt verantwortlich
dafür , daß die kirchlichen Gebäude ſich dauernd in einem
guten Zuſtand befinden . Entſteht ein Vorgang , der ſich auf
die Gebäude bezieht , dann übergibt ihn der Pfarrer Herrn X,
und Herr à erledigt ihn . Man braucht gar nicht ſo viel zu
verſtehen , Herr Profeſſor Hupfeld ! Wenn man die Grund⸗
ſätze anwendet die man bei der Verwaltung ſeines eigenen
Vermögens und ſeiner Einkünfte anwendet , wenn man ſorg⸗
fältig und ſparſam iſt , dann iſt viel erreicht .

Eine weitere Anregung : Es iſt vorgeſchrieben , daß ein
Pfarrer regelmäßige ſogenannte außerordentliche Kaſſen⸗
ſtürze vorzunehmen hat . Weil die Pfarrer dieſe Verpflichtung
vielfach nicht erfüllen können , ſind jetzt wieder Unterſchla⸗
gungen vorgekommen , die uns vor die Gerichte führen . Damit
der Vorſchrift genügt wird , könnte ein Beſchluß des Kirchen⸗
gemeinderats herbeigeführt werden , durch den ein Mitglied
des Kirchengemeinderats oder auch ein anderes Glied der
Gemeinde beauftragt wird , dieſe Kaſſenſtürze durchzuführen .

Auch bei der Jugendarbeit , über die wir uns unterhalten
haben , kann ſich m. E. der Pfarrer entlaſten . Können Sie
ſich nicht auch vorſtellen , daß es in unſeren Gemeinden Leute
gibt , die Intereſſe haben für die Jugendarbeit und auch ge⸗
willt ſind , hier mitzuarbeiten . Warum kann man einem
ſolchen Glied der Gemeinde nicht einen entſprechenden Auf⸗
trag geben ?

Sie ſehen alſo , daß es eine Reihe von Möglichkeiten der
Entlaſtung gibt . Und ich bin überzeugt , wenn der Pfarrer
von dieſen Möglichkeiten den richtigen Gebrauch macht , dann
wird die Not des Überlaſtetſeins zu einem großen Teil be⸗
hoben werden können . Dann iſt vielleicht die Frage nach der
Berufung eines neuen Gemeindehelferamtes geregelt .

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſchlage Ihnen vor , daß wir
die Ausſprache damit beendigen . Ich bitte den Herrn Be⸗
richterſtatter , nochmals den Antrag zu verleſen .

Berichterſtatter Abgeordneter Frank :
„ Der Evang . Oberkirchenrat wolle die Eingabe der

Mitarbeiter der Volksmiſſion vom 4. 6. 1953 einer ein⸗
gehenden baldigen Prüfung unterziehen und bei Erkennt⸗
nis der Notwendigkeit , den Dienſt des Gemeindehelfers
einzurichten , der kommenden Synode eine ſachentſpre —
chende Vorlage zur Beratung und Beſchlußfaſſung unter⸗
breiten . “

Der Antrag wird bei drei Enthaltungen angenommen .
Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen zu dem Bericht

über den Vorſchlag für ein Wort der Synode zur
Lehrevbildungsfrage

Berichterſtatter Abgeordneter Dürr : Durch die Abmachung
der Parteien in der Verfaſſunggebenden Landesverſammlung
Baden - Württemberg iſt die Frage der Schulreform geregelt .
Der Wunſch der Württembergiſchen und Badiſchen Kirchen —
leitungen auf Beibehaltung des status quo iſt durch dieſe
Regelung erfüllt . Als nächſtes ſchulpolitiſches Problem iſt
nunmehr die Frage der Lehrerausbildung zu löſen . Unſere Sy⸗
node hat nach dem Jahre 1945 der chriſtlichen Simultanſchule
nur unter der Bedingung zugeſtimmt , daß die alte badiſche
Form der Lehrerausbildung wieder hergeſtellt wird . Der
Oberkirchenrat hält es für notwendig , daß die Synode dieſen
Wunſch den zuſtändigen Stellen noch einmal vorträgt . Er
bittet deshalb die Synode , der von ihm vorgelegten Entſchlie —
ßung zuzuſtimmen . Dieſe ſoll dann geleitet werden

an den Herrn Miniſterpräſidenten ,
an den Herrn Kultminiſter ,

Jan das Präſidium der Verfaſſunggebenden Landesver⸗

ſammlung ,
4. an die Fraktionen der Landesverſammlung .

Der Hauptausſchuß hat in einigen Punkten den Wortlaut
der Entſchließung geändert . Dieſe Entſchließung würde dar —

nach lauten :

—



„Vorſchlag für eine Entſchließung der Synode über die

Lehrerbildungsfrage
—anſtelle : Vorſchlag für ein Wort der Synode —
Die Synode der Vereinigten Evang . proteſtantiſchen

Landeskirche Badens hat mit Dankbarkeit und Befriedi —
gung davon Kenntnis genommen , daß entſprechend dem
Memorandum der Badiſchen und Württembergiſchen
Kirchenleitungen vom Frühjahr 1952 für den Bereich der
Badiſchen Landeskirche die in Baden ſeit achtzig Jahren
bewährte chriſtliche Gemeinſchaftsſchule erhalten bleibt .
Sie iſt davon überzeugt , daß unter den gegebenen Ver —
hältniſſen die chriſtliche Gemeinſchaftsſchule ſowohl dem
Auftrag der Kirche , die getauften Kinder im chriſtlichen
Glauben zu erziehen , wie auch dem Intereſſe des Staates
an gemeinſamer Jugenderziehung und den Wünſchen der
Eltern am beſten entſpricht .

Wahrhaft chriſtlicher Charakter der Gemeinſchaftsſchule
kann nur gewährleiſtet werden , wenn chriſtliche Erzieher
in dieſer Schule wirken . ( Zuruf : Dr . Schmechel : Muß
das „ wahrhaft “ ſein ?)

Darum iſt die Frage der Lehrerbildung von entſcheiden⸗
der Bedeutung . Die Evangeliſche Landeskirche Badens
hat im Jahre 1945 nur unter der Vorausſetzung der Bei⸗
behaltung der chriſtlichen Gemeinſchaftsſchule zugeſtimmt ,
daß auch die bis 1933 gegebene Möglichkeit einer konfeſ⸗
ſionellen Lehrerausbildung beibehalten würde . Sie iſt über⸗
zeugt , daß wir Ausbildungsſtätten für unſere evange⸗
liſchen Erzieher benötigen , die durch den Geiſt des evange⸗
liſchen Glaubens in Lehre und Lebensgemeinſchaft ge—
prägt ſind . Die Synode bittet deshalb ernſtlich , daß bald⸗
möglichſt ein Geſetz über die Lehrerbildung beſchloſſen
wird , durch das für den Bereich der Vereinigten Evang . ⸗
proteſtantiſchen Landeskirche Badens mindeſtens ein
leiſtungsfähiges evang . - pädagogiſches Inſtitut neben
einem katholiſchen und einem ſimultanen geſchaffen wird . “

Der Hauptausſchuß bittet die Synode , die Entſchließung
in dieſer Faſſung anzunehmen .

Abgeordneter Schneider : Ich darf vielleicht in meiner
Eigenſchaft als Abgeordneter der Verfaſſunggebenden Landes⸗
verſammlung und einer , der im Verfaſſungsausſchuß ſelbſt
dort mitgewirkt hat , ſagen , daß ich außerordentlich dankbar
bin und es begrüße , wenn nochmals ein Wort der Synode
erfolgt , und zwar deshalb , weil zwar in dem Verfaſſungs⸗
kompromiß über die kulturpolitiſchen Artikel der Verfaſſung
im Grundſätzlichen eine gewiſſe Übereinſtimmung erzielt
wurde , weil aber erſt ein Schulgeſetz , das wohl im kommen⸗
den Jahr geſchaffen wird , die Einzelausführungen und Aus⸗
wirkungen dieſer grundſätzlichen Regelung feſtlegen wird .
Und da iſt es gut , wenn nicht nur von den Kirchenleitungen ,
mit denen ja in dieſer Frage beſtimmt enge Fühlung gehalten
werden wird vor und während der Verhandlungen , ſondern
wenn auch von der Synode als der Vertretung der Gemein⸗
den draußen ein ſolches Wort an die Verantwortlichen , auch
auf der politiſchen Ebene verantwortlichen Männer ergeht .
Ich begrüße es beſonders , daß alle für die Erziehung und
Geſetzgebung maßgebenden Faktoren , Kirche , Staat und
Eltern , genannt ſind . Dieſes Wort der Synode wird ja auch
vom evangeliſchen Standpunkt aus zwar nicht in der Prä⸗
gung der katholiſchen Schweſterkirche , aber vom Grundſätz⸗
lichen her die Verantwortung der Eltern für die Erziehung
ihrer Kinder im chriſtlichen Geiſt bejahen und auch in einer
ordnungsgemäßen Formel zum Ausdruck bringen müſſen .

Wenn vorhin durch einen Zwiſchenruf von Freund
Schmechel die Frage aufgeworfen wurde , ob zu Anfang des
zweiten Abſatzes , der vom chriſtlichen Charakter dieſer Ge⸗
ſcheinſchaftsſchule ſpricht , das Wort „ wahrhaft “ nötig ſei ,
dann möchte ich ſagen , daß ich ſelbſt das angeregt habe und
es aus meiner Erfahrung für ſehr notwendig halte . Von
unſerem Standpunkt aus , evangeliſch⸗chriſtlichen Standpunkt
aus ſteht und fällt die Gemeinſchaftsſchule damit , daß ſie
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wahrhaft chriſtlichen Charakter hat , und wer in den
Verhandlungen es miterlebt hat , daß für dieſen Begriff
„chriſtliche “ Gemeinſchaftsſchule ein ſchillerndes Bild aller
möglichen Deſinitionen zum Vorſchein gekommen iſt , vom
bloßen Firmenſchild über das Genügen der Erteilung chriſt⸗
lichen Religionsunterrichts bis hinüber nun zu ganz beſon⸗
ders engen und begrenzten Auffaſſungen , die etwa von katho⸗
liſcher Seite gegeben wurden , der verſteht ſchon das Anliegen .
Auch unſere Kirche und auch wir als evangeliſche Ehriſten
wollen , daß das „chriſtlich “ nicht nur ein Firmenſchild iſt ,
ſondern eine echte Ausprägung des chriſtlichen Charakters
einmal durch eine entſprechende Lehrererziehung , zum andern
auch in der Geſtaltung des Lehrplans . Darum möchte ich
bitten , daß wir dieſes Wort „ wahrhaft “ ruhig ſtehen laſſen .

Und nun noch eine Anregung : Es iſt vorhin verleſen wor⸗
den , an welche Stellen dieſes Wort der Synode verſandt
werden ſoll . Ich bin durchaus damit einverſtanden , was da

vorgeſchlagen wurde . Aber ich möchte ergänzend die An—

regung geben , daß wir dieſes Wort an alle evangeliſchen Ab⸗
geordneten in der Landesverſammlung ſchicken . Wenn wir ſo
beobachten , in welcher engen Fühlungnahme die katholiſche
Kirche mit ihren katholiſchen Abgeordneten ſteht , dann muß
man eigentlich ſagen , iſt man befremdet , daß von uns ſehr
wenig in dieſer Beziehung geſchieht . Ich würde das als eine
erſte — ich darf wohl ſagen — Verbindung anſehen , die wir
auch auf dieſe vielleicht zunächſt äußerlich ſcheinende Weiſe
mit den evangeliſchen Abgeordneten , zumindeſt mit denen aus
dem Bereich der Badiſchen Kirche gewählten Abgeordneten
bekommen . Ich bitte , dieſe Anregung zu prüfen , und bin
überzeugt , daß das ein gewiſſes Echo finden wird .

Alſo nochmals Dank dafür , daß ein ſolches Wort aus der
Mitte der Synode ſelbſt für notwendig erachtet wurde und
ausgeſprochen werden ſoll , und die Verſicherung , daß gerade
der jetzige Augenblick , wo wir vor der Geſtaltung der Schul —
geſetze ſtehen , das Wort ſehr fruchtbar ſein kann .

Abgeordneter Dr . Barner : Es iſt zu dem Inhalt der Kund⸗
gebung der Synode nur Poſitives zu ſagen . Es iſt für mich ,
nur die Frage geweſen : Iſt ein ſolches Wort in dem jetzigen
Augenblick vom kirchlichen , ſchuliſchen und ſchulpolitiſchen
Geſichtspunkt aus notwendig und nützlich ? Sie erinnern ſich,
daß wir ſchon einmal vor der Frage ſtanden , ob wir von der
Synode aus ein Wort zur Schulform Bekenntnisſchule
oder chriſtliche Gemeinſchaftsſchule ſagen ſollten oder nicht .
Wir ſtellten uns damals auf den Standpunkt , daß in dieſer
Frage von der Kirche aus auch einmal zu häuſig öffentliche
Erklärungen abgegeben werden könnten , wodurch in der
Offentlichkeit eine gegenteilige Wirkung ausgelöſt werden
könnte , als wir beabſichtigten . Nach dem was Bruder Schnei⸗
der zuvor geſagt hat , ſcheint mir aber im Augenblick die
Frage der Lehrerbildung ſo aktuell zu ſein , daß es notwendig
iſt , auch von der Synode aus ein Wort dazu zu ſagen , und
zwar in der Richtung , daß wir eine chriſtliche Lehrerbildung
und damit eine chriſtliche Erziehung in unſerer Volksſchule
bekommen .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich fühle mich bei dieſer
Frage als jemand , der ſeine Zeitung lieſt und das Echo dieſer
Frage auf ſich wirken läßt . Aus dieſer Empfindung heraus
mögen Sie meinen Zwiſchenruf verſtehen und auch ver⸗
ſtehen , daß ich bei aller Würdigung deſſen , was Bürgermeiſter
Schneider geſagt hat , bitte , doch noch einmal zu erwägen , ob
das „ wahrhaft “ nicht wegbleiben kann . Es iſt natürlich eine
Empfindungsſache . Bei dem „ wahrhaft “ ſpürt man ſo etwas ,
wie wenn der Finger aufgehoben wird , gewiſſermaßen das
Dozierende .

Abgeordneter Rücklin : Eine kurze Bemerkung : Iſt es mit
dem „ wahrhaft “ verträglich , daß an den Schulen als Lehrer
Diſſidenten tätig ſind ? Muß da nicht noch ein ergänzendes
Wort hinzugefügt werden ?

Abgeordneter Schneider : Bei dem „ wahrhaft “ habe ich an
dieſe Sache und an dieſe Frage auch gedacht , habe aber ab⸗



ſichtlich bei den erſten Ausführungen nicht davon geſprochen ,um dem Verdacht , daß hier politiſche Aſpekte aus der Welt⸗
und der Staatspolitik heraus auf der Synode geſprochen
hätten , zu entgehen . Aber nachdem gefragt worden iſt , mußich folgendes ſagen :

Es iſt bei dem Ringen um die Verfaſſung gerade dieſe
Frage einer der entſcheidenden Spannungspunkte geweſen ,weil nicht nur der jetzige Beſtand an Diſſidentenlehrern ge⸗
halten werden ſoll , ſondern weil unter Berufung auf das
Grundgeſetz , daß keinem Beamten aus ſeiner religiöſen und
weltanſchaulichen Haltung heraus Nachteile entſtehen dürfen ,man auf dem Standpunkt ſtand und auch heute noch ſteht ,
daß auch weitere Einſtellungen ohne Rückſicht auf eine kon⸗
feſſionelle chriſtliche Bindung oder Erklärung durchaus mög⸗
lich ſein müßten . Selbſt ein Vermittlungsvorſchlag , zu ſagen ,
daß keine „wirtſchaftlichen “ Nachteile entſtehen dürfen , daß
alſo alles , was beamtenrechtlich einem Lehrer zuſteht , ihm
belaſſen werden ſoll , hat nicht genügt . Ich perſönlich ſtehe
auf dem Standpunkt und wohl wir alle , daß es mit einem
chriſtlichen Charakter einer Gemeinſchaftsſchule nicht verein⸗
bar iſt , wenn Lehrer , die nicht mehr auf dem Boden des
Chriſtentums ſtehen , dort die Schüler unterrichten , die Kin⸗
der chriſtlicher Eltern alſo im Unterricht in ihre Hand be⸗
kommen . Denn die Einwirkung geht ja nicht nur von dem
Religionsunterricht aus , ſondern von der Lehrerperſönlich—keit an ſich, bei den heranwachſenden Kindern . Und hier iſt
es außerordentlich gefährlich , daß vielleicht — völlig unaus⸗
geſprochen — ein negativer Einfluß ſtattfindet . Meine Bitte
um das „ wahrhaft “ hat auch hieran gedacht , und ich könnte
mir denken , daß das eben nun auch mit verwendet werden
kann , wenn dieſe Dinge bei einem Schulgeſetz noch einmal
zur Sprache kommen .

Oberkirchenrat Katz : Die Anfrage von Herrn Direktor
Rücklin ſchneidet eine uns überaus bedrängende Frage an .
Ich bin aber der Meinung , daß ſie im Zuſammenhang mit
dieſem Wort über die Lehrerausbildung nicht erledigt werden
kann. Vielleicht iſt bis zur Frühjahrsſynode die Situation
im Blick auf das zu bearbeitende Schulgeſetz ſo, daß dann die
Synode darüber ein Wort ſagen muß . Ich möchte deshalb

daß wir dieſe Frage heute ausgeklammert ſein
aſſen .

Abgeordneter Müller : Ich wollte eigentlich dazu das Wort
nicht ergreifen . Da es ſich aber doch um eine wichtige Frage
in dieſer Sache handelt , möchte ich einiges dazu ſagen .

Die Simultanſchule kenne ich. Ich weiß auch , was man
daraus machen könnte und auch , was daraus geworden iſt .
Es iſt wirklich notwendig , daß von einer Stelle aus , wie der
Synode , hier ein klares Wort geſprochen wird . Unter dem
Namen „chriſtliche “ Simultanſchule oder Gemeinſchaftsſchule
kann Verſchiedenes gehen . Es iſt jedoch nicht der Sinn der
meiſten , die für die Simultanſchule eingetreten ſind , daß wir
eine Simultanſchule haben ſollen , die von chriſtlichem Geiſt
und Charakter gar nichts aufweiſt.

Wenn nun betont wird , daß die Freunde , d. h. diejenigen ,
die aus den gegebenen Verhältniſſen heraus der Gemein⸗
ſchaftsſchule zuſtimmten , einer chriſtlichen Gemeinſchaftsſchule
zugeſtimmt haben , dann ſoll auch deutlich werden , was man
darunter meint und was man ablehnt .

Ich würde das für einen Fehler halten , wenn das Wort
chriſtlich⸗ geſtrichen würde . Was vorhin Herr Oberkirchen —
rat Katz geſagt hat , macht in dieſem Zuſammenhang eine
weitere Begründung entbehrlich , ebenſo auch einen Hinweis
auf Zuſtände und Folgen , die ohne dieſes Wort kommen
könnten .

Präſident Dr . Umhauer : Ich will perſönlich nicht das
Wort ergreifen zu dieſem Thema , ſonſt müßte ich den Vorſitz
abgeben an den Herrn Dekan Hauß und müßte ihn bitten ,
während der ganzen weiteren Behandlung dieſes Gegen —
ſtandes das Präſidium zu führen . Ich will das alſo nicht tun .
Ich will lediglich eine Frage an den Herrn Berichterſtatter
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des Ausſchuſſes richten , ob im Ausſchuß über die Frage Er⸗
örterungen angeſtellt wurden , warum in der drittletzten Zeile
es heißt : „ mindeſtens ein leiſtungsfähiges evangeliſch - päda⸗
gogiſches Inſtitut neben einem katholiſchen und einem ſimul⸗
tanen “ . Iſt der Ausſchuß der Meinung , daß mehr als ein
evangeliſch - pädagogiſches Inſtitut geſchaffen werden ſoll ,
aber nur ein katholiſches ? Ob da Rückſicht genommen iſt
auf die Verhältniſſe etwa der Bevölkerung ?

Berichterſtatter Abgeordneter Dürr : Nein ! Dieſes ein
ſollte der Gefahr wehren , daß überhaupt keine evangeliſch⸗
pädagogiſche Anſtalt errichtet wird , weil die Zahl der evan⸗
geliſchen Beſucher , die derzeitige Zahl der Beſucher der evang . ⸗
pädagogiſchen Akademie in Freiburg nur 79 beträgt , und das
Bemühen des Finanzminiſters dahin geht , möglichſt große
Anſtalten zu ſchaffen , und deshalb die evangeliſch-pädagogiſche
Anſtalt gefährdet iſt .

Landesbiſchof D. Bender : Ich glaube , man könnte das
„ mindeſtens “ weglaſſen , weil dies auch mißverſtändlich wer⸗
den kann , als ob u. U. man das nur als Minimalforderung
anſieht und vielleicht an zwei denkt als wünſchenswertes
Ziel . Und das können wir ja bei der konfeſſionellen Schich —⸗
tung unſeres Volkes wirklich nicht verlangen . Ich glaube ,
es genügt , wenn esheißt : . . . „ daß ein evangeliſch - pädago⸗
giſches Inſtitut . . . “

Präſident Dr . Umhauer : Wenn dieſer Anregung entſpro⸗
chen wird , ſo müßte das Wort „ mindeſtens “ fallen und die
Unterſtreichung des Wortes „ein “ desgleichen . Und dann
würde die Parität hergeſtellt zwiſchen evangeliſch , katholiſch
und ſimultan , wie es ja wohl auch praktiſch ſein wird , wenn
wir Erfolg haben .

Abgeordneter Schneider : Ich bin für die Streichung des
„mindeſtens “ . Aber daß das „ein “ unterſtrichen wird , ich
glaube , das muß man aus dem Sprachklang ſagen , wenn es
heißt : Wir wünſchen , daß im Bereich unſerer Landeskirche
ein leiſtungsfähiges Seminar oder Lehrerbildungsakademie
geſchaffen wird , würde das ſo ausſehen , daß wir dem Staat
zutrauen , daß er auch nicht leiſtungsfähige ſchaffe . Das wäre
vielleicht eine leichte Kritik , die man daraus hören könnte .
Es dürfte nicht „ leiſtungsfähig “ betont ſein , ſonſt könnte es
Mißverſtändniſſe geben .

Landesbiſchof D. Bender : Wenn dieſe Gefahr beſteht , daß
im Wort „ leiſtungsfähig “ ſich ein Suſpekt bietet , dann bin ich
dafür , das „ leiſtungsfähig “ zu ſtreichen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dürr : Es würde alſo dann
dieſe Entſchließung in der zweitletzten Zeile dahin abgeändert
werden , daß es nun heißt :

„ „ daß für den Bereich der Vereinigten Evang . ⸗prote⸗
ſtantiſchen Kirche Badens ein ev . ⸗pädagogiſches Inſtitut
neben einem katholiſchen und ſimultanen geſchaffen wird . “

Abgeordneter Schneider : Muß das katholiſche und das
ſimultane erwähnt werden ? Ich halte das nicht für not⸗
wendig . Wir wollen nur , daß ein evangeliſches Inſtitut er⸗
richtet wird . Wir wollen auch nicht , daß unter gewiſſen Vor⸗
ausſetzungen geſagt werde , wie die Anſtalten verteilt werden
ſollen , u. U. bei uns in Nordbaden zwei katholiſche , weil in
Nordwürttemberg kein katholiſches iſt . Das wiſſen wir im
einzelnen nicht . Wir wollen , daß ein evangeliſches Inſtitut
errichtet wird . Dann ſind keine Mißverſtändniſſe möglich .

Oberkirchenrat Katz : Dahinter ſteht ein Problem , das
3. Zt . zwiſchen Kultminiſterium und Finanzminiſterium
ausgehandelt wird . Das Finanzminiſterium verlangt , daß
im Bereich des Südweſtſtaates nur fünf große Lehrerbil⸗
dungsanſtalten geſchaffen werden , während das Kultmini⸗
ſterium ſieben verlangt . Wenn nur fünf pädagogiſche Inſti⸗
tute , wie das Finanzminiſterium will , geſchaffen würden ,
dann kämen nach Baden beſtimmt nicht mehr als zwei . Dann
wäre die Frage , ob ein evangeliſches bzw. ob überhaupt ein
konfeſſionelles pädagogiſches Inſtitut kommt , ſehr in Frage
geſtellt . Wir müſſen deshalb in dieſem Wort auch zum Aus⸗
druck bringen , daß drei Inſtitute nach Baden kommen ſollen ,
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und deswegen wird neben dem evangeliſchen ein ſimultanes
und ein katholiſches genannt .

Präſident Dr . Umhauer : Das ſcheint durchſchlagend zu
ſein . — Es erheben ſich weiter keine Bedenken mehr . Ich
bitte diejenigen Herren , die für die Streichung von „ minde —
ſtens “ und „ leiſtungsfähig “ ſind , die Hand zu erheben . —

Einſtimmig angenommen .
Nun möchte ich noch eine Frage an die Synode richten . Es

iſt vom Ausſchuß vorgeſchlagen , daß dieſes Wort an ver —
ſchiedene politiſche Stellen des Staates und ergänzend von
Herrn Bürgermeiſter Schneider vorgeſchlagen , daß dieſes
Wort auch an ſämtliche evangeliſche Abgeordnete des Land —
tages gerichtet werde . Ich möchte Ihnen nun zu bedenken
geben , daß das nicht von der Synode aus geſchehen ſoll . Alſo
mit anderen Worten : nicht durch mich , ſondern vom Evang .
Oberkirchenrat , evtl . durch den Herrn Landesbiſchof , weil
die Vertretung der Landeskirche und aller ihrer Organe nach
außen nicht etwa einem internen Organ wie der Landes⸗
ſynode zukommt , ſondern dem Evang . Oberkirchenrat bzw.
dem Herrn Landesbiſchof . Alſo ich dächte mir das ſo, daß ich
dem Herrn Landesbiſchof bzw. dem Evang . Oberkirchenrat
den Beſchluß der Synode mit dieſer Maßgabe , wie er ver —
wendet werden ſoll , überſende und ihn bitte , das weitere zu
veranlaſſen . Sind die Herren damit einverſtanden ? ( Zurufe :
Jawohl ! ) — Das iſt der Fall .

Landesbiſchof D. Bender : Darf ich noch kurz fragen : Wäre
die Synode u. U. damit einverſtanden , daß man dieſe Ent⸗
ſchließung einfach allen Abgeordneten zuſchickt , damit auch
die katholiſchen Abgeordneten orientiert ſind über das , was
auf evangeliſcher Seite geſchieht ?

Die Synode iſt mit dieſem Vorſchlag einverſtanden .

IV
Präſident Dr . Umhauer : Damit wären wir auch mit dieſem

Punkt der Tagesordnung zu Ende , und es kommt der Be⸗
richt des Verfaſſungsausſchuſſes über die Eingabe des Evang .
Pfarramts Münzesheim wegen der Enführung der

Dienſtbezeichnung eines „ Alteſten “ für be⸗
währte , aus dem Amte geſchiedene Alteſte .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Das Ev. ⸗
Pfarramt Münzesheim hat unter dem 17. Juni 1953 dem

Evang . Oberkirchenrat einen Antrag an die Landesſynode
zugeſandt . Er lautet :

„ Die Landesſynode wolle in einer ihrer nächſten
Sitzungen wie folgt beſchließen :

Diejenigen Alteſten einer Gemeinde , die lediglich aus
Gründen des Alters ( über 70 Jahre ) trotz Vorſchlag der

Wahlberechtigten bei einer neuen Wahlperiode nicht mehr
kandidieren , ſind in ihrer Gemeinde berechtigt , die Dienſt⸗
bezeichnung eines Alteſten bis zu ihrem Tod zu führen
und ohne Stimmrecht den Sitzungen des neuen Kirchen —
gemeinderats beizuwohnen . “

Das Antragſchreiben fährt fort :
„ Einer beſonderen Begründung außer 1 . Tim . 5, 17

bedarf der Antrag wohl nicht ; da aber ein Kirchen —
gemeindeausſchuß nicht mehr exiſtiert , wäre es gut , wenn
dem Pfarrer im Amt bewährte Alteſte über die Zahl
hinaus zur Verfügung ſtünden . “

Der Evang . Oberkirchenrat hat den Antrag mit folgender
Außerung an die Landesſynode weitergeleitet :

„ Wir können aus grundſätzlichen Erwägungen die ge⸗
wünſchte Einführung der „Dienſtbezeichnung “ eines

Alteſten für bewährte aus dem Amt geſchiedene Alteſte
nicht befürworten . U. E. bleibt es dem Kirchengemeinde⸗
rat unbenommen , im Einzelfall , ſoweit ein ſachlich be⸗
gründetes Bedürfnis beſteht , frühere Alteſte mit be—
ratender Stimme zu den Sitzungen des Kirchengemeinde —
rats hinzuzuziehen . “

Die Landesſynode hat den Verfaſſungsausſchuß beauf⸗
tragt , den Antrag im Benehmen mit dem Hauptausſchuß zu

bearbeiten . Der Verfaſſungsausſchuß iſt einmütig der Auf⸗
faſſung , daß dem Antrag in der Hauptſache nicht ſtattgegeben
werden kann . Er ſchlägt , mit Zuſtimmung des Hauptaus⸗
ſchuſſes , vor :

„ Hohe Synode wolle dem Antragſteller ſchreiben laſſen :
Den Antrag des Evang . Pfarramts Münzesheim vom

17. Juni 1953 hat der Evang . Oberkirchenrat der Landes⸗

ſynode zugeleitet . Er hat ihr mitgeteilt , daß er den An⸗

trag nicht befürworten kann . Die Landesſynode hat den

Antrag auf ihrer Herbſttagung 1953 behandelt . Auf Vor⸗

ſchlag ihres Verfaſſungsausſchuſſes , dem der Hauptaus⸗
ſchuß zugeſtimmt hat , hat die Landesſynode zu dem An⸗

trag folgendermaßen Stellung genommen :
Die Landesſynode ſieht ſich nicht in der Lage , dem An⸗

trage zu entſprechen . Nach der kirchlichen Wahlordnung
iſt das Amt eines Alteſten befriſtet und iſt die Bezeich⸗
nung „Alteſter “ an die tätige Ausübung des Amtes ge⸗
knüpft . Nach unſerer Überzeugung kann der Wunſch , die

Dienſtbezeichnung „Alteſter “ gewiſſermaßen als lebens⸗
länglichen Ehrentitel zu verleihen , bibliſch nicht begründet
werden .

Jeder Kirchengemeinderat iſt jedoch berechtigt , frühere
Alteſte zu ſeinen Sitzungen mit beratender Stimme ein⸗
zuladen . “

Ich bitte die Landesſynode , dem vorgeſchlagenen Schreiben
zuzuſtimmen .

Die Synode ſtimmt dem Vorſchlag des Hauptausſchuſſes
ohne Ausſprache einſtimmig zu.

V.
Präſident Dr . Umhauer : Nun erhebt ſich die Frage : Iſt

es möglich , den letzten Punkt der Tagesordnung , nämlich das
Kirchenmuſikergeſetz noch zubehandeln . Es iſt jetzt 7. 05
Uhr . Der Finanzausſchuß hat mir mitgeteilt , daß er noch
notwendige Beratungen über den Haushalt , der morgen in
der Steuerſynode vorgebracht werden ſoll , halten müſſe . Daß
dieſes Kirchenmuſikergeſetz bei drei Berichterſtattern und bei
den zu erwartenden Diskuſſionsrednern nicht im Handum⸗
drehen erledigt iſt , das ſcheint mir ſicher zu ſein . Daß wir
morgen dazu kommen , iſt ausgeſchloſſen . Ich muß Ihnen
daher vorſchlagen , die Behandlung des Kirchenmuſikergeſetzes
in dieſer Tagung zu unterlaſſen .

Oberkirchenrat Dürr : Liebe Herren und Brüder und lieber
Herr Präſident ! Angeſichts dieſer Situation hätte ich doch
gewünſcht , es wäre bei der Feſtſetzung der Plenarſitzung
heute Nachmittag feſtgeſtellt worden , daß unter all den zur
Behandlung ſtehenden Gegenſtänden das Kirchenmuſiker⸗
geſetz , das bis zu einer endgültigen Beratung fertiggeſtellt
iſt , unbedingt verabſchiedet werden ſollte . Dann wäre zweitens
feſtzuſtellen geweſen , wie viel Zeit man etwa für die Be⸗
ratung und Verabſchiedung dieſes Geſetzes gibt , und zu
bitten , die Geſpräche über die anderen Vorlagen zu kürzen ,
um, wenn möglich , fertig zu werden . Was jetzt geſchehen
iſt , iſt für alle , denen an dem Zuſtandekommen des Kirchen⸗
muſikergeſetzes gelegen iſt — vor allem für mich , dem Refe⸗
renten für Kirchenmuſik — eine ſchmerzliche Enttäuſchung .
Zwar ſehe ich ein , daß es nicht gut möglich ſein wird , das
Geſetz zu Ende zu beraten . Aber ich möchte hier in der
Plenarſitzung zum Ausdruck bringen , daß in Zukunft vor
und nach dem Zuſammentreten der Synode keine Akademie⸗
tagung einberufen werden darf , da hierdurch die Synode
genötigt werden könnte wie dieſes Mal , zu ſpät anzufangen
und zu früh aufzuhören . ( Zuruf : Richtigl ) Ich bedaure dies
um ſo mehr , weil dadurch das Kirchenmuſikergeſetz eine halb⸗
jährige oder ganzjährige Verzögerung erleidet , die im Blick
auf die Sache , um die es ſich handelt , außerordentlich
ſchmerzlich iſt . Ich fühle mich genötigt , dies in dieſem Augen⸗
blick der Plenarſitzung zum Ausdruck zu bringen .

Abgeordneter Dr . Köhnlein : Die Frage des Kirchenmuſiker⸗
dienſtes iſt nunmehr in drei Ausſchüſſen während dreier
Tage ganz eingehend behandelt und durchgeſprochen worden ,



und was wir Ihnen in der Plenarſitzung vorlegen , iſt das
Ergebnis der Arbeit , die wir geleiſtet haben . Ich ſehe nicht
ein , daß wir jetzt , nachdem nun alles fix und fertig iſt und
alles gründlich in den Ausſchüſſen durchgearbeitet worden iſt ,
nun mit einemmal erfahren : jetzt wollen wir die Sache auf
ein halbes Jahr verſchieben .

Abgeordneter Schneider : Ich mache einen Vermittlungs⸗
vorſchlag , daß wir die Berichte der drei Kommiſſionen an⸗
hören . Dann iſt dies das Material , das eventuell in der
Frühjahrsſynode dann ſix und fertig der Synode vorgelegt
wird , woraus ſie ſich ein Urteil bilden kann . Dieſe Berichte
kommen , wenn wir ſie jetzt hören , ſchriftlich , gedruckt in den
Synodalbericht über dieſe Tagung . Dann iſt die Vorarbeit
nicht vergeblich geweſen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich mache den Vorſchlag , daß wir
nach dieſer Anregung vorgehen . Ich bitte denjenigen Herrn
Berichterſtatter , der als Hauptberichter anzuſehen iſt , zu
beginnen .

Berichterſtatter Abgeordneter Eiſinger : Der der Synode
vorgelegte Entwurf eines Kirchenmuſiker⸗Geſetzes ſtieß im
Hauptausſchuß auf verſchiedene Bedenken :

1. So wurde z. B. geſagt , es ſei kirchenrechtlich nicht mög⸗
lich, daß die Kirchenleitung oder die Landesſynode den Kir⸗
chengemeinden mit der Anſtellung von hauptamtlichen Kir⸗
chenmuſikern finanzielle Laſten auferlege . Es könnten wohl
Richtlinien aufgeſtellt werden , die die Gemeinden jedoch nicht
binden .

Demgegenüber wurde betont , daß mit dieſem Eeſetz die
Gemeinden in keiner Weiſe gezwungen oder gedrängt werden ,
hauptamtliche Kirchenmuſiker anzuſtellen . Ein Geſetz ſei
jedoch erforderlich aus folgenden Gründen :

a) Es ſoll mit einem ſolchen Geſetz bekundet werden , daß
unſere Landeskirche den beſonderen Dienſt der Kirchen⸗
muſik erkennt und anerkennt und darum bereit iſt , das
Amt des Kirchenmuſikers auch in der Verfaſſung geſetzlich
zu verankern . Durch die Gründung des K. F. ſei ſeinerzeit
ſchon ein erſter Schritt auf dieſem Wege getan und eine
gewiſſe Vorentſcheidung getroffen worden . Es ſei falſch ,
wenn etwa der Eindruck beſtehen ſollte , daß die Kirchen —
muſiker von ſich aus in der Art einer Gewerkſchaft ihr
Recht forderten . Es ſei vielmehr umgekehrt : die Kirche
iſt von ſich aus beſtrebt , das kirchenmuſikaliſche Leben in
Ordnung zu nehmen . Auch aus den Gemeinden ſeien An —
regungen zu dieſem Geſetz gekommen .

b) Es muß damit gerechnet werden , daß der Zugang zum
Studium der Kirchenmuſik nachläßt oder aufhört , wenn
keine Planſtellen vorhanden ſind . Planſtellen können je⸗
doch nur durch ein Geſetz geſchaffen werden .

e) Das Fehlen von entſprechenden Planſtellen kann zur
Folge haben , daß unſerer Landeskirche wertvolle kirchen —
muſikaliſche Kräfte verloren gehen . So ſeien in der letzten
Zeit von ſechs tüchtigen Kirchenmuſikern fünf in andere
Landeskirchen abgewandert .

2. wurde bezweifelt , ob die in Ziff . 3 Abſe3 der Begründung
des Entwurfes angezogene Anordnung der Deutſchen Evan⸗
geliſchen Kirche vom 28. 9. 1938 heute noch rechtens ſei .
Dieſer Zweifel wurde beſeitigt durch die Erklärung von
Herrn Oberkirchenrat Dr . Wendt , daß die genannte Anord⸗
nung der EKi auch heute noch rechtlich in Kraft ſei .

3. Ein drittes Bedenken befaßte ſich mit der Tatſache , daß
der vorliegende Geſetzesentwurf nur für etwa ein Zehntel

der kirchenmuſikaliſchen Kräfte in Betracht kommt . Wie wird
ſich das Geſetz auf die etwa neun Zehntel derer auswirken ,
die im Lande das kirchenmuſikaliſche Leben tragen ? Wird es
bei ihnen nicht eine gewiſſe Unzufriedenheit hervorrufen ?
Müſſen ſie ſich nicht zurückgeſetzt und trotz ihrer vielfach wert⸗
vollen Leiſtungen minderbewertet fühlen ?

Dem wurde entgegengehalten , daß es ſich bei dem vor —
liegenden Entwurf nun einmal nur um den eng begrenzten
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Kreis der hauptamtlichen Kirchenmuſiker handelt . Die
große Mehrzahl der Organiſten und Chorleiter werde von
dieſem Geſetz überhaupt nicht berührt , da ſie ja ihr kirchliches
Amt neben ihrem eigentlichen Beruf ausüben . Es gehe
in dieſem Geſetz darum , einmal damit anzufangen , den be⸗
ſonders ausgebildeten Kirchenmuſikern , die dieſen Beruf als
Hauptberuf gewählt haben , die geſetzliche Anerkennung
zu geben und eine wirtſchaftliche Sicherſtellung zu gewähr⸗
leiſten . — Trotzdem hielt es der HA für notwendig , daß auch
in einem ſolchen Geſetz wenigſtens mit einem Satz zum Aus⸗
druck gebracht wird , daß der Dienſt des Kirchenmuſikers in
der überwiegenden Mehrzahl der Gemeinden unſerer Landes⸗
kirche von nebenberuflichen Kirchenmuſikern verwaltet wird .

4. Auch an Bedenken grundſätzlicher Art hat es nicht ge⸗
fehlt . So wurde die Sorge geäußert , ob mit dieſem Gefetz
nicht einer weiteren Verbeamtung kirchlicher Dienſte Vor⸗
ſchub geleiſtet werde und ob bei hauptamtlichen Kräften nicht
die Gefahr beſtehe , daß ein „ Künſtlertum “ ſich breit macht ,
das , ſtatt ſich dienend in die Gemeinde einzufügen , ſich ſelbſt
ſucht , und dem das Gotteshaus zum Konzerthaus wird , in
dem der Künſtler ſich ſelbſt hören läßt . Ferner ob nicht durch
ein Allzuwichtignehmen der Kirchenmuſik die Hauptſache :
die durch das Wort der Predigt verkündigte Wahrheit des
Evangeliums in den Hintergrund gedrängt werde und es
etwa dahin komme , daß das geſchieht , was von Leipzig be⸗
richtet wird : „ Wenn der Thomanerchor geſungen hat , geht
man wieder . “

Darum iſt es wichtig , darauf zu achten , daß die rechten
Leute , deren Verhältnis zur Kirche und ihrer Botſchaft in
Ordnung iſt , berufen werden . Solche Leute ſeien tatſächlich
vorhanden , und es ſei das Beſtreben der Kirchenmuſiker ſelbſt ,
ſie in zuchtvolle Ordnung zu nehmen . Es iſt deshalb wün⸗
ſchenswert , daß hauptamtliche Kirchenmuſiker neben ihrer
rein muſikaliſchen Tätigkeit auch ſonſt in der Gemeinde
Dienſt tun . Die Bereitſchaft zu ſolchem Dienſt kann geradezu
ein Prüfſtein dafür ſein , wie der Kirchenmuſiker ſein Amt
auffaßt .

5. Damit iſt ein weiteres Bedenken berührt , das im HA
geäußert wurde . Es wurde gefragt : Kann ein hauptamtlicher
Kirchenmuſiker mit Sonntagsdienſt und Chorleitung ( andere
Kirchenchöre kann er ja nicht übernehmen ) voll ausge⸗
laſtet werden ? In früheren Zeiten hatte der Kantor
täglich im Gottesdienſt zu ſpielen und am Sonntag eine
Motette darzubieten , außerdem Latein — oder anderen Un⸗
terricht zu geben . Heute ſind jedoch die Verhältniſſe weſent⸗
lich andere .

Dazu wurde geſagt : Außer ſeinem Sonntagsdienſt und
den Chorproben können einem hauptamtlichen Kantor noch
mancherlei andere Aufgaben übertragen werden , z. B. die
Aufgabe , Jugendſingkreiſe zu bilden und zu leiten , Unter⸗
richtsſtunden im Choralſingen an Volks⸗ und Mittelſchulen
zu übernehmen , Gemeindeſingſtunden zu halten , um die Ge⸗
meinde in das Neue Geſangbuch einzuführen , ferner im
Benehmen mit anderen hauptamtlichen Kantoren größere
kirchenmuſikaliſche Veranſtaltungen vorzubereiten und darzu⸗
bieten und anderes mehr . Die Dienſtanweiſung kann hier
genügend Anweiſungen geben . Es kämen auch andere Dienſte
in der Gemeinde je nach Ausbildung und Befähigung des
betreffenden Kirchenmuſikers in Frage . So ſei es z. B. durch⸗
aus erwünſcht , wenn von einem Kantor , der dazu die Vor⸗
ausſetzung hat , Pfarrer und Gemeindehelferin im Religions⸗
unterricht entlaſtet werden könnten .

Ein anderes Votum ging dahin , ſich nicht irre machen zu
laſſen durch die Frage nach der ſtundenmäßigen Auslaſtung
des Kirchenmuſikers . Es gehe viel mehr um die Frage : Iſt
uns die Kirchenmuſik ſo viel wert , daß wir von dieſem
Geſichtspunkt der vollen Auslaſtung einmal abſehen ? Es
gelte die ganze Sache zunächſt einmal vom Gottesdienſt her
zu bedenken . Eine gewiſſe Großzügigkeit ſei hier am Platze .
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Auch auf Amerika wurde hingewieſen , wo in vielen Ge⸗

meinden ein kirchenmuſikaliſches Leben vorhanden ſei , dem⸗

gegenüber wir hier „ geradezu hinter dem Mond “ ſeien , wo

die meiſten Gemeinden — auch reformierte — große Chöre

hätten , die die Gemeinde zu einem lebendigen jubelnden Lob⸗

preis Gottes mitreißen .

6. Beſondere Bedenken beſtanden gegenüber dem Amt eines

hauptamtlichen Bezirkskantors . Was ſoll er konkret
z. B. im Sommer tun ? Wird ſeine Tätigkeit das Verhältnis
der Kirchenmuſiker untereinander nicht belaſten ? Werden

etwa ältere Organiſten und Chorleiter bereit ſein , ſich von

einem jungen hauptamtlichen Bezirkskantor etwas ſagen zu

laſſen ? Werden ſie an den vom Bezirkskantor geleiteten Kur⸗
ſen teilnehmen ? Wird hier nicht ein Amt geſchaffen , von

dem noch nicht ganz klar feſtſteht , wie es gefüllt werden ſoll

und kann ?

Es muß auf alle Fälle die Möglichkeit gegeben ſein , daß

auch nebenberufliche Kirchenmuſiker mit dem Amt

des Bezirkskantors betraut werden können und dann eine

entſprechende Vergütung von Fall zu Fall von der

Landeskirche erhalten .

Gegenüber dem ganzen Entwurf des Kirchenmuſiker⸗Ge⸗
ſetzes beſtand überhaupt das Bedenken , daß es zu to

ſei . Es müſſe mehr das Grundſätzliche enthalten und Einzel⸗
heiten einer ſpäteren Entwicklung überlaſſen . Es beſtehe ſonſt
die Gefahr , daß das Land mit einem Netz von Kirchenmuſiker⸗

ſtellen überzogen werde . Seien aber die Stellen einmal da,

dann ſei damit auch der Sog da, ſie zu beſetzen . Die Aufgabe
eines Kirchenmuſiker⸗Geſetzes wird deshalb darin geſehen :
es ſoll das kirchenmuſikaliſche Leben da , wo es wirkli ch

vorhanden iſt , fördern und ordnen ; es ſoll jedoch mög⸗

lichſt elaſtiſch ſein und ſpäteren Erfahrungen und Entwick⸗

lungen nicht vorgreifen . Es darf darum nicht zuviel enthalten ,

ſondern ſoll nur ein kurzes Rahmengeſetz ſein , das weitere

Möglichkeiten offen läßt . Der HA kam darum zu dem Be⸗

ſchluß , eine kleine Kommiſſion von vier Mitgliedern
—die Profeſſoren Ritter und Hahn , Pfarrer Kühlewein und

Pfarrer Eiſinger — zu beauftragen , Richtlinien zu einem

neuen Entwurf des Kirchenmuſiker⸗Geſetzes zu verfaſſen und

dieſe dem Verfaſſungsausſchuß vorzulegen mit der Bitte ,

darnach , wenn möglich noch während dieſer Tagung der

Landesſynode , einen neuen Geſetzesentwurf auszuarbeiten
und der Synode vorzulegen . Dieſe Richtlinien lauten :

1. Als erſter Abſchnitt iſt die Präambel des entſprechenden

württembergiſchen Geſetzes ſinngemäß zu verwenden .

2. Der Dienſt des Kirchenmuſikers wird in der überwie⸗

genden Mehrzahl der Gemeinden unſerer Landeskirche
von nebenberuflichen Kirchenmuſikern ausgeübt .

Um jedoch der wiedergewonnenen Erkenntnis von der

Bedeutung der Kirchenmuſik für den Verkündigungs⸗
auftrag der Kirche gerecht zu werden , ihren wichtigen
Dienſt zu fördern und bewährten Kirchenmuſikern Gele⸗

genheit zu geben , ihre volle Kraft in den Dienſt der

Kirche zu ſtellen , ſollen auch hauptamtliche Kirchen⸗

muſikerſtellen errichtet werden .

4. Die Errichtung einer hauptamtlichen Kirchenmuſiker⸗
ſtelle iſt Sache der einzelnen Kirchengemeinde . Dieſe
iſt dazu berechtigt , ſofern die volle Beſchäftigung des

Kirchenmuſikers im Dienſt der Gemeinde nachgewieſen
werden kann . Dabei iſt neben ſeiner Tätigkeit als Kir⸗

chenmuſiker im engeren Sinn je nach Befähigung an
eine Mitwirkung in der Jugendarbeit , im Religions⸗
unterricht , im Chorſingen in den Schulen oder auch in
der Verwaltung gedacht .
Die Errichtung einer hauptamtlichen Kirchenmuſiker⸗
ſtelle bedarf der Genehmigung durch den Evang . Ober⸗
kirchenrat , der je nach der finanziellen Lage der Ge⸗
meinde Zuſchüſſe gewähren kann .

Sitzung

6. Wo es wünſchenswert erſcheint , kann die Kirchenleitung
eine geeignete Perſönlichkeit zum Bezirkskantor berufen ,

deſſen Aufgabe es iſt , die kirchenmuſikaliſche Arbeit im

Kirchenbezirk zu beleben und zu ordnen .

Wird ein hauptamtlicher Kirchenmuſiker einer Ge⸗

meinde zum Bezirkskantor berufen , ſo übernimmt die

Landeskirche einen entſprechenden Anteil ſeiner Beſol⸗

dung . Wird ein nebenberuflicher Kirchenmuſiker zum

Bezirkskantor berufen , ſo erhält er für dieſe Tätigkeit
von der Landeskirche eine beſondere Vergütung .

7. Außerdem kann die Landesſynode hauptamtliche Kirchen⸗

muſikerſtellen ( Landeskirchenmuſikwart uſw . ) errichten .
8. Hier ſind die Anſtellungsbedingungen nach 88 1 —9 des

Entwurfes einzuſetzen . In § 9 iſt der Abſchnitt unter

Buchſtabe b) zu ſtreichen .
9. Die Paragraphen über die Fachaufſicht ſind im einzelnen

noch zu überprüfen .
So wird z. B. vorgeſchlagen :

In § 10 iſt Ziff . 5 zu ſtreichen .
In § 11 iſt Ziff . 3 zu ſtreichen .
In § 12 Ziff . 2a, letzter Abſatz , ſoll der letzte Satz lauten :

„ Bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet das De⸗

kanat , in letzter Inſtanz der Evang . Oberkirchenrat . “

§ 13 wird wie folgt verändert :

„ Die Kirchenmuſiker werden künftig im Gottesdienſi
in ihr Amt eingeführt . “

§ 17 iſt ganz zu ſtreichen .
Nötig erſcheint für die Dienſtanweiſung eine Beſtimmung

darüber , daß eine außerkirchliche Betätigung eines haupt⸗
amtlichen Kirchenmuſikers ( Leitung von Männerchören , Er⸗

teilung von privatem Muſikunterricht uſw . ) der Genehmigung
bedarf . Sie muß ſo begrenzt werden , daß die Tätigkeit des

Kirchenmuſikers in der Gemeinde durch ſie nicht beeinträch⸗
tigt wird .

Präſident Dr . Umhauer : Es folgt der zweite Bericht des

Verfaſſungsausſchuſſes .
Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode !

Der Verfaſſungsausſchuß iſt ebenſo wie der Hauptausſchuß
zu der Anſicht gekommen , daß nicht ein Kirchenmuſikergeſetz ,
wie es uns ſeitens des Landeskirchenrates im Entwurf vor⸗

gelegt worden war , ſondern ein Geſetz betr . die Ordnung des

kirchenmuſikaliſchen Dienſtes in unſerer Landeskirche veran⸗

laßt iſt . Der Verfaſſungsausſchuß ging dabei von der Tat⸗

ſache aus , daß der kirchenmuſikaliſche Dienſt in ſeiner über⸗

wiegenden Mehrheit von Organiſten und Chorleitern und

zwar nebenberuflich ausgeübt werde , während nur in wenigen
Gemeinden Kirchenmuſiker im Sinne der Vorlage des Lan⸗
deskirchenrates tätig ſind . Der VA hat daher bewußt davon
abgeſehen , den Entwurf eines Kirchenmuſikergeſetzes im
Sinne der Vorlage zu erörtern , und er wollte eine Ordnung
des geſamten kirchenmuſikaliſchen Dienſtes ſchaffen , eine Ord⸗

nung , wie ſie den übrigen Ordnungen unſerer Kirche entſpricht .

Ebenſo wie die einſchlägige württembergiſche Verordnung
unter ihrem Titel Jeine eingehende Umſchreibung und Feſt⸗
legung des Inhalts des kirchenmuſikaliſchen Dienſtes in ihre
Regelung aufgenommen hat , hat ſich auch der VA dazu ent⸗
ſchloſſen , eine Umſchreibung und Feſtlegung des materiellen
Inhalts des kirchenmuſikaliſchen Dienſtes in das Geſetz auf⸗
zunehmen und zwar in § 1 desſelben . Nach dieſem empfängt
die Kirchenmuſik den Auftrag und ihre Ordnung durch das
Wort Gottes , und ſie ſoll an ihrem Teil der Verkündigung
des Wortes dienen und der Gemeinde zu rechtem Lob Gottes
und gläubiger Anbetung verhelfen .

Anſchließend an dieſe Präambel gliedert ſich der Entwurf

des VA in zwei weitere Abſchnitte und zwar zum einen über

die Vorausſetzungen der Anſtellung hauptamtlicher Kirchen⸗

muſiker , der Kantoren , und zum anderen über die Anſtellung
und die Dienſtverhältniſſe der neben⸗ und hauptamtlichen
Kirchenmuſiker .



l⸗

Man hat eingehend geprüft und ſich ſodann grundſätzlich
dahin entſchieden , wieweit für die Ausübung des kirchen⸗
muſikaliſchen Dienſtes Prüfungen und andere Vorausſetzun⸗
gen zu verlangen ſind . Man war dabei der Überzeugung , daß
dem Dienſte der Organiſten und Chorleiter keine Prüfung
vorauszugehen hat , auch nicht die Vorlage eines Orgel⸗
zeugniſſes einer Akademie für Lehrerbildung , eines Päda⸗
gogiſchen Inſtituts oder einer anderen gleichgeſtellten Anſtalt ,
ſo ſehr ein ſolches auch ſonſt geſchätzt wird .

Gegenüber den Organiſten und Chorleitern bedürfen die
nebenamtlichen und die hauptamtlichen Kirchenmuſiker da⸗
gegen gewiſſer Prüfungen und zwar die nebenamtlichen
Kirchenmuſiker haben das Zeugnis über die am Kirchen⸗
muſikaliſchen Inſtitut unſerer Landeskirche oder einem gleich⸗
geſtellten Inſtitut abgelegte C- Prüfung und die hauptamt⸗
lichen Kirchenmuſiker , die Kantoren , haben das Zeugnis über
die an den vorgenannten Inſtituten abgelegte A- oder B⸗
Prüfung vorzulegen .

Die hauptamtlichen Kirchenmuſiker haben außerdem ein
Zeugnis über ihre Anſtellungsfähigkeit vorzulegen . Dieſes
Zeugnis wird ihnen auf Antrag vom Amt für Kirchenmuſik
beim Evang . Oberkirchenrat nach Erfüllung verſchiedenſter
Vorausſetzungen verliehen . Die einzelnen Vorausſetzungen
ſind aus §S 4 des Entwurfs des VWA erſichtlich . Das von einer
anderen Landeskirche verliehene einſchlägige Zeugnis kann
anerkannt werden , wenn das Amt für Kirchenmuſik des

Evang. Oberkirchenrats unſerer Landeskirche die Voraus⸗
ſetzungen als gleichwertig anſieht .

Wenn hauptamtliche Kirchenmuſiker ſich bei Inkrafttreten
des vorliegenden Entwurfes bereits länger als fünf Jahre
im kirchenmuſikaliſchen Dienſt in einer Gemeinde bewährt

haben, ſo können ſie auch ohne Antrag dieſes Zeugnis über

ihre Anſtellungsfähigkeit erhalten . Dieſer Fall wird wohl

wiederholt praktiſch werden können , da in verſchiedenen Ge⸗

meinden unſerer Landeskirche Kirchenmuſiker bereits länger
als fünf Jahre tätig ſind .
Unter gewiſſen Vorausſetzungen kann die Anſtellungs⸗

fähigkeit verloren gehen ; dieſe Vorausſetzungen ſind geregelt
in § 8 des Entwurfes .
In den folgenden Beſtimmungen iſt die Frage der An⸗

ſtellung und der Dienſtverhältniſſe geregelt . Unter anderem
iſt daſelbſt vorgeſchrieben , daß die Kirchenmuſiker von den

Gemeinden angeſtellt werden , ferner , daß zur Anſtellung
eines hauptamtlichen Kirchenmuſikers die Zuſtimmung des

Evang . Oberkirchenrats notwendig iſt . Hier mag vielleicht
der Einwand gebracht werden , daß ein Eingriff in die Selbſt⸗
verwaltung der Gemeinden vorliege ; das Selbſtverwaltungs⸗

recht der Gemeinden ſchließt aber das Recht der Landesſynode
nicht aus , hier gewiſſe Einſchränkungen vorzuſehen , wenn ſie
im Intereſſe des kirchlichen Lebens geboten ſind .
„Die Anſtellung hauptamtlicher Kirchenmuſiker ſoll auf

Grund der Tarifordnung A für Angeſtellte im öffentlichen
Dienſt erfolgen .

Für den Fall ihrer Bewährung können hauptamtliche Kir⸗

chenmuſiker nach einer ausreichenden Dienſtzeit mit Geneh⸗
migung des Evang . Oberkirchenrates von den Kirchenge —
meinden in das Beamtenverhältnis übernommen werden .

Ebenſo wie die Pfarrer und Vikare und die Alteſten in
einem Gottesdienſt in ihr Amt eingeführt werden , werden
auch die Kirchenmuſiker in einem Gottesdienſt in ihr Amt
eingeführt , da auch ſie der Verkündigung des Wortes dienen
und der Gemeinde zu rechtem Lob Gottes und gläubiger
Anbetungverhelfen.

Die Kirchenmuſiker unterſtehen ſowohl einer Dienſt⸗ als
auch einer Fachaufſicht ; dagegen hat man davon abgeſehen ,
ein ſogenanntes Lehrverfahren , wie es bei den Pfarrern
möglich iſt , vorzuſehen .
Für den Fall eines Streites über den Dienſtvertrag wurde

eine beim Evang . Oberkirchenrat einzurichtende ſtändige
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Schiedsſtelle vorgeſehen , die unter Ausſchluß des Rechts⸗
weges entſcheiden ſoll ; gegen dieſe Entſcheidung kann das
kirchliche Verwaltungsgericht angerufen werden .

Durch eine allgemeine Dienſtanweiſung ſoll die Ausübung
des kirchenmuſikaliſchen Dienſtes im einzelnen geregelt wer⸗
den ; hierbei iſt auch daran gedacht worden , daß der kirchen⸗
muſikaliſche Dienſt allein den Kirchenmuſiker nicht auslaſtet .
Für dieſen Fall kann er neben ſeiner Tätigkeit als Kirchen⸗
muſiker im engeren Sinne je nach Befähigung zu einer Mit⸗
wirkung in der Jugendarbeit , im Religionsunterricht , im
Choralſingen in den Schulen ete. herangezogen werden .

Hinſichtlich der Beſoldung des kirchenmuſikaliſchen Dienſtes
ſoll der Ev. Oberkirchenrat Richtſätze aufſtellen . Je nach der
finanziellen Lage der Gemeinde und dem Umfang der in ihr
verwirklichten Kirchenmuſik kann die Landeskirche in einem ge⸗
wiſſen Rahmen dieſer oder jener Gemeinde Zuſchüſſe zu dem
Beſoldungsaufwand hauptamtlicher Kirchenmuſiker gewähren .

Schließlich wurde in dem Entwurf vorgeſehen , daß ſeitens
des Amtes für Kirchenmuſik beim Eoang . Oberkirchenrat
geeignete Perſönlichkeiten , die im kirchenmuſikaliſchen Dienſt
einer Gemeinde ſtehen , über den Gemeinde - oder Sprengel⸗
bereich hinaus für einen oder mehrere Kirchenbzirke mit dem

Dienſt eines Bezirkskantors beauftragt werden können . Auf⸗
gabe dieſer Bezirkskantore iſt die Förderung des kirchenmuſi⸗
kaliſchen Lebens des ihnen übertragenen Bereiches

Im übrigen darf ich mich den Ausführungen des Herrn
Vorredners anchließen . Aus den Ihnen ſoeben vorgetragenen
Erwägungen und Vorſchlägen glaubt der VA der Hohen
Synode die Annahme des vorliegenden Entwurfes empfehlen
zu können . Der W2 iſt ſich zwar hierbei auch deſſen bewußt ,
daß ſeitens des Finanzausſchuſſes in anderer Richtung ein

Abänderungsvorſchlag kommen kann . Der VͤäA will mit

ſeinem Vorſchlag nun dem des Finanzausſchuſſes nicht ent⸗

gegentreten ; er iſt bereit , mit ihm hierüber ſich noch zu
unterhalten .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der FͤA hat bei
ſeiner Berichterſtattung zunächſt die Vorlage , die der VA in

Gemeinſamkeit mit dem HA neu ausgearbeitet hat , zugrunde⸗
gelegt . Dabei ſind wir von vornherein davon ausgegangen ,
daß uns nur die Paragraphen beſchäftigen ſollen , die beſol⸗
dungsrechtlich mit Finanzen zu tun haben und grundlegend
neue Beſtimmungen ſchaffen . Wir haben deshalb von den

Paragraphen bis 14 uns nur und auch das zunächſt nur am
Rande mit Abſatz 1, Abſatz 4 und Abſatz 6 des § 9 kurz
befaßt . Der FA ſtimmte dem zu, daß dem Grundſatz nach die

Anſtellung der Kirchenmuſiker als hauptamtliche Kirchen⸗
muſiker vom Kirchengemeinderat aus erfolgt . Er iſt auch der

Meinung , daß die Beſoldung an eine Tarifordnung ange⸗
lehnt werden muß , und hält die Tarifordnung A für Ange⸗
ſtellte im öffentlichen Dienſt als die gegebene .

Im 8 9 Abſatz 6 iſt zu der Frage einer ÜUberführung der
im Angeſtelltenverhältnis länger tätigen und bewährten
Kantoren in das Beamtenverhältnis doch die Bemerkung zu
machen , daß das eine außerordentlich gefährliche Beſtimmung
iſt . ( Zuruf : Sehr richtig ! ) Sie iſt zwar als Kann⸗Beſtim⸗
mung vorgeſehen , man kann aber mit Sicherheit erwarten ,
daß eine ſolche Beſtimmung ſelbſtverſtändlich allerhand nach
ſich zieht . Man war ſich klar , daß der Geſetzgeber dadurch , daß
er eine Kann - Beſtimmung aufgenommen hat , doch grund⸗
ſätzlich damit rechnet , daß in Einzelfällen dieſe Uberführung
in das Beamtenverhältnis erfolgen ſoll . Denn ſonſt hätte
man eine Kann - Beſtimmung nicht aufnehmen brauchen . Das

iſt u. E. eine zu weit gehende Abſicht , die hier in dem Geſetz
zum Ausdruck kommt .

Nun aber die wichtigeren Abſchnitte ſind die 88 15 und 16,
die den FA beſchäftigt haben und die ſeine Stellung nach
einer eingehenden Diskuſſion und nach Abwägung und Prü⸗
fung aller der damit zuſammenhängenden Fragen dann be⸗

ſtimmt haben . Zunächſt in § 15 heißt es :



„ Der Evang . Oberkirchenrat ſtellt Richtſätze für die Be —

ſoldung des kirchenmuſikaliſchen Dienſtes auf . “
Der FA iſt der Meinung , daß das nicht Sache des Evang .

Oberkirchenrats iſt , ſondern der Synode . Es iſt eine Stellen —

planverordnung , es iſt eine Beſoldungseingruppierung ver⸗

bunden mit dieſem Geſetz . Das iſt Sache des Haushalts , und

das iſt damit auch in dieſem Einzelfall Sache der Synode
Wir beantragen deshalb , daß hier der § 15 abgeändert wird
in der Weiſe , daß es heißt :

„ Die Synode ſtellt Richtſätze für die Beſoldung des Kir

chenmuſikerdienſtes auf . “
( Zuruf : Abg . Dr . v. Dietze : Die Landesſynodel )
Wir verbinden damit die Bitte , daß bis zur Frühjahrs —

ſynode ein Entwurf ſolcher Richtſätze vorgelegt werden kann .
Der Abſatz 2 des § 15 hat nun in ſeiner Formulierung ,

wie er ſie im Verfaſſungsausſchuß und im Hauptausſchuß ge⸗
funden hat , eine grundſätzliche Frage aufgerührt , nämlich :
Soll die Landeskirche die Beſoldung der hauptamtlich ange —
ſtellten Kirchenmuſiker nach dem Geſichtspunkt der Bezirks⸗
kantorate oder nach dem Geſichtspunkt einer Zuſchußmöglich —
keit an jede Gemeinde der Landeskirche , die einen hauptamt⸗
lichen Kantor anſtellen und zum Teil beſolden will , vor —
nehmen . Wir haben eingehend uns darüber ausgeſprochen .
Der Entwurf des Verfaſſungs - und Hauptausſchuſſes ſieht
die zweite Löſung vor , die Zuſchußgewährung an jede Ge—
meinde , die einen hauptamtlichen Kirchenmuſiker anſtellt
und ſich um einen Zuſchuß bei der Landeskirche bewirbt . Der

Ausgangspunkt aber dieſer ganzen kirchlichen Geſetzgebung
für Kirchenmuſiker iſt — das ſei noch einmal feſtgeſtellt —
die Frage der Einrichtung von Bezirkskantoraten geweſen .
Wir ſtehen auf dem Standpunkt , daß nur dann — ( Zuruf :
fraglich ! ) — das iſt nicht fraglich , da können Sie das Pro⸗
tokoll und den Bericht über die Ausführungen der Früh⸗
jahrsſynode nachleſen , da werden Sie das beſtätigt finden —

( wir haben feſtgeſtellt , daß nur dann ) eigentlich landeskirch⸗
liche Mittel ausgegeben werden ſollen für Kirchenmuſiker⸗
zwecke, wenn damit zwar auch einer Gemeinde zu einem

hauptamtlichen Kirchenmuſiker verholfen wird , aber gleich⸗
zeitig ein übergemeindliches Anliegen mit erfüllt wird , das
wir eben in der Ausübung eines Dienſtes als Bezirkskantor
ſehen .

Der FA iſt der Meinung , daß wir unterſcheiden müſſen

zwiſchen einer — ich möchte es nennen — Fernzielplanung ,
die vorſieht , daß nun dieſe Bezirkskantoratsfrage über das

ganze Land vielleicht in fünf oder zehn Jahren verwirklicht
werden kann , oder einem erſten Beginn , der für die nächſten

zwei Jahre einen Verſuch ſtartet , wie es in der Diskuſſion

geſagt worden iſt , und dann in dieſen zwei Jahren Erfah⸗

rungen ſammelt , die dann eine neue , vielleicht umfaſſendere ,

Feſtlegung erfolgen laſſen . Es iſt aber deshalb wohl eine

abſolute Notwendigkeit , daß dieſe Artikel , das iſt 15 und 16,

welche ſich mit dem Prinzip Bezuſchuſſung oder Bezirks⸗
kantorate in Verbindung mit hauptamtlichen Gemeinde⸗

kirchenmuſikerſtellen befaſſen , und die auch die Beſoldungs⸗
grundlagen vorſehen , möglichſt elaſtiſch gehalten werden , um

ſich nicht jetzt feſt zu fahren und dann ſpäter ſich nicht mehr
davon löſen zu können .

Der FA hat ſich mit der finanziellen Auswirkung der Er⸗

richtung ſolcher hauptamtlicher Stellen befaßt . Er hat dabei

zugrundegelegt : einmal tatſächlich jetzt beſetzte Stellen haupt⸗
amtlicher Kirchenmuſiker , wenn ſie nach den Vorſchlägen
über die Beſoldung , wie ſie gemacht worden ſind , Gruppe
IVII , nun tatſächlich bezahlt würden , nach dem Familien⸗
ſtand und nach dem Alter der augenblicklich vorhandenen

Stelleninhaber . Wir ſind dabei zu dem Ergebnis gekommen ,
daß man mit einem monatlichen Durchſchnittsgehalt von
600 DM wird rechnen müſſen —die Gehaltsſätze variieren
je nach Alter und Familienſtand von 400 etwa bis 750 DM

— dazu kommen dann noch die vom Arbeitgeber zu über⸗
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nehmenden Sozialanteile , die man durchſchnittlich mit 8o DM

feſtlegen muß . Alſo 680 DM für hauptamtliche Kirchen⸗

muſiker im Durchſchnitt . Nehmen wir nun an , daß wir 507 )
davon von der Landeskirche übernehmen würden , dann wäre

das bei den jetzt beſetzten neun Stellen ein Aufwand von
36 720 DM , ( anteilig 50 ) oder bei 12 Stellen — das wäre

die Hälfte der vorgeſehenen Bezirkskantoratsſtellen — ein

Betrag von 48 960 DM . Wollte man noch die in der erſten

gedruckten Vorlage mit vorgeſehenen 26 B- Stellen über die

Bezirkskantorate hinaus rechnen , dann kämen wir auf

100 000 DM Beitrag der Landeskirche bei 505iger Betei⸗

ligung . Dieſe Ziffern müſſen gegeben werden , um der Synode ,
und zwar jedem einzelnen Mitglied , nun die finanzielle Aus⸗

wirkung der generellen Beſchlüſſe vor Augen zu führen . Es

iſt mit Recht geſagt worden — in der Diskuſſion — wer a

ſagt , ſagt auch b, d. h. daß auch das , was im Anfang viel⸗

leicht eng begrenzt gedacht iſt , aus einer natürlichen Ent⸗

wicklung heraus zu einer Ausweitung führen kann , die eine

außerordentliche Belaſtung werden könnte . Es iſt das Beiſpiel
der kirchlichen Geſetzgebung über die Gemeindehelferinnen
angeführt worden , und ich will das nur am Rande hier er⸗

wähnen . Es iſt notwendig , daß wir heute , wenn wir dieſes

Geſetz formen , alle dieſe möglichen Folgerungen und Aus⸗

wirkungen ganz klar ſehen . Die Synode ſoll dann entſcheiden ,
was ſie verantworten kann , aber wir hatten im FA die

Pflicht , Ihnen vorzutragen , welche Auswirkung ſich hier

ergeben könnte .

Es wurde in der Debatte auch darauf hingewieſen , daß

unſere württembergiſche Nachbarkirche in ähnlichen Entwick⸗

lungen ſteht , ja daß ſie hier Richtlinien ausgearbeitet hat ,
die auch die Anſtellung hauptamtlicher Kirchenmuſiker fördern
ſollen , daß aber ſie grundſätzlich die Einſtufung um eine

Gruppe niedriger vorgeſehen hat . Es waren zwar Stimmen
im FA, die ſchon die von uns vorgeſehene Eingruppierung
als zu nieder anſahen und meinten , man müßte etwa bei
einer Ausbildung , die der akademiſchen Laufbahn gleich⸗
kommt , auf die TO . As als Einſtufung kommen . Ich wollte
das mit erwähnt haben , damit wir gezwungen ſind , auch
Überlegungen anzuſtellen , ob nicht am Anfang niedrigere
Gruppen zweckmäßiger wären , um damit die Zahl der

Stellen , die dotiert werden können , zu vergrößern .

Als Abſchluß aller dieſer Beſprechungen im FA hat ſich
doch herauskriſtalliſiert , daß wir zu dem Antrag , alſo zu dieſem

Entwurf der Geſetzesvorlage , wie ſie vom Hauptausſchuß und

Verfaſſungsausſchuß umgearbeitet vorgelegt wurde , zu den
Artikeln 15 und 16, einen AbänderungsaMntrag ſtellen müſſen ,
— 8 15 habe ich ihnen bereits geſagt — daß ſtatt Oberkirchen⸗
rat die Synode eingeſetzt wird . Zu § 15, 2 iſt eine neue

Formulierung vom Finanzausſchuß vorgeſchlagen . Ich will
die entſcheidenden Stellen leſen . Die Formulierung vom

Haupt⸗ und Verfaſſungsausſchuß heißt :

„ Die Landeskirche kann im Rahmen der im Haushalts⸗
plan hierfür vorgeſehenen Mittel je nach der finanziellen
Lage der Gemeinde und dem Umfang der in ihr ver⸗
wirklichten Kirchenmuſik Zuſchüſſe zum Beſoldungsauf⸗
wand hauptamtlicher Kirchenmuſiker gewähren bis zur
Hälfte des Aufwandes für einen hauptamtlichen Kirchen⸗
muſiker . “

Und § 16:

„1. Das Amt für Kirchenmuſik beim Evang . Oberkirchen⸗
rat kann geeignete Perſönlichkeiten , die im kirchenmuſi⸗
kaliſchen Dienſt einer Gemeinde ſtehen , für einen oder

mehrere Kirchenbezirke mit dem Dienſt eines Bezirks⸗
kantors bauftragen .
2. Der Bezirkskantor fördert das kirchenmuſikaliſche Leben

ſeines Bereiches . “

Stattdeſſen ſchlagen wir ein Zuſammenziehen dieſer beiden
eben vorgeleſenen Artikel vor , der wie folgt lautet :



„J. Die Landsſynode ſtellt Richtlinien für die Beſoldung
des kirchenmuſikaliſchen Dienſtes auf .
2. Die Landeskirche leiſtet im Rahmen der im Haushalt
hierfür vorgeſehenen Mittel einen Zuſchuß zum Beſol⸗
dungsaufwand für geeignete Perſönlichkeiten , die im
Kirchenmuſikerdienſt einer Gemeinde ſtehen und die der
Evang . Oberkirchenrat auf Vorſchlag des Amtes für
Kirchenmuſik für einen oder mehrere Kirchenbezirke mit
den Aufgaben eines Bezirkskantors betraut .
3. Der Bezirkskantor fördert das kirchenmuſikaliſche Leben
ſeines Bezirkes . “

Als zweiten Antrag hätten wirzu ſtellen ,
daß die Summe , welche im Haushalt eingeſetzt werden
kann , 40000 DMünicht überſchreitet , 40000 DM pro Jahr .

Es ſind auch hier verſchiedene Vorſchläge vorgelegen . Mit
Mehrheitsbeſchluß glaubt der Finanzausſchuß , mehr wie
40000 DM pro Jahr nicht vertreten zu können .

Drittens ſchlagen wir vor , daß im Jahre 1956 eine
neue Überprüfung für den nächſten Schritt , den wir zur

Ordnung des kirchenmuſikaliſchen Lebens durch hauptamtlich
angeſtellte Kirchenmuſiker tun können , vorgenommen wird .
Ich möchte das mit aufnehmen in den Beſchluß , damit für
die nächſte Synode der Hinweis gegeben iſt , und es nicht ver —
geſſen wird , daß 1956 darüber endgiltig beraten würde

Umgekehrt ſoll auch feſtgeſtellt werden , daß , wenn wir in
dieſer jetzt gegebenen Begrenzung des Vorſchlages gemäß den
augenblicklichen Verhältniſſen zum Abſchluß kommen , dies
keine ſtarre Feſtlegung ſein ſoll , ſondern ein Proviſorium ,
welches ſpäteſtens im Jahre 1956 bei der neuen Haushalts⸗
beratung überprüft und korrigiert werden kann .

Als Letztes iſt zu ſagen , daß der FA beantragen möchte ,
daß die Beſoldungsrichtlinien , welche die Synode dann feſt⸗
zulegen hat , ſowohl für haupt⸗ wie für nebenamtliche Kirchen⸗
muſiker , auf der Frühjahrsſynode 1954 zur Beratung vor⸗
gelegt werden ſollen .

Präſident Dr . Umhauer : Meine Herren ! Ich ſchlage Ihnen
vor, daß wir von einer Generaldebatte abſehen , gleich in die

Spezialberatung eintreten und nur das unbedingt Not⸗

wendige zu den Berichten ſagen . Nach meinem Dafürhalten
ſind die drei Berichte ſo ausführlich gehalten und enthalten

alles Weſentliche , was in den Ausſchüſſen vorgebracht wurde ,
ſo daß wir von einer Wiederholung Umgang nehmen können .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich halte es

nicht für angebracht , daß bei einer ſo wichtigen Materie auf
eine Generalausſprache verzichtet bzw. ſie abgeſchnitten wird .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich fühle mich unſicher ,
wenn nicht nochmals auf Grund der Berichte beraten wird ;
da habe ich kein gutes Gewiſſen .
Außerdem , ich frage : ſind wir überhaupt berechtigt , heute
in drei Leſungen ein ſolches Geſetz anzunehmen .

Präſident Dr . Umhauer : Natürlich , wenn kein Antrag ge⸗
ſtellt wird . Wenn ein Antrag geſtellt wird , ſo müſſen wir
eine Nacht zwiſchen die zweite und dritte Leſung legen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich habe bereits im Alte⸗
ſtenrat am erſten Tag als Ausſchußvorſitzender zum Ausdruck

gebracht , daß wir keine Ausſicht ſehen , jedenfalls keine ge—
wiſſe Ausſicht , auf dieſer Tagung mit dieſem ſo ſchwierigen
und wichtigen Geſetz fertig zu werden . Das iſt damals mit

Verſtändnis entgegengenommen worden . Auch Herr Ober —
kirchenrat Dürr hat geſagt , daß er ſich damit einverſtanden
erkläre, daß wir die Ausarbeitung ſo weit betreiben , daß
die nächſte Synode ohne weitere große Sachen weiterbauen
kann . Es iſt jetzt ein Druck dahintergeſetzt worden , den ich
einfach für gefährlich halte im Intereſſe der Synode . Es
handelt ſich für mich nicht um das vorliegende Geſetz in
erſter Linie , ſondern darum , daß bei ſo wichtigen Geſetzen
wir nicht unter Zeitdruck geſetzt werden .

Abgeordneter Schneider : Ich möchte hier nur erklären ,
daß ich mich außerſtande ſehe , morgen früh den Voranſchlag
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in geordneter Weiſe zur Beratung zu bringen , wenn ich nicht
nach dem Eſſen mit der Vorbereitung anfangen kann . Wir
müſſen im Finanzausſchuß ſchatzungsweiſe noch zwei Stunden
arbeiten . Ich kann morgen früh nicht hinſtehen und den
Haushalt verantworten ohne die nötige Vorbereitung .

Präſident Dr . Umhauer : Das iſt das , was ich von Anfang
an ſagte : ich glaube nicht , daß die Zeit reicht , um dieſes
Geſetz ordnungsgemäß zu verabſchieden . Es wurde von der

Mehrheit anders entſchieden , da blieb mir nur übrig , eine
Löſung zu finden , die darin beſteht , auf eine Generaldebatte
zu verzichten und im weſentlichen in der Spezialdebatte die
Bedenken zur Sprache zu bringen und abzuſtimmen .

Abgeordneter Schneider : Darf ich noch etwas ſagen : Ich
bin durchaus der Meinung , daß eine Verſchiebung der Ver⸗
abſchiedung des Geſetzes nicht bedeuten braucht , daß wir
nicht einen Betrag im Haushalt vorſehen , ſondern ich würde
mich dafür ſtark machen , daß wir dieſe 40000 DM dann ein⸗
ſetzen . Dann iſt das Geſetz finanziell geſichert , und über die
einzelnen Formulierungen können wir uns im Frühjahr
einigen und in Ruhe und Sachlichkeit nach gründlicher Über⸗
legung ein Geſetz machen .

Oberkirchenrat Dürr : Ich muß dem ſachlich zuſtimmen .
Ich habe mich genötigt geſehen , vorhin offiziell , damit es ins
Protokoll kommt , mein Bedauern in dieſer Sache auszu⸗
ſprechen . Aber nachdem es feſtſteht , daß der Finanzausſchuß
die Zeit nach dem Abendeſſen benötigt , um ſeine Arbeiten für
die morgige Plenarſitzung abzuſchließen und nachdem er⸗
klärt wird , daß die ſehr gründlichen Ausſprachen , die zwiſchen
den Ausſchüſſen ſtattgefunden und ſchließlich zu einem von
allen 3 Ausſchüſſen im einzelnen gebilligten Entwurf geführt
haben , doch nicht genügen , um eine Generaldebatte unnötig
zu machen , ſehe ich keine andere Möglichkeit , als die Beſchluß⸗
faſſung über das Geſetz zu vertagen . Ich muß mich als

Referent dieſer Unmöglichkeit fügen . Dennoch glaube ich
nicht , daß Sie die Arbeit am Geſetz vergebens getan haben .
Da auf jeden Fall die für die Durchführung des Geſetzes
nötige Summe in den neuen Haushaltsplan aufgenommen
wird , ſo beſteht die Gefahr nicht , daß das Geſetz erſt beim

übernächſten Voranſchlag verwirklicht werden kann . Die

Geſetzesvorlage kann bei der nächſten Frühjahrstagung der

Landesſynode erledigt werden . Die grundſätzlichen Dinge
ſind vorbereitet . Wenn wir inzwiſchen auch noch leſen können ,
was in den Ausſchüſſen geſagt worden iſt , werden wir feſt⸗
ſtellen , daß in dem Abänderungsvorſchlag des Finanzaus⸗
ſchuſſes unſere Intentionen nicht richtig wiedergegeben ſind ,
und können bald zur richtigen Formulierung des Geſetzes
kommen , durch das unſeren Kirchenmuſikern die beabſichtigte
Hilfe gegeben wird . Ich ſtimme zu, daß die ganzen bis jetzt
geleiſteten Arbeiten an dem Geſetz zu treuen Händen der

neuen Synode übergeben werden , damit die Verabſchiedung
des Haushaltsplans bis morgen Mittag möglich gemacht
wird .

Präſident Dr . Umhauer : Ich mache Ihnen alſo hiernach
den Vorſchlag , die Synode erklärt , ſie bedauert , angeſichts
der Geſchäftslage außerſtande zu ſein , dieſen Geſetzentwurf

zu Ende zu beraten und zum Beſchluß zu erheben . Sie wird
das Ergebnis der bisherigen Beratungen dem Evang . Ober⸗

kirchenrat als Material übermitteln mit der Bitte , ſeiner⸗
zeit eine erneute Vorlage an die Frühjahrsſynode unter

Verwertung dieſer Materialien zu machen .
Der Vorſchlag wird einſtimmig angenommen .
Oberkirchenrat Dürr : Herr Präſident , ich bitte , zugleich

noch den Vorſchlag Schneider zur Abſtimmung zu bringen ,
daß für die Durchführung des Kirchenmuſikergeſetzes 40 000
DM in den Landeskirchenſteuervoranſchlag eingeſetzt werden .

Präſident Dr . Umhauer : Die kommen morgen .
Abgeordneter Schneider : Alſo bitte , zwölf Stunden Ver⸗

trauen haben !
Oberkirchenrat Dürr :

genügt mir .
Die ausgeſprochene Zuſicherung
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Abgeordneter Dr . Uhrig ( Zur Geſchäftsordnung ) : Sie

haben etwa vor einer Stunde oder etwas länger den Grund —
ſatz aufgeſtellt , daß die Landeskirche in ihrer Geſamtheit
durch den Herrn Landesbiſchof vertreten wird . Ich habe nun
feſtgeſtellt , daß bei früheren Steuerſynoden einzelne Mit⸗
glieder der Synode den anweſenden Staatsvertreter direkt
angeſprochen haben . Die Abſicht , morgen ähnlich zu ver —
fahren , iſt im Ausſchuß geäußert worden . Ich bin der Mei⸗

nung , daß Ihre Anſicht , Herr Präſident , das nicht richtig
erſcheinen läßt , und möchte ausdrücklich um Ihre Feſt⸗
ſtellung bitten , daß demſo iſt .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bin zu dieſer Frage folgender
Meinung : Der oder die Vertreter der Regierung werden
morgen unſerer Synode anwohnen , nicht etwa , um von uns
Wünſche oder Beſchwerden zu hören , ſondern um die Auf⸗
ſicht zu üben über unſere Finanzgebarung , insbeſondere un —
ſere Steuergebarung . Ich halte es infolgedeſſen nicht für
angezeigt , daß wir den Vertretern des Kultusminiſteriums ,
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die morgen hier ſein werden , irgendwie perſönlich nahe⸗
kommen mit Wünſchen , Anträgen oder Beſchwerden . Ich bin
der Meinung , wie der Herr Oberſtudiendirektor Dr. Uhrig
richtig vermutet , daß derartiges durch die offizielle Ver⸗
tretung der Landeskirche gehen müßte . Und wenn Synodale
noch Wünſche haben und ſie mit dem Nachdruck des Ge⸗
wichts der Synode verſehen wollen , dann müſſen ſie die bei
irgendeiner Gelegenheit in der Sitzung zur Sprache bringen
und einen Beſchluß der Synode herbeiführen , die dann
ihrerſeits dafür ſorgt , daß durch die geordnete Vertretung
der Landeskirche nach außen das Erforderliche bei der Landes⸗
regierung veranlaßt wird .

Ich ſehe , daß kein Widerſpruch ſich gegen dieſe Auffaſſung
erhebt , und ich glaube , daß auch Herr Dr . Uhrig damit ein —
verſtanden iſt . — Damit ſind wir am Ende unſerer Tages⸗
ordnung .

Kreisdekan D. Hof ſpricht das Schlußgebet .

Dritte öffentliche Sitzung

Herrenalb , Freitag , den 30. Oktober 1953 , vormittags 9 uhr .

Tagesordnung

I.
Bericht des Finanzausſchuſſes über

den Vorſchlag der Vereinigten Evang . proteſtantiſchen
Landeskirche Badens für die Rechnungsjahre 1954 und
1955 (1. 4. 1954 — 31. 3. 1956 )

Berichterſtatter : Synodale Schneider .

II .
Bericht des Finanzausſchuſſes

über die Voranſchläge der Evang . Zentralpfarrkaſſe , des
Unterländer Evang . Kirchenfonds , der Evang . Kirchen⸗
ſchaffnei Rheinbiſchofsheim , der Evang . Stiftſchaffnei
Lahr und des St . Jakobfonds Gernsbach

Berichterſtatter : Synodale Zitt .

IIK
Bekanntgabe und Beratung des Berichts des Prüfungs —

ausſchuſſes
über die Prüfungsbeſcheidung und Rechnungsabſchlüſſe
des Rechnungsprüfungsamtes bzgl . der Rechnungen der

Evang . Landeskirchenkaſſe Karlsruhe , der Evang . Zen⸗
tralpfarrkaſſe , des Evang . Landeskirchenfonds und der
ſog. unmittelbaren Fonds für die Jahre 1950 /51 bzw.
( für die Evang . Pflege Schönau ) 1949/50 und für 1951 /
1952 bzgl . der Zentralpfarrkaſſe der Stiftſchaffnei Lahr ,
des Evang . neuen Kirchenfonds Mannheim , der Zentral⸗
pfarrkaſſe Mosbach , der Stiftſchaffnei Mosbach , des
Unterl . Kirchenfonds Offenburg und der Evang . Zen⸗
tralpfarrkaſſe Offenburg .

Berichterſtatter : Synodale Odenwald .

IV.
Schlußanſprache des Herrn Landesbiſchofs .

a.
Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung der Landes⸗

ſynode , die gleichzeitig als Steuerſynode tagt .
Abgeordneter Joeſt ſpricht das Eingangsgebet .
Präſident Dr . Umhauer : Ich habe die Ehre , den Herrn

Vertreter der Regierung , Herrn Oberregierungsrat Dr . Bopp ,
in unſerem Kreiſe herzlich willkommen zu heißen . Ich bitte
Sie , von unſeren finanziellen Sorgen und Wünſchen Kennt⸗
nis zu nehmen und Ihr Intereſſe unſeren Aufgaben zu—⸗
zuwenden .

Oberregierungsrat Dr . Bopp : Sehr verehrter Herr Lan⸗
desbiſchof ! Verehrte Verſammlung ! Es iſt mir eine Freude ,
zum erſten Male ſeit der Bildung des neuen Landes in Ihrem
Kreiſe ſein zu dürfen und Ihren Beratungen am heutigen
Tag anwohnen zu dürfen . Ich muß geſtehen , ich bin ſchon
deshalb ſehr gern hierher gekommen , weil der Ruf dieſes
Hauſes ſchon ſo freundlich nach Stuttgart gedrungen iſt , daß
mich ſchon die Neugier geplagt hat , endlich dieſes ſchöne Haus
in ſchöner Lage nach dem Umbau kennen zu lernen . Und die
erſten Eindrücke ſind ſchon ſo erfreulich , daß ich mich nur
freue , heute nachmittag , wenn die Verhandlungen zu Ende
ſind , noch etwas näher dieſe ſchöne Gegend ſehen zu können .

Die Beratungen , die Sie heute vor ſich haben , gehören ja
allerdings nicht zu den zentralen kirchlichen Aufgaben , aber
die Beſchäftigung mit dem Finanzweſen der Kirche iſt doch
ſo bedeutſam , daß ſie aller Aufmerkſamkeit wert iſt . Daß
gerade die Staatsverwaltung ſich für ein geſundes Verhält⸗
nis zwiſchen den kirchlichen Bedürfniſſen und der Auf⸗
bringung der kirchlichen Mittel intereſſiert , iſt ja nahe⸗
liegend , und ſo kann ich nur wünſchen , daß Sie bei Ihren
Beratungen heute zu einem guten und befriedigenden Er⸗
folg kommen .

1
Präſident Dr . Umhauer : Ich danke Ihnen , Herr Ober⸗

regierungsrat Dr . Bopp , für Ihre freundlichen Worte .
Wir treten nun in die Beratung des Berichts des Finanz⸗

ausſchuſſes über den Voranſchlag für die Zeit
vom 1. 4. 1954 bis 31 . 3. 195 6 ein .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Hohe Synode !
Die Aufſtellung unſeres landeskirchlichen Haushaltes für
die Rechnungsjahre 1954/55 erfolgte in einer Zeit , welche
von außen geſehen eine ſprunghafte Aufwärtsentwicklung der
wirtſchaftlichen Verhältniſſe in unſerem Vaterland mit ſich
gebracht hat : in einer Zeit , in welcher auch eine gewiſſe
politiſche Konſolidierung in der Weiſe erfolgt iſt , daß akute
Gefahren , umſtürzende Ereigniſſe gottlob nicht befürchtet
werden müſſen . Man könnte alſo von einer Art der Ent⸗
wicklung ſprechen , die zur „ Proſperity “ führt , man könnte
ſprechen von einem relativ größeren äußeren Geſichertſein
als bisher .

Die innere Seite dieſer Situation iſt im Rahmen der
Haushaltsberatung nicht zu erörtern , aber auch der Finanz⸗



mann und Politiker darf hier ſagen , daß wir wenigſtens als
evangeliſche Männer uns nicht von dieſer äußeren Entwick⸗
lung , dieſer ſcheinbar ſo glücklichen äußeren Entwicklungblenden laſſen wollen , ſondern in dieſer Zeit ſtehen als ſolche,die ja wiſſen , was da äußerlich geworden iſt , iſt Gabe und
Gnade . Wir ſollen gerade dann , wenn die Welt und die
Maſſe der Menſchen ſich davon in eine falſche Sicherheit
wiegen laſſen , ſich davon treiben laſſen in ein Leben , das nurdem Tage gilt , ein chriſtliches Zeugnis geben durch unſere
Haltung , durch unſeren Wandel . Wir ſollen trotzdem wiſſen ,
jeder Tag kommt von Gott , und jedes Gelingen und jeder
äußere Segen iſt ſeine Gabe , die er uns geben kann , die aber
auch in jedem Moment vielleicht uns wieder verſagt werden
kann .

Auf unſeren Haushalt nun übertragen heißt dieſe Ent⸗
wicklung zur Proſperity und zu einem relativ äußeren
Geſichertſein , daß wir wohl erſtmalig mit einigermaßen
ſchätzbaren und wohl für zwei Jahre etwa gleichbleibenden
Ziffern rechnen können , ſowohl auf der Einnahme - wie aufder Ausgabenſeite .

Wir wiſſen auch — und das muß heute wohl ausgeſprochen
werden — daß es andere Zeiten gab , die gerade in dieſen
vergangenen Jahren liegen , da unſere Synode auch die Ver⸗
antwortung für die wirtſchaftliche Grundlage unſerer Lan⸗
deskirche mitgetragen hat , ganz andere Zeiten , Zeiten der
Not und Zeiten des Lebens von der Hand in den Mund . Wir
haben es ja miterlebt , daß keinerlei feſte Grundlagen fürdie Kirchenſteuererhebung da waren , daß verſchiedene Steuer⸗
geſetzgebung in dem durch Beſatzungsmacht in zwei Teile
geſpaltenen Gebiet der Landeskirche vorlag , daß es Zeiten
waren , wo die Ausgaben ſtändig in die Höhe kletterten , daßes Zeiten waren , wo die Beſoldungsvergütung aller unſerer
kirchlichen Bedienſteten von der Spitze bis herunter zum
letzten kleinen Diener immer hinter den vergleichbaren Ver⸗
gütungen der Staatsbeamten weit zurückblieben , daß Zeiten
da waren , in denen unſer Finanzreferent um Kredite betteln
mußte , nur um in Monaten ſchwachen Steuereinganges die
Gehälter bezahlen zu können . All das war ſo und muß heute

noch einmal in unſerer Mitte aufleben , damit wir es nicht
zu leicht vergeſſen .

Unſere Synode hat aber in dieſen ſechs Jahren — und
das ſei ebenfalls heute dankbar feſtgeſtellt und ihr hoch an⸗
gerechnet — nicht tatenlos oder mutlos in dieſen ſo wandel⸗
baren Zeiten einfach zugeſehen , ſondern ſie hat mit einem
gewiſſen Wagemut und inneren Vertrauen Jahr für Jahr
ein Stücklein Aufbauarbeit auch für die wirtſchaftliche
Grundlage der Kirche geleiſtet . Sie hat ſehr ernſthaft ge⸗
prüft , was im Rahmen der Kirche notwendig iſt , aber auch ,
was nicht unbedingt gefördert werden mußte oder aus der
Begrenzung der Mittel auch nicht gefördert werden konnte .
Sie hat aber da, wo es ſich um echte Aufgaben kirchlichen
Lebens handelte , immer zugeſtimmt , ſelbſt wenn dadurch
rechneriſch die Haushalte ein Defizit aufweiſen mußten .
Unſere Synode brachte auch den Mut auf , einem Kirchen⸗
ſteuerfuß zuzuſtimmen , welcher eine echte und geſunde Ord⸗
nung der finanziellen Grundlage unſerer Landeskirche er⸗
möglichte . Wir waren dankbar , daß auch die in der ſeiner⸗
zeitigen Steuerſynode vertretenen Landesregierungen der
damals noch geteilten Ländern hierfür Verſtändnis hatten und
die ſtaatliche Genehmigung dazu erteilten .

Wir ſind auch dankbar dafür , daß darüber hinaus der
Anregung und dem Antrag der Synode entſprechend die
Wiedereinführung des § 13 des Ortskirchenſteuergeſetzesdurch die Landesparlamente bewilligt wurde , was für die
Bauvorhaben der Gemeinden eine außerordentliche Hilfe
bedeutete . Ich muß in dieſem Zuſammenhang darauf hin⸗
weiſen , daß es ſich hierbei nicht um ein neues Steuerrecht
und nicht um die Erſchließung neuer zuſätzlicher Steuerquellen
handelt , ſondern nur um eine Wiedergutmachung , eine echte
Wiedergutmachung, eine Wiederherſtellung früheren Steuer⸗
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rechts , das nur in der Zeit des Dritten Reiches willkürlich
aufgehoben worden war . Das ausdrücklich auf dieſer Steuer⸗
ſynode feſtzuſtellen , halte ich für meine Pflicht und Aufgabe
gegenüber Beſtrebungen , dieſen Artikel 13 auszuhöhlen,ſeine Erfüllung teilweiſe oder ganz zu verweigern oder zu
ſabotieren , oder gar denſelben wieder zu Fall zu bringen .

Man kann ſelbſtverſtändlich über einen anderen Weg der
Aufbringung von Geldern für die beſonderen Baubedürf⸗
niſſe der Gemeinden miteinander ſprechen und verhandeln ,—ich meine auch mit dem Partner , der ſich gegen dieſenArtikel 13 im beſonderen wehrt — aber man darf nicht
einfach verweigern , was rechtlich den Kirchengemeinden zu⸗
ſteht und eine Wiedergutmachung und Wiederherſtellung
früher gegebenen Steuerrechts darſtellt . ( Zuruf : Sehr richtig ! )Es muß darauf hingewieſen werden , daß gerade angeſichtsder konfeſſionellen Umſchichtung in unſerem Lande durch die
Bewegung der Heimatvertriebenen die örtlichen Bauvorhaben
wirklich in der Diaſpora draußen echtes Bedürfnis und
dringende Notwendigkeit ſind .

Wo ſtehen wir nun heute , wenn wir einen Haushalt für
weitere zwei Jahre miteinander beraten ? Reichen die Ein⸗
nahmen aus , um alle echten Bedürfniſſe der Landeskirche zu
befriedigen ? Sind wir in den Ausgaben etwa zu großzügig
geworden und verkennen wir eine auch in der Haushalts⸗
aufſtellung und Durchführung notwendige Begrenzung des
klugen Haushalters ? Könnte etwa ſogar eine Senkung des
Steuerfußes erwogen werden ? — Das alles ſind grundſätz⸗
liche Fragen , die wir im Finanzausſchuß ſehr wohl gehört ,
beachtet und geprüft haben , und die auch das Plenum bei
der Beratung der jetzigen Vorlagen heute durchaus beſchäf⸗
tigen können und beraten werden müſſen . Laſſen Sie mich
bei dieſen grundſätzlichen Ausführungen auf eine Frage im
voraus antworten , die uns im FA geſtellt wurde , nämlich
die Frage , ob wir in unſerer Badiſchen Landeskirche nicht
eine Theſaurierungs⸗ , eine Hortungspolitik betreiben würden .
Die beſte Antwort auf dieſe Frage war und iſt , daß die
Landeskirchenkaſſe bisher , d. h. im letzten Rechnungsabſchluß
im Frühjahr 1953 nur etwa 25 % des geſetzlich vorgeſchrie —
benen Reſervefonds effektiv hat . Würden wir eine Theſau⸗⸗
rierungspolitik treiben , dann wäre in den letzten zwei Jahren
wohl das Beſtreben geweſen , das , was nach Recht und Geſetz
möglich , ja ſogar vorgeſchrieben iſt , nun eben zu tun , d. h.
die zwei Millionen Reſervefonds , die es etwa ausmacht , ein⸗
fach anzuſammeln und auf die hohe Kante zu legen . Und es
hätte niemand uns den Vorwurf machen können , daß wir
nicht formal im Recht ſind .

Wir haben zwar eine geſunde Finanz⸗ und Wirtſchafts⸗
politik zu treiben geſucht , wir haben aber immer , was mög⸗
lich war , hinausgegeben , hinausgegeben ins Land , hinaus⸗
gegeben an die Gemeinden . Es muß hier ſehr deutlich geſagt
werden , daß in der Finanzpolitik der Landeskirche ſelbſtver⸗
ſtändlich das Primat den landeskirchlichen Bedürf⸗
niſſen gehört . Es geht vielleicht manchem von uns ſo, daß er
zwei Seelen in ſeiner Bruſt hat , einmal den Kirchenälteſten
ſeiner Gemeinde , und als ſolcher ſteht ihm das vor Augen,
was eben dort nun auch als Not oder , ſagen wir beſſer , als
Begrenzung vor ihm ſteht , und die andere Seele iſt die des
Synodalen , der gewählt iſt , daß er hier in unſerem Kreiſe
nun auf der höheren Ebene der geſamten Landeskirche ſeine
Verantwortung trägt und ſeine Entſcheidung zu treffen hat ,
was für die Landeskirche notwendig iſt und auch ihr zu⸗
kommt . Das braucht keine Spannung ſein , die zum Gegen⸗
ſatz führt . Es ſoll hier ein Ausgleich gefunden werden , welcher
der Landeskirche das gibt , was ſie als übergemeindliche Auf⸗
gaben zu erfüllen hat . Das als erſtes .

Als Zweites : daß wir auf Grund der Einnahmen , die uns
zur Verfüguig ſtehen , was in dieſem Rahmen wir über die
landeskirchlichen Intereſſen hinaus freimachen können , — mit
offener und williger Hand hinausgeben an die Gemeinden .
Ich glaube , wir haben das ſtückweiſe in den vergangenen
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Jahren praktiziert , und wenn man mit dem Rechenſtift

rechnen möchte , was an die Gemeinden hinausging in dieſen
auch für die Landeskirche ſo bewegten und ſchweren Zeiten ,
dann brauchen wir uns deſſen wahrhaftig nicht zu ſchämen .

Halten wir aber daran feſt und geben wir das auch an die

neue Synode weiter : in der wirtſchaftlichen und finanzpoli⸗

tiſchen Geſtaltung der Grundlage der Landeskirche muß das

Primat bei den echten Aufgaben der Landeskirche und ihrer

Funktionen liegen . ( Allgemeiner Beifalll )
Nach meiner Anſicht legt unſere Synode ihrer Nachfolgerin

eine vorbildliche Haushaltsgeſtaltung , wie ſie in ſechs Jahren

ſich nun entwickelt und feſte Formen gefunden hat , in die

Hände . Ich darf als Vorſitzender des Finanzausſchuſſes ,

Ihnen allen danken , ſowohl den Mitgliedern des FA im

engeren Sinne als auch der Geſamtſynode , daß ſie in den

nicht ſo leichten Entwicklungsjahren bis zum Heute mitge —

gangen ſind , viel Vertrauen gehabt haben und den Mut fan⸗

den , daß wir den Weg in einer ſolchen zu einem guten Ziel

führenden Weiſe miteinander gegangen ſind .
Und nun einige Bemerkungen zum Haushaltsvoranſchlag .

Zur Einleitung der Beratung des Haushaltsvoranſchlages
1954/56 in der Finanzkommiſſion gab uns der Finanzreferent
im OK, Herr Oberkirchenrat Dr . Bürgy , eine allgemeine

berſicht über die Entwicklung des Haushaltsrechtes und der

Haushaltsziffern ſeit der Währungsreform . In Vergleich
wurden dieſe Ziffern geſetzt zu den beiſpielhaften Friedens⸗

jahren 1929/30 und 1938/39 . Dabei wurde feſtgeſtellt , daß
das Steuerrecht der Landeskirche nach 1945 , wo ja auch in

unſerem Bereich ein völliger Zuſammenbruch all der ge—

gebenen Ordnungen erfolgt iſt , neu wieder aufgebaut werden

mußte . Es wurde feſtgeſtellt , daß bei den Haupteinnahme⸗

poſten , nämlich dem Steueraufkommen aus Einkommen und

Lohnſteuer ſeit der Währungsumſtellung allein viermal ver⸗

ſchiedene Anderungen der Steuertabellen erfolgt ſind , die der

Steuererhebung zugrundliegen , und daß bei den Hauptaus⸗

gabepoſten der kirchlichen Beſoldung ſeit 1945 über 25 Ver⸗

fügungen notwendig waren , um die heutige normale Rege —

lung zu erreichen . Dieſe beiden Tatſachen zitiere ich nur , um

zu zeigen , wie in den vergangenen Jahren ein ſtändiger

Wechſel der Vorausſetzungen für die Haushaltsgeſtaltung

vorlag und damit auch ein Maß der Unſicherheit bei der

Feſtſetzung des Steuerfußes und der Haushaltsanſätze im

allgemeinen vorlag .
Wir haben dann die Frage aufgeworfen , ob bei der heu⸗

tigen wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Situation dieſer

Unſicherheitsfaktor völlig überwunden ſei , d. h. wir nun mit

feſten aller Wahrſcheinlichkeit nach ſich erfüllenden Ziffern
rechnen könnten . Unſere eingehende Ausſprache ergab , daß
der FA mit dem Finanzreferenten dahin übereinſtimmt , daß
bei aller Sicht der günſtigen Entwicklung doch noch Unſicher⸗

heitsfaktoren beſtehen , die zu einer gewiſſen Vorſicht bei der

Feſtſetzung der Haushaltsziffern zwingen . Dabei ſind folgende

Geſichtspunkte maßgebend : i
Die Kleine Steuerreform kann in ihrer Auswirkung noch

nicht vollgültig erkannt werden . Die veranlagten hohen Ein⸗
kommen werden — und das wird ja in der Bundesfinanz⸗
politik bereits eingehend erwogen —eine andere reduzierte
Beſteuerung erfahren müſſen , um die Arbeitsfreudigkeit und
den Einſatz der in gehobenen Stellungen Tätigen nicht da⸗

durch zu lähmen , daß das Finanzamt alles wegſteuert , was
in harter Arbeit errungen wird . Die Große Steuerreform ,
die dringend von der Wirtſchaft verlangt wird , kann u. U.
bereits im Haushaltszeitraum wirkſam werden . Der Landes⸗

kirche können weitere Aufgabenbereiche , die ihr einfach in
der Entwicklung zukommen und die Ausgabenſeite belaſten ,
neu zuwachſen . Wir haben ja zwei Beiſpiele in unſerer Be⸗

ratung ſelbſt geſehen : Etwa das Geſetz für die Kirchenmuſiker
und die Zuſchüſſe , die wir an die Diakoniſſenhäuſer glauben
leiſten zu müſſen . Neue Aufgaben und damit verbunden ſind
neue Ausgaben .

Sitzung

Alle dieſe Geſichtspunkte veranlaßten den FA, die im Haus⸗

haltsvoranſchlag vorgeſehene Beibehaltung des derzeitigen

Steuerfußes mit 10 v. H. dringendſt zu empfehlen . Auch ſoll
die aus dem Aufkommen 1952/53 mit einem prozentual vor⸗

ſichtigen Abſtrich errechnete Steuerertragsſumme beibehalten
werden .

Auf der Ausgabenſeite iſt zu beachten , daß die entſchei⸗
dende Poſition der Beſoldungsaufwand iſt . Von ihm können

wir annehmen , daß er beſtimmt keine rückläufige Bewegung
erwarten läßt . Es iſt intereſſant feſtzuſtellen , und das wollen

wir doch tun , daß der Geſamtbeſoldungsaufwand ſich in den

Vergleichsjahren 1933 , 1938 , 1946 —50 wie folgt entwickelt

hat : Ich gebe runde Zahlen :

Wir hatten im Jahre
1933 einen Geſamtbeſoldungsaufwand einſchließlich der

Altersverſorgung und Hinterbliebenenverſorgung
von 4 600 000, . - RM

1938 von 5 770 000, . RM
1946 von 6 800 000, . RM
1950 von 8 300 000, . DM
1952 von 10 800 000 . DM

alſo gegenüber 1933 mehr als eine Verdoppelung .
In Prozenten ausgedrückt ſchwankt der Anteil dieſes Be⸗

ſoldungsaufwandes an der Geſamthaushaltsſumme zwiſchen
69 und 75 %.

Wenn wir die abſoluten Ziffern der Haushalte uns nun

auch nennen laſſen , dann war das Geſamtvolumen nach den

Rechnungsergebniſſen gerechnet im Haushalt
1929/36 6,9 Millionen ,
1938/39 8,3
1946/47 9,3 5
1949/50 9„9
1950/51 10,9 5
1951/52 14,2 5
1952/53 18,6

Alſo ebenfalls ein außerordentliches Anwachſen der Geſamt —
ziffer des Haushaltes .

Vielleicht iſt in dieſem Zuſammenhang noch intereſſant ,
auch eine kurze Statiſtik zu ſehen und zu hören über die

Anzahl der Kirchengemeinden , die Geſamtſeelenzahl der Lan⸗

deskirche und die Zahl der Bedienſteten .
Kirchengemeinden hatten wir

1933 488

1946 509
1950 513

1952 517
Die Seelenzahl war

1933 920 988
1946 953 478
1950 1 065 482

1952 —ich glaube , daß nach dem heutigen Stand unter

Berückſichtigung , daß ſeit 1950 gerade die Umſiedlung der

Flüchtlinge in größerem Umfang in den früher badiſchen
Teil nach Südbaden erfolgt iſt und im weſentlichen bis zu
90 % derſelben evangeliſcher Konfeſſion ſind , wir heute —
eine genaue Ziffer konnte ich nicht erhalten — mit rund
1200 000 Evangeliſchen rechnen können .

Die Zahl der Bedienſteten betrug im Jahre
1933 735
1946 74
1950 90⁵5
1952 959

Die Zunahme betrug alſo bei dei Kirchengemeinden 29,
bei der Seelenzahl etwa 280 000 und bei den Bedienſteten 224.

Dabei iſt intereſſant , daß wir bei den Bedienſteten feſt⸗
ſtellen müſſen , daß die Zahl der Geiſtlichen ſeit 1933 zurück⸗
gegangen iſt , und daß die Erhöhung faſt ausſchließlich auf
die im Angeſtelltenverhältnis ſtehenden Bedienſteten zu ſetzen
iſt . Dabei können wir ja hier ſagen , daß allein die Ein⸗



führung der Gemeindehelferinnen rund ſchon 140
Stellen geſchaffen hat .

Die genauen Ziffern ſind folgende : Die Geiſtlichen ſind
von 594 im Jahre 1933 auf 561 im Jahre 1952 zurück⸗
gegangen . Beamte haben von 95 auf 110 und Angeſtellte von
46 auf 288 zugenommen . Dieſe Zahlenänderungen müſſen
ſich ſelbſtverſtändlich im Haushalt auswirken . Wenn wir das
ſtarke Anſchwellen des Haushaltsvolumens unterſuchen wol⸗
len, muß weiter berückſichtigt werden , daß eben auch die ge⸗
ſamte Lohn⸗ und Gehaltsbaſis und die Preisgrundlage in
Sachausgaben ſich völlig nach oben verſchoben hat , und wir
in einer Entwicklung ſind , die eben eine Preisbaſis und da⸗
mit auch eine Lebenshaltungsbaſis erreichen muß , welche in
etwa mit der Weltpreisgrundlage vereinbar iſt .

Der Fal iſt trotz dieſer Entwicklung der Auffaſſung , daß
wir jetzt im Raum der Kirche auch bei den Ausgaben auf
einen Stand gelangt ſind , der eine ſorgfältigſte Prüfung
jeder Neuausgabenbewilligung erfordert . Wir kommen aus
der Zeit der Entwicklung und des ſtändigen Wechſels nun in
eine Zeit einer gewiſſen Normaliſierung , damit aber auch
eine Zeit der Begrenzun g, eine Zeit , die von uns
verlangt , die zur Verfügung ſtehenden Mittel haushälteriſch
und nur für wichtige , abſolut notwendige Ausgaben einzu⸗
ſetzen, eine Zeit , wo der Haushalt nicht mehr nach den Aus⸗
gaben und Wünſchen , ſondern nach den Einnahmen und
Möglichkeiten aufgeſtellt werden muß und alle Anträge an
die Landeskirche nach dieſem Grundſatz zu prüfen ſind . Seien
wir dankbar , daß die letzten Jahre eine geſunde Finanzgrund⸗
lage der Kirche geſchaffen haben , ſtellen wir uns aber auch
rechtzeitig darauf ein , daß wohl das Maximum der Ein⸗
nahmemöglichkeiten erreicht iſt und wir in Zukunft mit dem
werden auskommen müſſen , was uns jetzt zur Verfügung
ſteht .

Vor Eintritt in die Einzelberatung des Voranſchlags be—
faßte ſich der FA noch mit der Frage des ſog. inneren Finanz⸗
ausgleichs , wie ſie durch die Eingabe der Städtekonferenz
der badiſchen evangeliſchen Großſtadtgemeinden vom 22. 10.
1953 aufgeworfen wurde . Aus einem Bericht des Herrn
Oberkirchenrats Dr . Bürgy über die hiſtoriſche Entwicklung
dieſes Problems konnte feſtgeſtellt werden , daß durch eine

ſtaatliche Verordnung ab 1. 6. 1937 die bis dahin getrennt
erhobene Kirchenſteuer aus Lohn und Einkommen für Lan⸗
deskirche einerſeits und Ortsgemeinden andererſeits zu
einer Steuer vereinigt wurde . Der Staat ſetzte damals
von ſich aus den Steuerſatz auf 12 v. H. feſt und beſtimmte ,
daß Landeskirche und Ortsgemeinde ſich im Verhältnis des
Anteils , den ſie bei der ſelbſtändigen Erhebung jeweils gehabt
haben , in die Geſamterhebungsſumme von 1935 teilen ſoll⸗
ten. In einem Expoſé an den Kultminiſter , das im Jahr
1937 erſtattet wurde , begrenzte man den Gemeindeanteil auf
25 %; in der Praxis aber wurden 30 % als Gemeindeanteil
zurücküberwieſen . Die heutige Rechtsgrundlage iſt die , daß
durch ein ſtaatliches Geſetz ausdrücklich beſtimmt iſt , daß die
Verteilung des Aufkommens an Kirchenſteuer vom Einkom⸗
men und Lohn zwiſchen den Religionsgeſellſchaften , d. h. der
Landeskirche einerſeits und den Kirchengemeinden anderer —
ſeits den Religionsgeſellſchaften ſelbſt überlaſſen bleibt .

Dieſe geſetzliche Regelung überträgt damit uns , der Synode ,
als dem maßgebenden Organ für dieſe finanziellen Fragendie Entſcheidung auch über den inneren Finanzausgleich . Es
obliegt uns deshalb , in eigener Zuſtändigkeit dieſe Frage zu
beſprechen und zu regeln . Der Antrag der Städtekonferenz
erkennt dies ja auch an und macht einen Vorſchlag , ganz
roh geſehen , der darauf hinausläuft , daß nun volle 30 % des
Aufkommens an Einkommen⸗ und Lohnſteuer , das die Lan⸗
deskirchenkaſſe vereinnahmt , als Barrücküberweiſung an dieGemeinden fließen ſollen . Dabei wird völlig überſehen , daß
die Landeskirche in der Zwiſchenzeit Ausgaben übernommen
hat , die eigentlich in den Bereich der gemeindlichen Aufgaben
gehören , bzw. vor der Zuſammenlegung des Einzugs der

neue
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Einkommen - und Lohnſteuer , alſo als noch getrennt von
Gemeinde - und Landeskirche dieſe erhoben wurden , auch von
den Gemeinden getragen worden ſind . So wurde feſtgeſtelltbei unſerer Rechnung , daß z. B. die früheren Stellendota⸗
tionen , alſo Zahlungen für die Pfarrſtellen der Gemeinden
an die Landeskirche , nicht mehr eingezogen wurden ; daß das
Gehalt der Gemeindehelferinnen nunmehr voll von der
Landeskirche getragen wird , während ein kirchliches Geſetzaus dem Jahre 1935 klar und eindeutig beſtimmt , daß die
Gemeindehelferin von den Gemeinden angeſtellt iſt und
grundſätzlich von der Gemeinde zu bezahlen ſei , daß aber
auf Antrag die Landeskirche einen Zuſchuß bis zu 50 % gebenkönne . Alſo auch hier : Gehaltsaufwand , der eigentlich von
den Gemeinden mindeſtens . teilweiſe zu bezahlen wäre , iſt
inzwiſchen voll von der Landeskirche übernommen . Oder es
ſind Gebühren jur die durch Bedienſtete der Landeskirche
ausgeführten Steuerarbeiten , Rechnungsprüfungsgebühr ,
Pauſchalverſicherungen und weſentliche Beihilfsbeträge an
die Gemeinden . Alles in allem Geſamtleiſtungen oder Über⸗
tragung von Aufwendungen , die in den Sektor der Gemeinde
gehören und die jetzt von der Landeskirche verfügt werden .
Berückſichtigt man dieſe Sachleiſtungen für gemeindliche An⸗
teile , ſo muß man billigerweiſe ſagen , daß dieſelben von der
vorgeſchlagenen 30 igen Rücküberweiſung in Abzug zu
bringen ſind .

Wir haben einmal für das Haushaltsjahr 1952/53 , wo die
praktiſchen Rechnungsergebniſſe vorliegen , das durchgerechnet
und feſtgeſtellt , daß dort 12,5 % Sachleiſtungen aus dem Auf⸗
kommen von der Landeskirche bezahlt worden ſind , und daß
genau 17,59 “ Rücküberweiſungen erfolgt ſind , ſo daß zu⸗
ſammengenommen mit Sachleiſtungen plus Barleiſtung
die vollen 30 , welche die Städtekonferenz
verlangt hat , tatſächlich erreicht werden .
Man kann natürlich nicht auf den 30 % Barleiſtung beſtehen
und zuſätzlich dazu noch 12 oder 12,5 %% Sachleiſtung , d. h.
Bezahlung von Aufgaben , die eigentlich ins Gemeindegebiet
gehören , fordern ; denn dann kämen 42 oder 42,5 % heraus .
Ich erinnere in dieſem Zuſammenhang noch einmal an das
Primat der landeskirchlichen Aufgaben im Haushalt unſerer
Landeskirche . ( Beifall ! )

Außerdem haben wir die Frage unterſucht , wenn wir den
alten Zuſtand wiederherſtellen würden , wie er vor 1935 war
vor dem Zeitpunkt der Zuſammenlegung der Steuerein⸗
ziehung , — wenn wir jenen Zuſtand wieder herſtellen und
ſagen würden , gut , Gemeinden , übernehmt all das wieder ,
was eigentlich eure Aufgabe iſt , und wir bezahlen euch dafür
die 30 in blanker Münze auf Heller und Pfennig aus , wie
dann das Bild ausſehen würde . Dann wäre es ſo, daß gerade
die Großſtadtgemeinden weniger erhalten würden , deshalb
die höheren Aufwendungen an dieſen Sachleiſtungen hätten ,
weil dieſe nach dem jetzigen Verfahren auf die geſamte
Landeskirche verteilt ſind , alſo an denſelben z. B. auch die
Gemeinden , die keine Gemeindehelferin haben , mitzutragen
haben , um nur einen Poſten zu erwähnen . Es würde alſo
das , was in der Eingabe verlangt wird , ſich nur zu deren
Ungunſten auswirken .

Der FA hat aber trotzdem klar erkannt , daß es an der
Zeit iſt zu überprüfen , ob dieſer innere Finanzausgleich nun
nicht doch neu geregelt werden ſoll . Es ſpielen aber da andere
Fragen noch mit herein als nur die Begriffe 30 % oder als
nur die Frage , ob Sachleiſtung dazu zu rechnen ſei oder nicht .
Man muß , wenn man ſchon dieſes nicht ſehr einfache Kapitel
der Finanzgebarung anpacken will , ſich klar darüber ſein ,
daß dann bei einer neuen Geſtaltung es auch ein Gebot der
Gerechtigkeit iſt , zu prüfen , ob der prozentuale Anteil der
einzelnen Gemeinde an dieſer Rücküberweiſung der Geſamt⸗
ſumme heute noch recht errechnet iſt nach dem Schlüſſel , der
gilt , oder nicht . Dieſer Schlüſſel nämlich , was von dieſen
30 %, — ſagen wir einmal 3 oder 4 Millionen , die totaliter
an die Gemeinden gehen ſollen , — die einzelne Kirchen⸗
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gemeinde erhält , der iſt im Jahre 1935 feſtgeſtellt worden
und zwar nach dem Steueraufkommen , das damals die Ge⸗
meinde hatte im Verhältnis zum Geſamtſteueraufkommen .
Was iſt nun ſeit 1935 an Veränderungen bei den Steuer⸗

grundlagen der Gemeinden doch nicht alles erfolgt ! Was hat
ſich nicht alles verſchoben in Bezug auf die Seelenzahl in den

einzelnen Gemeinden ! Ich darf nur zwei Dinge Ihnen hier
kurz ſagen , damit Sie ſehen , daß wirklich , wenn wir an den

Finanzausgleich gehen , auch die Frage der Schlüſſelung ge—
regelt werden muß . Es hat eine gewaltige Induſtriever⸗
lagerung ſtattgefunden zum Teil durch Bombenzerſtörungen ,
zum Teil durch Umſiedlungen aus dem Oſten . Zum andern
hat die wirtſchaftliche Entwicklung nach der Währungsreform
umwälzende Anderungen gebracht . Hier verſchieben ſich die
Steuergrundlagen und Steueraufkommen von Land - und
Stadtgemeinde ganz weſentlich . Ferner wiſſen wir , daß es
Schwerpunkte der Flüchtlingsanſiedlung gibt , die ſich im
Verhältnis der Seelenzahl der einzelnen Gemeinde zur Ge⸗
ſamtſeelenzahl der Landeskirche ebenfalls weſentlich aus⸗
wirken werden .

Darum muß der Finanzausſchuß den Antrag ſtellen ,
daß bei Überprüfung der Möglichkeit eines neuen inneren
Finanzausgleichs zwiſchen Landeskirche und Gemeinden
auch dieſe Frage der Schlüſſelung , der Verteilung an die
Einzelgemeinden überprüft und ein den tatſächlichen
jetzigen Verhältniſſen entſprechendes Verfahren aus⸗
gearbeitet wird .

Dabei muß man auch nun noch ſagen , daß bei allen Ver⸗
änderungen , die wir für die großen Bauaufgaben der Groß⸗
ſtadtgemeinden haben , wir auch daran denken müſſen , daß
etwaige Überſchüſſe aus dem Haushalt nicht einfach durch
einen ſchematiſchen Verteilungsſchlüſſel nicht berückſichtigt
werden dürfen . Wir ſind der Meinung , daß man von einem
ſchematiſchen Verteilungsſchlüſſel innerhalb der Gemeinden
abſehen ſoll und für die Bauaufgaben den Schwerpunkt geld⸗
mäßig bei der Landeskirchenkaſſe laſſen ſoll , damit dringendſte
Bauvorhaben raſch gefördert werden und Vorhaben zweiten
oder dritten Grades zeit - und terminmäßig zurückgeſtellt
werden könnten . Denn es hat keinen Sinn , daß bei einem
Betrag von — ſagen wir mal — 2 Millionen für Baubei⸗
hilfen ſo geſtreut wird , daß keiner etwas Rechtes damit an⸗
fangen kann . Sondern ſinnvoll iſt , wenn mit dieſem Betrag
in einem Jahr nun ſchwerpunktmäßig die wichtigſten Not⸗
ſtände beſeitigt werden . Dabei muß die Auswirkung des

wiedereingeführten § 13 der ſog. Bauſteuer mit in Rechnung
geſtellt werden .

Zur Prüfung aller dieſer Fragen ſtellt der Finanzaus⸗
ſchuß den Antrag ,

daß eine Kommiſſion gebildet werden ſoll , welche bis zur
Herbſtſynode 1954 Vorſchläge für einen neuen Ver⸗
teilungsſchlüſſel auszuarbeiten habe . Dieſe Kommiſſion
ſoll wie folgt zuſammengeſetzt ſein : Drei Vertreter der

Großſtadtgemeinden , zwei Vertreter mittlerer Gemeinden ,
ein Vertreter der kleinen Gemeinden . Dazu drei von der
Synode zu wählende Mitglieder derſelben , ſowie als Vor⸗
ſitzender der Finanzreferent des Oberkirchenrats . Der F A
würde empfehlen , als ſynodale Vertreter Mitglieder des

Finanzausſchuſſes zu nehmen und zwar die Synodalen
Dr . Schmechel , Dr . Bier und Herr Odenwald .

Abſchließend darf zur Eingabe der Städtekonferenz geſagt
werden ,
a) unter Berückſichtigung der von der Landeskirche über⸗

nommenen Sachleiſtungen , die früher in die Zuſtändig⸗
keit der Gemeinden gehörten , ſind tatſächlich 30 % des Auf⸗
kommens an Einkommen⸗ und Lohnſteuer den Gemeinden
zurückvergütet worden . Dabei mögen die Gemeinden be⸗
achten , daß nicht nur die Vorſchußzahlungen , ſondern auch
die auf Grund des Rechnungsergebniſſes nachträglich über⸗
wieſenen Abſchlußzahlungen mit berückſichtigt werden
müſſen .

b) Bei der bisherigen Zweiteilung in Bar - und Sachlei⸗
ſtungen wurden die Großſtadtgemeinden beſtimmt nicht
benachteiligt . Und

c) dem Anliegen der Städtekonferenz , den inneren Finanz⸗
ausgleich zu prüfen , wird volles Verſtändnis entgegen⸗
gebracht . Der FA iſt nur der Meinung , wenn dieſes Pro⸗
blem angepackt werden ſoll , daß es gründlich und für eine
abſehbare Zeit gültig auf den jetzt gegebenen Tatſachen
fußend ausgearbeitet und in Ruhe beraten werden ſoll .
Und nun , meine Herren , darf ich ganz kurz noch einige

Bemerkungen zu dem vorliegenden Voranſchlag machen . Ich
werde mich nur auf das Wichtigſte beſchränken , weil viel⸗
leicht bei der Einzelberatung dann noch Einzelnes zu ſagen
iſt .

Der vorliegende Haushalt hat von uns eine ſehr gründ —
liche Durchberatung erfahren . Die Beratung war ſo gründ⸗
lich, daß wir heute Nacht um 12 Uhr erſt den Schlußpunkt
hinter die ganzen Beratungsakten ſetzen konnten . Trotzdem
haben wir verhältnismäßig nur wenige Anderungen vor⸗
nehmen können und vornehmen müſſen . Das mag einerſeits
ein Zeugnis ſein für die ſehr ſorgfältige Vorbereitung des

Voranſchlags , die ich ausdrücklich hier mit Dank gegen den

Finanzreferenten , Herrn Oberkirchenrat Dr . Bürgy und ſeine
Beamten anerkennen möchte . ( Allgemeiner Beifall ! l ) Das

mag zum andern aber auch darin begründet liegen , daß wir .
tatſächlich ſchon in einem Zeitpunkt der Begrenzung ange⸗
kommen ſind , der es uns verwehrt , ſehr große Anderungen
und Ausgabenvermehrungen etwa hier noch vorzunehmen .

Aber es ſei doch zunächſt darauf hingewieſen , daß wir
unter der Poſ . 1 „Anteile der Kirchengemeinden an der
Kirchenſteuer vom Einkommen “ , die mit 2 430 000 DM ein⸗
geſetzt waren , eine Erhöhung auf 2876000 DM vorge⸗
nommen haben .

Woher kommt das ? Ich habe Ihnen vorhin erklärt , daß
der Finanzausgleich ſich in zwei Linien gliedert , einmal Bar⸗
rücküberweiſung und zum andern Sachüberweiſung . Wir
hatten unter den Sachüberweiſungen im Jahre 1952/53 einen
außerordentlich hohen Poſten eingeſetzt , weil dort beſondere
Beihilfenanträge vorlagen . Für dieſes Jahr konnte dieſer
Jahr⸗Anteil niedriger eingeſetzt werden , weil keine Nach⸗
zahlungen aus früheren Etats zu machen ſind , und deshalb
iſt der Anteil an Barüberweiſungen hier erhöht worden um
dieſe rund 446 000 DM . Dies iſt ein Zeichen , welches die
Städtekonferenz , bitte , echt und recht erinnern möchte , daß
wir hier uns nicht verrannt haben , ſondern eine praktiſche
Beihilfe durch Erhöhung dieſes Barrücküberweiſungsbetrages
nun auch ihr zugutekommen laſſen .

Unter Poſ .V: „ Aufwendungen für Gebäude “ ſind ſtatt
550 000 nur 360 000 DM eingeſetzt .

Das rührt daher , daß bei den Erläuterungen mit an⸗
gegeben war , daß bei dieſen Aufwendungen für Gebäude
u. a. die Finanzierung eines Studentenwohnheimes in Karls⸗
ruhe mit 380 000 DM evorgeſehen war auf zwei Jahre , das
macht im Haushaltsjahr 190 000 DM , um die die Kürzung
erfolgt iſt . Dieſe Kürzung erfolgt nicht , weil wir den Plan
der Schaffung eines Studentenwohnheimes , das noch ver⸗
bunden ſein ſoll mit Wohnungen für Pfarrer und mit der
Einrichtung eines Kindergartens als für nicht notwendig
anſehen würden , ſondern weil wir der Auffaſſung waren ,
daß dies ein Bauvorhaben ſei , das nicht aus laufenden Haus⸗
haltsmitteln , ſondern auf anderem , auf üblichem Kredit⸗
wege erfolgen ſoll .

Damit ändert ſich die Summe & der Laſten von 3312 000
auf 3 568 000 DM .

Die nachfolgenden Zweckausgaben : Hier gab es eine De⸗
batte über den Punkt a) „ Umlage der ER D und Beitrag zur
Oſthilfe “. Wir haben Aufklärung erhalten , wie ſich die
weitere Erhöhung dieſer Poſition , faſt Verdoppelung , ergeben
hat . Es iſt einfach ein prozentualer Anteil unſeres Aufkom⸗
mens an die EK D abzuführen , und derſelbe iſt bei höherem



Steueraufkommen und höheren Einnahmen eben auch ge⸗ſtiegen . Und der zweite Teil dieſes Betrages , unſer Beitrag
zur Oſthilfe , iſt , glaube ich, nicht wahr , bei keinem von uns
überhaupt zur Debatte geſtanden . Das iſt eine Selbſtver⸗
ſtändlichkeit . Und wir wollen hier uns der brüderlichen Hilfe
nicht verſagen .

Wenn wir nun die Haushaltspoſitionen betrachten , die ſichin allererſter Linie mit den verſchiedenen Werken unſerer
Kirche befaſſen , dann muß auch hier geſagt werden , daß , wenn
man die Ziffern überfliegt , man den Eindruck hat , dieſes
Jahr iſt einmal wahrhaftig hineingegriffen worden . Es iſt
für einen Mann , der in der Komunalverwaltung die Haus⸗
haltsvorbereitungen mitmacht , immer ein gewiſſes , faſt
erheiterndes Erleben , daß nun die ganzen Wünſche und Pla⸗
nungen , die ſo im Laufe des Jahres bei den Dienſtvorſtänden
ſich ergeben haben , zu Papier gebracht werden und ſich in
Ziffern ausdrücken , die zu wahrhaften Phantaſiezahlen
kommen . Ich möchte das nie unterbinden , weil ich der Auf⸗
faſſung bin , daß gerade dann , wenn der einzelne Abteilungs⸗
leiter aus freier Initiative heraus alles das , was in ſeinem
Dienſtbereich eben angefallen iſt im Laufe des Jahres , dann
ſich vergegenwärtigt und es ſammelt , es auch zu Papier
bringt , nun ſichtbar wird der Umfang deſſen , was man —
ſagen wir mal — dem Ideal nach nun haben möchte , oder
erkennbar wird , und daß man daraus dann das Wichtigſte
und Entſcheidenſte herausholen und erarbeiten muß . Es iſt
hier nun auch bei einzelnen Poſitionen ein ſchwungvolles
Planen und damit auch ein ſchwungvolles Steigen der Aus⸗
gabeziffern nach oben geweſen . Wir haben ernſtlich darum
gerungen und geprüft , wo nun die eigentlichen Voraus⸗
ſetzungen gegeben ſind , daß ſolche Erhöhungen vertreten
werden können und wo man Kürzungen und Einſchränkungen
vornehmen kann . Dabei muß ich betonen , daß es mir und
auch den andern im Finanzausſchuß , die ja zum Teil aus
dem Wirtſchaftsleben kommen , nicht ſo gegangen iſt , daß wir
etwa nur kühl mit dem Rechenſtift hier die Ziffern bemeſſen
haben , etwa wenn man von der Zahl für das Volksmiſſio⸗
nariſche Amt , für Religionsunterricht , für Frauenarbeit ,
Männerarbeit , Wohlfahrtsdienſt uſw . ſpricht . Sondern hier
hat durchaus auch das Herz und die Vernunft gerade für
dieſe innere , zum Teil unwägbare Arbeit der Kirche mit⸗
geſprochen . Aber wir haben doch bei dieſer Prüfung feſtſtellen
müſſen , daß , obwohl dieſe ſchwungvolle Aufwärtsentwicklung
vorliegt und weſentlich geſteigerte Ziffern vorliegen , ver⸗
hälnismäßig ſehr wenig nur mit gutem Gewiſſen geſtrichen
und damit eingeſpart werden kann .

Laſſen Sie mich dieſe Poſitionen kurz erwähnen : Ziff . VIII
Für die Evang . Jugendarbeit “ wurden 30000 OM abgeſetzt .
Sie ſehen , daß hier eine Summe von 340 000 DM gefordert
worden iſt . Daß die Bezuſchuſſung einer evangeliſchen Er⸗
ziehungsarbeit in Schulen oder Pflege und Heimatgewährung
an die Schüler der betreffenden Schulen in Schülerheimen
gegeben wird , iſt u. E. nicht nur erfreulich , ſondern iſt auch
eine Pflicht . Die Internatsſchule in Gaienhofen , die Me⸗
lanchthonheime , die Eliſabeth⸗von⸗Thadden⸗Schule in Wieb⸗
lingen und das Zinzendorfgymnaſium Königsfeld ſind hier
aufgeführt , und wir haben dieſe Beträge ſtehen laſſen . Da⸗
gegen iſt für die Jugendheime in Neckarzimmern und Lud⸗
wigshafen ein Betrag von 30 000 DM eingeſetzt . Wir glau⸗
ben, denſelben auf 20 000 DM begrenzen zu können , für
jedes Heim etwa 10 000 DM , weil dieſe Jugendheime in den
letzten Jahren ſchon eine ſehr ſtarke Ausbauförderung er⸗
fahren haben , und weil wir allerdings auch der Meinung
ſind , daß man es der Jugend nicht gar zu leicht machen darf ,
und ſolche Heime nicht nur an Ausweitung , ſondern auch
aus der inneren Verantwortung an Begrenzung zu ge—
wöhnen hat . Unſere Jugend iſt vielfach verwöhnt , daß ihr
alles fix und fertig parat hingeſtellt wird . Es iſt ein er⸗
zieheriſches Moment erſten Ranges , wenn wir etwas von
dem wieder aufleben laſſen , was in unſerer bündiſchen
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Jugend ſeinerzeit in den Jahren zwiſchen den beiden Welt⸗
kriegen oder wenigſtens bis 1933 , wo ſie dann der Unifor⸗
mierung und der Gleichſchaltung zum Opfer gefallen ſind ,
eine Selbſtverſtändlichkeit war , nämlich etwas hart und
etwas einfach , etwas ſpartaniſch ſelbſt zu ſchaffen und ſich
nicht alles geben zu laſſen . ( Beifall ! ) — Durch dieſe Strei⸗
chung ſind 10000 DM abgeſetzt worden , alſo von 30 000 auf
20 000 DM .

Das Evang . Jungmännerwerk CVSM hat eine eingehend
begründete Eingabe gemacht mit der Bitte , doch einen
weſentlichen Anteil des Geſamtbeſoldungsaufwandes für ihre
Mitarbeiter auf den Etat der Landeskirche zu übernehmen .
Es wurde im Endergebnis ein Betrag von 30 000 DM er⸗
beten , wenn der Bundespoſaunenwart vom EVSM bezahlt
werden ſollte , oder 24000 DM , wenn derſelbe weiterhin wie
bisher in der allgemeinen Jugendwartziffer der Landes⸗
kirche vergütet würde . Wir wiſſen , daß das Jungmänner⸗
werk CVIM uns ein Sorgenkind war . Wir wollen über
dieſe Dinge , die da geweſen find , hier nicht uns unterhalten .
Der CVSM braucht einen neuen Start , er will die zukünftige
Entwicklung in enger Verbindung mit der Landeskirche durch⸗
führen . Es hat zu ſeinem Vorſitzenden den Herrn Dekan
Schnebel als einen Mann der Kirche gewählt , und wir haben
in einer Ausſprache , die wir in kleinem Kreis hier gehabt
haben , feſtgeſtellt , daß Vorausſetzung für eine ſo wirkſame
Unterſtützung eine klare Vereinbarung zwiſchen EVIM und
dem Herrn Oberkirchenrat Katz als verantwortlichem Sach⸗
bearbeiter für die Jugendarbeit ſein müſſe . Wir wollen aber
im Haushaltsvoranſchlag eine Summe einſetzen , die es dem
CVIM ermöglicht , ſeinen Berufsarbeiterſtab zu erhalten .
Wir glaubten , daß wir die bisherige Vergütung des Bundes⸗
poſaunenwarts beibehalten ſollten , im übrigen dann aber
nicht reſtliche 24000 DM , ſondern 15000 DM einzuſetzen
wären . Dadurch iſt eine Ermäßigung des Betrages von
340 000 auf 310 000 DM erfolgt .

Eine zweite Frage war die der Vergütung in Poſ . XII :
„ Für die Pflege der kirchlichen Muſik . “ Hier iſt der Etat von
69 000 auf 135 000 DM feſtgeſetzt . In dieſen 135 000 DM
waren 60 000 DM für Vergütung von Kirchenmuſikern , die
hauptamtlich angeſtellt werden ſollen . Nachdem wir geſtern
nun den Antrag des Finanzausſchuſſes gehört und auch ge⸗
billigt haben , daß 40 000 DM eingeſetzt werden ſollen , konn⸗
ten hier 20000 DM abgeſetzt werden .

Ich bitte alſo , die Ziffer von 135 600 DM auf 115 600 SM
zu ermäßigen .

Damit iſt , Herr Oberkirchenrat Dürr , nun die Sache auch
ſachlich im Haushalt feſtgelegt .

Es iſt noch ein Wort zu ſagen zu Poſ . VIIb ) : „ Aufwand
für die Evang . Akademie der Landeskirche “ : Daß ichs gleich
ſage , es ſoll hier beigefügt werden : „ und für das Haus der
Kirche in Herrenalb “ .

Sie ſehen hier auch eine Entwicklung . Im Voranſchlag
1951 feſtgeſetzt auf 12 000 DM , Rechnungsergebnis in Jahre
1952/53 32 000 DM , heute feſtgeſetzt auf 60 000 DM . Und
wenn Sie dieſe 60 000 DM in ihrer Aufgliederung ſehen ,
dann merken Sie hier , daß Dienſtbezüge , Dienſtreiſekoſten ,
Tagungsaufwand und ſachlicher Aufwand gegeben ſind . Wir
haben dieſe Frage ſehr eingehend miteinander beſprochen ,
weil ja nun das Haus ein halbes Jahr in Betrieb iſt , und
man zwar noch nicht rechneriſch , aber — ich möchte ſagen —
aus dem Dienſt , den es praktiſch erfüllt hat , nun die Zahlen
klarer überſehen kann . In dieſem Haus der Kirche iſt

1. das Heim der Synode —das betone ich auch an dieſer
Stelle noch einmal ; das war mit ein weſentlicher Grund ,
daß wir es ſo gebaut haben , wiees iſt ,

2. das Heim der Akademie und
3. noch die Möglichkeit in den Ferienmonaten Juli und

Auguſt eines Erholungsaufenthaltes , der nach anderen
Geſetzen auch wirtſchaftlich fundiert ſein muß als die
beiden vorher genannten zweckdienlichen Möglichkeiten .
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Wir ſind nun der Auffaſſung , daß für den Dienſt der

Akademie ein beſonderer Haushalt geführt werden ſoll und

eine beſondere Verrechnung , und haben den Herrn Ober —

kirchenrat Dr. Heidland darum gebeten , daß nun über dieſe

Rechnungsführung der Akademie ſelbſt , worin ſie die Zu —
ſchüſſe der Landeskirche und die Einnahmen aus Spenden
und die Einnahmen aus dem Freundeskreis verrechnet mit
den entſprechenden Ausgaben , uns einmal im Jahr in der

Synode ein Bericht erſtattet werden ſoll .
Für das Haus der Kirche , alſo das Heim hier und ſeine

Einnahmen aus Verpflegungsgeldern , Unterhaltungsgeld
und ſeine Auslagen für den Wirtſchaftsbetrieb ſoll ebenfalls
eine beſondere Rechnung geführt werden , die ſelbſtverſtänd —
lich auch vom Rechnungsprüfungsamt geprüft wird . Dieſe
Rechnungsführung , Fragen der Anſchaffung , Fragen der

Reparatur , vielleicht auch Fragen der Unterhaltung und der —

gleichen ſoll aber von einem Beirat , einem Kuratorium , das

ehrenhalber hier mitwirkt , mitberaten und mitentſchieden
werden . Es haben bisher die beiden Herren , Herr Ober —

kirchenrat Dr . Bürgy und Herr Oberkirchenrat Dr . Heidland

dieſe Sorge um das Haus der Kirche und alle die damit

zuſammenhängenden Wirtſchaftsfragen allein getragen . Sie

ſelbſt verſicherten , daß ſie dankbar ſeien , wenn aus der

Synode heraus , die ja dieſes Haus aus ihrer Verantwortung
geſchaffen hat , dieſem Kuratorium noch einige Herren bei —
treten würden . Das Kuratorium ſoll vielleicht alle 8 Wochen ,
in ganz dringenden Fällen —das ſollen die Herren ſelbſt
entſcheiden — ſonſt alle 4 Monate zuſammentreten , um dieſe
Dinge zu beraten und auch einmal im Jahr der Synode zu
berichten . Vorgeſchlagen hat der FA für dieſes Kuratorium

außer den beiden Herren Oberkirchenräten den Freund
Schmechel , der für bauliche Dinge uns beraten kann , und den
Pfarrer Hammann , der ja in ſeinem eigenen Haus auch
Sorgen der Wirtſchaftsführung und Finanzierung kennt
und uns deshalb aus der praktiſchen Erfahrung da beraten
kann . Man hat auch mich gebeten , mich daran zu beteiligen ,
und ich würde vorſchlagen , dieſes Jahr damit zu beginnen
und das Kuratorium zu bilden ; es wird der Kirche hier
einen Dienſt tun können .

Ich darf nun in dieſem Zuſammenhang der Synode noch
die Abrechnungsziffern über den Umfang des Aufbaues des

Hauſes geben , damit alles klar wird . Wir müſſen bei dem

Geſamtaufwand unterſcheiden einmal den Erwerbspreis für
das alte Haus Charlottenruhe und das Gelände , das wir

hier mitgekauft haben . Alſo
1. Erwerb und Grundſtückspreis ſamt Grunderwerbſteuer

und Gebühren 102 275,70 DM
( Erwerbspreis für Gelände und altes Haus ) .

2. Dann kämen die tatſächlichen Koſten des Um- und Er⸗

weiterungsbaues 419 652,52 DM .
Dabei wird darauf hingewieſen , daß noch einige aber

unweſentliche Rechnungen offen ſind . Der Betrag wird

alſo rund auf 420 —425 000 DM zu ſtehen kommen . Das

ſind die tatſächlichen Umbau - und Erweiterungskoſten .
muß man ſagen : Um das Haus betriebsfähig zu machen ,

ſind die Einrichtungen , die ja in den Baukoſten nicht ent⸗

halten waren , noch feſtzuſtellen , nicht nur das Mobiliar ,
das wir haben , ſondern die Küchenanlage , die Waſch —
anlage und dergleichen . Dieſe Einrichtungskoſten , Ge—
ſchirr , Wäſche ſind insgeſamt auf 157 875,15 DM ge⸗
kommen .

Das ſind die Koſten , die die Errichtung und Betriebsfähig⸗
machung des Hauſes verurſacht haben . Ich muß ſagen , daß
mich die eigentlichen Baukoſten mit 420000 DM nach der
angenehmen Seite überraſcht haben .

Ich komme nun zum Abſchluß . Es iſt noch ein Poſten
XVII , der uns eine längere Zeit im Finanzausſchuß be—
ſchäftigt hat . Es handelt ſich hier in der Hauptſache um „ Bei⸗
hilfen an Kirchengemeinden und Diaſporagemeinden zur
Errichtung von Gottesdienſträumen und Pfarrwohnungen “ ,
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alſo um verlorne Zuſchüſſe , die gegeben werden . Sie haben
ja bei unſerer geſtrigen Beratung gehört , daß wir gerade
für Diaſporagemeinden etwas mehr tun müſſen , weil ſie
nicht imſtande ſind , nur mit Darlehen zu bauen . Als wir

gemeint haben , wir könnten aus dieſen 490000 DM für die

Diaſporagemeinden noch etwas entnehmen , wurde uns ge—
ſagt , daß die großen Kirchengemeinden ſich bereits beworben

haben und man ihnen auch gewiſſe Ausſicht gegeben hat ,

daß dieſe 490 000 DM für die großen Kirchengemeinden be⸗

reits aufgebraucht ſeien nach der Planung , die gegeben iſt .
Wir wollten aber die kleinen nicht vergeſſen . Darum haben
wir die Beihilfe um 200 000 DM erhöht . Bitte , ſetzen Sie

ſtatt 500 000 DM 700 000 DM ein .

Außerdem iſt ja geſtern die Frage der Bezuſchuſſung der

Mutterhäuſer hier behandelt und bejaht worden . Wir haben
noch keine genauen Ziffern , wir glauben aber , daß wir einen

Betrag von 100 000 DM hier einſetzen müßten . Das käme

noch dazu , ſo daß ſtatt 693 220 DM 993 220 DM einzuſetzen
ſind .

Das ergibt eine Geſamtſumme der Ausgaben von

18 703 740 DM .
Ein Ausgleich auf der Einnahmeſeite konnte nirgends

anders geführt werden , als daß wir trotz großer Bedenken ,
die ſowohl der Herr Finanzreferent wie auch ich als Vor⸗

ſitzender des Finanzausſchuſſes hatten , den Ertrag der Landes⸗

kirchenſteuer von 15 150 000 DM auf 15 656 000 DM erhöht

haben .
Es ergibt ſich dann als Endſumme der Einnahmen wie⸗

derum der Betrag von 18 703 740 DM .
Damit wäre der Ausgleich des Haushaltes wieder ſicher —

geſtellt .
Wir haben nun noch kurz zu ſprechen über den Etat⸗

geſetzentwurf . Ich bitte Sie unter Artikel 1 die Ziffern

zu ändern , ſtatt 18 197 740 DM die Ziffer 18 703 740 DM

zu ſetzen und zwar unter a) wie unter b).

Im Artikel 2 iſt feſtgelegt , daß der Steuerfuß 10 vom
Hundert betragen ſoll . Die prozentualen Ziffern mit 2,9
vom Hundert als Höchſtbetrag entſprechen dem in der Ver⸗

einbarung mit den ſtaatlichen Dienſtſtellen getroffenen Satz ,
das heißt alſo nicht , daß hier die hohen Steuerpflichtigen
nur ca. 3 “ bezahlen müſſen , ſondern es heißt , es darf der

Geſamtbetrag der Kirchenſteuer , die ſie bezahlen müſſen ,

höchſtens 3 vom Hundert ihres Geſamteinkommens betragen .

Eine weitere Frage hat uns beſchäftigt ; ob wir den Artikel
3 und 4 brauchen und einſetzen ſollten . In dieſen beiden
Artikeln iſt eine Ermächtigung des Landeskirchenrats vor⸗

geſehen , daß durch ihn der Steuerfuß erhöht oder geſenkt
werden kann im Laufe des Haushaltsabſchnittes . Die Er —

höhung iſt begrenzt für den Fall , daß durch neue Vorkomm⸗

niſſe die Urſteuern derart geändert werden , daß nicht mehr
ein entſprechendes Aufkommen geſichert iſt . Bei Artikel 4,
der Möglichkeit der Ermäßigung , iſt keine Begrenzung .

Ich ſelbſt ſtehe auf dem Standpunkt , daß es das vornehmſte
Recht der Steuerſynode iſt , den Haushalt und den Steuerfuß
feſtzuſetzen , und daß man Ermächtigungsgeſetze nicht machen
ſoll . Wenn je einmal ſo Außergewöhnliches eintritt , daß
tatſächlich eine Anderung des Steuerfußes nach der einen
oder nach der anderen Seite notwendig würde , dann iſt ,
glaube ich, auch Anlaß gegeben , die Vertreter der Gemeinden
darüber zu informieren und zu hören . Ich weiß , daß es nicht
Abſicht der Kirchenleitung war , mit dieſem Artikel über den

Steuerfuß Machtbefugniſſe , die der Synode zuſtehen , an ſich
zu ziehen . Das iſt fernliegend . Sondern es war ein Even⸗
tualartikel . Aber ich würde vorſchlagen , — und der Finanz⸗
ausſchuß hat zugeſtimmt —, daß wir dieſe Artikel ſtreichen
aus dem Geſetz . Grundſatz iſt : Haushalt und Steuerfuß iſt
Angelegenheit der Synode . Liegen außerordentliche Fälle vor ,
dann iſt die Berechtigung da, die Synode einzuberufen .

Ebenſo möchte ich vorſchlagen , den Artikel 6 zu ſtreichen .



Dieſe Anregung iſt ſelbſt vom Herrn Finanzreferenten ge
kommen .

Bei Artikel 8 wird vorgeſchlagen , folgendes einzufügen :
Es heißt :

„Sollte bis zum 31. März 1956 das Geſetz über die
allgemeinen kirchlichen Ausgaben für das Rechnungsjahr
1956 (I. 4. 1956 bis 31. 3. 1957 und ihre Deckungsmittel
ſamt Voranſchlag für den Haushaltszeitraum 1. 4. 1956 /
1957 noch nicht durch die Landesſynode beſchloſſen ſein ,
ſo können alle Ausgaben perſönlicher und ſachlicher Art
in den gleichen Beträgen fortgezahlt werden , wie ſie im
vorliegenden Voranſchlag nebſt ewaigen Nachträgen dazu
bewilligt worden ſind . “

Dieſer Artikel hat durchaus ſeine Berechtigung . Er iſt
eine Vorſichtsmaßnahme . Wir hoffen ja , daß die neue Synode
das , was jetzt erreicht wurde , daß wir faſt ein halbes Jahr
vor Beginn eines neuen Rechnungsabſchnittes den fertigen
Haushalt hinlegen , — daß ſie dieſe Praxis weiterführen
wird . Ich möchte meiner Freude Ausdruck geben , daß das
jetzt möglich war . Aber es iſt allgemein üblich , daß man ,
wenn man mit dem alten Haushalt weiterarbeiten muß ,
man mit einem Zwölftel pro Monat weiterrechnet , d. h.
daß die Ausgaben immer nur um ein Zwölftel weitergehen ,
um zu vermeiden , daß bei irgendeinem Poſten etwa bei den
Sachleiſtungen nicht der geſamte Jahresbetrag im voraus
ausbezahlt wird und damit dann für den Haushalt fehlt ,
ſondern nur je ein Zwölftel .

Ich würde daher eine Einfügung vorſchlagen und zwar :
„ . in den gleichen Beträgen ‚mit einem Zwölftel pro

Monat “ fortgezahlt werden . . . “
Ich habe noch eine Kleinigkeit hier zu erwähnen . Der

Kleine Verfaſſungsausſchuß hat ein Gutachten der Theo —
logiſchen Fakultät der Univerſität Heidelberg erbeten und
auch in erfreulich vorbildlicher Weiſe einer raſchen und
guten Zuſammenarbeit erhalten über Fragen , die den
Bekenntnisſtand der Landeskirche betreffen . Der Kleine Ver⸗
faſſungsausſchuß hat den Finanzausſchuß darum erſucht ,
daß der Theologiſchen Fakultät als kleines Zeichen des
Dankes für dieſe Arbeit der Betrag von 1500 DM eüber⸗
wieſen werde . Der Herr Finanzreferent hat zugeſagt , daß
im Haushalt des laufenden Jahres ein ſolcher Betrag noch
untergebracht werden kann . Ich bitte aber formell hier um
Ihre Zuſtimmung .

Und nun , meine lieben Konſynodalen , entſchuldigen Sie ,
wenn es ſo umfangreich geworden iſt . Es war mir aber
daran gelegen , daß wir doch am Schluß unſerer Geſamt⸗
tätigkeit als Synodale und am Schluß einer ſo wechſelvollen
Zeit , wie wir ſie durchlebt haben , noch einmal zuſammen⸗
faſſend unſere Arbeit und ihr Wollen darſtellen konnten .
Ich möchte zum Schluß nur noch einmal wiederholen , was
ich bereits ausgeführt habe , daß es gleichſam der Schluß —⸗
punkt unter das iſt , was wir der Kirche als Dienſt freudig
getan haben . Wir ſind der Auffaſſung , daß wir auch im
Raum der Kirche bei den Ausgaben bei einem Stand an⸗
gelangt ſind , der ſorgfältigſte Prüfung erfordert . Wir
kommen in eine Zeit der Begrenzung , die von uns ver⸗
langt , haushälteriſch und nur für wichtigſte , wahrhaft not⸗

wendig und innerlich berechtigte Ausgaben uns einzuſetzen .
Seien wir dankbar , daß wir eine geſunde Finanzgrundlage
ſchaffen konnten . Stellen wir uns darauf ein , daß wir in
Zukunft auch als treue Haushalter , das , was uns zur Ver⸗

fügung geſtellt iſt , auswerten für die Aufgaben der Landes⸗
kirche und darüber hinaus für den Dienſt auch in den Ge⸗
meinden , ſoweit dazu die Möglichkeit beſteht . Wir haben
verſucht , treue Haushalter zu ſein , und hoffen , daß ſowohl
die äußere Arbeit wie die innere Einſtellung auch zu den
Dingen der Wirtſchaft und der Finanzen unſerer Landes⸗
kirche auch in der neuen Synode in gute Hände gelegt ſein
wird . ( Allgemeiner ſtarker Beifalll )

Präſident Dr . Umhauer : Wir danken dem Herrn Bericht —
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erſtatter für ſeinen ausgezeichneten Vortrag über die Be —
ratungen des Haushalts im Finanzausſchuß . Ich eröffne die
allgemeine Ausſprache und zwar zu dem Haushaltsplan in
Verbindung mit dem Geſetzentwurf über die allgemeinen
kirchlichen Ausgaben und Einnahmen für die Rechnungs⸗
jahre 1954 und 1955 des Haushalts , alſo vom 1. 4. 1954 bis
31. 3. 1956 . Dagegen möchte ich den Vorſchlag machen , daß
wir die Anlagen 1 —4 , die die Stellenpläne enthalten , bei
der allgemeinen Ausſprache nicht behandeln , ſondern erſt bei
der Spezialausſprache bei den Ziffern , zu denen dieſe Stellen⸗
pläne gehören .

Ich ſtelle feſt , daß Sie damit einverſtanden ſind .
Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich glaube , daß unſerer

Ausſprache im Plenum dieſes Mal beſondere Bedeutung zu⸗
kommt . Zwar gebe ich dem Herrn Berichterſtatter recht , wenn
er geſagt hat , daß der FA ſorgfältig und auch ſeiner ſchweren
Verantwortung bewußt die Beratung durchgeführt hat . Aber
ich muß geſtehen , daß ich etwas bedrückt werde davon , daß
nicht genügend Zeit zur Verfügung geſtanden hat , um all
die Fragen , die uns bedrängten , nicht bloß im kleinſten Kreis
des Finanzausſchuſſes zu beſprechen , ſondern daß ein größerer
Teil des Plenums , wie das früher oft der Fall geweſen iſt,
anweſend und an den überlegungen beteiligt geweſen wäre .
Da das nicht möglich war , müſſen wir im Plenum manches
ausführlicher behandeln , als das ſonſt notwendig geweſen
wäre . Die Synode ſetzt mit dieſer Ausſprache doch den
Schlußpunkt unter die Arbeit der ganzen ſechs Jahre , und
es iſt doch Tatſache , daß die hohen Einnahmezahlen , mit
denen wir es jetzt zu tun haben , in gar keiner Weiſe be⸗
deuten , daß nun die Sorgen damit beſeitigt wären , unter
denen wir ja bisher bei allen Überlegungen geſtanden haben .
Natürlich ſind dieſe hohen Einnahmeziffern ſehr erfreulich .
Keiner von uns hätte bei den letzten Haushaltsberatungen
auch nur im entfernteſten zu hoffen gewagt , daß ſolche Er⸗
gebniſſe erzielt würden . Aber es wäre doch ganz falſch , dar⸗
aus den Schluß zu ziehen , die Verhältniſſe ſeien jetzt ſo über⸗
ſichtlich , daß ſie eine ausreichende Grundlage für den neuen
Haushalt ſind . Ich glaube , daß es niemand in der ganzen
Welt gibt , der das hätte vorausſehen können , was ſich er —
eignet hat .

Was jetzt aber im einzelnen die Dinge für uns hier be⸗
trifft , und was uns beſonders beeinflußt , das iſt die Tatſache ,
daß die unbedingt notwendige Steuerreform doch bald kom⸗
men muß , und daß die Kleine Steuerreform , wie wir hoffen ,
nur ein Anfang iſt einer größeren Steuerreform . Man muß
im Blick auf dieſe Steuerreform ſehr vorſichtig ſein in der
Beurteilung des Steueraufkommens in der Zukunft .

Nun will ich mich nicht verlieren in die Reihe von Fragen ,
die uns bedrängt haben , ſondern ich will nur die Hauptfrage
herausgreifen . Das iſt die Frage unſeres kirchlichen Steuer⸗
ſyſtems . Sie wiſſen , daß die Landes - und Ortskirchenſteuer
zu einer gemeinſamen Kirchenſteuer vom Einkommen ver⸗
einigt iſt mit einheitlichem Steuerfuß . Dieſe Vereinigung hat
ſich bewährt , aber ſie hat auch Nachteile . Ich laſſe es dahin⸗
geſtellt ſein , ob das , was im Lande oft geſagt wird und das
ſeinen ſchriftlichen Niederſchlag gefunden hat in einem Brief ,
den der Vorſitzende des Kirchengemeinderats einer großen
Kirchengemeinde an den Vorſitzenden des Finanzausſchuſſes
geſchrieben hat , objektiv richtig iſt , wenn geſagt wird : „ Die
Kirchengemeinden ſind mehr oder weniger auf das Wohl⸗
wollen des Oberkirchenrats angewieſen und ſo praktiſch zum
Almoſenempfänger der Landeskirche geworden . “ Ich laſſe
es dahingeſtellt ſein , ob das nicht übertrieben iſt . Wir müſſen
uns jedenfalls , wenn das ſo aufgefaßt wird , ernſtlich aus⸗
einanderſetzen mit dieſer Lage und müſſen uns auch aus⸗
einanderſetzen mit dem Beſtreben der Kirchengemeinden ,
wieder zu einem feſten Prozentſatz der Kirchenſteuer vom
Einkommen zu kommen . Aus den Akten über die Neuordnung
dieſer Dinge , über das Geſetz von 1937 , geht hervor , daß
man der Meinung war : „ Es iſt kein Zweifel , daß nach der
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vorgeſchlagenen Verteilung die Kirchengemeinden in ihren
Kirchenſteuereinkünften aus dem Einkommen ganz weſentlich
geſchmälert werden . “ Wenn es nun ſo wäre , daß die Erſatz⸗
leiſtungen durch die neue Bauſteuer , Artikel 13, Grund⸗ und
Gewerbeſteuer , auch nicht das bringen , was man ſich erhofft
hat , und wenn andererſeits die Laſten der Gemeinden nach
dem Krieg erheblich größer geworden ſind , dann erkennen
wir , wie ſchwierig die Verhältniſſe werden können . Man kann
dann nicht einfach ſagen : Ja , die Großſtädte verſtehen zu
ſchreien , das wiſſen wir ſchon .

Und nun ein Verſuch einer ſolchen Auseinanderſetzung . Ich
kann es Ihnen nicht erſparen , daß wir trotz des Ausſchuß —
berichts dazu nochmals Stellung nehmen , weil wir nachher
in der Einzelberatung nochmals Stellung nehmen müſſen
und die Einſparungsmöglichkeiten unter dieſem Geſichtspunkt
ſehen müſſen . Der Vorſchlag der Kirchengemeinden geht da⸗
hin , 30 Prozent von den Einnahmen zu erhalten und dabei
den Prozentſatz der einzelnen Gemeinden , der reform⸗
bedürftig wäre , in einer ſpäteren Regelung feſtzuſetzen . Und
um dieſen Vorſchlag iſt im FA beſonders gerungen worden .
Das iſt verſtändlich ; denn ein ſolcher Vorſchlag iſt von ſo
weittragender Bedeutung , daß das geſamte Gefüge des Haus⸗
halts der Landeskirche davon beeinflußt wird . Sie haben
eben im Bericht des Vorſitzenden des FA gehört , warum wir
im FA dieſem Vorſchlag im Augenblick nicht zuſtimmen zu
können glaubten , obwohl wir ihn nicht für ganz unberechtigt
halten . Ich gehe auf die Einzelheiten jetzt nicht ein , ſon⸗
dern ich hebe jetzt nur heraus , was bei uns im FA zu einem
Ausgleich vorgeſchlagen wird .

Der ſpringende Punkt iſt der , daß die Stadtgemeinden die
Anteile , die ſie von der Landeskirche bekommen und die
eigentlich nach dem damaligen Gedankengang von 1937 für
ihren ordentlichen Haushalt beſtimmt ſind , in der Hauptſache
für außerordentliche Bedürfniſſe einſetzen mußten , da die
Beihilfen , Baubeihilfen und die Bauſteuer aus Artikel 13
( Grund⸗ und Gewerbeſteuer ) in keiner Weiſe ausreichen , um
die Kriegsſchäden zu beſeitigen . Heute nacht ſind die Mei⸗
nungen noch einmal ganz ſcharf aufeinandergeplatzt . Ich
nehme an , daß Dr. Kuhn auf dieſe Einzelheiten noch eingehen
wird , ich will ſie nur ganz kurz ſtreifen . Da liegt vor mir
ein Brief , in dem genau zuſammengeſtellt iſt , daß z. B. in
Mannheim eine Reihe von Pfarrhäuſern und Gemeinde⸗
häuſern noch nicht aufgebaut ſind , auch Kirchen noch in
Trümmern liegen . Man kann dies nicht einfach bagatelli —⸗
ſieren . Wenn doch ein Ausweg zuſtandekam heute nacht , dann
einfach deswegen , weil wir einander zugebilligt haben trotz
ganz verſchiedener Standpunkte den Willen zu einer Eini⸗

gung . Dieſe Einigung iſt zuſtandegekommen . Ich will das
nocheinmal beſonders hervorheben .

Der Ausgleich wurde in folgendem gefunden : Die Städte⸗
konferenz , die den 30⸗Prozent⸗Vorſchlag gemacht hatte , hat
die Deckung ſich ſo gedacht , daß um die 15 , um die der An⸗
ſatz der Steuereinnahmen differierte gegenüber dem, was
nach der heutigen Situation angenommen werden konnte ,
mindeſtens oder ſogar noch mehr erhöht werden ſollte , weil
dieſe Annahme für zu vorſichtig gehalten war . Ich perfönlich
war der Meinung , ſtatt dieſer vorſichtigen Spanne von 150
hätten 10 %0 genügt . Aber hier kam ich vor ein abſolutes
Nein unſeres Finanzausſchußvorſitzenden . Und da ich ſelber ,
wenn ich auch einer ſolchen Ermäßigung hätte zuſtimmen
können , im Hintergrund immer wieder die Große Steuer⸗
reform ſah , habe ich es dann doch für richtig gehalten , einem
Kompromiß zuzuſtimmen . Die alte Beihilfe für die großen
Gemeinden von 500 000 DM wird ungeſchmälert übernom⸗
men , da der Anteil der Diaſporagemeinden herausgenommen
wurde . Zum Schluß , nachdem wir hart aneinander geraten
waren , wurde noch ein Betrag von 446 000 DM , alſo längſt
nicht ſoviel , als die Städtekonferenz gefordert hatte , eingeſetzt
für die Anteile der Kirchengemeinden . Außerdem haben wir
auch als Ergebnis hierfür gebucht , daß die Hälfte der Bezüge
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der Gemeindehelferinnen , alſo ein Teil der Sachleiſtungen ,
Sachbezüge , doch auch an Zuſätzen in Betracht kommen .

Dieſe Frage hat ſich bei der eingehenden Erörterung als
ſo ſchwierig herausgeſtellt , daß auch die, die mit vollem
Herzen für die Wünſche der Stadtgemeinden eintraten , ſich
überzeugen mußten , daß ein ſolcher Vorſchlag jetzt von der
Synode unter dieſem Zeitdruck keinesfalls bearbeitet und
verabſchiedet werden kann , ſondern daß ein Ausſchuß gebildet
werden muß , der das in aller Ruhe und ſorgfältig zuſammen
mit den Vertretern der Kirchengemeinden , den großen , mitt⸗
leren und kleinen anfaßt und das vielleicht dann auch hin—⸗
überleitet in die neue Synode . Es wäre ganz ungut geweſen ,
das von dieſer Synode erledigen zu laſſen . Denn wer bürgt
dafür , daß nicht etwas herausgekommen wäre , das unter
ſtärkſter Kritik der Sffentlichkeit und der nächſten Synode
geſtanden hätte . Ich bin überzeugt , daß die Einſetzung eines
ſolchen Ausſchuſſes alles andere als eine Verlegenheitslöſung
iſt , ſondern unbedingt notwendig iſt .

Ich will mich jetzt nicht äußern zu der Frage der Ein⸗
ſparung in der Ausgabenſeite . Es könnte naheliegen zu ſagen :
Macht den Etat , indem ihr mit den Ausgaben anfangt und
nicht umgekehrt . Ich glaube nicht , daß das ſo ohne weiteres
möglich iſt . Der zwangsläufige Perſonalaufwand iſt ſo aus⸗
ſchlaggebend hoch, daß man von dieſer Seite allein keines⸗
falls durchkommt . Ich will nur zu den angeblichen Ein⸗
ſparungsmöglichkeiten z. B. bei den kirchlichen Werken etwas
ſagen . Wenn es hier auf kirchliche Rhetorik ankäme , dann
könnte man ſich bei einem gewiſſen Teil unſerer klerikalen
Offentlichkeit durchaus Ruhm erwerben , wenn man hier
ſo täte , als ob durch Abſtriche große Ergebniſſe erzielt werden
könnten . Es fragt ſich nur , ol man mit der Kürzung der
Ausgaben für die kirchlichen Werke nicht das täte , was in
der Wirtſchaft bedeutet : die Kürzung der Ausgaben für
werbende Betriebe . Ich perſönlich bin der Meinung , daß
wir , auch wenn wir ganz nüchtern ſind über die Wirkung
dieſer werbenden Betriebe , als Synode nicht das Recht
haben , vom grünen Tiſch aus der Evang . Akademie , dem
Jugendwerk uſw . das wegzunehmen , was , wie geſtern geſagt
wurde , der kairos , alſo der jetzige von Gott gegebene Zeit⸗
punkt , uns in die Hand gibt . Ich glaube nicht , daß wir das
verantworten könnten , das jetzt einzuſchränken .

Im großen und ganzen haben wir einen Haushalt , den
man als Synodaler verantworten kann . Finanzielle Fragen
ſind ſehr ſpröde . Die Gefühlsurteile und Rhetorik ſind da
nicht am Platz . Am Platz iſt ſorgfältige Prüfung und Sach⸗
kenntnis . Es wird meiner Anſicht nach — und das ſei mein
letztes Wort —, wenn über ſolche Dinge geurteilt wird , und
es wird im Lande viel geurteilt , zweierlei überſehen . Es
werden zwei Fehler gemacht , wenn man urteilt über die
Entſchließungen der Synode oder urteilt über die Art , in
der die Synode ihre Beratungen durchführt . Man überſieht
dabei , daß die Einmütigkeit , die wir manchmal bei unſeren
Entſchließungen erreichen , nur nach ſchwerem Ringen ſich
ergeben hat , alſo daß es keineswegs der Ausfluß einer
natürlichen Gleichartigkeit oder gar einer natürlichen Harm⸗
loſigkeit iſt . So harmlos ſind wir gar nicht , wie manche
Leute uns anſehen . Es war das immer das Ergebnis eines
ehrlichen Ringens . Denken wir nur an heute nacht !

Und zweitens bin ich der Meinung , daß wir als Synodale
nicht die Aufgabe haben , die Methoden eines weltlichen Par⸗
laments nachzuahmen , in dem manchmal die Parteien
einander den Rang ablaufen wollen mit Reden , die nur
dem Selbſtruhm dienen . Die Synode iſt ein chriſtliches
Organ , das ſeine eigentliche Bedeutung in der Verant⸗
wortung hat , die ſie trägt . Dieſe Verantwortung wird in
dem brüderlichen Miteinander am beſten getragen und nicht
damit , daß wir einander mit Reden den Rang ablaufen
wollen . Wenn ich meinen Blick zurückgehen laſſe auf die
verſchiedenen Fragen , um derentwillen wir manchmal kriti⸗
ſiert worden ſind , ſo iſt mir keine Frage in Erinnerung



Dritte

geblieben , bei der trotz dem Sturm im Waſſerglas ſpäter
ſo furchtbar viel übriggeblieben wäre von dem, was man
uns zum Vorwurf gemacht hat .

Zum Schluß ſtehe ich nicht an — gerade angeſichts der
Meinungsverſchiedenheiten , die ich manchmal mit dem
Finanzreferenten hatte und auch mit meinem lieben Freund ,dem Vorſitzenden des Finanzausſchuſſes — zu ſagen , daßwir ihnen Anerkennung ſchulden ſchon deswegen , weil beide
ſtets bereit waren , auf ſachliche Einwände einzugehen und
auch dem Rechnung zu tragen .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Liebe Herren und Brüder ! Ich
möchte zunächſt ſagen , ich wage es, jetzt zu reden und mich
der Gefahr auszuſetzen , als ob ich auch für mich bean⸗
ſpruchte,f was man meinem Stand gewöhnlich unterſchiebt :
Ihr Lehrer wißt alles beſſer ! — Ich möchte an den Anfang
ſtellen : „ecclesia regitur providentia Dei , necnon confusione
hominum “ , die Kirche wird regiert durch Gottes Vorſehung ,aber auch durch die Verwirrung , die unter den Menſchen
herrſcht . Ich überſetze contusio nicht mit Dummheit . Und ich
möchte eben damit anfangen , daß ich ſage , ich nehme das
ernſt im Sinne eines Sündenbekenntniſſes . Es iſt mir wirk⸗
lich ernſt darum zu ſagen : die menſchliche Sündhaftigkeit
ſpielt hier mit und iſt hier gemeint . Sie iſt die Haupturſache
dieſer Verwirrung . Aber wir dürfen doch auch dankbar er⸗
kennen , gerade dann , wenn wir wiſſen , daß meine und
unſre , der Mitbrüder Sündhaftigkeit und Sünde es iſt , die
Gottes Werk zu hindern geeignet wäre , gerade dann vermag
er zu helfen . Für den Sünder iſt Gottes Gnade und Ver⸗
gebung in Chriſtus bereit . Und in Chriſtus dürfen wir uns
Gottes rühmen .

Ich möchte vor allem das deswegen an den Anfang ſtellen ,
damit niemand ſich damit entſchuldigt : dieſe Finanzfragen ,
ja, die kümmern mich nicht ; etwa der junge Theologe , der
ſeinen Beruf liebt , ſeinen Auftrag liebt , der möchte ſo ſagen ,
dieſe Finanzdinge , nein , das mögen andere machen . Ich
möchte Herrn Profeſſor Hahn recht herzlich bitten , ſolchen
Gedankengängen bei feinen Kandidaten und Studenten ent⸗
gegenzutreten . Ich bin überzeugt , daß dieſe Bitte bei ihm
nicht nötig iſt , aber ich glaube , ſie kann auch doch ganz gut
einmal in der Sffentlichkeit ausgeſprochen werden . Unſere
jungen Theologen ſollen wiſſen , daß ſie gerade auch der
kirchlichen Finanzverwaltung ihr Intereſſe widmen müſſen ,
und daß ſie hier eine ganz ſchwere und ernſte Verantwor⸗
tung haben . Es iſt manchmal das , was ſo nebenher ge—
ſprochen wird , vielleicht das Wichtigſte . Der Herr Finanz⸗
referent hat ſo im Laufe dieſer Tagung einmal geſagt : Die
Verantwortung der Pfarrer iſt hier vor allem feſtzuſtellen ;
ſie iſt ja auch mit finanziellen Auswirkungen behaftet . Daran
muß man auch immer wieder erinnern . Es geht alſo nicht
an, hier etwa zu ſagen : ja , ſelbſtverſtändlich , Mitarbeiter ,
Laien , die dieſe Dinge verantworten , — ich aber brauche
dieſe Dinge nicht zu verantworten . Es beſteht Verant⸗
wortung .

Und ich möchte ein Zweites ſagen : Dieſe finanziellen Dinge
ſind zweifellos auch deswegen ſo ernſt zu beachten , weil ja
ihre Mißachtung ſogar dazu führen kann , daß die Verkündi⸗
gung der Kirche unglaubhaft wird . Dieſe Gefahr muß der
junge Theologe auch vor allem ſehen . Damit kommt noch
zum Ausdruck, was mir beſonders am Herzen liegt , daß es
ganz klar wird : ich als Mitglied des Hauptausſchuſſes ſehedie Dinge , die uns heute beſchäftigen , für mindeſtens ebenſo
wichtig an wie alle die Dinge , die uns im Hauptausſchuß
beſchäftigen. Es handelt ſich hier wie dort um einen Rechen⸗
ſchaftsbericht über das kirchliche Leben , hier mit dem Akzent
auf dem uns zur Verwaltung übertragenen Amt der Haus⸗
halterſchaft , dort in einem etwas anderen Sinne . Aber einen
grundſätzlichen Unterſchied gibt es nicht , und ich bin vor
allem unſerem Freund Schneider dankbar dafür , daß er hier
genau ſo denkt wie ich, es nur vielleicht mit etwas anderen
Worten , aber im Sinne gewiß , wie ich es meine , zum Aus⸗
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druck gebracht hat . Und ich muß auch ſagen , dem Herrn
Finanzreferenten muß ich dasſelbe Zeugnis ausſtellen . Ich
habe den Mut , hier zu ſagen , die Männer , die hier Verant⸗
wortung tragen , alſo der Herr Finanzreferent und unſer
Bruder Schneider , dieſe Männer handeln richtig . Sie haben
mein volles Vertrauen . Ich bin keineswegs gewillt , die Ver⸗
antwortung , die ich mit dieſer Vertrauenserklärung über⸗
nehme , dieſe Mitverantwortung irgendwie in ihrer Bedeu⸗
tung herabzumindern , und ich möchte nicht Ihnen , liebe
Brüder , ſondern den Kritikern im Lande ähnlich es ſagen ,
wie es unſer Freund Schmechel in ſeinem vorletzten Satz
oder Wort zum Ausdruck gebracht hat . Es iſt tatſächlich ſo,
die Einheit unter uns entſteht nach hartem Ringen .

Ich habe nur Weniges noch hinzuzufügen . Es iſt ſehr vor⸗
ſichtig ausgedrückt worden und muß auch ſo aufgenommen
werden : es iſt keineswegs jetzt alles in beſter Ordnung . Es
iſt doch ſo, Herr Bürgermeiſter Schneider hat es ausgedrückt ,
zum erſten Mal kann man mit einigermaßen gleichbleiben⸗
den und abſchätzbaren Einnahmen und Ausgaben rechnen .
Das iſt kein Triumphlied , das iſt keine Vorwegnahme künf⸗
tiger großer Einnahmen und vorausſichtlich ſehr kleiner Aus⸗
gaben , die uns weiter gar keine Sorgen machen , ſondern das
iſt ein ganz nüchterner Tatbeſtand , der vor allem dadurch
noch unterſtrichen wird , daß der Herr Finanzreferent geſagt
hat , der unbedingt notwendige Betriebsmittelfonds beträgt
zur Zeit noch nicht ein Dritel vom Soll , von einem unerläß⸗
lichen Soll . Alſo das muß man hören draußen auch im
Lande : die kirchliche Finanzlage , d. h. die Finanzlage der
Landeskirche iſt keineswegs über alle Zufälle erhaben und
geſichert , ſondern wir müſſen jetzt erſt daran gehen , dieſen
unbedingt notwendigen Betriebsmittelfonds auszuſcheiden.
Daß das geſchieht , das iſt nötig , und wir dürfen uns darüder
freuen , daß der Herr Finanzreferent ſich dazu in der Lage
befindet .

Es liegt mir am Herzen , mein Verſtändnis dafür auszu⸗
drücken , daß die betroffenen Kreiſe ſich gegen den § 13 wehren .
Ich möchte ſie aber bitten zu beachten , daß die Kirche ein
Recht dem Grunde und der Höhe nach auf dieſe Zuflüſſe hat ,
und daß alſo allerhöchſtens in Fragen kommen kann , daß
dieſe Rechte der Kirche in irgendeiner Weiſe anders ihr er⸗
teilt werden . Aber darüber uns den Kopf zu zerbrechen , iſt
nicht unſere Aufgabe . Wir vertrauen darauf , daß die Finanz⸗
verwaltung unſerer Kirche in nötigen Verhandlungen den
Standpunkt der Kirche wahrt , und daß auch die Staats⸗
führung unſer Recht dem Grunde und der Höhe nach an⸗
erkennt und allenfalls alſo für einen Erſatz ſorgt , wenn aus
irgendwelchen Gründen dieſe badiſche Beſonderheit — das
iſt die Schwäche der Poſition —nicht mehr erhalten bleiben
kann .

Ich möchte ferner den Blick darauf wenden , was ſchon
unſer Freund Schneider nachdrücklich geſagt hat : Unſere
Badiſche Landeskirche iſt in ganz beſonderem Maße Diaſpora⸗
kirche . Als Mitglied der Landesſynode fühle ich die beſondere
Verantwortung gerade für dieſe kleinen und ſchwachen Ge⸗
meinden . Es iſt nicht ſo, — ich hatte ja geſtern in anderem
Zuſammenhang den Anlaß , das feſtzuſtellen — als ob dieſe
Verhältniſſe bei uns immer gleichbleibend ſo geweſen wären ,
ſondern es iſt ſo, daß wir noch in vermehrtem Umfang
Diaſporakirche geworden ſind . Dieſe Verantwortung wollen
wir nicht überſehen , und wir wollen vor allem auch unſere
Großſtadtgemeinden bitten , dafür Verſtändnis zu haben .
Wir haben alles Verſtändnis für unſere Großſtadtgemeinden ,
und es iſt nur natürlich , daß ſie ihren Standpunkt , auch ihre
Finanzſorgen , hier zu Gehör bringen , aber , bitte , nicht durch
irgendwelche Emiſſäre , ſondern durch die ordentlich gewähl —⸗
ten Brüder . Für irgendwelche beſondere Abgeſandte ſehe ich
in der Kirchenverfaſſung keinen Platz . Und ich muß alſo
ſagen , wenn uns nahegelegt wird : wir Großſtädte fordern
das Gehör der Landesſynode , ſo ſage ich: ja , das iſt recht
durch eure gewählten Abgeordneten , aber nein , unter keinen
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Umſtänden durch beſonders dafür Beauftragte . Das lehne
ich ab.

Ich möchte auch den Vorwurf der Theſaurierungspolitit
zurückweiſen . Ich möchte nur mit Nachdruck hinweiſen auf
die Bedeutung des Beſoldungsaufwandes mit durchſchnitt —
lich 75 % der Ausgaben überhaupt . Gerade in dieſer Hinſicht
iſt der Betriebsmittelfonds nötig und unerläßlich . Unſer
Finanzreferent ſoll die Sorge los werden , die ihn vor jeder
Gehaltszahlung befällt : Habe ich das Geld , die Gehälter
zu bezahlen ? Die erſte Pflicht eines guten Haushalters iſt
die , daß er ſeinen Leuten das ihnen Zukommende gibt , und
wenn wir dazu vor allem die Mittel des Betriebsmittel —
fonds bedürfen , dann iſt er eben einfach unerläßlich .

Ich bin am Ende , Einzelbemerkungen möchte ich nicht
machen . Ich möchte nur ſagen , es iſt durch die ganze Ge—
ſchäftslage verhindert worden , daß ein Antrag an Sie ge—
gangen iſt , die Frage des Tagegeldes der Synodalen durch
ein Geſetz zu regeln . Das iſt eine Aufgabe , die wir hätten
jetzt noch machen können . Die neue Synode kann es nicht für
ſich, oder wird es nicht wollen . Aber nach meiner Meinung
muß der Synodale ohne Seufzen hierherkommen , er muß
wiſſen , ich habe hier keinen Anlaß , mehr auszugeben als zu
Hauſe . Das iſt bisher nicht unbedingt der Fall . Und des⸗
wegen wäre es nötig , daß auch dieſes materielle Recht ge—
ordnet wird .

Abgeordneter Zitt ſtellt zur Geſchäftsordnung den Antrag ,
die Redezeit auf vier Minuten zu beſchränken und jedem
Synodalen zu einem Punkt nur einmal das Wort zu er⸗
teilen . Der Antrag wird mit allen Stimmen bei einer Ent⸗
haltung angenommen .

Abgeordneter Lindenbach : Liebe Freunde ! Was mich be—
wogen hat , mich zum Wort zu melden , das iſt der Gedanke ,
der mich den ganzen Vormittag ſchon bewegt , ob es nicht
möglich iſt , daß diejenigen unter uns , die ſich zum Wort
melden , ſich doch möglichſt kurz faſſen . Wir haben den Haus⸗
halt noch zu behandeln . Da gibt es noch viele Einzelfragen ,
weil tatſächlich manche nicht ſo gründlich durchberaten werden
konnten , wie es notwendig geweſen wäre .

Und damit ich nicht zweimal kommen muß , noch den Vor⸗
ſchlag , der notiert werden kann : Wenn noch irgendetwas ein —
geſpart werden könnte , ſo ſehe ich das nur unter der Poſ . Ie) ,
wo es heißt : „Sachliche Amtsunkoſten “ . Da ſteht unter a)
„ Laufende Unterhaltung der Dienſträume 50 000 DM“ . Dieſe
Poſition war im vorhergehenden Voranſchlag mit nur 3000
DM eingeſetzt . Ich gebe zu, daß in den Häuſern von Jahr
zu Jahr gewiſſe Reparaturen zu machen ſind , und daß man
da Summen mit ganz erheblichen Abweichungen haben kann .
Aber vielleicht laſſen ſich hier noch etwaige Inſtandſetzungen
zurückſtellen auf die nächſten zwei Jahre , ſo daß man hier
unter Umſtänden noch einige Zehntauſend einſparen kann
für andere dringend notwendige Zwecke .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode ! Geſtatten Sie mir
zunächſt einige Kritik zum Voranſchlag im allgemeinen . Das
Rechnungsergebnis der Jahre 1952/53 der Zweckausgaben
mit 13 596 000 DM iſt geringer gegenüber dem Voranſchlag
der Zweckausgaben für das neue Rechnungsjahr mit
14 885 000 DM und zwar um rund 1,3 Millionen , obwohl
die Einnahmen des Jahres 1952/53 mit 21 154232 DM
höher waren , als ſie für 1954/55 mit 18 703 740 DM ver⸗
anſchlagt ſind , und zwar um rund 2 450 000 DM . Dies iſt
in meinen Augen ungeſund , wenn auch der Voranſchlag des
Jahres 1954/55 einen Ausgleich dadurch findet , daß die
Laſten laut Voranſchlag 1954/55 mit 3 568 000 DM geringer
ſind gegenüber den Laſten des Rechnungsergebniſſes 1952/53
mit 5 065 995, — DM . Ich halte es deswegen für erforder⸗
lich, daß in der nachfolgenden Einzelausſprache der Ausgaben
einzelne derſelben ſehr kritiſch zu prüfen ſind .

Im Voranſchlag ſind in meinen Augen nicht genügend
berückſichtigt die Notwendigkeit des Wiederaufbaues zer⸗
ſtörter Kirchen einerſeits und des Neubaues von Kirchen

und Gemeindehäuſern in den Stadtrandſiedlungen anderer⸗
ſeits . So wie in meiner Heimatſtadt Mannheim ſind auch
in vielen anderen Gemeinden die Verhältniſſe . Mit einigem
Bedauern habe ich davon Kenntnis genommen , daß der
innere Finanzausgleich heute noch nicht im Sinne des An⸗
trages der Städtekonferenz beſchloſſen werden kann . Ich ver⸗
ſchließe mich zwar nicht den Gründen der Aufſchiebung des⸗
ſelben , und ich empfehle deswegen auch den Antrag auf Vil —
dung einer einſchlägigen Kommiſſion , obwohl der innere
Finanzausgleich ein vordringliches Gebot iſt .

Präſident Dr . Umhauer : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich erteile dem Herrn Berichterſtatter das Schlußwort
und bitte , nochmals den Antrag zu verleſen , den der Finanz⸗
ausſchuß zum allgemeinen Finanzausgleich zwiſchen Landes⸗
kirche und Gemeinden gefaßt hat .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich möchte auf
die Einzelausführungen , die in der Generaldebatte gemacht
worden ſind , nicht eingehen und zwar wegen Zeitmangels ,
damit wir noch zu einer Ausſprache über die Einzelpoſitionen
kommen können , und behalte mir vor , dann noch einmal auf
die Dinge zurückzukommen .

Der Antrag zur Frage des Finanzausgleichs lautet :
Zur Prüfung und Ermittlung eines gerechten Vertei —

lungsſchlüſſels für die Rücküberweiſungen aus Einkom⸗
men⸗ und Lohnſteuer wird eine Kommiſſion gebildet ,
welche bis ſpäteſtens Herbſt 1954 der Landesſynode Bericht
erſtatten und Vorſchläge für einen neuen inneren Finanz⸗
ausgleich unterbreiten ſoll . Die Kommiſſion ſoll ſich wie
folgt zuſammenſetzen : drei Vertreter der Großſtadtge —
meinden , zwei Vertreter mittlerer Gemeinden , ein Ver⸗
treter der kleinen Gemeinden . Dazu drei von der Synode
zu wählende Mitglieder derſelben , ſowie als Vorſitzer der
Finanzreferent des Oberkirchenrats . Als Synodalver⸗
treter werden die Synodalen Dr. Schmechel , Dr . Bier
und Odenwald vorgeſchlagen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich nehme an , daß die Vertreter
der großen mittleren und kleinen Gemeinden von dieſen ſelbſt
benannt werden . Das iſt wohl auch die Auffaſſung des Herrn
Berichterſtatters .

Abgeordneter Zitt : Zur Geſchäftsordnung ! Ich möchte die
Frage ſtellen : Kann die jetzige Synode eine ſolche Kommiſſion
mit Lebensdauer für die neue Synode ſtellen ? Im Kleinen
Verfaſſungsausſchuß waren wir der Meinung , daß der Kleine
Verfaſſungsausſchuß mit der Lebensdauer dieſer Synode zu
Ende geht .

Präſident Dr . Umhauer : Jawohl , das iſt richtig . Das iſt
dann aber ein Organ der Synode , und ſämtliche Organe der
Synode ſterben mit der Synode . Aber das , was hier vor —
geſchlagen wird , iſt kein Organ der Synode , ſondern ein über⸗
parteiliches Gremium der Intereſſenenten , und dazu können
wir ja unſere Delegierten entſenden , vorbehaltlich natürlich
der Beſchlußfaſſung der neuen Synode darüber , ob ſie nicht
andere Vertreter der Synode ſelbſt entſenden will . Alſo ich
habe keine Bedenken .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
Bei der nun folgenden Einzelberatung ruft der

Präſident die einzelnen Poſitionen auf . Bei der Poſition A
Laſten , Ziffer 5 „ Aufwendungen für Gebäude “ bittet

Abgeordneter Dr . Kuhn um einen Aufſchluß darüber , an
welchen Gebäuden dieſe Aufwendungen erfolgen ſollen .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : In den Erläuterungen zu
dieſem Haushaltsplan iſt ausgeführt , für welche kirchlichen
Gebäude dieſe Aufwendungen mit jährlich 550 000 DM ge⸗
macht werden ſollen . An erſter Stelle ſtehen die Häufer
Blumenſtr . 1 und Blumenſtr . 3. In dem erſteren Gebäude
befinden ſich die Dienſträume des Oberkirchenrats . Dieſes
Gebäude war durch Kriegseinwirkung ſehr ſtark beſchädigt .
Im Laufe der letzten Jahre wurden nun Inſtandſetzungs⸗
arbeiten ausgeführt , und zwar immer nur diejenigen , die
vordringlich waren . Wir haben z. Zt . auf dem Haus Blumen⸗



ſtraße 1 noch eine proviſoriſche Dachdeckung. Jeder größereSturm reißt die Ziegel hundertweiſe von dieſem Dach her⸗unter . Deswegen müſſen wir endlich daran gehen , dieſes Ge⸗
bäude ganz herzurichten .

Als zweites Gebäude ſoll das Gebäude in der Garten⸗
ſtraße neu erſtellt werden . In dem zu erſtellenden Gebäude
ſoll ein Studentenwohnheim eingerichtet werden . In den
Verhandlungen des Finanzausſchuſſes kam man zu dem Er⸗
gebnis , die hierfür vorgeſehene Aufwendung zu ſtreichen . Sie
fällt alſo weg.

Als drittes Gebäude iſt vorgeſehen ein Haus Ecke Turnſee⸗und Zaſiusſtraße in Freiburg . Hierbei handelt es ſich um
ein Bauvorhaben , das urſprünglich die Kirchengemeinde
Freiburg auszuführen gedachte . Im Laufe der zwiſchen der
Kirchengemeinde und uns geführten Verhandlungen hat ſich
ergeben , daß dieſer Aufbau zweckmäßigerweiſe auf Koſten
der Landeskirche durchgeführt wird , weil in dieſem Haus
Dienſtwohnungen für landeskirchliche Geiſtliche untergebracht
werden ſollen und weil die Kirchengemeinde Freiburg nur
in der Lage geweſen wäre , den Parterreteil des Gebäudes
mit eigenen Koſten zu finanzieren . In dem Parterreteil
ſollten Kindergartenräume untergebracht werden . Schließlich
ſollten aus Mitteln dieſer Poſition Beträge zur Verfügung
geſtellt werden für den weiteren Ausbau des Hauſes Char⸗
lottenruhe hier .

Zu Poſition B Zweckausgaben , Ziffer Ic ) erklärt
Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich nehme die Anregung

unſeres Freundes Lindenbach auf und möchte einen Antrag
ſtellen zu der Frage „Sachliche Amtsunkoſten “ . Beſonders
mißtrauiſche Leute haben dieſe 1½ Millionen , die als Kauf⸗
preis eingeſetzt ſind unter Ziffer 5 für die Blumenſtraße 1
gegenüber dem Unterländer Kirchenfonds kritiſch als eine
Theſaurierungspolitik angeſehen . Das braucht man nicht ſo
aufzufaſſen . Wenn man nämlich mit dieſer Erwerbung die
62 000 DM Miete erſpart , die im früheren Haushalt ein⸗
geſetzt waren , dann gibt das eine Entlaſtung von 62 000 DM
im Haushalt .

Dagegen bin ich der Meinung , wenn man 50 000 DM ein⸗
ſetzt für Unterhaltung in einem Zeitpunkt , wo man gleich⸗
zeitig im ſelben Haushalt 520 000 DM für Erneuerung der
Gebäude einſetzt , dann iſt das ein Mißverhältnis oder minde⸗
ſtens ein Schönheitsfehler . Ich ſtelle den Antrag , dieſen Be⸗
trag von 50 000 DM kwenigſtens für die nächſten Jahre zu
ermäßigen . Ich habe mir ausgerechnet , daß ſpäter als jähr —⸗
licher Unterhaltungsbeitrag bei einer Bauſumme von etwa
155 Millionen 15 000 DM gerechtfertigt ſind .

Ich bitte um Verbeſcheidung meines Antrags , der lautet ,den Betrag von 50 000 DM auf 5000 DM für dieſe beiden
Jahre zu ermäßigen . Ich bin bereit , den Betrag von 5000
DM auf 15 000 SM zu erhöhen .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Würde die Synode dem An⸗
trag der Herren Lindenbach und Dr Schmechel entſprechen ,
dann würde ſich das dahin auswirken , daß wir Arbeiten im
Innern unſeres Verwaltungsgebäudes , die wir als beſon⸗ders dringlich anſehen , nicht ausführen könnten . In unſerem
Haushaltsplan iſt unterſchieden zwiſchen laufender Unter⸗haltung der Dienſträume und dem Wiederaufbau dieſes
Gebäudes . Die 520 000 DM ſind nur für den Wiederaufbau
vorgeſehen . Unter die 50000 DM fällt u. a. die Herrichtung
unſeres Sitzungsſaales . Hier iſt von heute auf morgen die

Decke heruntergebrochen . Das hat uns veranlaßt, die In⸗
ſtandſetzung im Innern des Gebäudes weiterzuführen . Wirhaben bis jetzt mit Rückſicht auf die Benützung der Räume
im Innern nur gemacht , was unbedingt notwendig war und
alles zurückgeſtellt , was einigermaßen zurückgeſtellt werden
konnte . Aber im Laufe der Jahre ſind ſolche Schäden auf⸗
getreten , daß wir nicht umhinkönnen , dieſe Schäden nun der
Reihe nach zu beſeitigen . Dafür ſind dieſe Mittel vorgeſehen .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich bin der Mei⸗

nung , daß die Ausführungen des Finanzreferenten , daß es
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ſich nicht um ſogenannte Schönheitsreparaturen , alſo Tape⸗
zieren eines Zimmers und dergleichen handelt , ſondern um
völlige Ausmerzung der im Gebäude und Gemäuer noch
vorhandenen Krankheitskeime , deren Unterlaſſung ja nur
in noch größeren Reparaturen ſich auswirken würde , ge⸗
nügen , daß wir hier dem Antrag nicht ſtattgeben ſollten ,
ſondern die Durchführung dieſer gründlichen Reparatur jetzt
vornehmen ſollen .

Der Antrag des Abgeordneten Dr . Schmechel wird mit
großer Mehrheit abgelehnt . 8

Zu den Poſitionen VIII , IX und X, Jugendarbeit , Män⸗
nerwerk , Frauenarbeit erklärt

Abgeordneter Zitt : Ich möchte zu den aufgerufenen Poſi⸗tionen für meine Perſon die Erklärung abgeben , daß ich in
den Beſprechungen des Finanzausſchuſſes meine Zuſtimmung
ihnen vorenthalten habe . Das iſt geſchehen aus der Erwä⸗
gung , daß die Arbeit der Werke nur dann von Erfolg und
Verheißung iſt , wenn ſie unmittelbar in den Gemeinden
geſchieht . Einen erhöhten Einſatz von Kräften in den ſoge⸗
nannten , wie ich mich ausgedrückt habe , höheren Stäben
halte ich nicht für fruchtbringend . Im einzelnen möchte ich
hier nicht mehr auf die Begründung meiner Stellungnahme
eingehen , weil ich ſchon im FA überſtimmt worden bin , und
das wohl auch hier in der Synode geſchehen wird .

Abgeordneter Frank : Trotz der Worte , die vorhin Bruder
Schmechel im Blick auf die Werke geſprochen hat , möchte ich
doch noch einmal den Hebel anſetzen .

Es iſt vorgeſehen , daß neben einem Landesjugendwart auch
Jugendwarte für das Hinterland für Nordbaden und Mittel⸗
baden , nein , ſogar vier eingeſetzt werden . Dazu möchte ich
ſagen : Einer dieſer Jugendwarte in dieſen Bezirken bekäme
dann etwa 7 —8 Kirchenbezirke , überſchlagsweiſe 120 Ge⸗
meinden , und er hätte die Beſuchsmöglichkeit von 70 —80 ,
wenns hoch kommt 90 Gemeinden in einem Jahr . Er könnte
alſo in ſeinem Bezirk , wie wir es theoretiſch überſchlagen
haben , alle ein bis zwei Jahre einmal in der einzelnen Ge⸗
meinde aufkreuzen . Das Ziel ſeiner Arbeit würde wohl ſein ,
auf der einen Seite die Fugendarbeit in einer Geſamtaus⸗
richtung zu führen ; und er würde in Gemeinden , in denen
keine Jugendarbeit iſt , die Arbeit anſtoßen . Ich ſehe dabei
aber nur die Möglichkeit einer flüchtigen Begegnung und
einer ſpärlichen Berieſelung in der Einzelgemeinde , von der
ich und viele Pfarrer der Gemeinden wohl wenig oder nichts
erwarten . Der Schwerpunkt der Jugendarbeit liegt in der
Gemeinde . Geſchieht in der Gemeinde etwas , ſo iſt es gut ;
von auswärts , von höherer Ebene aus , kann es einfach nicht
gemacht werden . Darum iſt mein Vorſchlag , entweder einmal
den Verſuch mit einem dieſer — na , ſagen wir mal —
Gaugrafen zu machen . Dann vielleicht zwei Jahre zuſehen ,
wenn er ſich bewährt , dann die Sache weiter ausbauen , wenn
nicht , auch den Mut und die Ehrlichkeit zu haben zum Abbau .
Oder die Sache gar nicht erſt zu ſtarten , und das Geld nicht
etwa zu ſtreichen , ſondern für Beihilfen für die örtliche
Jugendarbeit einſetzen . Und zwar dachte ich daran , das Geld
zu verwenden für Freizeiten , die von ſeiten der Gemeinde⸗
jugend durchgeführt werden , oder für die Jugendheime in den
Kirchenbezirken , die dann den Gemeinden in den Kirchen⸗
bezirken zugutekämen .

Es gilt alſo : Keine Errichtung neuer zentraler landes⸗
kirchlicher Stellen , ſondern den Akzent darauf legen , daß
die Arbeit in der Gemeinde geſchehe , nicht etwa von oben
und auswärts und organiſiert , ſondern bei dem Grundſatz
bleiben : wo etwas aufgebrochen und vorhanden , da ſtärken
und helfen .

Landesbiſchof D. Bender : Es iſt für unſere Kirche wichtig ,
daß das Verhältnis der Gemeindearbeit , in der ohne Zweifel
das Schwergewicht der kirchlichen Arbeit liegt , zur über⸗
gemeindlichen Arbeit der Werke innerlich und äußerlich in
Ordnung ſich befindet . Daß hier Spannungen auftreten ,
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wiſſen wir , aber dieſe Spannungen haben nichts Unnormales

an ſich.
Auch möchte ich darum bitten , daß wir ſchon im Sprach⸗

gebrauch dieſem notwendigen , richtigen Verhältnis Rechnung

tragen . Man ſollte im Blick auf die Werke nicht von „ Stäben “
reden , weil dies Wort automatiſch gewiſſe Affekte auslöſt ,
denn Stäbe ſind Inſtitutionen , die planen und leiten , aber

nicht ſelber an der unmittelbaren Arbeit ſich beteiligen . In

unſeren Werken aber wird nicht nur geplant , ſondern den
Gemeinden unmittelbar gedient . Wer die Lebenszuſammen⸗
hänge einer Kirche nicht ganz verkennt , kann nicht leugnen ,
daß eine übergemeindliche Zuſammenfaſſung gewiſſer Ar⸗
beiten notwendig iſt . Es muß nur die übergemeindliche
Arbeit im rechten Verhältnis zur parochialen Arbeit bleiben .

Abgeordneter Bernlehr : Liebe Herren und Brüder ! Bei der

Poſition für die Evang . Jugendarbeit ſpringt beſonders die

Erhöhung von 139 311 DM eRechnungsergebnis auf 1. 4.
1952/53 auf 350 000 DM ebzw. jetzt 310 000 DM in die Augen .
Es iſt aber dabei zu bedenken , daß unter den 310 000 DM
allein 61000 DM Beihilfen ſind für Privatſchulen , die wir

für dringend notwendig halten , ſo daß nur 249000 DM für
die Jugendarbeit im engeren Sinne verwendet werden .

Ich bitte darum die Synode auch , dem Abänderungsantrag
zuzuſtimmen , den ich im Finanzausſchuß geſtellt habe und
der allgemein gutgeheißen wurde , die Bezeichnung der Po⸗
ſition VIII zu ergänzen und zu ſchreiben bzw. zu drucken :

„ Für die Evang . Erziehungs - und Jugendarbeit “ , nicht nur :

„ Für die Evang . Jugendarbeit “ .
Wenn man die Erläuterung lieſt , ſo könnte der Eindruck

entſtehen , als ob die hauptamtlichen Mitarbeiter des Landes⸗

jugendpfarramts ſehr vermehrt worden wären , namentlich
auch , was die eben erwähnten vier Landesjugendwarte an⸗

geht . Wir dürfen uns aber der Erkenntnis nicht verſchließen
und müſſen das , glaube ich, deutlich ſagen , daß es ſich hier
nicht um eine Vermehrung , ſondern um eine Reduzierung
handelt . Früher hatten wir Bezirksjugendwarte , deren Be⸗

züge zur Hälfte vom Kirchenbezirk getragen wurden . Jetzt
ſind von dieſen Bezirksjugendwarten , die ſehr gut garbeitet
haben , — ich erinnere da nur an den Lahrer Kirchenbezirk ,
wo in den meiſten Landgemeinden durch den Dienſt des
1. Bezirksjugendwarts Jungmännerkreiſe entſtanden ſind —

nur noch 4 Landesjugendwarte übrig geblieben . Und ich bitte

dringendſt , dieſe doch zu erhalten , wenn ſie auch ein großes
Aufgabengebiet haben ; denn wir alle wünſchen eine lebendige
junge Gemeinde . Und ich darf als Landpfarrer das aus⸗

ſprechen , daß wir ſehr dankbar ſind , wenn nun einer der
Mitarbeiter vom Landesjugendpfarramt in unſere Gemein⸗
den kommt . Ich ſtehe ſchon 25 Jahre in der Jugendarbeit und

habe immer Jugendarbeit gehabt , — Mädchen - wie Jung⸗
männerarbeit —, und wir haben den Eindruck , daß die Be⸗

ſuche der Jugendwarte und der Jugendſekretärinnen außer —
ordentlich fruchtbar und belebend für unſere Jugendkreiſe
ſind .

Darf ich noch hinzufügen , daß der Herr Finanzreferent
der Landeskirche auch ein wichtiges Wort zu dieſem Punkt
in den Beratungen des Finanzausſchuſſes geſagt hat . Ich
meine , die Landeskirche hätte ſehr zu danken für ſeinen
Grundſatz , den er in den Beratungen ausgeſprochen hat und

nach dem er auch handelt : „ Eine vorſichtige Ausgabenwirt⸗
ſchaft iſt Gebot einer verantwortungsvollen Haushaltsfüh⸗
rung ! Er hat ſich poſitiv und zuſtimmend geäußert zu all
den Ausgaben für die Jugendarbeit und geſagt , daß nach
ſeinem Eindruck , den er durch perſönliche Einſichtnahme in

Freizeitheime der Jugend gewonnen hat , da lebenswichtige
Aufgaben der Kirche angepackt werden , die unbedingt getan
werden müſſen !

Zum Männerwerk : Die Erhöhung der Ausgaben iſt vor
allem bedingt durch die Sozialſekretäre . Und da iſt zu fragen :
Will unſere Landeskirche eine Tür , die Gott geöffnet hat
zur Induſtriearbeiterſchaft hin , nicht nützen ? Ich meine , wir

haben auch da eine große Verantwortung . — Ferner : Wenn

Männerwochen von den Pfarrämtern angefordert werden ,
dann kann es ſein , daß zweihundert angefordert werden , und
weil nur 2 oder 3 Männer da ſind , die ſie halten können ,
etwa nur dreißig im Land gehalten werden können . Ich glaube ,
wir dürfen uns da nicht verſagen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Zum Antrag
Bernlehr iſt zu ſagen , daß , was er gewünſcht hat , ein Wunſch
des Ausſchuſſes war und die Bezeichnung heißen ſoll : „ Für
evangeliſche Erziehungs - und Jugendarbeit . “

Der Gedanke von Herrn Pfarrer Frank , daß anſtelle der

Zweckbindung der vorgeſehenen Ausgaben für Beſoldung an
die einzelnen Sekretäre der Betrag für die örtliche Jugend —
arbeit zur Verfügung geſtellt werden kann , iſt m. E. nicht
erfüllbar , weil er völlig die Organiſation einer Betreuung
der Jugendarbeit durch hauptamtliche Kräfte über den

Haufen werfen würde . Wenn wir ſchon einen ſolchen Um—
bau vornehmen wollen , dann bedürfte das einer gründlichen
Prüfung und Vorbereitung .

Ich will nicht verſchweigen , daß ich ſelbſt mit dieſem
Prinzip der verbeamteten Jugendwarte auf höchſter Ebene
der Landeskirche nicht einverſtanden bin . Ich bin der Mei —

nung und bleibe auch bei der Meinung bei gründlicher Über⸗

legung , daß zweckmäßiger wäre : Bezirkswarte , zur Hälfte
oder zu / beſoldet durch die Landeskirche und die weitere

Vergütung durch die Gemeinde . Sie wären m. E. näher ver⸗
bunden mit dem Leben der Jugend in den Gemeinden . Aber
die Mehrheit des Ausſchuſſes hat der jetzigen Vorlage zu⸗
geſtimmt .

Abgeordneter Frank : Ich habe zwei Anträge geſtellt : die

Zahlen zu reduzieren oder ganz zu ſtreichen . Den Landes⸗

jugendwart will ich laſſen und in eine m Bezirk einen Ver⸗
ſuch mit einem Jugendwart machen .

Berichterſtatter Abgegordneter Schneider : Ich muß als
Ergebnis unſerer eingehenden Beratungen ſagen , daß ent⸗
weder dieſes Aufgabengebiet wie vorgeſehen mit dieſen fünf
großen Kreiſen bewältigt werden muß , oder eben die Um⸗
geſtaltung auf Bezirksjugendwarte mit Beibehaltung einer
höheren Beteiligung der Landeskirche vorzunehmen iſt . Die
Mehrzahl hat dem erſten zugeſtimmt .

Landesbiſchof D. Bender : Ich glaube auch , daß ich für
meinen Bruder im Oberkirchenrat ſprechen kann , wenn ich
ſage , daß uns ſelber das Gefühl gegenwärtig iſt , daß es ſich
um einen Verſuch handelt , und daß wir nach nicht allzu
langer Zeit verſuchen , über das Funktionieren dieſes neuen
Planes Bilanz und Rechenſchaft zu geben .

Abgeordneter Kühlewein : Der Herr Landesbiſchof hat das
Wort ausgeſprochen , daß das Verhältnis zwiſchen über —
gemeindlicher und gemeindlicher Arbeit richtig ſein muß .
Wir haben , ich glaube vor drei Jahren , bei den Beratungen
des damaligen Voranſchlags gewünſcht , daß die Werke ihren
Apparat einſchränken und daß dadurch die Ausgaben ſinken .
Wenn ich die drei aufgerufenen Werke zuſammenzähle ,
komme ich auf eine Steigerung von 225 708 auf 458 500 DM .
Ich ſtelle feſt , daß das den Intentionen , die damals die
Landesſynode ausgeſprochen hat , widerſpricht . Beſchließen
wir heute nach dem Voranſchlag , dann beſchließen wir an⸗
ders , als wir vor drei Jahren gemeint haben , beſchließen
zu müſſen .

Zum beſonderen Fall der Jugendwarte mit großen Be⸗
reichen , dem ich auch ſehr ablehnend gegenüberſtehe , möchte
ich ſagen : wenn wir ſie im Stellenplan zu genehmigen haben ,
liegt die Verantwortung bei uns , ob wir es für möglich
und richtig halten , daß vier Jugendwarte über ſo große
Bezirke eingeſetzt werden und dann ſinnvoll arbeiten können .
Ich verneine das und möchte den Antrag ſtellen , dieſe vier
Stellen nicht für Jugendwarte überhaupt , aber wohl die
Landesjugendwarte für die vier großen Bezirke zu ſtreichen .

Oberkirchenrat Katz : Ich möchte doch nocheinmal unter⸗
ſtreichen , was Herr Pfarrer Bernlehr vorhin geſagt hat , daß



es ſich bei den vier Landesjugendwarten nicht um eine Ver⸗
mehrung handelt , ſondern um eine Konzentration . Die iſteinmal deswegen nötig , weil Bezirksjugendwarte in der not —
wendigen Zahl nicht zur Verfügung ſtehen . Es iſt eine
Utopie zu ſagen , wir wollen bei dieſem alten Syſtem blei⸗
ben. Dieſes alte Syſtem iſt zuſammengebrochen , auch nach
der finanziellen Seite hin ; denn die meiſten Kirchenbezirke
haben ſich geweigert , den 50igen Beſoldungsanteil aufzu⸗
bringen . Wir können einen Kirchenbezirk zu einer derartigen
Ausgabe nicht zwingen . Wenn die Jugendarbeit nicht an
einer entſcheidenden Stelle gehindert und abgebaut werden
ſoll , dann muß die Synode ſich entſchließen , dem Vor⸗
ſchlag , vier Landesjugendwarte anzuſtellen , zuzuſtimmen .
Der Bezirk , der dem einzelnen zugewieſen wird , iſt nicht
übermäßig groß ; es gehen ja die großen Städte ab : Mann⸗
heim , Karlsruhe , Pforzheim , Heidelberg und Freiburg . Wir
haben außerdem noch Bezirksjugendwarte , ſo daß auf einen
Landesjugendwart vier bis fünf Kirchenbezirke kommen . Die
übergemeindluhe Arbeit , gerade in der Jugendarbeit , kann
nicht entbehrt werden . Es iſt z. B. einem Gemeindepfarrer
nicht möglich , in Betriebe vorzuſtoßen und die Jungarbeiter
zu erfaſſen . Auch die Schülerarbeit muß übergemeindlich
getan werden . Die Arbeit des Bezirksjugendwartes beſteht
nicht in der Hauptſache darin , daß er herumreiſt und alle
beſtehenden Jugendkreiſe betreut . Wenn irgendwo eine leben —
dige Jugendarbeit durch den Ortspfarrer da iſt , kann es ſich
nur um gelegentliche Beſuche handeln . Er hat die Jugend⸗
arbeit anzuſtoßen . Ich habe im Ausſchuß geſagt , daß z. B.
im Bezirk Müllheim nicht ein männlicher Jugendkreis da
war , bis der Bezirksjugendwart gekommen iſt . Auch ein
Bezirksjugendwart über vier Kirchenbezirke kann an Stellen ,
an denen das Leben erſtorben iſt , in entſprechender Weiſe
ſich einſetzen . Ferner hat er die beſtehenden Mitarbeiterkreiſe
zuſammenzufaſſen , Mitarbeiterrüſten durchzuführen , die
Pfarrer und die ehrenamtlich in der Jugendarbeit Stehenden
zu beraten . Wenn dieſe Arbeit nicht durch einen Mann ge⸗
ſchieht , der immer wieder die Verbindung zu der Landes⸗
arbeit hat , dann werden Sie erleben , daß gerade die männ⸗
liche Jugendarbeit weitgehend erſtirbt . Was Bruder Zitt
und Frank dargeſtellt haben , iſt ein Idealzuſtand , der leider
weithin nicht zutrifft . Wir haben ſehr viele Amtsbrüder ,
beſonders ältere , die gerade die männliche Jugendarbeit nicht
mehr leiſten können . Und darum ſtellen Sie hier eine ganz
entſcheidende Weiche , wenn Sie etwa beantragen würden :
wir beſchränken uns auf den einen Landesjugendwart , den
wir bisher hatten , und im übrigen ſoll die Arbeit in der
Gemeinde geſchehen . Sie wird dann mehr und mehr erſterben .

Was den Vorſchlag auf Umbenennung der Ziffer VIII
betrifft , ſo iſt dazu nichts zu ſagen . Es entſpricht dieſer Poſi⸗
tion , daß man das Wort „ Erziehungsarbeit “ mit einbaut .

Abgeordneter Ritz : Zur Poſition CVIM , der einen An⸗
trag auf 30000, — DM Zuſchuß ſtellte , möchte ich kurz einige
Worte ſagen :

Ich bedaure ſehr die Entſcheidung des FA auf eine Gabe
von nur 15000 DM . Obwohl ich die Gründe akzeptiere , die
dafür ſprachen , möchte ich doch auch die andere Seite noch
etwas beleuchten , indem ich hinweiſen möchte auf die Segens⸗
ſpuren , die der CVSM in den letzten Jahrzehnten hinter⸗
laſſen hat . Der Nachwuchs unſerer Kirche ſtammt zu einem
großen Teil aus dieſen Kreiſen ; die anweſenden Mitglieder
der Synode werden das wohl im dankbaren Gedenken feſt —
ſtellen müſſen . Wenn auch in den letzten Fahren durch Fehl⸗
entſcheidungen im Blick auf den Bundeswart manche böſen
Dinge gekommen ſind , möchte ich aber doch ſagen , daß dies
nicht den Kern des CVIM berührt hat .

Es iſt ja nun Folgendes geſchehen : Einmal , der Kern iſt
geblieben und es kann alſo hier aufgebaut werden . Dann ,
die Sanierung der Finanzen und die ganze Umſtellung der
Leitung , Betreuung , Ausrichtung und Orientierung zur
Kirche hin , iſt als neuer Weg beſchritten worden .
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Als weiteres möchte ich noch ſagen : Man ſollte von der
Kirchenleitung aus den jetzt verantwortlichen Männern vom
CVom empfehlen : „ Den jetzt eingeſchlagenen Weg in Buße ,
Glauben und feſter Hand fortzufahren . “ Ich ſtelle nun den
Antrag , von den erwarteten 30000 DM doch mindeſtens
20 000 DM genehmigen zu wollen und bitte die Synode herz—⸗
lich, um die Annahme meines Antrages .

Abgeordneter Hauß : Ich wollte eigentlich der Kürze der
Zeit wegen nichts ſagen . Aber ich konnte nun nicht ſchweigen ,
weil mich die finanzielle Gebarung unferer landeskirchlichen
Werke ſchon ſeit Jahren beunruhigt . Wir haben vor drei
Jahren irgendwie eine Stoppverordnung beſchloſſen , die alſo
nicht eingehalten worden iſt . Das erweckt ja die berechtigte
Sorge , was wird in Zukunft geſchehen . Sie wird auch nicht
mehr eingehalten werden . Und da möchte ich nun hinweiſen
etwa auf die Art und Weiſe , wie wir es, auch bei einem
landeskirchlichen Werk , bei der Volksmiſſion immer verſuch⸗
ten zu halten . Und es iſt Ihnen wohl aufgefallen , daß gerade
dieſe Poſition die allergeringſte iſt . Das ſoll nicht ſagen , daß
wir hier am wenigſten zu tun hätten oder dieſe Arbeit ver⸗
nachläſſigt werden ſoll , ſondern das ſoll nur ſagen , daß wir
eine andere Auffaſſung unſerer Arbeit haben . Wir wollen
dieſe Arbeit durchaus auf dem Boden der ganzen Kirche
durchgeführt haben . Alles , was hier in der Kirche geſchieht ,
ſoll miſſionariſch ausgerichtet ſein . Ich will darüber kein
Wort mehr verlieren . Allmählich ſetzt ſich dieſer Gedanke
durch . Aber dieſe miſſionariſche Arbeit ſoll von unſerem Amt
angeregt werden , vertreten werden , ſoll geordnet werden , ſie
ſoll nur zu einem kleinen Teil von Beamteten unternommen
werden , ſie ſoll in der Hauptſache von freiwilligen Helfern
getan werden . Und ich möchte doch ſagen , daß man dieſen
Weg auch in den übrigen Arbeitszweigen aller kirchlichen
Arbeiten und Dienſte doch mehr verſuchen ſollte . Wir halten
auch Freizeiten . Ich habe jetzt ſeit 20. September ſieben Frei⸗
zeiten gehalten oder eingeleitet . Ich möchte dieſen Grundſatz
noch einmal ſehr unterſtreichen .

Dann ein Wort zu unſerem lieben Freund Ritz . Ich habe
auch im FA mich dagegen gewandt , daß dieſe 30 000 DM
ausbezahlt werden , und zwar aus Liebe zur Sache . Ich habe
zehn Jahre lang den badiſchen Jungmännerbund mit ſehr
geringen Mitteln durchgetragen mit Seufzen , Beten und
Bitten . Gerade dieſe Not hat unſere Arbeit lebendig er —
halten , und das muß jeder ſagen , alles , was wir in jener
Zeit erreicht haben mit geringen Mitteln , — wir hatten
weder Jugendwarte noch Sozialſekretäre , nur einen Bundes⸗
wart — daß das reich geſegnete Zeit war , und darum will
ich zum Jungmännerwerk ſagen , laßt euch nicht verleiten ,
den Weg der Verbeamtung zu gehen durch Anſtellung mög⸗
lichſt vieler Kräfte , ſondern tut das Werk auf echte geiſtliche
Weiſe und erbetet freiwillige Mitarbeiter aus Euren Reihen .

Landesbiſchof D. Bender : Ich muß doch eine kleine Korrek —
tur anbringen an dem, was Freund Hauß geſagt hat , wenn
er durch ſein Wort den Anſchein erweckt , als könne die Poſi⸗
tion , die für Volksmiſſion eingeſetzt iſt , ohne weiteres in
Vergleich geſetzt werden zu der Summe für die Werke . Denn
in der Summe der Werke iſt der Geſamtaufwand inbegriffen ,
während es ſich bei dem Betrag für die Volksmiſſion um
einen Zuſchuß handelt . Man könnte ein zutreffendes Bild
von dem Aufwand der Volksmiſſion nur dann gewinnen ,
wenn die Einnahmen und Geſamtausgaben hier vorgelegt
würden . Erſt dann könnte man feſtſtellen , ob die Volks⸗
miſſion im Vergleich mit den andern Werken ſparſamer
arbeitet .

Abgeordneter Hauß : Ich wollte nur ſagen , daß unſer
Jahresbudget 25 000 DM beträgt , daß alſo 15000 DWe aus
Opfern und Gaben unſerer Freundeskreiſe aufzubringen
wären und bis jetzt 11000 DM aufgebracht worden ſind .

Präſident Dr . Umhauer : Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor . Wir haben alſo über drei Anträge abzuſtimmen .

Der Antrag Bernlehr auf Ergänzung der überſchrift zu
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Titel VIII durch die Worte : „ Für die evangeliſche Erzie —
hungs⸗ und Jugendarbeit “ wird mit Mehrheit angenommen .

Abgeordneter Frank verzichtet auf ſeine Anträge , nachdem
Pfarrer Kühlewein einen anderen Antrag geſtellt hat .

Präſident Dr . Umhauer : Nach dem Antrag des Herrn
Pfarrer Kühlewein ſoll der eine Landesjugendwart bleiben
und die vier andern ſollen geſtrichen werden .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Heißt das , daß
das Geld ausgeſchieden werden ſoll oder daß Sie es in an—
derer Weiſe für die Jugendarbeit verwendet wiſſen wollen .
Das iſt entſcheidend für die Abſtimmung .

Abgeordneter Kühlewein : Das würde ich wünſchen .
Abgeordneter Dr . Köhnlein : Es dürfte klar ſein , daß die

paar geeigneten Kräfte , die wir haben , gehalten werden
müſſen . Und wenn der Antrag abgeändert wird , dann könnte
ich die Zuſtimmung nur geben , wenn dieſe Leute nun be⸗
ſtimmten Bezirken zugeteilt würden , vielleicht Bezirken , die
nicht in der Lage ſind , das zu finanzieren . Denn die wenigen
Kräfte , die wir haben , müſſen im Intereſſe der Sache er⸗
halten werden . ( Zuruf : Sehr richtig !)

Präſident Dr . Umhauer : Ich laſſe über den Abänderungs⸗
antrag , daß dieſe vier Stellen geſtrichen werden , aber keine
Anderung in der Geſamtſumme vorgenommen werden ſoll,
die unter Titel VIII angefordert iſt , abſtimmen .

Der Antrag wird bei 4 Enthaltungen mit Mehrheit ab⸗
gelehnt .

Und nun kommt der Antrag Ritz auf Erhöhung des Zu⸗
ſchuſſes an den CVIM von 15 000 auf 20600 DM .

Der Antrag wird mit Mehrheit abgelehnt .
Abgeordneter Dr . Barner : Zu Poſition XI Ziffer 1 möchte

ich folgendes bemerken : Ich komme gerade von der Landes⸗
tagung der Inneren Miſſion in Heidelberg . Dort wurde all⸗
gemein die Notwendigkeit erkannt , daß dem derzeitigen
Landeswohlfahrtspfarrer und Geſchäftsführer des Geſamt⸗
verbandes für Innere Miſſion in Baden ein theologiſcher
Mitarbeiter zur Seite geſtellt werden müſſe , da ſeine Geſund⸗
heit ſtark angegriffen iſt . Ich bitte , daß dieſem Tatbeſtand
von ſeiten der Kirchenleitung nach Möglichkeit Rechnung ge⸗
tragen wird .

Zur Poſition XII „ Für die Pflege der kirchlichen Muſik “
nimmt das Wort

Abgeordneter Dr . Hahn : Wir finden unter Ziffer 5 „ Auf⸗
wand für zu errichtende Bezirkskantorate “ . Sie wiſſen alle ,
daß wir ja leider nicht dazu gekommen ſind , das Geſetz über
Kirchenmuſik zu verabſchieden . Dieſe Ziffer ſetzt die Bezirks⸗
kantorate voraus , die nach dem erſten Vorſchlag des Ober⸗
kirchenrats errichtet werden ſollten . Nun waren wir uns alle
darüber einig , daß die Kirchenmuſik in unſerer Landeskirche
gefördert werden ſollte . Wenn ich nun recht verſtehe , würde
das bedeuten , wenn dieſer Titel in dieſer Form hier vor⸗
käme , daß bis zur Errichtung der Bezirkskantorate eben dieſe
Mittel nicht verwendet werden könnten . Wir ſollten einen
Wortlaut finden , auf Grund deſſen der Oberkirchenrat be⸗
rechtigt iſt , in einer angemeſſenen Weiſe , die der Anſicht der
Synode entſpricht , dieſe Mittel jetzt ſchon zur Förderung der
Kirchenmuſik in den Gemeinden einzuſetzen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich darf daran
erinnern , daß bei der geſtrigen Beratung bzw. Bericht⸗
erſtattung über das Kirchenmuſikergeſetz wir von zwei Grund⸗
prinzipien ſprachen , einmal das Prinzip der vollen Be⸗
zuſchuſſung im ganzen Land an jede Gemeinde , die den An⸗
trag ſtellt und einen Teil des Gehalts ſelbſt aufbringt , oder
das Bezirkskantorenſyſtem , daß Zuſchüſſe nur je einer Stelle
in einem Kirchenbezirk zuſtehen , weil der Bezirkskantor über⸗
gemeindliche Aufgaben mit erfüllt . Wenn wir nun der An⸗
regung von Herrn Profeſſor Hahn nachgeben würden und
von dieſen 40 000 DM , die eingeſetzt ſind , doch der einen
oder anderen Gemeinde , die ſich bewirbt , einen Zuſchuß geben
würden , dann würde das bedeuten , daß , wenn im Frühjahr
die Synode die endgültige Formulierung des Geſetzes nach

der Richtung der Bezirkskantorate vornehmen würde , dann
die Mittel dazu ſo gekürzt ſind , daß jedenfalls die Zahl der

Stellen , die dotiert werden können , dadurch reduziert wäre .
Ich würde , Herr Profeſſor Hahn , es für richtig halten , daß

wir dieſe 40 000 DM nicht anknappern , ſondern dafür ſor⸗
gen , daß in der Frühjahrsſitzung , vermutlich Mitte Avril ,
das Geſetz zur wirklichen endgültigen Beſchlußfaſſung und

Entſcheidung kommt . Und dann würden ſchon ab 1. April
dieſe Zuſchüſſe entweder der Kantoratsſtellen oder dann dieſe
Bezuſchuſſung auf Gemeindeanträge in Kraft treten . Ver⸗
geſſen Sie nicht , dieſe 40000 DM laufen auch erſt ab 1. 4.
1954.

Profeſſor D. Hupfeld : Die Abſicht deſſen , was Herr Pro⸗
feſſor Hahn geſagt hat , war lediglich die, daß nicht durch
eine Überſchrift eine Entſcheidung , die noch nicht getroffen
iſt , vorausgenommen wird . Es wird gleichſam ſchon ein Be⸗
griff infiltriert , der noch nicht von der Synode gebilligt iſt .
Das iſt die Tendenz deſſen , was Herr Profeſſor Hahn geſagt
hat .

Ich würde alſo ſagen , wir könnten einfach den Titel ver —
ändern , vorläufig , nur bis zur Frühjahrsſynode : Förderung
der Kirchenmuſik .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich meine , wir kommen
dem, was gewünſcht wird , noch beſſer bei , wenn wir den Titel
verändern : „ Aufwand für die Gewährung eines Kirchen⸗
muſikgeſetzes “.

Präſident Dr . Umhauer : Dieſer Vorſchlag ſcheint allgemein
Zuſtimmung zu finden . Dann würden wir alſo unter Ziffer
XII , 5 ſagen : „ Aufwand für die Gewährung eines Kirchen⸗
muſikgeſetzes . Und es bleiben die 40 000 DM .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
Zu den übrigen Poſitionen wird nicht das Wort ge⸗

wünſcht . Vor der Geſamtabſtimmung über den Haushalt
erklärt

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich möchte noch
zurückkommen , Herr Präſident , auf eine Anregung , die ich
gemacht habe und über die wohl noch eine Entſcheidung ge⸗
troffen werden ſoll . Das iſt einmal über die 1500 DM Über⸗
weiſung an die Theologiſche Fakultät . Das wird einer ein⸗
fachen Zuſtimmung der Synode bedürfen . Zum andern zur
Frage , die der FA vorgetragen hat , daß ein Kuratorium
für das Haus der Kirche nun beſtellt würde . Und dann
möchte ich noch nachholen , daß wir im FA geſtern beſchloſſen
haben , der Synode zu empfehlen , außer dem laufenden Zu⸗
ſchuß von 5000 DM für das Zinzendorfgymnaſium in
Königsfeld , den wir alle Jahre gegeben haben , doch auch
angeſichts der beſonderen Bauvorhaben , die durch den Brand
im eigentlichen Unterrichtshaus des Zinzendorfgymnaſiums
nun vor der Brüdergemeine liegen , aus den Beihilfen , die
wir beſchloſſen haben , 10 000 DM als verlorenen einmaligen
Zuſchuß überweiſen zu wollen .

Dieſe drei Dinge könnten vielleicht jetzt noch vor der Haupt⸗
abſtimmung beſchloſſen werden .

Dann ſind von einem Synodalen noch ſchriftlich zwei An⸗
fragen hier geſtellt worden , die ich vielleicht gleich beant⸗
worten darf . Die eine lautet : „ Was geſchieht mit einem
etwaigen Mehraufkommen 1953 ? “ Hier möchte ich feſtſtellen ,
—die Frage iſt an ihn offenbar von Zuhörern geſtellt wor⸗
den —, daß wir geſtern beſchloſſen haben , daß ein etwaiges
Mehraufkommen aus dem laufenden Rechnungsjahr 1952/53
für ein zweites Diaſporaprogramm , das auch die jungen
Aufbaugemeinden umfaſſen ſoll , zweckgebunden iſt .

Die zweite Frage lautet ſo, was mit dem Mehraufkommen
an Kirchenſteuer vom Einkommen 1954/56 gemacht werden
ſoll , ob etwa 80 %% zuſätzlich an die Kirchengemeinden aus⸗
geſchüttet werden , und daß doch ein Antrag hier feſtgelegt
werden ſoll . Hier iſt zu ſagen , daß ich auf dem Standpunkt
ſtehe , daß für evtl . Mehraufkommen 1954 und 1955 die neue
Synode zuſtändig ſein ſoll , und wir hier keinen Beſchluß
faſſen . ( Zuruf : Sehr gut ! )



Abgeordneter Dr . Hahn : Ich möchte ein Wort des Dankes
von ſeiten der Evang . ⸗theologiſchen Fakultät für den Betrag
ausſprechen , den die Synode uns genehmigen möchte . Wir
ſind ganz davon überraſcht worden , aber nehmen es gerne
an im Blick auf beſondere kirchliche und gottesdienſtliche
Aufgaben , die der Fakultät geſtellt ſind und für die ſie keine
Mittel aus Staatsgeldern ſonſt zur Verfügung hat . Ich
möchte alſo ſagen , daß wir dankbar dieſe Anerkennung un⸗
ſerer Arbeit in Empfang nehmen , und gleichzeitig zum Aus⸗
druck bringen , wie wir dieſe Mittel zu verwenden gedenken.
( Allgemeiner Beifalll )

Präſident Dr . Umhauer : Erſter Antrag : Das iſt die Zu⸗
ſtimmungserklärung dazu , daß 1500 DM ean die Theologiſche
Fakultät der Univerſität Heidelberg als Zeichen des Dankes
der Synode für Erſtattung des Gutachtens überwieſen
werden .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
Zweiter Antrag auf Errichtung des Kuratoriums für die

Verwaltung dieſes Hauſes .
Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
Und ſchließlich die Gewährung eines verlorenen Zuſchuſſes

in Höhe von 10000 DM ean das Zinzendorfgymnaſium in
Königsfeld aus dem Konto Beihilfe .

Der Antrag wird mit allen gegen eine Stimme ange⸗
nommen .

Nun kämen wir zur Geſamtabſtimmun g über
den Haushaltsplan in der jetzt beſchloſſenen Faſſung .

Der Haushaltsvoranſchlag wird mit allen Stimmen bei
4 Enthaltungen angenommen .

Und nun kommen wir zu dem Geſetz , das Sie auf den
letzten beiden Blättern der Vorlage finden . „ Geſetzent⸗
wurf über die allgemeinen kirchlichen Aus⸗
gaben und Einnahmen für die Rechnungsjahre 1954
und 1955“, das heißt vom 1. 4. 1954 bis 31. 3. 1956 .

Ich darf Herrn Pfarrer Schweikhart bitten , den Artikel 1
zu verleſen .

Abgeordneter Schweikhart :

Artikel 1
a) Die allgemeinen kirchlichen Ausgaben für die Rech⸗

nungsjahre 1954 und 1955 (1. 4. 1954 —31 . 3. 1956 )
werden auf Grund des angeſchloſſenen Voranſchlags
auf jährlich 18 703 740, — DM feſtgeſetzt .

b) Die allgemeinen kirchlichen Einnahmen für die Rech⸗
nungsjahre 1954 und 1955 (1. 4. 1954 — 31. 3. 1956 )
werden auf Grund des angeſchloſſenen Voranſchlags
auf jährlich 18 703 740, — DM feſtgeſetzt .

Der Artikel 1 wird ohne Ausſprache angenommen .
Abgeordneter Schweikhart :

Artikel 2
Als Steuergrundlagen für die in den Voranſchlags⸗

zeitraum 1. 4. 1954/56 fallenden Kirchenſteuerjahre gelten
die Urſteuern , die durch die von den zuſtändigen ſtaatlichen
Stellen gemäß Art . 12 Abſ .2 des Landes⸗ und Orts⸗

kirchenſteuergeſetzes zu erlaſſenden Verordnungen über die

Erhebung der Kirchenſteuer beſtimmt werden .
Der Steuerfuß ( Kirchenſteuerſatz ) beträgt für die

Kirchenſteuer als Zuſchlag zur Lohnſteuer und zur ver⸗

anlagten Einkommenſteuer für die Zeit vom 1. 4. 1954
bis 31. 3. 1956 ⸗ 10 v. H. ( der Lohnſteuer bzw . Ein⸗
kommenſteuer ) . Die Kirchenſteuer darf jedoch höchſtens
betragen :

1. bei Steuerpflichtigen der Steuerkl . 1 38

5 5 in

5 5 „ fI / 2895
85 1 „ 1½ % 8.

1 0 uis 268
„ II1/Aff 2,5 9 5

des ſteuerpflichtigen Einkommens .
Auch dieſer Artikel wird einſtimmig angenommen .
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Präſident Dr . Umhauer : Es iſt dann vom Ausſchuß der
Artikel 3 und 4 geſtrichen . Es folgt Artikel 5, der alſo nun
Artikel 3 heißt .

Abgeordneter Schweikhart :
Der Evang . Oberkirchenrat iſt ermächtigt , mit Geneh⸗

migung des Evang . Landeskirchenrats im Wege von
Kirchenanleihen für Rechnung der Evang . Landeskirchen⸗
kaſſe die Mittel aufzubringen , die nötigenfalls zur vor⸗
übergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der Evang .
Landeskirchenkaſſe benötigt werden , und zwar bis zum
Höchſtbetrage von insgeſamt zwei Millionen DM .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Nur eine Außerlichkeit , um
ganz korrekt zu ſein . Der Landeskirchenrat heißt „ Landes⸗
kirchenrat “, nicht „Evangeliſcher Landeskirchenrat “ .

Präſident Dr . Umhauer : Wir ſtreichen alſo in der zweiten
Zeile die Abkürzung „ Evang . “ vor „Landeskirchenrat “ . —
Ich darf annehmen , daß Sie mit dieſer Anderung einver⸗
ſtanden ſind und den Artikel 5, jetzt 3, annehmen .

Artikel 6 iſt wieder geſtrichen . Dann folgt Artikel 7 als
Artikel 4.

Abgeordneter Schweikhart :
Der Evang . Oberkirchenrat iſt ermächtigt , namens der

Vereinigten Evang . ⸗proteſtantiſchen Landeskirche Badens
oder einer ſeiner unmittelbaren Verwaltung unterſtellten

Stiftung oder Anſtalt für evang . Kirchengemeinden und
für im Sinne der Landeskirche arbeitende evang . Körper⸗
ſchaften , Anſtalten und Vereine zum Zwecke der Auf⸗
nahme von Darlehen für die Erſtellung oder den Umbau
kirchlicher Gebäude oder für eine Umſchuldung Bürg⸗
ſchaften nach 88 765 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuches zu
übernehmen .

Die Geſamtſumme der auf Grund geſetzlicher Ermäch⸗
tigungen übernommenen und noch gültigen und der wei⸗
ter zu übernehmenden Bürgſchaftsverpflichtungen darf
den Betrag von 3 Millionen DM nicht überſteigen .

Auch dieſer Artikel 4 wird ohne Ausſprache angenommen .
Präſident Dr . Umhauer : Nun kommt Artikel 8, künftig 5.
Abgeordneter Schweikhart :

Sollte bis zum 31. März 1956 das Geſetz über die all⸗
gemeinen kirchlichen Ausgaben für das Rechnungsjahr
1956 (1. 4. 1956 — 31. 3. 1957 ) und ihre Deckungsmittel
ſamt Voranſchlag für den Haushaltszeitraum 1. 4. 1956 /
1957 noch nicht durch die Landesſynode beſchloſſen ſein ,
ſo können alle Ausgaben perſönlicher und ſachlicher Art
in den gleichen Beträgen mit /12 pro Monat fort⸗
bezahlt werden , wie ſie im vorliegenden Voranſchlag
nebſt etwaigen Nachträgen dazu bewilligt worden ſind .

Der Artikel 5 wird ohne Ausſprache angenommen .
Präſident Dr . Umhauer : Und dann kommt der Artikel 9,

jetzt 6:

„ Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1954 in Kraft . “
Artikel 10 käme als Artikel 7:

„ Der Evang . Oberkirchenrat wird mit dem Vollzug
dieſes Geſetzes beauftragt . “

Beide Artikel werden ohne Ausſprache angenommen .
Vor der Geſamtabſtimmung über das Geſetz erklärt

Abgeordneter Dr . Uhrig : Nur ein kurzes Wort des Dankes
im Namen der Mutterhäuſer , für die Sie vorhin 10 000 DM

bewilligt haben . Es iſt meiner Aufmerkſamkeit entgangen ,
daß das geſchehen iſt , aber ich möchte jetzt den Dank aus⸗
ſprechen . Ich ſpreche nicht nur für Nonnenweier . Auch
Pfarrer Hammann , der heute dienſtlich verhindert iſt , hat
mich gebeten , und ich bin feſt überzeugt , daß auch die anderen
Mutterhäuſer ſich dieſem Dank anſchließen .

Wir danken dafür , daß die Synode und die Landeskirche
annerkennen , daß wir denſelben gemeinſamen Dienſt leiſten ,
und daß Sie alſo bereit ſind , an unſerer Not , auch an unſerer
finanziellen Not mittragen zu helfen . Ich darf den herzlichen
Dank dafür ausſprechen , und ich möchte auch das noch ſagen ,
— Bruder Hammann hat mich dazu ermächtigt — die
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Mutterhäuſer , die finanziell beſſer geſtellt ſind , ſind nicht der

Meinung , daß nun ſchematiſch nach der Kopfzahl der

Schweſtern oder ſonſt nach der Zahl verteilt werden ſoll ,
ſondern es wird anheimgeſtellt , im Verhältnis zu dem Be⸗

dürfnis auszuzahlen .
Dank alſo für die Bereitwilligkeit , unſere Not zu ſehen und

zu helfen , das iſt uns eine weſentliche Aufmunterung . Und

dafür herzlichen Dank .
In der Geſamtabſtimmung wird das Geſetz uber

die allgemeinen kirchlichen Ausgaben und Einnahmen für
die Rechnungsjahre 1954 und 1955 in der feſtgelegten Faſſung

einſtimmig angenommen .
II .

Berichterſtatter Abgeordneter Zitt : Zum erſten Male nach

längerer Unterbrechung werden der Synode die Vor⸗

anſchläge der Zentralpfarrkaſſe und der ſog .
unmittelbaren Fonds ( Unterländer Ev. Kirchenfonds ,
Ev. Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim , Ev. Stiftſchaffnei Lahr
und St . Jakobsfonds Gernsbach ) für den Zeitraum vom 1. 4.

1954 bis 31. 3. 1956 , alſo die Rechnungsjahre 1954 und 1955 ,

vorgelegt . Aus dem Vorbericht , der in Ihren Händen iſt ,

geht hervor , daß das Vermögen der einzelnen Fonds und

die Einkünfte der Zentralpfarrkaſſe ſtiftungsgemäß zu er⸗

halten und zu verwalten ſind . Ebenſo ſind die Erträgniſſe

nach Abzug der Ausgaben für die Erhaltung und Verwal⸗

tung der Vermögenswerte , das ſind im weſentlichen Wald ,

landwirtſchaftlicher Grund - und Hausbeſitz , zweckgebunden

zu verausgaben . Der vorübergehende Einnahme⸗Überſchuß
der Evang . Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim in Höhe von

66 500, — DM ewurde und wird der Evang kirchlichen Kapi⸗

talienverwaltungsanſtalt zugeführt , die aus ihren Weitteln

Darlehen zu Bauzwecken mit 4 “ iger Verzinſung und 10⸗

Woeiger Amortiſation an die Kirchengemeinden gewährt . Die

rückfließenden Gelder werden den Fondszwecken wieder un⸗
mittelbar dienſtbar gemacht . Bei einem genauen Durchgang
der Einzelpoſten der Haushalte , denen die Rechnungsergeb —

niſſe der vorhergehenden Rechnungsjahre zugrundeliegen ,
und durch die dazu vom Finanzreferenten des Evang . Ober⸗

kirchenrats gegebenen Erläuterungen konnte ſich der Finanz⸗

ausſchuß überzeugen , daß die Fonds mit größter Sorgfalt
und Verantwortlichkeit ihrem Stiftungszweck gegenüber ver —

waltet werden .
Der Finanzausſchuß beantragt deshalb :

Hohe Synode wolle die vorgelegten Voranſchläge der

Zentralpfarrkaſſe und der ſog. unmittelbaren Fonds nach

Form und Inhalt genehmigen .
Der Antrag des Finanzausſchuſſes wird ohne Ausſprache

einſtimmig angenommen .

III .

Präſident Dr . Umhauer : Punkt III der Tagesordnung :
„ Bekanntgabe und Bericht des Prüfungsausſchuſſes über die

Prüfungsbeſcheidung und Rechnungsab⸗
ſchlüſſe des Rechnungsprüfungsamtes bzgl . der Rech⸗

nungen der Evang . Landeskirchenkaſſe , der Evang . Zentral —

pfarrkaſſe , des Evang . Landeskirchenfonds und der ſog . un —
mittelbaren Fonds “ uſw .

Berichterſtatter Abgeordneter Odenwald : Dem Prüfungs⸗
ausſchuß iſt die Rechnung über die Landeskirchenkaſſe Karls⸗

ruhe ſowie die Rechnungsabſchlüſſe und die Vermögens —
ſtandsdarſtellungen , ferner die Prüfungsbeſcheide ſämtlicher
landestircſicher Fonds und Kaſſen mit den Prüfungsbeſchei⸗
den , Rechnungsabſchlüſſen und Vermögensſtandsdarſtellun⸗
gen zugegangen . Es handelt ſich um 13 Kaſſen . Die Prüfung
hat zu weſentlichen Anſtänden keinen Anlaß gegeben . Ich
darf vielleicht auf die Zahlen , die aus den Rechnungsab —
ſchlüſſen und den Vermögensſtandsdarſtellungen ermittelt
worden und in einer Überſicht dem Bericht angeſchloſſen ſind ,
verweiſen . Es wird der Kürze der Zeit wegen wohl nicht
darauf abgeſehen werden , dieſe Zahlen bekannt zu geben .

Sitzung

Vielleicht darf ich nur den Schlußſatz des Prüfungsbeſcheids

zur Kenntnis geben , welcher lautet :

„ Auf Grund der zu den einzelnen Rechnungen ergan⸗

genen Prüfungsbeſcheide des Rechnungsprüfungsamts
und der vom Prüfungsausſchuß vorgenommenen Durch⸗

ſicht der Rechnungen der Landeskirchenkaſſe und der Rech⸗
nungsabſchlüſſe wird beſtätigt , daß die eingangs dieſes

Berichts genannten Rechnungen den Vorſchriften ent⸗

ſprechend geführt und zu weſentlichen Beanſtandungen
keinen Anlaß geben .

Der Prüfungsausſchuß empfiehlt , Hohe Synode möge
dem Evang . Oberkirchenrat für die eingangs dieſes Be⸗

richts genannnten Rechnungen Entlaſtung erteilen .

Dem Bericht liegt auch eine Vergleichsüberſicht über Ein⸗

nahmen und Ausgaben der einzelnen Kaſſen vor , in der
feſtgeſtellt iſt , bei welchen Poſitionen Überſchreitungen der
Haushaltsplanſätze vorliegen , oder wo Erſparniſſe erzielt
worden ſind bzw. Minderausgaben . Bei der Landeskirchen⸗

kaſſe betragen die Mehrausgaben 785 845 DM , die Minder⸗

ausgaben 669 000 DM , alſo eine Mehrausgabe von 120 000

DM . Es handelt ſich hier hauptſächlich um zwangsläufige

Mehrausgaben durch Gehaltserhöhungen uſw . Der Prü⸗

fungsausſchuß bzw. der Finanzausſchuß hatte keinen An⸗

laß , irgendwo formelle Beanſtandungen zu erheben .
Präſident Dr . Umhauer : Soweit ich ſehen kann , gibt es

keine Vorſchrift , wonach die Synode dem Oberkirchenrat für

dieſe Rechnungserledigung Entlaſtung zu erteilen habe . Ich

ſchlage Ihnen deshalb vor , wir nehmen den Bericht des

Prüfungsausſchuſſes mit Befriedigung zur Kenntnis und

danken dem Oberkirchenrat und ſeinen Beamten für die

vorzügliche Arbeit , die geleiſtet wurde bei der Durchführung
der Rechnungs - und Verwaltungsarbeiten . ( Allgemeiner
Beifall ! )

Ihr Beifall zeigt mir , daß Sie mit meinem Vorſchlag ein⸗

verſtanden ſind .
＋

Präſident Dr . Umhauer : Damit ſind wir am Ende unſerer

Tagesordnung angelangt . Gleichzeitig aber auch am Ende

unſerer Aufgabe als Landesſynode . Da ſcheint es mir an⸗

gezeigt , daß wir einen Augenblick ſtillſtehen und zurückſchauen

auf die Zeit , die wir miteinander gearbeitet haben , und

prüfen , was in dieſer Zeit an Arbeit geleiſtet worden iſt .
Da glaube ich, wir können aus doppeltem Grund zufrieden
und dankbar ſein . Einmal um deswillen , daß uns während
der ganzen ſechs Jahre die Einigkeit im Geiſt und das gegen⸗

ſeitige Verſtändnis , der Wille des Einzelnen , den Wünſchen
des andern Rechnung zu tragen und auf das Wort des an⸗

dern zu hören , in reichlichem Maße geſchenkt worden iſt .

Zum andern aber auch eine ſachliche Befriedigung darüber ,
was geleiſtet worden iſt . Ich darf einen kurzen Überblick

über die wichtigſten Aufgaben geben , die wir hinter uns

gebracht haben .
Und da nenne ich an erſter Stelle Teilſtücke der neuen

Kirchenverfaſſung , die wir unter Dach und Fach gebracht
haben , und zwar in Form von beſonderen Geſetzen , die ſpäter
zuſammengeſtellt die neue Grundordnung für die Kirche
bilden ſollen . Da iſt in erſter Reihe das Leitungsgeſetz ,
ferner das Pfarrſtellenbeſetzungsgeſetz , drittens das Geſetz
über die Beſtellung der Dekane und Dekanſtellvertreter ,
viertens ein Umbau des Wahlgeſetzes , das die vorläufige

Synode bereits beſchloſſen hat , aber ein Umbau , der nicht

unerhebliche und wichtige Beſtimmungen getroffen hat . Ich

darf darüber hinaus erinnern , daß wir ein Geſetz über die

Vorausſetzungen für die Erlangung eines geiſtlichen Amtes

verabſchiedet haben ; ferner ein Geſetz über die parteipoli⸗
tiſche Betätigung der Pfarrer und anderer kirchlicher Diener ;
ein Geſetz über die Auswirkung der Eheſcheidung bei Pfarrern
und anderen kirchlichen Dienern . Weiterhin haben wir mit⸗

gewirkt bei der Einführung neuer Lehr - und Geſangbücher ,
erſtens haben wir den „Schild des Glaubens “ als neue
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bibliſche Geſchichte beſchloſſen , zweitens das neue Geſangbuch,
drittens eine neue Kirchengeſchichte , wenn ſie auch noch nicht
die endgültige Form gefunden hat , die ja erſt durch eine
Kommiſſion feſtgelegt werden ſoll . Aber immerhin die Be⸗
ſchlußfaſſung durch die Landesſynode iſt abgeſchloſſen . Schließ⸗
lich die Einführung der erweiterten Liturgie .

Wir haben dann , was gleichfalls in dieſem Zuſammen⸗
hang Erwähnung verdient , die Evang . Akademie hier in
Herrenalb errichtet . Und wir haben zwei Hauptberichte und
drei kirchliche Voranſchläge mit all den umfangreichen damit
zuſammenhängenden Arbeiten unter Dach und Fach gebracht .

Ich erwähne nicht die Vielzahl der kleineren Geſetze , der
außerordentlich zahlreichen Anträge und Bittſchriften , die
wir mit Eifer und Fleiß und teilweiſe unter großem Zeit —
aufwand erledigt haben .

Ich meine , dieſe Aufzählung unſerer hauptſächlichſten Ar⸗
beiten darf uns mit Befriedigung erfüllen und mit Dank
dafür , daß es uns vergönnt war , hier wichtige Stücke der
kirchlichen Arbeit hoffentlich zum Segen der Kirche zu Ende
zu führen .

Und nun trennen wir uns . Es wird nur ein Teil der
Herren , die mit uns ſechs Jahre gearbeitet haben , wieder —
kehren . Für diejenigen , die - nicht mehr wiederkehren , wird
es ſchmerzlich ſein ; denn wir hängen alle an dieſer Arbeit .
Aber wir hängen auch davon ab, ob wir berufen werden ,
berufen von den Organen , die uns hierher entſandt haben ,
und es hängt auch davon ab, ob wir noch die Kraft und die
Geſundheit haben , die Aufgaben zu erfüllen , die uns hier
geſtellt ſind . Ich perſönlich habe Ihnen ſchon einmal geſagt ,
ich glaube nicht , daß mein Alter und mein Geſundheitszu⸗
ſtand es mir erlaubt , weiterhin in dieſem Amt tätig zu ſein .
Ich will aber dieſe Gelegenheit dazu benützen , Ihnen zu
ſagen , mit wie hoher Befriedigung und Dankbarkeit gegen
Gott ich erfüllt bin dafür , daß ich ſeit dem Jahre 1932 mit
den Jahren der Unterbrechung durch das nationalſozialiſtiſche
Regime hier an dieſer Stelle als Präſident der Synode
wirken durfte . Es iſt für mich auch eine große Befriedigung ,
von zahlreichen Herren die Anerkennung für meine Arbeit

gehört zu haben . Nehmen Sie meinen herzlichen Dank da⸗
für . Nehmen Sie vor allen Dingen meinen Dank dafür , daß
Sie ſo eifrig mitgearbeitet und mitgeholfen haben , die
Geſchäfte der Synode zu einem gedeihlichen Ende zu bringen .
Beſonderen Dank ſchulde ich dem Präſidium , meinem Stell⸗
vertreter und meinem zweiten Stellvertreter ſowie den
Herren Schriftführern . ( Beifalll )

Nehmen Sie herzlichen Dank für die Arbeit , die Sie ge—
leiſtet haben , als Vorſitzende der Ausſchüſſe , als Bericht —
erſtatter der Ausſchüſſe und als Redner hier in der Synode .

Laſſen Sie mich auch herzlich Dank ſagen dem Büro der

Synode, unſeren Damen , die mit der größten Opferwillig⸗
keit bis tief in die Nacht bereit waren , die Schreibarbeiten
zu erledigen . ( Beifalll )

Auch dem Hauſe hier unter der Leitung der Schweſter
Eliſabeth und ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
ſagen wir aufrichtigen und herzlichen Dank für die hervor —
ragende mütterliche Betreuung , die wir hier gefunden haben .
( Beifall ! )

Damit bin ich am Ende . Ich wünſche Ihnen allen gute
Heimkehr und für die Zukunft alles Gute ! ( Allgemeiner
großer Beifall ! )

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Herr Präſident ! Ich habe
von den Ausſchußvorſitzenden , die Sie ja ausdrücklich ange —
[ prochen haben , den Auftrag bekommen , hier etwas zu ſagen .

Und ich bin feſt überzeugt , daß alle Synodale auch den
Wunſch haben , daß der Bewegung , mit der wir Ihre jetzigen
Ausführungen gehört haben , Ausdruck gegeben wird . Von

Anerkennung brauche ich wohl nicht mehr beſonders zu reden ,
denn wir haben wohl in jeder Tagung Ihnen gezeigt und
auch ausgeſprochen , wie wir Ihre Meiſterſchaft , in dem Prä —
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ſidium der Synode zu wirken , bewundert und dankbar an⸗
erkannt haben . Was uns vor allem bewegt , das iſt die von
Ihnen ausgeſprochene Meinung , daß Sie ſich im Hinblick auf
Ihre Geſundheit für die nächſte Synode nicht wieder zur
Verfügung ſtellen könnten . Wir haben ſicher kein Recht ,
Ihnen etwas zuzumuten , was Ihnen geſundheitlich ſchaden
könnte , Herr Präſident ! Aber Sie können verſichert ſein , daß
jeder von uns Ihr Ausſcheiden tief bedauern würde , auch
wenn er ſelbſt nicht mehr hier ſein kann , im Blick auf das
weitere Wirken der Synode . Wenn Sie ihr nicht vorſtehen
und ſie nicht zumindeſt in ihre Arbeit erſt einführen können ,
ſo wird ein jeder , der dann wieder da iſt , die Lücke, die durch
Ihr Fernbleiben entſtehen würde , ganz beſonders ſchmerzlich
empfinden .

Ich weiß , Herr . Präſident , Sie lieben es auch in ernſten
Dingen , nicht ohne einen Anflug von Humor zu ſein , und
wir ſind Ihnen oft auch gerade für den Humor beſonders
dankbar geweſen . So werden Sie es vielleicht auch verſtehen
und wird es Ihnen nicht unwillkommen ſein , wenn ich
Ihnen jetzt noch eines hinzufüge : Wir haben durch die Ent⸗
ſcheidung , die die Synode geſtern auf meinen Antrag über
den Antrag des Pfarramtes Münzesheim getroffen hat , uns
die Möglichkeit genommen , Ihnen eine lebenslängliche
Dienſtbezeichnung als Präſident zu verleihen ! Die kann nur
durch tätige Ausübung gerechtfertigt werden , und wir hoffen ,
daß Sie ſich dazu noch bereitfinden können .

Ich möchte ſchließen mit den Worten : Herzliche Bitte und
aufrichtigen Dank !

Landesbiſchof D. Bender : Liebe Brüder ! Der Überblick ,
den der Herr Präſident über die Arbeit der nun zu Ende

gegangenen Synode gegeben hat , hat uns noch einmal den
Weg zurücklaufen laſſen , den wir durchmeſſen haben . Ein
Urteil über die Arbeit , die wir getan haben , ſteht uns ſelbſt
nicht zu, ſondern dies ſteht zuletzt allein Gott zu, und er hat
ſo ſeine Inſtanzen mannigfacher Art , durch die er ſein Wohl⸗
gefallen oder ſein Mißfallen deutlich uns zukommen läßt .
Wenn auch die Arbeit der Synode in den Gemeinden nicht
die Beachtung gefunden hat , die wünſchenswert wäre , ſo iſt
ſie deswegen nicht in ihrer Bedeutung gemindert . Die Geſetze
vor allem , die den neuen Aufbau , die Neuordnung unſerer
Kirche betreffen , möchte ich vergleichen mit Zementblöcken ,
die heruntergelaſſen werden in einen nicht ganz ſicheren
Grund , um dort das Fundament zu bilden , auf dem dann
das Haus der Kirche gebaut wird , in dem das Leben der

Kirche ſtattfinden ſoll . Und wenn man auch von den Funda⸗
menten nichts mehr ſieht , nachdem ſie gelegt ſind , und man

ſie nicht beachtet , dann ändert das nichts an der Tatſache ,
daß auf ihnen das Haus ſteht , in dem man ein - und ausgeht .

Und das Andere , das Letzte , kann nur ein Wort des Dankes

ſein , daß Gott uns hat in den vergangenen Jahren wirklich
etwas ſchmecken und ſehen laſſen von ſeiner Gewalt , mit der
er ſo verſchiedenartige Leute , wie wir es ſind , nicht bloß
zuſammengehalten hat , ſondern — das glaube ich, für Sie
alle ſagen zu können — zuſammengeführt hat . Laſſen Sie ſich
nicht in dieſem herzlichen Dank über dieſes Wunder , das in
der Welt keine Parallele hat , dadurch beeinträchtigen , daß
dieſes unverdiente , unbegreifliche und immer wieder mit
Staunen entgegengenommene Geſchenk Gottes da und dort
im Lande eine andere Interpretation erhalten hat . Es iſt
nicht gut , das Wunder des Heiligen Geiſtes falſch zu unter⸗

pretieren . Und daß der Hl. Geiſt bei unſeren Tagungen da
war und uns geholfen und zurechtgeholfen hat , das werden
wir nicht vergeſſen . Und wie wir als Chriſtenleute in unſeren
Ehen , in unſeren Familien , in den Arbeitsgemeinſchaften ,
in denen wir ſtehen , realiter die Hilfe Gottes erfahren , die
wir nicht verdient haben , und die er uns oft faſt in einer

verzweifelten Weiſe aufdrängen mußte , ſo haben wir das

auch auf unſeren Synodaltagungen erfahren . Es iſt immer

ſo geweſen , daß ſich über uns , nachdem wir wie auf dem
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Apoſtelkonzil Acta 15 hart aneinandergeraten ſind , der Bogen
des Friedens geſpannt hat . Wenn ich zurückdenke , dann

ſchmerzt in dieſem Augenblick allerdings eine Wunde , das

iſt , daß unſer lieber Profeſſor Erik Wolf vor einiger Zeit

nicht mehr gemeint hat , ſich an der Arbeit der Synode be⸗

teiligen zu können . Aber auch da, liebe Brüder , hat Gott

geheilt . Das hat mir ſein Brief bewieſen , den er mir zum
60. Geburtstag geſchickt hat .

Ich wollte das in dieſer Stunde ſagen ; denn es ziemt uns

gerade in dieſen Dingen keine Vergeßlichkeit . Gott iſt ein
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wunderbarer Gott , und er hat auch auf unſerer Synode ſeine
Wunder getan . Und darum iſt das Letzte , daß wir ihm danken

und die Freudigkeit gewinnen , zu glauben und zu hoffen
und deſſen gewiß zu ſein , daß , was er getan hat , er weiter

tun wird , bis er ſeine Gemeinde ans Ziel gebracht hat .
Und nun wollen wir beten .

Landesbiſchof D. Bender ſpricht das Schlußgebet .
Der Schlußgottesdienſt fand in der Kapelle der

Evang . Akademie in Herrenalb ſtatt . Die Predigt hielt der

Herr Landesbiſchof .



Vorlage des Landeskirchenrats

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch - Protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1953 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

( A2. 25/0 )

Die Hinterhliebenenversorgung der Geistlichen betr .

Die Landessynode haf als kirchliches Gesetz

beschlossen , was folgt :

8 1

In 8 9 des Gesetzes , die Hinferbliebenenver -

sorgung der Geisflichen betr . ( Fassung vom 3. 11.

1940 , VBl . S. 51 ) erhälf Ziffer 1 folgenden Zusatz :

„ Haf eine witwengeldberechfigte Witwe

sich wieder verheiratet und stirbt der Ehe -

mann , so kann nach dessen Tod der Witwe

ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des bei

ihrer Wiederverheirafung erloschenen Wit —

Wengeldes widerruflich gewährf werden . Be -

züge aus inzwischen erworbenen Versor -

gungsansprüchen sind anzurechnen . “

9 2

Dieses Gesefz trift mit Wirkung vom

in Kraft .

Dieses Gesefz wird hiermif verkündet .

Karlsruhe , den 1953 .

Der Landesbischof :

Begründung :

Die Kirchenkanzlei der EKD haf unfer Bezug -
nahme auf ein von der Evangelisch - Lutherischen
Kirche in Bayern am 27 . 10. 1952 erlassenes Kir -

chengesetz über die Wiederverheirafung von

Wwitwengeldberechfigten Witwen bei den Lei -

tungen der Deufschen Evang . Kirchen in West -

deutschland auf verschiedene Anregungen hin

angefragt , ob eine entsprechende Regelung für

die Ostpfarrerwitwen verabredet werden soll .

Das erwähntfe bayrische Kirchengesefz enthälf

in 8 2 eine Regelung , die dem oben vorgeschla -

genen Zusatz zu 8 9 Ziffer I des badischen Ge -

setzes , die Hinferbliebenenversorgung der Geist -

lichen betr . , entspricht . Eine inhalflich im we⸗

sentlichen übereinstimmende Regelung haf das

Deufsche Beamfengesetz in 8 133 Abs . 3 getrof -
fen . Eine diesbezügliche Bestimmung isft nun

auch in das Bundesbeamfengesetz von 14. Juli

1955 in § 164 Abs . 3 aufgenommen worden .

Für die kirchlichen Beamten gilf diese staat -

liche Regelung der Witwenversorgung entspre -
chend ( Vergl . 8 4 der VO des Ratfes der EKD vom
2. 5. 1946 , VBl . S. 20 , in Verbindung mit 8 2 der

Kirchenbeamfenordnung der DEK v. 13. 4. 1939 ,
VBl . S. 100) .

Der Evang . Oberkirchenrat isft geneigt , zu der

von der EKD angeregten Versorgung der wie -

derverheirafefen Ostpfarrerwitwen nach Auflö -

sung der neuen Ehe durch den Tod des Ehe -

mannes in bejahendem Sinne Stellung zu neh -

men . Er ist jedoch der Meinung , daß eine ent -

sprechende versorgungsrechfliche Bestimmung
zunächst allgemein für die Pfarrwitwen im Raum

unserer Landeskirche gesefzlich eingeführtf wer⸗
den soll .

Die darüber hinaus von der Kirchenkanzlei

der EKD unter Bezugnahme auf das bayrische

Kirchengesetz vorgeschlagene Kapitalabfindung
für die witwengeldberechfigte Witwe derarf , daß
diese im Falle ihrer Wiederverheiratung eine Zu -

wendung bis zur Höhe eines Jahresbetrages ihres

bisherigen Witwengeldes erhalten kann , soll
nach Meinung des Evang . Oberkirchenrats nicht
in unser kirchliches Recht aufgenommen wer -
den . Das Beamtfenrecht kennt einen derarfigen
Tatbestand ebenfalls nichf . Die entsprechenden
Bestimmungen im Bundesversorgungsgesetz und
im Angestelltenverfragsrechtf gehen nach Auffas -

sung des Evang . Oberkirchenrats von Voraus -

setzungen aus , die für die Pfarrwitwe im Falle
ihrer Wiederverheiratung in der Regel nicht zu -
treffen .





Vorlage des Landeskirchenräts
Anlage 2

an die

Landessynode der Vereinigten Evangelisch - Protestantischen Landeskirche Badens
im Herbst 1953 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .
( A2. 25/1 )

Die Anstellung und die Dienstverhältnisse der Kirchenmusiker Kirchenmusiker -
gesetz ) betr .

Die Landessynode haf als kirchliches Gesefz

beschlossen , was folgt :

8 1

Als haupfamflicher Kirchenmusiker ( Kanfor )
einer Gemeinde der Vereinigten Evangelisch -
Protesfanfischen Landeskirche Badens kann nur
angestellt werden , wer nach Maßgabe dieses
Gesetzes ein Zeugnis über die Anstellungs -
fähigkeif besifat .

82

Das Zeugnis über die Anstellungsfähigkeift wird
vom Amt für Kirchenmusik beim Evang . Oberkir -
chenrat an solche Kirchenmusiker verliehen , die
ihre kirchenmusikalische Befähigung durch Ab -

legung der erforderlichen Prüfungen und Ablei - ⸗

stung der durch Bekanntmachung vom 17. 12.
1952 VBl . S. 80 ) angeordneften Prakfikantenzeit
für Kirchenmusiker nachgewiesen haben und in
kirchlicher und sittlicher Hinsicht zur Bekleidung
des Kirchenmusikeramfes geeignet erscheinen .

88
I. Die kirchenmusikalische

nachgewiesen :

a) für hauptamtliche Kirchenmusiker ( Kantoren )
durch ein Zeugnis über die am Kirchenmu -

sikalischen Insfitut der Landeskirche oder

einem gleichgesfellten Institut abgelegte
A- Ooder B - Prüfung sowie durch den Nach -

wWeis über eine zweijährige Prakfikanfenzeif

Befähigung vird

mit einer praktischen Abschlußprüfung im

Sinne der Bekanntmachung des Evang .
Oberkirchenrats vom 17. 12. 1952 ( VBl . S. 80 ) ;

für nebenamtliche Kirchenmusiker ( Orga -
nisten oder Chorleifer ) durch das Zeugnis
über die am Kirchenmusikalischen Instifut

der Landeskirche oder einem gleichgestell -
ten Institut abgelegfe C- Prüfung .

Das Orgelzeugnis einer Akademie für Lehrer -

bildung , eines Pädagogischen Insfituts oder

einer gleichgesfellten Anstfalt berechfigt nur

zur Ubernahme eines nebenamflichen Organi -
stenamtes .

8. Wer keine der in Absafz 1 und 2 genannten

Befähigungsnachweise besifzt , darf nur als

Hilfsorganist angestellf werden .

8 4

Zur kirchlichen Eignung für die Bekleidung
eines Kirchenmusikeramfes gehörf auch die Kir -

chenmitgliedschaft . Mit dem Kirchenaustrift er -
lischt die Anstellungsfähigkeit .

E

D

95
1. Die Verleihung des kirchlichen Zeugnisses

über die Anstellungsfähigkeif ist vom Bewerber
bei dem Amtf für Kirchenmusik beim Evang .
Oberkirchenrat zu beantragen .

2. Dem Antrag sind beizufügen :
à) das Prüfungszeugnis ,
b) ein handgeschriebener Lebenslauf ,
o) der Taufschein ,
d) der Konfirmafionsschein ,
e) ein pfarramfliches Zeugnis über die Be -

teiligung des Antragstellers am kirch -
lichen Gemeindeleben ,

) für die Anstellung als haupftamflicher
Kirchenmusiker ( Kanfor ) der Nachweis
und ein Zeugnis über eine mindestens

zweijährige Gemeindepraxis als Kir -

chenmusiker ,
9) ein polizeiliches Fkührungszeugnis .

8 6
Das von einer anderen Landeskirche verliehe -

ne Zeugnis über die Ansfellungsfähigkeif eines

haupfamflichen Kirchenmusikers wird vom

Evang . Oberkirchenrat im Falle gleichwerfiger
Voraussefzungen für die Anstellungsfähigkeif
anerkannt .

8. 7

Hauptamtfliche Kirchenmusiker , die sich bei
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits länger als
fünf Jahre im kirchenmusikalischen Diensf in

einer Gemeinde bewährt haben , erhalten das

Zeugnis über ihre Anstfellungsfähigkeif ohne An -

trag .
8 8

Bei Mangel an geeignefen hauptamflichen Kir -
chenmusikern und mif besonderer Genehmigung
des Evang . Oberkirchenrats kann das Kantoren -

amt in einer Gemeinde auf begrenzte Zeit auch

von einem nebenamtlichen Kirchenmusiker ver -
Walftet werden , der die Anstellungsfähigkeif
nicht besifat .

89
Die Anstellungsfähigkeif gehf verloren :

à) bei Kirchenaustrift oder bei Ubertrift in eine

andere Religionsgemeinschaft ,
b) wenn der Anstellungsfähige seit mehr als

fünf Jahren kein Musikeramt bekleidef hat ,

c) bei einer durch rechtskräftige disziplinarge -
richfliche Entscheidung ausgesprochenen

Dienstenflassung ,

d) bei einer Auflösung des Angesfelltenverhält -
nisses durch außerordenfliche Kündigung



aus wWichfigem Grund , wenn Tatsachen vor -

liegen , die den Kirchenmusiker nicht mehr

als zur Bekleidung des Kirchenmusikeramtes

sittlich und fachlich geeignet erscheinen las -

sen und bei einem Kirchenmusiker im Be -

amtenverhälinis zu seiner disziplinargericht -
lichen Dienstenflassung führen würden .

8 10

1. Die in den Dienst einer Kirchengemeinde

tretenden Kirchenmusiker werden vom Kirchen -

gemeinderaf nach vorheriger Genehmigung des

Evang . Oberkirchenrats angestellt .
2. Bei der Besetzung haupfamtflicher Kirchen -

musikerstellen sind in erster Linie Kirchenmusi -

ker zu berücksichfigen , die ihre fachliche Aus -

bildung am Evang . Kirchenmusikalischen Insfi -

tut in Heidelberg erlangt haben .

3. Die Anstellung haupfamflicher Kirchenmu -

siker ( Kanforen ) erfolgt auf Grund der Tariford -

nung A für Angestellte im ö6ffenflichen Dienst .

4. Der endgültigen Ansfellung haf eine Probe -

zeit von sechs Monafen vorauszugehen .
5. Bewährte Kanforen sollen nach ausreichen -

der Dienstzeit von den Kirchengemeinden in

das Beamtenverhälfnis übernommen werden .

6. Der Evang . Oberkirchenrat sefzt die Höhe

des Mindesfeinkommens für das Kanforenamf

fest und stellt Richtsätze für die Besoldung der

Kanforen und die Entlohnung der nebenamtflich

geleisteten Kirchenmusikerdienste auf .

8 11

1. Haupfamfliche Kirchenmusiker führen die

Amtsbezeichnung „ Kanfor “ . Alle anderen Inha -

ber eines kirchenmusikalischen Amtes heißen

„ Kirchenmusiker “ .
2. Bei Verteilung des nebenamtlichen Kir -

chenmusikerdienstes auf mehrere Personen ist

zwischen „ Organist “ und „ Chorleiter “ zu unter -

scheiden .

3. Bei Verteilung der nebenamflichen Kir —

chenmusik beim Evang . Oberkirchenrat Vergl .

§ 17) führt die Amtsbezeichnung „ Bezirkskantor “ .

8 12

1. Das Kirchenmusiker - und Kanforenamf um -

fabt die Ausübung und Pflege der gesamfen
Kirchenmusik in der Kirchengemeinde .

2. Der Kirchenmusiker untersteht :

à) der Dienstfaufsicht :

Die Dienstaufsicht umfaßft die Befolgung
der kirchlichen Gesefze und Anordnungen
über die äubere Versehung des Dienstfes so -

wWie die in der Kirchengemeinde für die Aus -

übung des Kirchenmusikeramfes bestehen -

den liturgischen Ordnungen und besonderen

Bestimmungen .
Die Dienstaufsicht führf hinsichflich der

gottesdiensflichen Ordnung der Gemeinde -

Pfarrer , im übrigen der Kirchengemeinderat .
Bei Meinungsverschiedenheifen entscheidef

das Dekanaf , in lefzter Instanz das Amt für

Kirchenmusik beim Evang . Oberkirchenrat .

b ) der Fachaufsichf :

Die Fachaufsicht erstreckf sich auf Arf und

Ausübung des Dienstes in liturgischer , musi -

kalischer , künsflerischer und technischer Hin -

sicht . Sie dient der Schulung des liturgischen
und musikalischen Urteils , der Vermehrung

der fachlichen Kenntnisse und der Förderung
des teéchnischen Könnens bei den Kirchen -

musikern .

Die Fachaufsicht obliegt dem Amt für Kir -

chenmusik beim Evang . Oberkirchenrat so -

wie den Bezirkskanforen ( Vergl . & 17) als des -

sen Beauftragfen .
3. Das Amt für Kirchenmusik beim Evang .

Oberkirchenrat erläßbt eine allgemeine Dienst -

anweisung für Kirchenmusiker , die Bestandteil

jedes zwischen dem Kirchenmusiker und dem

Kirchengemeinderat abgeschlossenen Anstel -

lungsvertrages ist , und gibt für die Kirchenge -

meinden einen Musferansfellungsvertrag her -

Aus .

8 13

Die Amtseinführung des Bezirkskanfors erfolgt

durch den Dekan , die der übrigen Kanforen und

Kirchenmusiker durch den Gemeindepfarrer im

Gottesdienst .

8 14

Die Ausübung des Kirchenmusikerdienstes

kann im Einzelfall einem anderen Kirchenmusi⸗

ker nur mif Zustimmung des zusfändigen Kir -

chenmusikers der Gemeinde überfragen werden .

9 15

Der Kirchenmusiker kann zu den Sifzungen
des Kirchengemeinderats in Angelegenheiten
seines Arbeitsbereichs mit beratender Stimme

herangezogen werden .

8 16

1. In Streifigkeifen auf Grund des Dienstver -

trags entscheideft unfter Ausschluß des Rechis -

weges die beim Evang . Oberkirchenraf einzu -

richtende Schiedsstelle .

2. Die Schiedsstelle bestehf aus einem rechis -

kundigen Mitglied des Evang . Oberkirchenrats

als Vorsitzenden , einem Mitglied des Amtes für

Kirchenmusik Landeskirchenmusikwarf ) und je
einem vom Amf für Kirchenmusik zu berufen -

den Pfarrer und Kirchenmusiker .

8 17

1. Nach einem vom Amt für Kirchenmusik

beim Evang . Oberkirchenraf aufzusfellenden

Stellenplan wird in einzelnen oder zu diesem

Zweck zusammengelegten Kirchenbezirken das

Amf eines Bezirkskanfors eingerichfet , das mit

besonders qualifizierten haupfamflichen Kir -

chenmusikern zu besetzen ist .

2. Der Bezirkskanfor haf zugleich das Kanforen -

amf in einer Gemeinde — möglichsf einer Stadt -

gemeinde — des Kirchenbezirks zu verwalfen .

3. Der Bezirkskanfor förderf , ordnet und über -

wWwachf das kirchenmusikalische Leben des Be -

zirks . Er übf als Bezirksbeauftragter des Amfes

für Kirchenmusik die Fachaufsichf über die Kir -

chenmusiker des Kirchenbezirks aus .
4. Die Landeskirche leisfef zur Besfreitung des

Besoldungsaufwandes für den Bezirkskanfor

einen Beifrag .

8 18

Dieses Gesetz frift am in Kraft .

Dieses Gesefz wird hiermitf verkündet .

Karlsruhe , den

Der Landesbischof :



K

Der Landesverband der evangelischen Kir —
chenmusiker Badens hat sich am 27 . 6. 1953 mit
einer Denkschrift an den Evang . Oberkirchenraf
und die Landessynode der Vereinigten Evange -
lisch - protesfantischen Landeskirche Badens ge -
wandt und im Einvernehmen mit dem Amf für
Kirchenmusik um eine grundsätzliche , für alle
Kirchenmusiker verbindliche , gesetzliche Rege -
lung der Anstellungs - , Dienst - und Besoldungs -
verhältnisse für Kirchenmusiker gebeten . Gleich -
zeitig Wwurden als Entwürfe des Amfes für Kir -
chenmusik ein „ Entwurf zu einem Kirchenmusi⸗
kergesetz “ nebst zwei Anlagen ( Anl . I : „ Richt⸗
linien für die Vergütung der Kirchenmusiker “
Anl . II : „ Entwurf zum Stellenplan für haupfamt⸗
liche Kirchenmusikerstellen in der Bad . Landes -
kirche “ ) und ein „ Entwurf einer Dienstanweisung
für Kirchenmusiker “ vorgelegt .

Das oben vorgeschlagene Gesetz , die Ansfel -

lung und die Dienstverhälfnisse der Kirchenmu -
siker betr . , übernimmt im wesenflichen den in
dem vom Amt für Kirchenmusik aufgestfellfen
Entwurf zu einem Kirchenmusikergesefz verar -
beiteten Stoff . Es lehnf sich wie lefzterer àn die
gesetzliche Ordnung des Kirchenmusikeramfes
in einer Reihe von Kirchengesefzen anderer
Landeskirchen an . Erwähnf sei hier u. à. : Das
kirchenmusikalische Verordnungswerk der

Evang . Kirche der alfpreubischen Union aus
den Jahren 1035 1942 ( zusammengestellt und er -
läutert bei O. Söhngen , das Kirchenmusikalische

Amt , 1950 ) , Kirchengesetz der Evang . luth . Lan -
deskirche Hannovers über die Ansfellungs - und
Dienstverhälfnisse der Kirchenmusiker vom I. 3.
1933 ( Kirchl . Amtsblaft Seife 33 ) , Kirchengesetz
der Evang . - luth . Kirche in Bayern rechts des
Rheins über das Amt des Kirchenmusikers vom
9. 8. 1940 ( Kirchl . Amtsblaft Seife 83 ) ; Verord -

nung der Evang . Landeskirche in Würftemberg
über die Ordnung des kirchenmusikalischen
Dienstes in der Evang . Landeskirche in Würt⸗

temberg vom 2. 5. 1052 ( Kirchl . Amtsblaft S. 40) .
Während die umfangreiche würftembergische

Verordnung unter dem Tifel I : „ Der Dienst des
Kirchenmusikers “ eine eingehende Umschrei -

bung und Festlegung des maferialen Inhalts des
Kirchenmusikeramts in die grundsätzliche , ge -
sstzliche Regelung mif aufnimmt , beschränken
sich die übrigen Kirchenmusikergesefze im we⸗
sentlichen darauf , den kirchenrechflichen Rah -
men für die Ansfellung und das Dienstverhält -
nis der Kirchenmusiker aufzustellen , innerhalb
dessen die Einzelregelung des Kirchenmusiker -
amtes und der besoldungsrechflichen Verhält -
nisse für die Kirchenmusiker dann durch enti -

sprechende Anordnungen , Anweisungen und

Richtlinien der Kirchenleitung erfolgen kann .

Der obige Gesetzentwurf schlägt im An⸗
schluß an das von dem Amt für Kirchenmusik
bei der Aufstellung seiner Entwürfe eingehal -
tene Verfahren den letzfgenannfen Weg ein . Für
diesen spricht u. a. , daß sich das Kirchenmusi -
kalische Amt und seine Einordnung in das
kirchliche Gemeindeleben noch in der Entwick -

lung befinden , und die Inifiafive der einzelnen

Begründung :

Kirchengemeinde als der eigenflichen Trägerin
des kirchenmusikalischen Lebens nichf durch
eine zu sehr ins einzelne gehende , verbindliche
gesefzliche Regelung verdrängt werden darf .

II

Der vorliegende Entwurf hat zum Ansàfz die
Vorstellung , daß die Kirchenmusik feil haf an
der Verkündigung des Wortes Gottes , und der
Kirchenmusiker in der Gemeinde ein geisfliches
Amf verwaltet . Dieser Verkündigungsauftrag
besfimmt maßgeblich Inhalt und Grdnung des
kirchenmusikalischen Dienstes , unabhängig von
der rechflichen Form der Anstellungsverhält -
nisse für die einzelnen Kirchenmusiker . Die
Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes
trifft deshalb insoweit die auf Privafdienstver -
trag angestellten Kirchenmusiker und die im Ge -
meindebeamfenverhälfnis stehenden Kirchen -
musiker in gleicher Weise ( vgl . hierzu auch 81
Abs . 2 der vom Raf der EKD am 12. 10. 1949 er -
lassenen und von der Landeskirche mif Bekannt -

machung vom 15. 12. 1949 , VBl . S. 94 , übernom -
menen vorläufigen Arbeitsvertragsordnung für
den kirchlichen Diensf ) .

Das geistliche Gewichf des Kirchenmusiker -
amfes und seine gottesdiensfliche Funktion

rechffertigen die Aufsfellung folgender , im vor -
liegenden Gesetzentwurf behandelter Erforder -
nisse :

1. Die Anstellungsfähigkeit ( 56 1 - 9 ) :

Die Kirchenleitung kann es nicht dem einzel -
nen Kirchengemeinderat überlassen , Wwen dieser
mit der Ausübung des kirchenmusikalischen
Dienstes betrauf , und welche Anforderungen er
an die Befähigung des Kirchenmusikers stellt .
Das Kirchenmusikeramf sefzt in fachlicher , kirch -
licher und sittlicher Hinsichf Eigenschaften vor -

aus , die sachgerechf durch das Amt für Kirchen -
musik beim Evang . Oberkirchenrat nach einheif -
lichen Maßstäben geprüft , und deren Vorliegen
in dem Zeugnis über die Anstellungsfähigkeif
des Musikers bescheinigf werden .

Die Erteilung eines Zeugnisses über die An -

stellungsfähigkeit durch den Evang . Oberkir⸗

chenraf ist bereits in dessen Bekanntmachung
vom 17. 12. 1952 ( VBl . S. 80) , betr . die Einführung
einer zweijährigen Praktikantenzeit für haupt -
amfliche Kirchenmusiker , vorgesehen . Der vor -

liegende Gesefzentwurf erweiterf die Vorausset -

zung für die Anstellungsfähigkeitf hinsichflich

der kirchlichen und siftlichen Eignung des Kir -

chenmusikers .

Mit dem Wegfaäll ihrer Voraussefzungen geht
die Ansfellungsfähigkeit verloren ( 8 9). Von dem

eindeufigen Tatbestand des Kirchenaustritts und

der „ Verjährung “ der Anstellungsfähigkeif ab -

gesehen , ist der Verlust der Anstfellungsfähigkeif
unmittelbar mif der rechflichen Auflösung des

Dienstverhälfnisses in der Form der rechtskräfti -

gen disziplinargerichflichen Diensfenflassung
oder der fristlosen Kündigung aus diesbezügli -
chem wichfigem Grund verknüpft .

Daneben noch — vie es der Entwurf des Amfes

für Kirchenmusik will — eine Art „ Lehrverfah -



ren “ vorzusehen , in dem eine Entscheidung der

Fachaufsichtsorgane ( Amt für Kirchenmusik , Be -

zirkskanfor ) , daß die Leisfungen eines Kirchen -

musikers nichf den gottesdiensflichen Anforde -

rungen entsprechen , nach Uberprüfung in

„ Rechtskraft “ erwachsen kann , ist praktisch nicht
erforderlich und im übrigen kirchenrechflich im

Hinblick auf die persönliche , an den Kafegorien

der Gemeindeangestellten und Gemeindebeam -

ten orienfierte Rechtssfellung des Kirchenmusi -

kers problematisch .

2. Fachaufsicht ( 5 12 Ahs . 2 h und 331 § 17 Abs . 3) .

Der kirchliche Charakter des Kirchenmusiker⸗

amtes , sein Anteil an der Wortverkündigung

und seine unmittelbare Verbindung mit der Li -

turgie erfordern nicht nur eine verantworfliche
Fachaufsichf in künstlerischer Hinsichf , die dar -

auf achtet , daß die musikalische Leisfungsfähig -

keif des Kirchenmusikers nicht erlahmt und auch

nach den Eingangsprüfungen strengen Maßsfä -

ben unterworfen bleibt , vielmehr auch eine

geistliche Leitung des Kirchenmusikers . In bei -

den Richfungen übt das Amt für Kirchenmusik

beim Evang . Oberkirchenrai seine Fachaufsichf

in Einzelanweisungen und insbesondere in einer

allgemeinen Dienstanweisung für Kirchenmusi -

ker , die Bestandteil des Anstellungsvertrages

zwischen dem Kirchenmusiker und der Kirchen -

gemeinde istf , aus .

Vornehmlich im Rahmen der musikalisch -

künsflerischen Fachaufsichtf wird der Bezirkskan -

tor ( 8 17) als Beauftragter des Amtes für Kirchen -

musik für einen oder mehrere zu diesem Zweck

zusammengeschlossene Kirchenbezirke tätig .

Die Fachaufsicht des Bezirkskanfors wirkt sich

u. à. in seiner Visitafionspflichtf ausf sie ist bera -

tender , gutachflicher und regulierender Art : Der
Bezirkskantor soll sich über Arbeit und Leisfung

aller — insbesondere auch der nebenamilich

tätigen — Kirchenmusiker seines Bezirks persön -

lich unterrichten , die einzelnen Kirchenmusiker

in ihrer Amtstäfigkeit beraten und ihre kir -

chenmusikalische Ausbildung auf Tagungen und

Freizeiten vervollkommnen . Bei der Wiederbe -

setzung erledigter Kirchenmusikerstellen hat der

Bezirkskanfor den Kirchengemeinderat gutacht -

lich zu untersfüfzen . Bei Meinungsverschieden -
heiten zwischen dem Kirchengemeinderaf oder

dem Pfarrer und dem Kirchenmusiker über lifur -

gische und künstlerische Fragen der Gottes -
dienstgesfaltung oder die kirchenmusikalische

Aufbauarbeif soll sich der Bezirkskanfor um

einen Ausgleich bemühen .

3. Dienstrechfliche und besoldungsrechfliche Si -

cherung des Kirchenmusikeramtfes ( 88 10 — 17).

Ohne gewisse Sicherungen der persönlichen
Rechtsstellung des Kirchenmusikers und seiner

Wirtschaftlichen Existenz würde ein Kirchenmusi -

kergesetz dem kirchenmusikalischen Dienst kei -

ne Bewährungs - und Ausbildungsmöglichkeifen
bieten und das Heranwachsen eines verantwort⸗

lichen Kirchenmusikerstandes verhindern .

Nach einer ausreichenden Dienstzeif , in der

sich der Kirchenmusiker bewährt haf , isf seine

Ubernahme in das Gemeindebeamtenverhältnis

zu erwägen . Die Anstellung des hauptamflichen

Kirchenmusikers auf Privatdienstvertrag hat auf

der Grundlage der Tarifordnung für Angestellte

im öffentlichen Dienst zu erfolgen .

Im Bereich der Landeskirche ist heute noch die

Anordnung der DEK vom 28 . 9. 1938 (Ges. Bl. der

DERK. Seite 83 ) in Geltung , die in 8 1 die IOA

grundsätzlich auch auf die Rechtsstellung der

Kirchengemeindeangestellten anwendet , jedoch
in 8 2 Abs . 1 Ziff . 2 hiervon u. a. die Kirchenmusi -

ker als „ im inneren Dienst der Kirchengemeinde

beschäftigte Gefolgschaftsmitglieder “ ausnimmt .

Dies erscheint im Hinblick auf die in der Anwen -

dung der TOAR begründete dienstrechtliche Si -

cherung so lange unbefriedigend , als nicht für

die neben dem Pfarrer mit einem geisflichen
Amt in der Gemeinde betrauten Personen , ( wie

Diakone , Gemeindehelferinnen , Kirchenmusiker

und dergl . ) ein eigener Anstellungsmodus gefun -
den und gesetzlich festgelegt ist .

Die in 8 10 Abs . 6 des vorliegenden Entwurfs

vorgesehenen Richtsätze des Evang . Oberkir -
chenrafs über die Höhe des Mindesfeinkommens
haben für das haupfamtlich ausgeübfe Kirchen -
musikeramf einen Anhaltspunkf an dem im Jahre
1941 von der DEK aufgestellten Entwurf der

„ Richtlinien für die Eingruppierung hauptberuf -
licher kirchlicher Angestellten in die Vergü -
tungsgruppen der TOA , für die die Täfigkeifs -
merkmale in der TOA nichf gegeben sind “ . Diese
Richflinien sehen für Kirchenmusiker eine Ein -

gruppierung in die Vergütungsgruppen VIII bis
Vb vor . Was den Vergleich zur besoldungs -
rechflichen Regelung in anderen Landeskirchen

anbelangt , so siehf 2. B. das Besoldungsrechf der

Evang . Kirche in der alfpreußischen Union die

Einstufung in die Vergütungsgruppen Vund VI
der TOA und für beamtete Kirchenmusiker die

Reichsbesoldungsgruppen A 402 und A5 b so -
wie in Ausnahmefällen bei besonderer Qualifi -
kafion A 2 C2 vor .

Dem gegenüber sehen die vom Amf für Kir -

chenmusik beim Evang . Oberkirchenraf in Aus -
sicht genommenen Richflinien für die Vergütung
hauptamtlicher Kirchenmusiker die Einstufung in
die Vergütungsgruppen VII , VI b, V und IV
TOA bzw . bei Begründung eines Beamfenver -
hältnisses in die Reichsbesoldungsgruppen R 4 d

( badische Besoldungsgruppe A4c ) , R4 C2 ( bad .
AA4 I) und A 4 b I ( bad . A4 a) vor . ( Vgl . Anlage
zu dem Gesefzentwurf . )

Uber die Anstellung und Entflohnung der Or —

ganisten haf die Landeskirche bereits am 19. 9.
1730 Richflinien herausgegeben ( VBl . S. 82) , die
hinsichflich der für die Einzelvergütung und die

Jahresvergütung festgesefzten Beträge einer

Nachprüfung und Anpassung an die gegenwärfi⸗
gen wirtschafflichen Verhälfnisse bedürfen .

Für das Bezirkskanforenamt ist eine Beteiligung
der Landeskirche am Besoldungsaufwand neben
der Kirchengemeinde insofern gerechfferfigt , als

der Bezirkskanfor neben dem Kirchenmusikeramt
in einer Gemeinde zugleich das Amt eines Be -

zirksbeauftragten des Amtes für Kirchenmusik
bekleidet .

6



Zu Anlage 2 .

Zum Entwurf des kirchlichen Gesetzes ,

die Anstellung und die Dienstverhältnisse der Kirchenmusiker ( Kirchenmusiker -

gesetz ) betr .

Richtlinien

des Amtes für Kirchenmusik beim Evang . Oberkirchenrat Rarlsruhe

für die Besoldung der hauptamtlichen ( A und B) ,der nebenamflichen Rirchenmusiker ( C) und der

Hilfsorganisten ( Hilfskirchenmusiker ) ( D)

A

J Hauptamtfliche Kirchenmusiker , die eine aka -
demische oder dieser gleichgearfefe Ausbil -

dung haben ( sogenannfe A- Kirchenmusiker ,

Vergl . Entwurf zu einem Kirchenmusikerge -
setz 8 3 Abs . 1 à) sollen — sofern sie nichſ be -

amtenrechflich angesfellt sind — vergüfef
werden

à) in den ersten 4 Jahren ( 2 Jahre Praktikan -

tenzeif siehe Ges . u. VBI . 1952 Seife 80 ,
darnach 2 Jahre endgülfige Ansfellung )
nach abgelegfter A- Prüfung nach Vergü -

tungsgruppe VIb der TOA ,

b) nach zweijähriger endgülfiger Anstellung
nach Verg . - Gr . Vbb der TOA ,

c) bei besonders umfangreicher und an- ⸗

spruchsvoller Täfigkeif ist Aufrücken nach

Verg . - Gr . IV der TOAR möglich .

II . Haupfamfliche Kirchenmusiker , die die B- Prũ -

fung abgelegt haben , sollen — sofern sie

nichf beamfenrechflich angestellt sind — ver -

gütet werden

à) in den ersten 4 Jahren ( 2 Jahre Prakfikan -

tenzeif siehe Ges . u . VBl . 1052 S. 80 , darnach

2 Jahre endgülfige Ansfellung ) nach abge -

legter Prüfung nach Verg . - Gr . VII der TOA ,

b) nach zweijähriger endgülfiger Ansfellung
nach Verg . - Gr . VI b der TOA ,

c) bei besonders umfangreicher und an -

spruchsvoller Täfigkeif ist Aufrücken nach

Verg . - Gr . Vb der TORA möglich .

Dazu kommen in den Fällen Jund II die gesetz -
lichen Wohnungsgeldzuschüsse und Kinderzu -

lagen .

B

Hauptamtlich ausgebildete Kirchenmusiker

( mif A- oder B- Prüfung ) , die eine hauptamfliche
Stelle ( Kantoren - und Organistendienst ) verwal -

ten , aber anderweifig haupfamflich beschäftigt
sind (2. B. als Lehrer an Konservaforien , kirchen -

musikalischen Insfifuten , als Dozenfen an Hoch -

schulen und Universitäten , Musiklehrer an Höhe -

ren Schulen ) erhalfen für ihren kirchenmusikali -

schen Dienstf eine Vergütfung auf Grund derTOA :

I. Kirchenmusiker der Ausbildungsklasse A wer⸗

den nach der Verg . - Gr . IX besoldet .

II . Kirchenmusiker der Ausbildungsklasse B wer -

den nach der Verg . - Gr . X der TOA besoldef .

C

Nebenberufliche Kirchenmusiker , welche die

C - Prüfung abgelegt haben , erhalten keine Ver -

gütung gem . der TOA , sondern werden nach fol -

genden Gesichtspunkfen besoldet :

Tätigkeitsmerkmale :

A = Organistendienst
B Chorleiferdienst

C 5 gesamt . Kirchenmusikerdienst .



Jahresvergütungen in Gemeinden über 3000 Seelen

( Wohnungsgeldzuschuß und Kinderzulage kommen hier nicht in Frage )

Ver - Srund - 1 3 4 ＋ 40 00⁰
üt. Umf des Dienst Ver - 85 13

115
588

Teuerungs -R mitäng des 18nstes
bid 2 9. 6 55 12 15 20 465 ZuschN

A für Organistendienst

A aüee 250 . — 260 . —[ 280 . — 300 . — 350 . —

2. sonn - und festtäglich 1 Gottes -
dienst „ 300 . —320 . — 560 . — 600 . —680 . —

3. zwei Sottesdienste ( Haupt - und
anschlieend Kindergottesdienst ) 65 „ W880860

4. Haupt - und Kindergottesdienst
getrennt oder zwei zeitlich ge -
trennte Gottesdienste 750 . — 780 . — 840 . — 900 . — 780 . —

5. 3 Sottesdienste ( Haupt - und Kin -

dergottesdienst und Früh - oder

Abendgottesdienst : 900 . —930 . — 990 . — 1050 . — [ 1150 . —

6. Wie S. , dazu regelmäßig kirchen -
musikalische Feiern oder beson -
dere künstlerische Leistungen . 1000 . — 1040 . —1120 . —1200 . — 1300 . —

B für Chorleiterdiene . . 300 . — [ 520 . — 560 . — [ 600 . — [ 680 . —

für Organisten - und Chorleiterdienst

Ieess ) ) 600 . —620 . — 660 . — [ 700 . — 800 . —

. Gie her , 800 . —825 . —[ 875 . —[ 930 . — 1000 . —

950 . — 9280 . — 1040 . — 1110 . —1200 . —

ie , gçies145 , 1235 . 1325 . 1430

,,es 1350 1450 1580

c1400 . 1500 . 16601720 .

Inhaber eines „ Befähigungsnachweises “ für Orgelspiel können nur Prozentsäfze der Vergütungs -
gruppe A erhalfen .

D

Die Hilfsorganisten ( Hilfskirchenmusiker Or -
ganist und Chorleifer ) ohne Prüfung sollten je
nach Gröhße der Gemeinde 40 bis 65 / der unfer
A bis C aufgeführfen Sätze erhalfen .

Für besondere Amtshandlungen ( Taufen , Trau -
ungen , Beerdigungen , Einzelkonfirmafionen ) haf

der nebenamfliche und der Hilfskirchenmusiker
besondere Vergüfung zu beanspruchen , und
z2war

für Orgelspiel 6 . DM

für Orgelspiel mit Solistenbegleifung
8 . — bis 12 . — DM

für jede Probe 4 . — bis 10 . — DM

1000Leh
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I. Die Besoldungsordnungen der Evang . Kirche
in der altpreußischen Union Vergl . Söhngen :
„ Das kirchenmusikalische Amt “ ) und der Lan -
deskirche Hannovers ( siehe „ Kirchenmusiker -

gesefz ) stimmen darin überein , daß Kirchen -

musiker , die haupfamflich angesfellf sind und
eine akademische oder dieser gleichgesfellfe
Ausbildung haben — soweif sie Beamte sind
besoldet werden nach der Reichsbesol -

dungsgruppe A 4 C02, in einfachen Verhälfnis -
sen nach A 5 b, wenn sie im Angestelltenver -
hältnis tätig sind , nach den Vergütungsgrup -
pen V und VI der TOA . Die Besoldungsord -
nung der „ Evang . Kirche in der alfpreuß .
Union “ läßtf die Möglichkeit zu , daß haupf -
amtliche Kirchenmusiker nach R 20 2 der

Reichsbesoldungsordnung besoldet werden ,
Wenn das Amt besondere Fähigkeiten erfor -
dert oder wenn das — etwa im Hinblick auf
die Bedeutung oder den Umfang der Tätig⸗
keit — mit den Interessen der Kirche im Ein -

klang steht .

In der Hannoverschen Landeskirche werden

dlie Kirchenmusiker , soweif sie Beamfe sind ,
nach A 4 cC2 besoldet .

Vergleichsmaterial zu den Besoldungsrichtlinien .

II . In Berlin sind von 90 haupfamflichen Kir -
chenmusikern 15 Beamte und 75 Angesfellfe .
Davon sind 40 A- und 50 BKirchenmusiker .

Kirchenmusiker mit A- Zeugnis werden be -
soldef nach Verg . - Gr . IV der TOA . Das ent -
spricht etwa der Mifte zwischen A3 C und
A 40 2 der Reichsbesoldungsordnung . ) So -
Weif sie nicht in Verg . - Gr . V eingestuft sind ,
Werden sie besoldef nach Verg . - Gr . V der
TOA . Das entspricht etwa A 4C 2 der Reichs -
besoldungsordnung . )

Kirchenmusiker mif B- Zeugnis werden be -
soldet nach Gr . Vbzw . VI der TOA ( also ef -
Wa A 40 2 bis A 5 b der Reichsbesoldungs -
ordnung ) .

In der Kirchenprovinz Brandenburg machen
die A- und BKirchenmusiker 15 9 , die C. - Kir -
chenmusiker 50 % aller Kirchenmusiker aus .
Nur 37,5 ) der Kirchenmusiker sind „ Hilfs -
kirchenmusiker “ ( in Baden fast 94 9 ) .

V. Ubereinstimmend wird aus Berlin , Branden -
burg und Hannover berichfef , daß für die
Vergütung im allgemeinen die Gemeinden

aufkommen , daß aber der Oberkirchenrat
bzw . das Konsistorium einen Beitrag dazu lei -
stet , der je nach der Finanzkraff der Gemein -
de prozentual verschieden ist .



Entwurf J1

zu einem Stellenplan für Bezirkskantorate .

In nachstehenden Kirchenbezirken sollte je eine Bezirkskanforatsstelle errichtet werden :

Kirchenbezirk :

Adelsheim und Boxberg

gemeinsam
Baden - Baden

Breften
Durlach

Emmendingen

Freiburg
Heidelberg
Hornberg

Karlsruhe - Stadt und

Karlsruhe - Land

10. Konsfanz

Ladenburg - Weinheim
12. Lahr

13. Lörrach

14. Mannheim

15. Mosbach

16. Müllheim

17. Neckarbischofsheim

18. Neckargemũünd

19. Oberheidelherg
20 . Pforzheim - Stadt

zusammen mit Pforzheim - Land

Rheinbischofsheim

22 . Schopfheim
23 . Sinsheim

24 . Wertheim

Stelle :

ι

νννεεε

νε

ονιεισ

ιε

ιεν

Das sind insgesamf 24 Stellen :

8112

Voràaussichflich in Adelsheim

in Baden - Baden

„ Breften

„ Durlach

„ Emmendingen

„ Freiburg

„ Heidelberg
2. Zf . i. St . Georgen mif einem A- Kirchen -

musiker besefzt

in Karlsruhe

„ Konstanz

„ Weinheim
liah

„ Loerksch

„ Mannheim

„ Mosbach

„ Badenweiler

„ Neckargemünd

Eberbach , 2. Zt . mit einem

A- ifhen0R bésetat .

in Schwetzingen od . Wiesloch

„ Pforzheim

„ Kehl

„ Schopfheim

„ sSinsheim

„ Wertheim

6 A- Stellen und

18 B- Stellen .

Von den B- Stellen sind 2. Zt . 4 mit A- Kirchenmusikern besetzt .

Von den A- Stellen sind 2. Zf . nur 3 mif A-Kirchenmusikern besefzt , nämlich Karlsruhe ,

Mannheim und Pforzheim .

Entwurf II

zu einem Stellenplan für hauptamtliche Kirchenmusikerstellen ( B- Stellen )

für die auf Anfrag je nach der finanziellen Lage der Gemeinde und dem Umfang der in ihr ver -

wWirklichfen Kirchenmusik Zuschüsse von der Landeskirche gewiährf werden .

OZ . Kirchenbezirk :

Baden - Baden

Breffen

Freiburg
Heidelberg

Hornberg
Karlsruhe - Stadt

Konstanz
Lörrach
Mannheim

Müllheim

Oberheidelberg

—

....
Pforzheim - Stadt

von denen 2. Zt . 4 mit A- Kirchenmusikern und etwa 10 mif B - Kirchenmusikern besefzf sind .

Sitz in : Stellen :

Rasfaft 1

Bruchsal 1

Freiburg 2

Heidelberg 8

Hornberg , Schilfach , Villingen 3

Karlsruhe 4

Singen 1
Rheinfelden und Grenzach 2

Mannbheim 5

Müllheim 1
entweder Wiesloch
oder Schwefzingen 1
Pforzheim 2

zusammen 26 B- Stellen



Anlage 3

Vorlage des Londeskirchenrots

on die Londessynode der Vereinigten Evong . - protestontischen Landeskirche Bodens

im Herbst 1953

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes

über die allgemeinen kirchlichen Ausgaben und Einnahmen für die Rechnungsjohre
1954 und 1955 ( 1. A. 1951 —-31 . 3. 1956 ) .

Die Landessynode hat am das

folgende kirckliche Gesetz beschlossen :

Artikel 1
a) Die allgemeinen kirdilichen Ausgaben für die Rech -

nungsjahre 1954 und 1955 (1. 4. 1954 —31 . 3. 1956 )
werden auf Grund des angeschlossenen Voranschlags
auf jährlich 18 197 740 DM
festgesetzt .

b) Die allgemeinen kirchlichen Einnahmen für die
Rechnungsjahre 1954 und 1955 (1. 4. 1954 —31 .3. 1956 )
werden auf Grund des angeschlossenen Voranschlags
auf jährlich 18 197 740 DM
festgesetzt .

Artikel 2
Als Steuergrundlagen für die in den Voranschlagszeit -

raum 1. 4. 1954/56 fallenden Kirchensteuerjahre gelten
die Ursteuern , die durdi die von den zuständigen staat -
lichen Stellen gemäſß Art . 12 Abs . 2 des Landes - und
Ortskirchensteuergesetzes zu erlassenden Verordnun —
gen über die Erhebung der Kirchensteuer bestimmt
werden .

Der Steuerfuß ( Kirckensteuersatz ) beträgt für die
Kirchensteuer als Zuschläg zur Lohnstéuer und zur
verlangten Einkommensteuer für die Zeit 1. 4. 1954 bis
31. 3. 1956 10 v. H. ( der Lohnsteuer bzw . Einkommen -
steuer ) . Die Kirchensteuer darf jedoch höchstens be -
tragen :
I. bei Steuerpflicht . der Steuerklasse 3V. EI
2. bei Steuerpflicht . der Steuerklasse II 299 v. H.
3. bei Steuerpflidit . der Steuerklasse III/I Æ 2,8 v. H.
. bei Steuerpflicht . der Steuerklasse III/2 2,7 v. H.
5. bei Steuerpflicht . der Steuerklasse III/3 2. 6 V. II .
6. bei Steuerpflicht . der Steuerklasse III/4fft 2. 5 V. II .
des steuerpflichtigen Einkommens .

Artikel à2
Werden während des Voransdhlagszeitraums die Ge -

Setze über die nach Art . 12 Abs . 2 des Landeskirchen -
stèeuergesetzes und nach Art . 12 Abs . 2 des Ortskirchen —
Steuergesetzes der Besteuerung zu Grunde zu legenden
Ursteuern derart geändert , daß der zu erwartendèe
Steuèrertrag nicht erreidit wird , so ist der Evang . Lan -
deskirchenrat ermächtigt , den in Artikel 2 bestimmten
Steuerfuß durch einen neuen Stèuèrfèstsetzungsbeschluß -
abzuändern .

Artikel 4
Der Evang . Landeskirchenrat wird ermäditigt , den

in Artikel 2 festgesetzten Steuerfuß herabzusetzen ,
wenn die Entwicklung der Einnahmen , insbesondere
des Steueraufkommens , eine Ermäßigung des Steuer —
kußes zuläßt .

Artikel 5
Der Evang . Oberkirchenrat ist ermächtigt , mit Ge —

nehmigung des Evang . Landeskirchenrats im Wege von
Kirchenanleihen für Rechnung der Evang . Landeskir⸗
chenkasse die Mittel aufzubringen , die nötigenfalls zur
vorübergehenden Verstärkung der Betriebsmittel der
Evang . Landeskirchenkasse benötigt werden , und zwar
bis zum Höchstbetrage von insgesamt zwei Millionen
Deutsche Mark .

Artikel 6
Der Evang . Oberkirchenrat ist ermächtigt , die nach

Artikel 5 nötigen Mittel durch Ausgabe von Schuldver -
schreibungen oder in andeèrer geèeigneter Weise für
Rechnung der Evang . Landeskirchenkasse durdi diese
beschaffen zu lassen . Die Bestimmung des Zinssatzes
und der Bedingungen für Schuldverschreibungen und
sonstige Darlehen bleibt dem Evang . Oberkirdienrat
überlassen .

Artikel 7
Der Evang . Oberkirdienrat ist ermächtigt , namens

der Vereinigten Evang . - protéstantischen Landeskirche
Badens oder einer seiner unmittelbaren Verwaltung
unterstehenden Stiftung oder Anstalt für ev . Kirchen -
gemeinden und für im Sinne der Landeskirdhe arbeitende
ev . Körperschaften , Anstalten und Vereine zum Zwecke
der Aufnahme von Darlehen für die Erstellung oder den
Umbau kirchlicker Gebäude oder für eine Umschuldung
Bürgsckaften nach S§ 765 ff . des Bürgerlichen Gesetz -
buches zu übernehmen .

Die Gesamtsumme der auf Grund gesetzlier Er —
mächtigungen übernommenen und nock gültigen und
der weiter zu übernehmenden Bürgschaftsverpflich -
tungen darf den Betrag von drei Millionen Deutsche
Mark nicht übersteigen .

Artikel 8
Sollte bis zum 31. März 1956 das Gesetz über die all -

gemeinen kirchlichen Ausgaben für das Bechnungsjahr
1956 (t . 4. 1956 —31 . 3. 1957 ) und ihre Deckungsmittel
samt Voranschlag für den Haushaltszeitraum 1. 4.
1956/57 noch nicht durdi die Landessynode bèesdilossen
sein , s0 können alle Ausgaben persönlicher und sadi -
licher Art in den gleichen Beträgen fortgezahlt werden ,
wie sie im vorliegenden Voranschlag nebst etwaigen
Nachträgen dazu bewilligt worden sind .

Artikel 9
Dieses Geset - tritt mit dem 1. April 1954 in Kraft .

Artikel 10
Der Evang . Oberkirchenrat wird mit dem Vollzug

dieses Gesetzes bèeauftragt .
Karlsruhe , den 1953.

Der Landesbischof :



Voranschla
für die Rechnungsjchre 1954 und 1955

( . A. 1954 bis 31. 3. 1956 ) .

Voranschlags - Voranschlags -
satz satz

07. Ausgaben 1954/56 O2. Einnahmen 1954/56
jährl . jährl .

DM DM

A. Lasten 1Ertrag der Landeskirchensteuer 15 150 000

1Anteile der Kirchengemeinden an 2 Reinertrag der Zentralpfarrkasse 895 000

der Kirchensteuer vom Einkommen 2
430

00⁰ 3 Beiträge des Staates 1374 000
2 Abgänge 250 000 1 Beiträge der unmittelbaren Fonds
3 Zinsen von Sckhuldigkeiten 50 000 zum allgemeinen kirchl . Aufwand 35 990

4 Gfkentliche Abgaben 15 000 5 [ Sonstige Beiträge 109 750

5 Aufwendungen für Gebäude 550 000 6 Einnahmen aus der Hinterbliebenen -

6 [ Leistungen aus beésonderen Rechts - versorgung der Geistlichen —

Verpflichtungen der Landeskirche 10 000 7Einnahmen aus der Erteilung von
ösehkesten 5 000 Religionsunterridit 220 000

8 Sonstige Lasten 2 000 8Uberscküsse kirchl . Fonds 100 000
9Aus Gebäude stück 25 f0

31000 5
1 8 en 35 Grundstüccen 25 000

Mietzinsen für vermietete Dienst - 0

B. zweckausgaben
und Mietwohnungen —

. 11 „5 5
IIa ) Umlage der EKD und Beitrag zur Linsen 50 000

Osthilfe 220 000 12 Rückersatz von Betreibungskosten —

b) Kosten der Landessynode und der 13 Niedergeschlagene, nachträglich wie⸗

Tagungen des Landeskirchenrats 16 000 der flüssig gewordene Steuer -

c) Verwaltungsaufwand des OKR 424 000
14 beträge 35

ch 4jige Hebegebühr der Finanz -
Aus dem Betrieb des Kirdienmusi -

äier
8

576 000 kalischen Instituts 15 000
5 15 8 — 35 3

e) Sachl . Amtsunkosten und Verwal - 158 183
der Ev . - sozialen

tungsaufwand der dem OKR un - 16
25 000

tergeordneten Dienststellen 734 6²⁰0 Ersatzbeträge 168 000

II Persönlicher Aufwand für den Be -
17 Ersatz von Kosten aus der Tätigkeit

zirksdienst der landeskirchl . Ver - des Dienstgerichts und des Ver -

mögensverwaltung 168 000 waltungsgerichts

III[ Aufwand für die Ausbildung der 18 Sonstige Einnahmen 30 000
künftigen Geistlichen 80 00⁰ 95 —

IVI Aufwand für die Kircenbezirke 98 000 Gesamtsumme der Einnahmen 18 197 740

VI Aufwand für die Gemeindesèelsorge Gesamtsumme der Ausgaben 18 197 740
im allgemeinen 7273 000 5„53E

VII Aufwand für die Studentenseelsorge 33 000

VII[ Aufwand für den Religionsunterricht 683 000

VIIa Aufwand für das Volksmissionarische 0
Amt der Landeskirche 10 000

VIIb Aufwand für die Ev . Akademie der
Landeskirche 60 000

VIII Für die Ev . Jugendarbeit 340 000

IXI Für das Männerwerk der Landes -

kirche 84 500

XI Für die Frauenarbeit der Landes -

kirche 64 000

XI Für den Wohlfahrtsdienst 83 000

XII Für die Pflege der kirchl . Musik 135 600

XIIII Für die Ev. - soziale Frauenschule 84 800

XIVI RKRuhegehälter 1 655 000

XVI Unterstützungen 86 000

XVII Hinterbliebenenversorgung 1284 000

XVII [ Allgemeiner Aufwand 693 220

Summe B Jweckausgaben 14 885 740

Summe A Lasten 3 312 000

Gesamtsumme der Ausgaben 18 197 740

Berichtigung zu Anlage 2 Entwurf des Kirchenmusikergesetzes) . In &S 11 muß die 1. Zeile des 3. Absatzes lauten:
„S 3. Der Bezirksbeauftragtedes Amtes für Kir-“



Gutachten über die vom Kleinen Verfassungsausschuſ
der Vereinigten Evang . - Prot . Landeskirche Badens

vorgelegten Fragen betreffend den Bekenntnisstand
der Landeskirche

erstattet von der

Theologischen Fakultät der Universität Heidelberg
uberreicht von

( gez . ) Gerh . v . Rad

( B. t . decenus )

Heidelberg , 22 . VI . 33 .

Frage I :

Welche Fassung der Confessio Augustana ist für
die Vereinigte Evang . - Prof . Landeskirche

maßgebend ?

In 8 2 der Unionsurkunde wird auf keine spe -
zielle Fassung der Confessio Augusfana Bezug
genommen . Der Text , wie auch die vorausge -
henden Verhandlungen geben aber keine Ver -
anlassung , die Variata als das in der Unionsur -
kunde gemeinte Bekenntnis anzusehen . Die Er -
Wähnung des Augsburgischen Bekenntnisses zielf
in betonter Weise auf den hisforischen Bekennt -
nisakt von 1530 und das darin öffenflich bekun -
dete Prinzip der freien Schriffforschung und
schränkt den normativen Charakter des Bekennt -
nisses ohnehin so stark ein , daß kein Grund be -
stand , einen anderen Text der Augusfana als den

ursprünglichen ins Auge Zzu fassen .

Eine Absichf , ihn zu vermeiden , ist in der

Unionsurkunde um so weniger anzunehmen , als
sie für den einzigen Punkt , der dazu häfte Anlaß
geben können , die Abendmahlsfrage , eine ei -
gene Lösung in 5 5 gefunden hat . Die dort ge -
brauchte Formulierung ist nicht als Anknüpfung
an die Variata , sondern als Interpretafion der

Augustana zu verstehen . Sie findet sich bereits
in dem von Kurfürst Ottheinrich unterzeichneten
Frankfurter Rezeß von 1558 ( Corp . Ref . 9, 400 f
und geht zurück auf die Wiftenberger Konkordie
Von 1536 , an die sich auch die Variafa anlehnf .
In dieser Inferpretation , die für ihn die Aner -

kennung der Variafa einschloß , haf auch Kur -
fürst Friedrich III . auf dem Naumburger Fürsten -
tag 1561 die Confessio Augustana invariafa un -
terzeichnet . Vgl . die Präfafion bei Gottlieb We⸗
ber , Krit . Gesch . d. Augspurgischen Confession
II 1784 , Anhang G III Kluckhohn , Friedrich der
Fromme 1897 S8S 87 ff . Kawerau RE 3, 13, 665 ff.)

In der Auslegung des Abendmahlsarfikels
durch §8 5 der Unionsurkunde ist also die Con -
fessio Augustana für die Badische Landeskirche
gültig .

Frage II :

a) In welchen Stücken stimmen CA und
Heidelberger Kafechismus überein ?

I . Im trinitarischen Dogma ( CA 1, HK 25) .

2. Irn Bekenntnis zu der wahrhaftigen Gottheif
und wahrhaffigen Menschheit Jesu Chrisfi

( CA 3, HK 15 , 18) .

3. In dem Urfeil über den gefallenen Menschen :
alle Menschen sind nach Adams Fall von der
Geburt an in der Gewalt der Sünde , so daß
sie keinen für Gott freien Willen haben und
nichts wirklich Gufes tun können , wenn sie
nicht wiedergeboren werden . Es gibt also im
unerlösten Menschen keine Möglichkeif , der

Erlösung aus eigenen Kräften entgegenzu -
kommen ( CA 2, HK 5, 7, 8).

4. In dem Urfeil über den Ursprung des Bösen :
nicht Gott , der den Menschen gut erschaffen
haf , sondern der böse Wille des Menschen
ist der Ursprung der Sünde ( CA 19 , HK o0).
Die Ubereinstimmung an diesem Punkte istf
insofern wichtig , als die in anderen reformier -
ten Bekenntnissen vertretene Lehre von dem ,
dem Sündenfall schon vorausgehenden dop -
pelten Dekref Gotfes , die den Versuch einer
rafionalen Ableitung und Sinnbestimmung
der Tatsache des Bösen darsfellt , vom HR
nichf aufgenommen wird . Vielmehr bekennt
sich der HK lautf Fr . 9 zusammen mif CA zu
dem Paradoxon , daß unbeschadef der All -
machf Gottes die Sünde doch in keiner Hin -
sicht auf Gott selbst zurückgeführt werden
darf .

5. In dem Bekennfnis , daß in Jesus Christus äal-
lein Erlösung von der Sünde gegeben ist , und
zwar durch das Opfer seines Sterbens àam
Kreuz , das allein und vollgenugsam den Zorn
Gottes Versöhnt und alle genugtuenden Lei -

stungen des Menschen ausschließt ( CA 3, 4,
HK I, 14, 18, 29 , 30 , 31) .
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6.

10.

1

12.

In dem Bekennfnis , daß wir ohne unser Ver -

dienst , aus Gnaden um Christus willen durch

den Glauben gerechfferfigt werden ( CA 4, 20 ,
HK 59 —61 ) .

In der Lehre , daß der rechte Glaube nicht nur

ein historisches Wissen und Fürwahrhalten

der Heilsfatsache isf , sondern herzliches Ver -

trauen zu Gotf , daß seine Heilstat mir gilf

( CA 20 Abschn . 26 , HK 21) .

In der Lehre , daß Jesus Christus als der Ver -

söhner auch der Herr ist , der die durch ihn

Versöhnten durch seinen Geistf und sein Wort

regiert ( daß also Rechfferfigung und Heili -

gung im Glauben an Christus zusammenge -
bunden sind ) . ( CA 3 im Zuge der Aussagen
des 2. Glaubensarfikels ; HK 31 im Rahmen der

Aufzählung der 3 Amter . )

In der Lehre , daß zur wahren Buhße Reue und

Leid über die Sünde , Glauben an die Ver -

gebung und Begehren nach der Besserung
des Lebens gehört :
CA 13 HK 81
im Rahmen der Lehre im Zusammenhang der
von Beichte und Abso - würdigen Teilnahme

am Tisch des Herrn :
„ Die sich selbst um ih -
rer Sünde willen miß -
fallen und doch ver -
trauen , daß dieselbe
ihnen verziehen , be⸗
gehren je mehr und
mehr ihren Glauben Zzu
stärken und ihr Leben
zu bessern . “

lution : „ Reue und Leid
oder Schrecken haben
über die Sünde und
doch daneben glauben
an das Evang . und Ab -
solufion, . . danach soll
auch Besserung folgen
und daß man von Sün -
den lasse , denn dies
sollen die Früchte der
Buße sein . “

In der Lehre , daß es keinen Glauben gibt
ohne gute Werke , die die Frucht des Glaubens

sind ; daß aber diese Werke keine Verdienste
des Menschen begründen , weil sie aus der
Kraft des Geisfes Christi kommen und seine
Gaben sind , und weil sie zudem , solange wir
im irdischen Leben sind , unvollkommen und
mit Sünde befleckt bleiben . ( CA 6, 20 Abschn .

275 HK 64 , 43 , 45 , 62. )

In dem Bekennfnis zu dem Heiligen Geist ,
der allein den Glauben schafft , mit Christus
Verbindet und seines Heilswerkes feilhaffig
machf ( CA 5, HK 53) .
In der Lehre , daß der Hl . Geist durch das

Wort , die Predigt des Evangeliums , den Glau -
ben wirkt , und in der damif gegebenen Ab -
Wehr des schwärmerischen Spirifualismus ( CA
5, HK 65 , 31) .
An dieser Stelle differieren die beiden Be -
kenntnisse allerdings auch , da CA 5 die Sa -
kramenfe als bewirkende Gnadenmiftel mit
dem Wort zusammenordnet , während HK 65
die Sakramenfe als Bestäfigungsmiffel der wir -
kenden Kraft des Wortfes nachordnet .

In der Lehre , daß die Kirche Versammlung
im wahren Glauben durch das Wort istf , und
daß sie allezeit bleibt .

Auch hier bestehf Differenz darin , daßb CA
dem Worte das Sakrament als die Kirche kon -
stituierende Größe beiordnef , während HE
vom Sakrament schweigt .

A 7: HK 54:

„. . . daß allezeif müsse „. dab der Sen
eine heilige chrisfl . Kir - Gottes aus dem gan -
che sein und bleiben , zen menschlichen Ge-
welche ist die Versamm - schlecht sich eine aus -

lung aller Gläubigen , erwählte Gemeine zum
bei welchen das Evan - ewigen Leben durch
gelium rein gepredigt seinen Geist und sein
und die hl . Sakrament Wort in Einigkeit des
lauts des Evangeliums wahren Glaubens von
gereichf werden . “ Anbeginn bis ans En-

de sammelt . “

14. In der Lehre von den Sakramenfen bestehtf

Ubereinstimmung darin , daß nur Taufe und
Abendmahl als Sakramente im eigenflichen
Sinne anerkannf werden . Wenngleich CA in
ihrer Sakramenfslehre zwischen Taufe und
Abendmahl auch die Buße behandelt , so wird
diese doch nicht als drittes Sakrament aufge -
faht . Ubereinstimmung bestehf ferner darin ,
daßb beide Bekenntnisse auf die Sakramente
den Begriff des Zeichens anwenden , der
nicht nur verstanden wird als „ Zeichen , dabei
man die Christen erkennt “ ( Zwingli ) , sondern
auch in erster Linie als Zeichen , in dem Goft
uns seinen Gnadenwillen bezeugt .

Während aber CA lehrt , daß das Sakrament
als dieses Zeichen ebenso wie das Wort und
in Einheit mit dem Worf die Heilsgabe selbst
wirksam übermittelt , verbindet HK mif dem

Zeichenbegriff nur die Vorstellung einer Be -

stätigung und Bekräffigung der allein durch
Geist und Wort übermittelten Heilsgabe . Die -
ser Unterschied prägt sich jeweils in der Leh -
re beider Bekenntnisse von Taufe und Abend -
mahl aus . Bedeufsam isf ferner der Unter -
schied , dabh HK der Besprechung der einzel -
nen Sakramente eine allgemeine Sakraments -
lehre vorausschickf , die sich als festgelegter
Grundriß systematfisch streng auf die Lehre
von den einzelnen Sakramenten auswirkt ,
Wwährend CA vom konkreten Sakrament aus -

geht und erst nachfräglich auch von den Sa -
kramenten im allgemeinen spricht ( CA 13 ;
HK 60) .

15. Neben wesentflichen Unterschieden in der
Tauflehre bestehf Ubereinsfimmung in der

Abweisung der fäuferischen Erwachsenenfau -
te und in der Forderung der Kindertaufe , al -

lerdings mit verschiedener Begründung ( CA
HK 70) .

16. Neben wesenflichen Unterschieden in der
Abendmahlslehre besteht darin Ubereinsfim -

mung , daßb im Hl . Abendmahl ein Teilhaffig -
werden des Leibes und Blutes Jesu stafffindet ,
und zwar in einer von beiden Bekenntnissen
nun allerdings verschieden verstandenen Be -

ziehung zu dem Genuß der Elemente ( CA 10 ,
HK 70 , 70) , und in HK mit der Einschränkung ,
daß nur der Glaubende im Abendmahl des
Leibes und Blutes Jesu feilhaftig wird ( vol .
hierzu Fr . III dieses Gufachfens ) .

17. Ubereinstimmend verwerfen beide Bekennt⸗
nissèe die römische Lehre , daß das Meßopfer
als tägliche Wiederholung des Kreuzesopfers
Jesu durch den Priester zur vollkommenen

Sühnung der Sünden notwendig ist , und be -

.
—



haupten demgegenüber die vollkommene
Versöhnung durch das einmalige Opfer Jesu
am Kreuz ( CA 24 Abschn . 21 fl , HK 80) .

18. Ubereinstimmend verwerfen beide Bekennt -
nisse die Anrufung der Heiligen in der Mei -
nung , durch ihre Vermitflung Heil zu erlan -
gen , und verweisen demgegenüber auf Jesus
als den alleinigen Mitteler ( CA 21 , HK 30) .

19. Weder CA noch HK entwickelt eine Lehre
vom biblischen Kanon , doch bezeugen beide
Bekenntnisse durch die Weise , wie sie sich
auf die Schrift berufen und zifièren , daß sie
die hl . Schrift als einzige Richtschnur der
kirchlichen Lehre anerkennen .

Frage II :

b) In welchen Stücken stimmen der kleine Kate -
chismus Luthers und der Heidelberger Rate -
chismus überein ?

Auf erschöpfende Anführung aller Lehrüber -

einstimmungen im einzelnen ! kann hier verzich -
tet werden , nachdem unter ILa bereits ein voll -

ständiger Lehrvergleich zwischen C & und HEK

durchgeführt wurde . Es sei lediglich auf einige
Punkte hingewiesen , die dem Bisherigen zur Un -

terstreichung und Ergänzung dienen können .

1. Beide Kafechismen stimmen überein in der
Stoffauswahl , nämlich der Zugrundelegung
der 3 Haupfstücke Dekalog , Credo , Vaterun -

Ser , Wozu in beiden noch ein Abschniff über
die Sakramente kommt . Dabei sind allerdings
die Gebote in je verschiedener Texfform ge -
geben : HK folgt wörtflich dem Text von Ex . 20
einschlieplich Bilderverbot , kl . Kt . haf einen
der Uberlieferung entsdrechenden freieren ,
gekürzten Text ohne Bilderverbot . ) Diese zu -
nächst rein formale Ubereinstimmung läßt er -
kennen , daß das Urfeil beider Bekenntnisse
über den Mindestumfang der wWesenflichen
Gegenstände chrisflicher Lehre übereinsfimmt .
Die Aufnahme des Credo bedeufet ferner , daß
beide Bekenntnisse die Aussagen des Aposto -
likums vollinhalflich als Dogma rezipieren .
Innerhalb dieser stofflichen Ubereinstimmung
fällt als Unterschied in der Anordnung ins

Auge , daß der kl . Kt . das Gesefz ( den Deka⸗

log ) vor dem Credo , der HK dagegen na ch
dem Credo und den Sakramenten unter dem
Titel „ Von der Dankbarkeit “ behandelf . Zu
der Frage , wieweif diese Verschiedenheit der

Anordnung eine sachliche Verschiedenheit in
der Lehre vom Gesefz einschließt , vgl . Ziff . 5.

2. n hervorgehobener Weise und mit wieder -
holten wörtlichen Ubereinstimmungen vird
vom HK der Gehalf der Erklärung des kl . Kt .
zum 2. Glaubensarfikel aufgenommen , 80
schon in Fr . 1, die ja eine vorangesfellte Sum -
me des Ganzen geben will , und dann wieder
in Fr . 34 besonders .

8. Beide Kafechismen legen jeden der 3 Artikel
des Glaubensbekennfnisses so àus , daß der

Persönliche , gegenwärfige und lebendige Be -

zug der geglaubten und bekannten Wirklich -
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keit zu dem glaubenden und bekennenden
Menschen ( das „ pro me “ ) in den Vordergrund
gestellt Wird ( vgl . besonders kl . Kt . Erkl . 2.
I . Art . und HK 26 , Erkl . 2. 2. Art . und HK 1, 32 ,
Erkl . 2z. 3. Art . und HK 53) .

Beide Katechismen heben den unmiffelbaren
Bezug des geglaubten Evangeliums zu der
Heiligung des Lebens hervor . Im HK ge -
schieht dies allgemein durch die an die Ent -
faltung der Heilsbotschaft anschließende Be -

sprechung der Gebote unter der Uberschrift
„ Von der Dankbarkeit “ , darüber hinaus in
vielen einzelnen Aussagen (2. B. 28 , 32 . 43 , 45
u. à. ) . Irm kl . Kf . vergleiche hierzu den Schluß -
sdafz der Erklärung des 1. Art . ( ,5das alles ich ihm
zu danken . . ) , den Tenor der Erklärung des
2. Art . ( Ich glaube , daß Jesus Christus . . . sei
mein Herr . . . auf daß ich sein eigen sei . . ) .
Beide Katechismen verstehen diese Heiligung
des Lebens nichf moralisch als einen Beitfrag ,
den der Mensch in der dankbaren Vergel -
tung des ihm von Cott widerfahrenen Gufen

erbrächte , sondern pneumatisch als das Werk
des dreieinigen Gottes in dem Menschen , das
mit dem Werk der Rechffertigung an ihm
eins ist ( kl . Kt . : Erkl . 2. 3. Arf . , Exklärung zur
1 . —3 . Bitte , HK . I , 43 , 45 , 51 , 70 , 86) .

Der Unterschied beider Katechismen in der

Stelle , die sie der Behandlung des Dekalogs
innerhalb des Ganzen zuweisen , läßf allen -
falls eine Verschiedenheif der Akzentuierung
innerhalb gemeinsam verfretener Momente ,
aber keinen eigentflichen sachlichen Gegen -
satz in der Lehre vom Gesetz erkennen . Sie
bedeufet insbesondere nicht dies , daß der HK
die Erfüllung des Gesetzes zu einer nachträg -
lichen Heilsbedingung mache , während der
kl . Kt . das Amt des Gesetfzes nur im Sinne des

Aufzeigens der Sünde kenne . Denn :

à) lehrt auch der HK in Ubereinstimmung mit
dem kl . Kt . , daß das Gesetz nicht zur

Selbsfrechffertigung des Menschen gege -
ben ist , sondern zum Aufdecken der Sün -
de und zu der Erkenntnis , daß der Mensch
der Gnade in Jesus Christus bedarf ( HK 3,
114 , 115 ) ; er versteht die Erfüllung der Ge -
bote durch den Gerechfferfigten auch
nicht als ein nachträgliches Mitwirken des
Menschen zu seinem Feil , sondern selbst
als Heilsgabe Gottes ( vgl . oben unter
Ziff . J .
setzt andererseits auch der kl . Kf . voraus ,
daß die Gebote Gottes nicht nur Bedeu -

tung für die Erkennftnis der Sünde , son -
dern auch für das neue Leben des Ge -

rechfferfigten haben .

Das zeigt das den Erklärungen der Einzel -

gebote jeweils vorausgesfellte Grundgebot
„ Wir sollen Gott fürchten und li e ben “ , in

Verbindung mit den Hinweisen der Erklä -

rungen der 3 Artikel auf die Heiligung des
Lebens und mif den Erklärungen der 1. bis
3. Bitte , in denen um ein Geschehen des
Willens Gottes durch uns schon in diesem
Leben gebeten wird .

b —



Frage III :

In welchem Verhältnis zu 5 5 der Unionsurkunde

steht die Abendmahlslehre

a ) in CA X ?

b ) im kleinen Kafechismus Lufhers ?

c ) im Heidelberger Katechismus ?

Bei der Beantwortung dieser Frage muß man
sich vor Augen halfen , daß der HK insofern

nicht ganz auf derselben Vergleichsebene mit

CA und Kl. Kt . stehf , als er viel stärker als die

beiden lutherischen Bekennfnisse theologisch -

dogmatisch enffalfet ist . Während jene das Gan -

22 dleer lutherischen Abendmahlslehre zwar im

Ansafz , aber nicht in enffalteter Form enthalfen ,
bietet HK einen voll entwickelten reformierten

Lehrtypus vom Abendmahl .

a ) In welchem Verhälinis zu 5 5 der Unionsur -
kunde stehf die Abendmahlslehre in CA Art . X ?

Die für diese Fragen entscheidenden Formu -

lierungen des ò& 5 laufen :

1. bezüglich des Wesens der Sakramente im all -

gemeinen : „ Ein Sakrament ist eine heilige
und kirchliche Handlung , gestiftet von unse -
rem Herrn und Heiland Jesus Christus , in
Welcher uns unfer sichtbaren Zeichen un -
sichtbare Gnaden und Güter dargestellt und

gegeben werden . “

2. bezüglich der spezifischen Gabe des Abend -
mahls : „ Mit Brot und Wein empfangen wir

den Leib und das Blut Chrisfi zur Vereini -

gung mit ihm , unserm Herrn und Heiland . “

CAX laufet :

„ Von dem Abendmahl des Herrn wird also

gelehrt , daß wahrer Leib und Blut Chrisfi

Währhaftiglich unfer der Gesfalt des Brotes
und Weins im Abendmahl gegenwärtig sei
und da ausgefeilt und genommen werde . “

In der lafeinischen Fassung :

„ De coena Domini docent , quod corpus et

sanguis Christi vere adsint ef distribuanfur
Vescentibus in coena Domini . “

CA behauptef also sachlich

1. die reale Gegenwart des Leibes und Blutes
Jesu in den irdischen Elementen des Sakra -

mentes ,

2. die Speisung mit Leib und Blut Christi i n dem

leiblichen Vorgang des Essens und Trinkens

( daß Leib und Bluf . . unter der Gestalt usvr .

gegenwärtig sei und da ausgefeilt und ge -
nommen werde “ = „ . . . distribuantur vescen -
tibus in coñ Domini “ ) .

Wenn 8 5 der Unionsurkunde formuliert :

„ Mit Brot und Wein empfangen wir den Leib
und das Bluf Chrisfi . . , s0 ist damit jeden -
falls gesagt , daß die Speisung mif Leib und
Blut von dem Essen und Trinken der Elemen -
te nicht abstrahierf werden kann , daß beides
vielmehr unlöslich verbunden ist . Dabei
scheint die Frage zunächst offen zu bleiben , ob
Leib und Bluf den Elementen immanenf

gedacht , die geistliche Speisung also mit dem

leiblichen Essen als ein Vorgang zu denken

ist ( wie dies der Auffassung der CA ent⸗

spricht ) , oder ob das „ mit “ im Sinne der Ver -

bundenheif zweier einander parallel lau -

fender Vorgänge ausgelegft werden soll , 80

daß das Geniehen des Leibes und Blufes zwar

gleichzeifig mit dem leiblichen Genießben der

Elemenfe erfolgte , aber doch als ein geistlich -
übersinnliches Geschehen von diesem zu un -

terscheiden wäre ( s0 die Vorstellung des HK ,
siehe untfen zu III c) . Die Bestimmung , die 8 5

UU . dem Wesen der Sakramente im allgemei -
nen gibf , legt indessen die Entscheidung im

Sinne der ersten Alfernafive nahe . Denn

wenn dort gesagt wird , daß „ unter sichtbaren

Zeichen unsichftbare Enaden und Güter darge -
stellt und gegeben werden “ , so ist damit

das „ Zeichen “ ( in diesem Falle : Brot und

Wein ) zugleich als der Träger der realen

Ubermittlung des „ Gutes “ ( Leib und Bluf Je -

su ) gefaßt . Der Worflaut des 8 5 entspricht
also in der Sache dem Arfikel X der CR .

Er entspricht im Wortlaut der Auslegung ,
die CA X in der von Luther unterschriebenen

Wittenberger Konkordie 153 “ gefunden hat ,
die ebenfalls die Formel „ mit Brot und Wein “

gebraucht . Diese Formel also ist in einer bis

in die Reformafionszeit zurückreichenden Tra -

dition verankertf , die übrigens gerade im süd -

westdeutschen Raum eine gewisse Kontinui -

tät hatte ( vgl . das zu Fr . J Gesagte ) .

b ) In welchem Verhälinis zu § 5 der Unions -
urkunde steht die Abendmahlslehre im kl .

Katechismus Lufhers ?

Für die enftscheidende Frage nach der Weise
der Gegenwart und des Geniehßens von Leib
und Bluf Jesu gilt dasselbe , was unter a) zu dem

Verhälfnis von 8 5 und CA festgestellt wurde .

Der Kl. Kf . sagt : Das Sakrament des Alfars „ist
der wahre Leib und Blut unseres Herrn Jesu

Christi , unter dem Brot und Wein uns Christen

zu essen und zu trinken von Christo selbst ein -

gesefzt “ . Das „ mit “ des 8 5 widerspricht dieser

Formulierung nicht . Das „ unfer “ der allgemeinen

Wesensbestimmung der Sakramente ( „ unfer
sichtbaren Zeichen unsichtbare Güfer dargestellt
und gegeben “ ) klingt sogar wörtlich an sie an .

c ) In welchem Verhälfnis zu 5 5 der Unions -
urkunde steht die Abendmahlslehre im Hei -

delberger Katechismus ?

Hier ist zunächst die Abendmahlslehre des
K in ihrem Verhälinis zu der Lehre der lutheri -
schen Bekenntnisse zu umreißen .

Der HK definiertf in Fr . 66 das Sakrament im

allgemeinen als ein Wahrzeichen und Siegel ,
durch das uns Goft die Verheihung des Evange -
liums besser zu verstehen gibt und uns zugleich
ihrer Gültigkeit versicherf ( sie uns „Versiegelt “ ) .
Auf das Abendmahl bezogen isf das offenbar 80
zu Verstehen , daß das Sakrament als leiblicher

Vorgang , also die Elemente und ihr Genuß , nur
eine sichtbare Verdeuflichung und Zusicherung
geistlicher Güter isf , nicht aber diese Güfer selbsf
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in sich faßt . Zwar handelf es sich auch nach dem
HK im Abendmahl um eine Speisung und Trän -
kung mit dem Leibe und Blute Christi , jedoch
nicht in derselben unmittelbaren Einheif mit dem
Essen und Trinken der Elemente wie nach der
Lehre der lutherischen Bekennfnisse . Der Leib des
Herrn ist im Himmel 76) , nicht in den Elemenfen
(78) . Während im leiblichen Sakramenfsvollzug
Brot und Wein genossen wird , wird die Seele
durch eine besondere Wirkung des Hl . Geisfes
zum himmlischen Herrn erhoben und auf über -
sinnliche Weise mif seinem Leibe und Blute ge -
speisf und getränkt ( 75, 70 ) . Dieser geisfliche Vor -
gang wird durch den leiblichen Sakramentsvoll -
zug abgebildetf und bezeugtf , er ist aber nicht mit
ihm identisch . Es ist also hier im Unterschied 2u
der lutherischen Lehre die Heilsgabe und ihre
Zueignung den irdischen Elementen des Sakra -
mentes und ihrer leiblichen Applizierung nicht
immanent eingebunden , sondern gleichsam nur
Parallel zugeordnet gedacht , es gibt eine „geist -
liche “ Seite des Geschehens , die von der leib -
lichen streng zu unterscheiden ist . Zwar legt HR
ein starkes Gewichf darauf , daß so gewih das
eine geschehe , auch das andere geschehe R
79) . Beide Momente werden so , nachdem sie un -
terschieden sind , auch wieder eng mifeinan -
der verbunden . Nach gemeinreformierter An -
schauung gilt diese Verbundenheif jedoch nur
für den glaubenden Empfänger , der Ungläu -
bige und Unwürdige empfängt lediglich Brot
und Wein . Dieser Vorbehalt ist in HK nicht ent -
faltet , er ist aber indirekt ausgesprochen in der

Formulierung der Fr . 77 : „ Wo hat Christus Ver -
heißen , daß er die Gläubi gen so gewiß mit
seinem Leib und Bluf speist und trän !

P

EEkist
ferner implizit enthalten in der Feststellung ,
daß nur durch eine besondere Wirkung des Hl .
Geistes die Speisung der Seele mit dem wahren
Leibe geschieht , denn eine solche Wirkung des
Geistes ist nur am Glaubenden denkbar . Das bei -
de Seiten des Sakramentsgeschehens zusammen -
bindende „ so gewiß Als “ , in dessen Betonung
zweifellos der Punkt gröhßter Annäherung des
HK an die lutherische Auffassung liegt , bleibt
also unfter dem Vorbehalf , daß es nur dem Glau -
benden gilt . Dieser Vorbehalt ist den lutheri -
schen Bekenntfnissen fremd : nach ihnen emp -
fängt jedermann , unangesehen seine eigene in -
nere Haltung , mif Brot und Wein den Leib und
das Blut des Hermn , der Glaubende zum Heil , der
Ungläubige sich zum Gericht . Zwar ist dies , im
Unterschied zu anderen lutherischen Bekenntnis -
schriften , in CA und im El . Kt . nicht ausdrücklich

hervorgehoben , es isf aber als Folgerung in der
realen Gegenwart des Leibes und Blutes in den
Elementen mifgesefzf . Auch das „ genommen “ im
deutschen und das „ vescentibus “ im lateini -
schen Textf von CA X weisen in diese Richtfung .

Bei einem Vergleich der Abendmahlslehre
des HK mit 5 5 ist zunächsf die Definifion des
Sakramenfes im allgemeinen , die in Fr . 66 des
HR gegeben wird , mit der allgemeinen Wesens -
bestimmung des Sakramentes , die 5 5 aufstellt ,
zu konfronfieren . Wenn 8 5 sagt : „ Ein Sakra -
ment ist eine heilige und kirchliche Hand -
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lung . . , in welcher unter sichfbaren Zeichen un -
sichtbare Gnaden und Güter dargestellt und E
geben werden “ , so ist damit im Unterschied zu
HK 66 das Sakrament nicht nur als ein darsfel -
lendes und bestäfigendes Zeichen , sondern als
ein zwar darstellendes , aber zugleich die Sache
selbsf enthaltendes und übermiftelndes Zeichen
aufgefaßt . Die zitierte Formulierung des 8 5
schließt also jene Vorstellung des HK aus , wWo-
nach die Ubermiftlung der Heilsgabe selbst als
geistliches Geschehen von dem leiblichen Vor -
gang im Sakrament zu unterscheiden wäre . Viel -
mehr faßt § 5 beide Momenfe in eins zusammen
( nicht : unter sichfbaren Zeichen dargesfellt und
auf unsichfbare Weise gegeben , sondern : unfer
sichtbaren Zeichen dargestellt un d gegeben ) .
Bedeutsam ist , daß die ursprüngliche Formulie -
rung des betr . Satzes des & 5 in der Vorlage lau -
tete : „. . . unter sichtbaren Zeichen unsichfbàre
Gnaden und Güter dargesfellf und z ugesi -
cherft “ , das würde ganz mif HK 66 übereinsfim -
men . Die Unionssynode änderte aber in : „ . . dar -
gestfellt und gegeben “ , legte also Gewicht
darauf , hier mehr zu sagen , als was mit der Deu -
tung des Sakramentes als Vergewisserungszei -
chen gesagt ist .

Von daher ist die weifere Frage zu klären , wie
sich die Vorstellung des § 5 von dem Verhälfnis
von Leib und Bluf Jesu und den Elemenfen im
Abendmahl zu der entsprechenden Vorstellung
des HK verhält . Wenn 8 5 formuliert : „ Mit Brot
und Wein empfangen wir den Leib und das Blut
Christi . . . “ , so schließf diese Formel zwar ihren
MWortlautf nach die Vorstellung des HK von der
Parallelitäf zweier an sich zu unterscheidender
Gaben nicht unbedingt aus . ( „ Mit “ kann jd so -
wohl „ eingeschlossen in “ als auch „ zugeordnef
zu “ bedeuten . ] Aber die zuvor gegebene allge -
meine Wesensbestimmung des Sakramenfes mif
ihrer Formulierung „ unter sichtbaren Zeichen
dargestfellt und gegeben “ hat doch bereits Zei -
chen und Sache so eng zusammengeschlossen ,
daß auch für das „ mit “ die Auslegung im Sinne
der untrennbaren Verbundenheit ( nichf nur
gleichzeifigen Darbietung ) von Leib und Blut
Jesu mit den FElemenfen sich nahelegt . Vol .
oben das zu III à Gesagte . ) Aber selbst wenn
man das „ mit “ im Sinne einer bloßen Gleich -
zeiftigkeit zweier an sich verschiedener Gaben
deuten wollfe , so könnte dies nach 8 5 doch bei -
nesfalls so Verstanden werden , als könne die
eine Gabe ( Brot und Wein ) unter besfimmten
Umständen auch empfangen werden , o hne daß
die andere Leib und Blut ) gleichzeifig empfan -
gen wird . Mit solcher Auslegung wäre der Sinn
des „ mit “ , das , wenn nicht das In - eins - fallen , s0o
doch mindestens die unlöslich bestehende Ver -
bindung beider Momente sefat , verletfzt . Es wäre
dann auch das „ dargestellt und gegeben wer⸗
den “ fragwürdig gemacht , denn es wäre dann
eben nichf sicher , daß das Darsfellen wirklich
auch ein Geben ist . Wenn HK also zumindèest
andeufungsweise und implizif die gemeinrefor -
mierfe Lehre enfhälf , daß nur der Glaubende ,
nicht aber jeder Empfänger des Abendmahles
mit dem leiblichen Essen und Trinken auch den
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Leib des Herrn empfängt , so ist für diese Auffas -

sung in den Formulierungen des § 5 streng ge -

nommen kein Raum .

Zusammenfassend isf zu sagen : Die Abend -

mählslehre des 8 5 der Unionsurkunde kommt in

der entscheidenden Frage nach dem Verhältnis

des Leibes und Blutes Jesu zu den Elemenfen der

Abendmahlslehre von CA und Kl. Kt . sehr nahe .

Zu der Abendmahlslehre des HK steht sie nicht

in demselben nahen Verhälfnis . Indem die

Unionsurkunde in 8 5 „ zugesichert “ bevwrußt in

„ gegeben “ abgeändert hat , wurde vielmehr auch

die Abendmahlslehre des HK korrigiert .

Frage IV :

a ) Ist es lehrmäßig möglich , daß in derselben

Rirche CA , Lufhers kl . Katechismus und der

Heidelberger Katechismus unverkürzf in Gel⸗

tung stehen ?

Dies wäre nur möglich , wenn die drei Be -

kenntnisse in vollständigem Konsensus stünden .

Jeder Dissensus machf eine un verkürzfe

gleichzeitige Gelfung unmöglich . Da zwischen

CA und kl . Kt . einerseifs , HK andererseifs fak -

tisch in bestimmten Punkten ein Dissensus vor -

liegt , ist Frage IVña in der Form , in der sie ge -
stellt ist , zu verneinen .

Die hier vorliegende Schwierigkeit wurde

auch von der Unionssynode erkannt . Im Unter -

schied zu manchen anderen Unionsbildungen
ließ sie den dogmatischen Dissensus keineswegs
als gleichgültig auf sich beruhen , sondern war

bestrebt , ihn durch eine positive Darlegung des

in den fraglichen Punkten verbindlich zu Lehren -

den zu überwinden . Ihre Bemühung erstreckte

sich allerdings nur auf die Abendmahlslehre und

blieb insofern unvollsfändig , als die der Union

zugrundegelegten Bekenntnisse über diese hin -

Aus noch wWeifere Differenzen aufweisen . Diese

sind nunmehr zunächst darzulegen . Sie erstrek -

ken sich :

1. Auf die Lehre von der Taufe :

kI Et⸗
Die Taufe wirKkf Ver -
debung der Sünden und
Erlösung von Tod und
Teufel (Kkl. Kt . IV/ſ6õ).
Durch sie wird Gnade
angeboten ( CA II ) .

K:
Die Taufe erinnert
und vVersichert
dem vom Hl . Geist
zum Glauben Erweck -
ten , daß er im Gna -
denbunde Gottes stehtf
( HK 60) .

Kraft des mit ihr ver -
bundenen Wortes ist
die Taufe „ nicht allein
schlecht Wasser “ (kl . Kt .

Das „ äußerliche Was -
serbad “ ist oder bringt
nicht selbst die Abwa -
schung von den Sün -
den ( 72) sondern es ist
ein Versicherungszei -
chen der durch Bluf
und Geist Chrisfi voll -
zogenen geisfl . Reini -
gung von unsern Sün -
den (73) .

Der Unterschied zwischen den beiden lutheri -
schen Bekennfnissen einerseifs , dem HK anderer -
seits in der Auffassung des Verhälfnisses von
Zeichen und Sache isf also ähnlich wie der ent -
sprechende Unterschied in der Abendmahls -

IV/a2 ) , sondern „ ein gna -
denreich Wasser des Le -
bens “ (kl . Kt . IV / 10).

lehre : Für die lutherischen Bekenntnisse ist die

geistliche Gabe mif dem Vollzug der „ äußeren “
Wassertaufe eins . Der HK dagegen unterschei -

det sachlich und zeiflich zwischen geisflichem
Geschehen und leiblichem Taufvollzug , und

zwar so , daß der lefztere nur das Vergewisse -

rungszeichen für die unabhängig von ihm gege -
bene geisfliche Reinigung ist .

2. Auf die Chrisfologie .

Nach dem HK ist der erhöhte Chrisfus nach

seiner göttlichen Natur allgegenwärfig . Nach sei -

ner menschlichen Nafur befindef er sich aur

Rechten Gottes im Himmel und kann nichſ

gleichzeifig an irdischen Orten gegenwärtig
sein ( 47) . Dabei bleibf die Gottheit mit der

Menschheif vereinigt , übergreiff sie aber kraft

ihrer Allgegenwart und ist auch außerhalb ih -

rer gegenwärtig (48) .
Die Anschauung von der Ortsgebundenheif

der erhöhften Menschheif Jesu im Himmel vrurde
innerhalb gemeinreformierter Lehre als Gegen -
argument gegen die lutherische Lehre von der
realen Gegenwart des Leibes und Blutes Jesu in
den irdischen Elementen des Abendmahls ver -
Wandt , mit dem Einwand , diese löse die wahre
Menschheit des Herrn auf , indem sie sie eines
für sie Wesenflichen Momentes , nämlich der Orts -
gebundenheit , beraube . Die voll enffalfete luthe -
rische Abendmahlslehre sefzt diesem Einwand
die Lehre von der „ Ubiquität “ der Menschheif
des erhöhfen Herrn entgegen : da die mensch -
liche Nafur Jesu kraft ihrer innigen Vereinigung
mif der göttlichen Nafur an der Uberlegenheit
der göttlichen Allmachf über alle räumlichen
Schranken teilhat , darf und muß , dem Worflaut
der Einsetzungsworte entsprechend , die reale

Gegenwart des Leibes und Blufes Jesu in den ir -
dischen Elementen des Abendmahles geglaubt
Werden . Diese Uberzeugung , die für einen Ge -

samtvergleich lutherischer und reformierter Leh -

re nicht zu übergehen wäre , ist in den beiden
hier in Frage stehenden lutherischen Bekennt -

nissen , CA und kl . Kt . , unausgesprochen voraus -

gesetzt , aber nicht entfaltet . An diesem Punkt
macht sich die im Eingang zu Frage III hervor -

gehobene Verschiedenheif der hier zu verglei -
chenden Bekenntnisschriften im theologischen
Enffaltungsgrad bemerkbar .

3. HK 86 nimmt die Lehre vom „ Syllogismus
practicus “ auf , die in den lutherischen Bekennf⸗
nissen fehlt . Die Werke als Früchte des Glau -
bens werden hier reflexiv zur Vergewisserung
des eigenen Heilsstandes gewertef , während sol -
che Vergewisserung nach den lutherischen Be -
kenntnissen allein bei den Gnadenmitteln zu su -
chen ist .

Frage IV :

b ) Ist durch die Unionssynode und durch den
Beschluß ) der Generalsynode von 1855 die

Frage genügend geklärt , inwieweit in dersel -
hen Kirche CA , Lufhers kl . Kl . und der HR

nebeneinander in Gelfung stehen können ?

Nach CA VIII ist es „ genug zur wahren Fi⸗

nigkeit der chrisflichen Kirchen , daß da einträch -



tiglich nach reinem Verstand das Evangelium
gepredigt und die Sakramenfe dem götflichen
Wort gemäß gereicht werden “ . Die Einheit der
Kirche und ihrer Verkündigung beruhf also auf
ihrer Einheit im Versfändnis des Evangeliums
und im Verständnis und der Verwaltung der Sa -
kramente . Die zu IVb gestellte Frage kann also
Präzisiert werden : Sind die Schwierigkeifen ,
die einem einmütigen Versfändnis des Evange -
liums und der Sakramente durch jenes Neben -
einander der drei genannten Bekenntnisschriften
etW ] a erwachsen , durch die maßgebenden Doku -
mente des Selbstverständnisses der Evang . Kir -
che Badens in vollem Umfange behoben ?

Dazu ist zu sagen :

I. Im Verständnis des Evangeliums , nämlich der
Rechtfertigung des Sünders durch Christus im
Glauben , bestehf zwischen den drei zugrunde -
liegenden Bekenntnissen Ubereinstimmung .
Dies wurde in der Antwort zu Fr . Lſan den bei -
derseitigen Lehren von Wesen und Reichweife
der Sünde , vom Gesetz , von der Versöhnung ,
von Rechtfertigung und Heiligung , von den
guten Werken gezeigt .

2. Die Differenz im Verständnis des Abendmahls
ist , wie zu Fr. III gezeigt wurde , durch 8 5 der
Unionsurkunde beseifigt .

5. Von einigen der in der Unionssynode noch
nicht geklärten Differenzen wird man sagen
dürfen , daß sie teils nicht mehr aktuell , feils
unerheblich sind . Das ersfere gilt von dem
Na 2 dargelegten christologischen Streitpunkt ,der insofern bedeufungslos geworden ist , als
heute von reformierfer Seite die Bindung des
erhöhten Herrn nach seiner menschlichen Na -
tur an einen bestimmfen himmlischen Ort kaum
mehr als Argumenf gegen die lutherische
Abendmahlslehre verwandf wird . Das zweife
gilt bezüglich der IV à 5 ErWähnfen Lehre vom
„Syllogismus Pracficus “ . Man wird die Andeu -
tung dieser Lehre in HK 86 insofern als uner -heblich übergehen können , als dieses Theolo -
gumenon innerhalb des HK selbst nur sehr amRande steht und die typisch reformierfe Ge -
stalt der Prädestinationslehre , mit der es Sach -lich

2usammengehört , im HK überhaupt fehli .

4. Es bleibt der Unferschied zwischen CA und Kl.t. einerseits , HK andererseifs , im Verständnisdes Sakramentes der Taufe . Daß der Dissensusan dieser Stelle von der Unionssynode nicht
ebenso gesehen und geklärt wurde wie der -
lenige in der Abendmahlslehre , ist ein Ver -
sdumnis , das an einer für die Einheif der kirch -lichen Verkündung Wesenflichen Stelle im Be -kenntnisstand der Evang . Kirche Badens einegewisse Unklarheif bestehen läßf . Es wäre an -
zustreben , daß in Fortsetzung und Vertiefunges

in der Unionssynode begonnenen Werkes
auch im Verständnis dieses Sakramentes einèeKlärung erreicht wird , die den Dissensus derzugrundegelegten Bekenntnisse aufhebt .

Frage V:

Falls die Fragen IV a und IV h negativ zu beant -
Wworten sind : In welcher Weise ist etwa eine
Klärung und Interpretafion des Bekenntnissian -
des der Landeskirche denkbar , welche die be -
stehende Union nicht aufhebt und doch einer
möglichen Gefährdung der Eindeufigkeif und
damit der Einheit und Reinheif der Lehre be⸗

gegnet ?

Nach dem zu IV b Festgestellten betrifft diese
Frage die Differenzen der zugrundeliegenden
Bekenntnisse , abgesehen von der Abendmahls -
frage ( für diese ist ja in 8 5 der UU . eine Lehr -
enttscheidung gegeben , die die jeweils differie -
renden Aussagen der Bekenntnisse ersetzt ) , und
z2War vor allem die Differenz in der Lehre vom
Taufsakrament . Hier vermag vielleicht folgende
Erwägung einen Weg zur Klärung des Bekennt -
nisstandes anzubahnen :

Nach 8 2 der UU . isf der Confessio Augustana
gegenüber den beiden anderen Bekennfnis -
schriften offenbar eine hervorgehobene Stellung
gegeben . Der betr . Safz laufef :

„ Diese vereinigte eVang . - prot . Kirche legt
den Bekenntnisschriften , welche sPätferhin mit
dem Namen symbolischer Bücher bezeichnet
wurden und noch vor der wirklichen Tren -
nung in der evangelischen Kirche erschienen
sind , und unter diesen namenflich und aus -
drücklich der Augsburgischen Konfession im
allgemeinen , sowie den besonderen Bekennt⸗
nisschriften der beiden bisherigen evang . Kir -
chen im Großherzogtum Baden , dem Kate -
chismus Lufhers und dem Heidelberger Kate -
chismus , das ihnen bisher zuerkannte norma -tive Ansehen auch ferner . bei .
Hieraus läßtf sich entnehmen , daß die UU . je -denfalls die Confessio Augustana als das bei -

den evangelischen Konfessionen gemeinsame
zrundbekenntnis verstehf . Noch deutlicher er -

gibt sich dies aus der authenfischen Interprefa -
tion , die der 8 2 der UU . durch die Generalsyno -de 1855 erfahren haf .

Hier heißf es :
„ Diese in Geltung stehenden Bekenntnissesind die noch vor der wirklichen Trennung in

ler evangelischen Kirche erschienenen und
unter diesen namenflich und ausdrücklich :die Augsburgische Konfession Als das ge -meinsa me Grundbekennfnis der
eVang . Kirche in Deufschland so -
Wie die besonderen Bekenntnisschriften der
beiden früheren getrennten evang . Konfessio -
nen des Großherzogtums , der Lutherische Ka -
techismus und der Heidelberger Kafechismus . “

Diese Auffassung der Confessio Augustans alsgemeinsames Grundbekenntnis entfspricht für Ba -den insofern dem geschichflichen Tatbesfandals die Confessio Augustana nichf nur in demlutherischen Altbaden , sondern auch dem ehe -mals reformierfen Pfälzischen Landesteil als Be -kenntnisschrift in 6ffentlicher Geltung standdie unter Lerwähnte Unterzeichnung der Astana invariata durch Friedrich d. Frommen )
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Auf Grund dieses Tatbesfandes schlagen wir

folgendes vor :
Die Lehrunsicherheit in der evangelischen

Kirche Badens bezüglich der über die Abend -

maählsfrage hinausgreifenden Differenzen ihrer

Bekenntnisschriften könnte beseifigt werden ,
wenn jene geschichflich begründete und in der

UU . enthaltene Voraussefzung der Confessio Au -

gustana als gemeinsames Grundbekenntnis auf -

gegriffen und durch ausdrückliche Erklärung der

Confessio Augustana zur Lehrnorm im inhalt -

lichen Sinne Präzisiert würde . Die inhalt -

liche Geltung bleibt nach 8 2 der UU . im unkla -

ren , der Wortflaut des Nachsatzes „ insofern und

insoweit . . läßt auch eine Deutung au , die

den Bekenntnisschriften insgesamt nur eine for -

male Gelfung als Paradigmata des Protestes ge -

gen die Auforifäf der dogmatischen Traditfion für

„ freie Forschung in der Hl . Schrift “ zuerkennt .

Die Inferprefafion von 1855 bringt allerdings
eine Klärung im Sinne inhalflicher Autorität der

Bekennfnisse ) . Eine solche Feststellung würde

bedeuten : In der Frage der Abendmahlslehre

bleibt 8 5 der UU . in normafiver Geltung . In al -

len übrigen Fragen , vor allem im Verständnis

des Taufsakramentes , ist die Confessio Augusfa -
na und die Lehre der beiden Katechismen , so -

weit sie mit der Augustana übereinstimmt , àls

Lehrnorm anzusehen .

Frage VI :

Enfhält der gegenwärtige Kafechismus der Lan -

deskirche Sätze , die vom Bekenninis her zu be -
anstanden sind ?

1. Die Fragen 4 und 33 sind zumindest in der frag -
losen Nebeneinanderordnung von natürlicher

„ Offenbarung “ und biblischer Offenbarung un⸗

tragbar . Die Fragen widersprechen zwar ver -
botenus keiner Aussage der drei Bekenntnisse ,
weil ihre Fragesfellung in diesen gar nicht

gegeben isf . Aber sie widersprechen implizit
zumindesf der Erklärung Luthers zum 3. Glau -

bensarfikel .

Zu beansfanden sind die Fragen des Abschnit -

tes über die Kirche und das Wort . Frage 46

sagt über das Wesen der Kirche weniger als die

drei Bekenntnisse , da die Bezugnahme auf das

Wort als die Kirche konstfituierenden Faktor

fehlt . Darüber hinaus fehlt die Bezugnahme auf

die Sakramente , die CA 7 mit dem Wort zu -

sammen als konstituierender Faktor genannt
Werden .

Frage 4 / bringt den Bezug auf das Wort

zwar nach , redet aber von der Wortverkündi -

gung nur als Auf gabee der Kirche , nicht als

der die Kirche gründenden und erhaltenden

Kraff , wie dies sowohl nach den lutherischen Be -

kennfnissen als nach dem HK geschehen müß -

te . Der Kirchenbegriff kann nach Fr . 46 und 47

allzuleicht im Sinne eines „ Gesinnungs -
vereins “ versfanden werden ( Christus hatf

ihn „ gegründet “ , die Taufe ist der Aufnahme -

ritus , die Wortverkündigung ist die Auhberung
und Bestäfigung seiner Eigenart ) . Es fehlf das

im weiteren Sinne sakramentale Element des

ständigen Konstituiert - und Getragenwerdens
der Kirche in der Wirklichkeif des Christus

Praesens in Wort und Sakrament .

Der Schluß der Fr . 48 ist unglücklich in der

Formulierung : Nicht nur die evang . - Prot . , son -

dern alle Kirchen finden nur im Glauben àn

Christus Gerechtfigkeit und Seligkeif ( sofern
auch in ihnen solcher Glaube gegebenenfalls
in Widerspruch zu ihren Dogmen lebt ) , aber

die evang . - Prot . Kirche bekennf dies .

Fr . 55 ist zu intellektualisfisch gefaßf . Nach

den Bekenntnissen ist das Wort Gottes die vi -

Vd vox des Gesetzes und des Evangeliums in

der Kirche , und als solche nichtf nur die Offen -

barung , sondern die Aus übun g, der Voll

2 ug des „ göttlichen Willens und Ratschlusses

zu unserem zeitlichen und ewigen Heil “ .

Besonders mangelhaft sind die Fragen über die

Taufe .

Fr . 60 gibt nur sehr allgemein und unklar das

wieder , Wwas nach kl . Kf . IV é und doch auch

nach HK 69 und 70 die Gabe der hl . Taufe ist .

Fr . 61 bleibt in der Aussage über die Bedeu -

tung des sichtbaren Zeichens bei der Taufe so -

gaàr hinter dem HK zurück , sofern auch bei ihm

das äußberliche Wasserbad die Reinigung der
Seele durch Chrisfi Wort und Geist nicht nur
bedeufet ( s0 bad . Kat . ) , sondern die kon -
krete Gegenwart dieser Gabe anzeigt und ver .

bürgt .
Frage 64 ist zu moralisfisch gefaßt . Nach

den Bekenntnissen wirkt Goff durch die im
Glauben wieder und wieder ergriffene Taufe

das , Wovon hier gesagt wird , der Mensch
werde durch die Taufe dazu verpflichfef ,
es zu machen — nämlich : „ den alten Men -
schen in den Tod zu geben und als neuer
Mensch aufzusfehen “ .

In summa : Die Tauffragen des gegenwärti⸗

gen Katechismus bleiben zumindest in den

Formulierungen sogar hinter dem den drei Be -
kenntnissen gemeinsamen Minimum noch azu-
rück . Es zeigt sich hier Praktisch , wie wichtig
gerade die bei der Unionsschließung unterlas -

sene Klärung der Tauflehre war .

Zur Abendmahlslehre :

Fr . 71 bewegt sich in einem unklaren Mora -
lismus ähnlich der entsprechenden Fr . 64 bei
der Tauflehre . Das Wachstum in der FHeili⸗

gung ist nach allen drei Bekenntnissen nicht

etWas , Wozu wir „ bewogen “ werden ( noch da -

zu durch unsere würdige Teilnahme aàam hl .

Abendmahl — schon die Formulierung der

Frage ist ganz unklar , ja sinnlos ) , sondern es ist
die Gabe des Abendmahls und der in ihm ge -
schenkten Christusgemeinschaff selbst .

Abgesehen von den angeführfen Punkten , in

denen der gegenwärfige Kafechismus geradezu
dogmatische Irrtümer enthälf , zeigt er im Ganzen
eine so matte und unbestimmte Sprachgestalt ,
dabb die Schaffung eines neuen Kafechismus

dringend erforderlich erscheinf . Hierzu könnte

erwogen werden die Wiederaufnahme des El.

Kt . Luthers mit Beifügung wesentlicher Stücke

des Heidelberger Katechismus im Auszug .
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